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Im Vordergrund der wissenschaftlichen Diskussion um die Sicherstellung nachhaltiger
Finanzierungsgrundlagen des in der Bundesrepublik Deutschland wichtigsten Systems der
Alterssicherung steht die Verschiebung der altersma¨ßigen Zusammensetzung der Bevo¨lkerung.
Die kontinuierliche Zunahme der ferneren Lebenserwartung begleitet von anhaltend niedrigen
Geburtenraten bewirkt eine ausgepra¨gte Alterung der Bevo¨lkerung mit der Folge eines in den
kommenden Dekaden steigenden Finanzbedarfs vor allem fu¨r die Gesetzliche Rentenversiche-
rung, aber auch fu¨r die Gesetzliche Kranken- und Soziale Pflegeversicherung. Da sich die
sozialen Sicherungssysteme in der Bundesrepublik nach dem Umlageverfahren finanzieren,
− d.h. dem abha¨ngig bescha¨ftigten Bevo¨lkerungsteil Beitra¨ge zur Alimentierung der a¨lteren
Generation abverlangt werden −, ist fu¨r die materielle, medizinische und pflegerische Ver-
sorgung im Alter das Zahlenverha¨ltnis von im Ruhestand befindlichen Personen zu Personen
im Erwerbsleben maßgebend.1 Eine na¨here Betrachtung la¨sst erkennen, dass die bereits vor
dem Wirksamwerden der demographischen Alterung ungu¨nstige Finanzlage in den sozialen
Sicherungssystemen, nicht allein auf die schlechte Bescha¨ftigungssituation zuru¨ckzufu¨hren ist,
sondern daru¨ber hinaus durch die vornehmlich in den 70er und 80er Jahren erfolgte Auswei-
tung des Leistungsumfanges der Arbeitslosenversicherung und Rentenversicherung in Form
der Finanzierung des Vorruhestandes belastet wird. Die allma¨hliche Anhebung der Altersgren-
zen und die Einfu¨hrung von Abschla¨gen bei vorzeitiger Inanspruchnahme der verschiedenen
Altersrenten seit 1992 sollten den vorher induzierten Trend zur fru¨hen Berentung umkehren,
um die daraus resultierende Beitragsbelastung der Versichertengemeinschaft zu begrenzen.
1Mit der 1983 eingefu¨hrten Eigenbeteiligung entrichten auch Rentenbezieher Krankenversicherungsbeitra¨ge
auf ihre Renten (und auch Pflegeversicherungsbeitra¨ge seit ihrer Einfu¨hrung 1995), jedoch decken diese gerade
einmal 47% der fu¨r sie aufgewandten Ausgaben in Ho¨he von fast 70 Mrd. Euro im Jahr 2006 (BMG (2007)).
2 Kapitel 1. Einfu¨hrung
Die vorliegende Arbeit zeigt, warum auch bei versicherungsmathematisch korrekt ermittelten
Abschla¨gen der Anreiz fortbesteht, − wenn auch in geringerem Umfang als vor Einfu¨hrung
der Rentenabschla¨ge −, den Ruhestandszeitpunkt vor Erreichen der Regelaltersgrenze zu
wa¨hlen. Daru¨ber hinaus wird gezeigt, dass die Anwendung versicherungstechnischer Renten-
abschla¨ge in einem fiskalisch interdependenten lohnzentrierten sozialen Sicherungssystem die
Finanzierungsneutralita¨t der Rentenversicherung nicht gewa¨hrleisten kann. Die theoretische
und empirische Analyse ergibt schließlich, dass die Anhebung der Rentenabschla¨ge den An-
reiz, vorzeitig aus dem Erwerbsleben auszutreten, nicht beseitigen kann und insoweit auch
nicht geeignet ist, nachhaltige Finanzierungsgrundlagen fu¨r die sozialen Sicherungssysteme
sicherzustellen.
Aufbau der Analyse
Die grundsa¨tzlich vorstellbaren Konstruktionsmo¨glichkeiten von Alterssicherungssystemen
sowie deren prinzipielle Finanzierungsweisen sollen im sich anschließenden Kapitel 2 zum
Thema der Arbeit hinfu¨hren. Die sich aus der Alterung und der Vera¨nderung der Erwerbss-
truktur ergebenden Finanzierungsprobleme bei lohnorientierter Beitragsbemessung in den
Sozialversicherungen sind Gegenstand von Kapitel 3. Der sich infolgedessen verringernde Zu-
wachs an Finanziers des Systems induziert, − wie im ersten Teil von Kapitel 4 gezeigt wird −,
eine implizite Besteuerung der Beitra¨ge zum umlagefinanzierten Alterssicherungssystem ”Ge-
setzliche Rentenversicherung“ mit negativen Wirkungen auf die sozialversicherungspflichtige
Erwerbsbeteiligung, insbesondere der a¨lteren Arbeitnehmer. Im zweiten Teil von Kapitel 4
werden die Anreizwirkungen versicherungsmathematisch fairer Abschla¨ge in lohnzentrierten
Systemen der sozialen Sicherung im Vergleich zu einer privaten Absicherung der biometri-
schen Risiken Langlebigkeit, Krankheit und Pflegebedu¨rftigkeit theoretisch untersucht. Da die
analytisch abgeleiteten Reaktionen des Individuums auf eine Variation der Abgabensa¨tze kei-
nen Ru¨ckschluss auf die A¨nderungsrichtung des optimalen Ruhestandszeitpunktes erlauben,
wird in Kapitel 5 zuna¨chst ein U¨berblick u¨ber Methoden und Spezifikationen zur empiri-
schen Analyse des Ruhestandsverhaltens gegeben, um im sich anschließenden Kapitel 6 vor
dem Hintergrund der institutionellen Bedingungen fu¨r einen vorzeitigen Rentenbezug in der
Gesetzlichen Rentenversicherung die Ru¨ckzugsentscheidung aus der Erwerbsta¨tigkeit mit ge-
eigneten Verfahren empirisch zu untersuchen. Auf der Basis der theoretischen und empirischen
Ergebnisse wird in Kapitel 9 ein Maßnahmenbu¨ndel vorgestellt, welches eine anreizkompatible
und finanzpolitisch nachhaltige Ausrichtung des Sozialsystems gewa¨hrleistet.
Kapitel 2
Grundlagen zu Alterssicherungssystemen
2.1 Das grundlegende Problem der Alterssicherung
Prinzipiell mu¨ssen Instrumente der Alterssicherung geeignet sein, folgender Anforderung ge-
recht zu werden: Normalerweise u¨berleben Menschen ihre Phase o¨konomischer Aktivita¨t, in
der sie ihren Lebensunterhalt selbst bestreiten ko¨nnen, um einige Zeit, deren Dauer aber
ex ante ungewiss ist. Demnach hat ein ada¨quates Alterssicherungssystem v.a. folgende zwei
Funktionen wahrzunehmen(Boskin (1977)):
• Gewa¨hrleistung eines Einkommens im Alter sowie
• Absicherung gegen das biometrische Risiko der Langlebigkeit, also des ungewissen
Todeszeitpunktes (Versicherung).
Diesen beiden grundlegenden Anforderungen an ein Alterssicherungssystem wurde bisher auf
unterschiedlichen Wegen begegnet. Die bedeutendsten Institutionen hierfu¨r waren bzw. sind
nach Boskin (1977) und Bo¨rsch-Supan (2005):
• der Familienverbund,
• die Finanzma¨rkte und
• der Staat.
Historisch variierte die Bedeutung dieser Institutionen stark. Betrachtet man sie aus
o¨konomischer Perspektive, so weisen sie erhebliche Unterschiede hinsichtlich ihrer Vorzu¨ge
und Schwa¨chen auf (vgl. Kotlikoff und Spivak (1981)).
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Nach Homburg (1988) lassen sich die im Zeitverlauf ausgebildeten Alterssicherungssysteme






voneinander abgrenzen, wobei typischerweise lediglich zwei Verfahren zur Disposition stehen:
• staatliche Umlagesysteme mit Zwangsmitgliedschaft, die umverteilende Elemente bein-
halten und einen Risikoausgleich vorsehen wie die GRV und
• private kapitalfundierte Systeme, die obligatorisch sind, ohne Umverteilung und mit oder
ohne Risikoausgleich ausgestaltet sind.
Bei der Analyse von Alterssicherungssystemen wird davon ausgegangen, dass das Lang-
lebigkeitsrisiko im Rahmen des versicherten Kollektivs einem perfekten Risikoausgleich un-
terliegt, sodass dieser Aspekt zumeist vernachla¨ssigt wird und der Transfer des Einkommens
von der Erwerbs- in die Ruhestandsphase im Vordergrund steht. Dennoch lassen sich in der
Realita¨t die typischen Lebensphasen, mit denen einfache Modelle vorzugsweise arbeiten, nicht
so klar abgrenzen, wodurch Versicherungsgesichtspunkte der Alterssicherung zum Problem
werden, sobald sich die durchschnittliche Lebenserwartung unvorhergesehen oder in unsiche-
rem Umfang a¨ndert, wie nachfolgend im Modell u¨berlappender Generationen sehr einfach
illustriert wird.
2.2 Finanzierungsverfahren von Alterssicherungssystemen
Die prinzipielle Funktionsweise der beiden Finanzierungsverfahren in der Alterssicherung −
das Umlageverfahren und das Kapitaldeckungsverfahren − wird in der o¨konomischen Theo-
rie der Alterssicherung seit den einfu¨hrenden Arbeiten von Samuelson (1958) und Diamond
(1965) mit einem Modell u¨berlappender Generationen dargestellt, weil es alle relevanten
Elemente von Alterssicherungsverfahren entha¨lt und daher einen Effizienzvergleich zwischen
Finanzierungsverfahren fu¨r Rentensysteme erlaubt (Fenge (1997)). In diesen Generationen-
modellen wird die gesamte Erwerbsphase eines Individuums sowie der sich anschließende
Ruhestand zu jeweils einer Periode identischer La¨nge zusammengefasst. Jedes Individuum
lebt in dieser Modellwelt genau zwei Perioden lang, wobei es in der ersten erwerbsta¨tig ist
und in der zweiten im Ruhestand (Breyer und Ulrich (2000)).1
1Die Lebensspanne bis zum Eintritt ins Erwerbsleben ha¨ngt zumeist von den Entscheidungen der Eltern
ab, sodass diese Phase ignoriert werden kann.
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2.2.1 Das Kapitaldeckungsverfahren
Im Kapitaldeckungsverfahren zahlt das Individuum wa¨hrend seiner Erwerbsta¨tigenzeit Bei-
tra¨ge zu einer kapitalfundierten Rentenversicherung und erha¨lt im Ruhestand das angesam-
melte Kapital samt Anlageergebnis unter Beru¨cksichtigung der biometrischen Rechnungs-
grundlagen als Annuita¨t bis zu seinem Ableben ausgezahlt. In einem kapitalgedeckten Ren-
tensystem werden die Beitra¨ge eines Individuums also nicht wie in einem Umlageverfahren
unverzu¨glich an die Rentenbezieher weitergegeben, sondern bis zum Renteneintritt auf dem
Kapitalmarkt angelegt. Das Individuum entrichtet in seiner Erwerbsta¨tigenperiode t einen
Beitrag, der sich als Produkt aus seinem Lohn in der aktiven Zeit wt und dem Beitragssatz
bt ergibt. In seiner Rentenphase erha¨lt es seine eingezahlten Beitra¨ge verzinst mit rt+1 als
Rentenannuita¨t pt+1 wieder
pt+1 = (1 + rt+1)btwt, (2.1)
wobei der Subindex die betrachtete Periode kennzeichnet.
Die interne Rendite it+1 als Maß fu¨r die Verzinsung der geleisteten Beitra¨ge ermittelt man,
indem man die Rente den in der Einzahlungsphase geleisteten Beitra¨gen gegenu¨berstellt




Die interne Rendite des Kapitaldeckungsverfahrens iKDVt+1 entspricht demnach gerade der vom
Rentenversicherer in Abha¨ngigkeit des Kapitalanlageergebnisses und der erwarteten Lebens-
erwartung gewa¨hrten Verzinsung rt+1
1 + iKDVt+1 = 1 + rt+1. (2.3)
Wu¨rde in einem Kapitaldeckungsverfahren ein u¨ber die Zeit konstanter Beitragssatz erhoben
bt = b fu¨r alle t, (2.4)
dann wu¨rde die Rentenho¨he
pt+1 = (1 + rt+1)bwt (2.5)
durch das Lohnniveau der Vorperiode und die am Kapitalmarkt erzielte Verzinsung deter-
miniert. Die Fixierung des Beitragssatzes fu¨r alle Folgeperioden auf einen bestimmten Wert
tangiert die interne Verzinsung der gezahlten Beitra¨ge nicht. Beru¨hrt wird aber das brut-
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wobei gt+1 die Wachstumsrate des Bruttolohns von Periode t zur Periode t+ 1 kennzeichnet.
Die relative Versorgungssituation der Rentner bei zeitinvariatem Beitragssatz ha¨ngt direkt
von dessen festgelegter Ho¨he, der internen Rendite der kapitalfundierten Rentenversicherung
und der Entwicklung der Lo¨hne ab. Mit zunehmendem Wachstum der Arbeitsentgelte geht
das Rentenniveau zuru¨ck, da die Renteneinkommen von einer Erho¨hung der Lohnsa¨tze nicht
profitieren und in Relation zum Erwerbseinkommen abnehmen.
Statt der Politik der Beitragssatzkonstanz ko¨nnte die Rentenversicherungsanstalt alternativ
die Gewa¨hrung eines konstanten Rentenniveaus anstreben (Homburg (1988)), d.h.
qt+1 = q fu¨r alle t. (2.7)
Auch bei dieser Politik ergebe sich im Kapitaldeckungsverfahren keine Ru¨ckwirkung auf die
interne Verzinsung der Beitra¨ge. Die Umsetzungsschwierigkeit dieser Politikstrategie in ei-






Um den Mitgliedern der Generation t das gewa¨hlte relative Versorgungsniveau im Ruhestand
zu garantieren, mu¨sste der erforderliche Beitragssatz unter Beru¨cksichtigung der zuku¨nftigen
Reallohnentwicklung kalkuliert werden. Im Hinblick auf die Periodenla¨nge von anna¨hernd 40
Jahren du¨rfte sich diese Prognose als a¨ußerst schwierig erweisen. Schnell wachsende Real-
einkommen bringen diese Politik in eine preka¨re Situation, da der Beitragssatz bei sonst
unvera¨nderten Gegebenheiten linear mit der Wachstumsrate der Lo¨hne angehoben werden
mu¨sste. Dieses Problem resultiert zwangsweise aus dem Konzept des ”relativen Versorgungs-
niveaus“.
2.2.2 Das Umlageverfahren
Nahezu alle staatlichen Rentensysteme finanzieren sich zumindest zum Teil im Umlagever-
fahren. Konstitutives Merkmal ist die Erhebung von Beitra¨gen respektive Steuern von dem
erwerbsta¨tigen Teil der Bevo¨lkerung durch den Staat. Die eingezogenen Beitra¨ge2 werden
umgehend, d.h. noch in derselben Periode, an die im Ruhestand befindlichen Jahrga¨nge
weitergegeben. Infolgedessen ergibt sich die Grundgleichung einer umlagefinanzierten Ren-
tenversicherung als
Einnahment+1 = Ausgabent+1. (2.9)
2Der Rentenversicherungsbeitrag kann formal auch als Steuer erhoben werden. Im Folgenden wird aber in
Anlehnung an das deutsche Rentenversicherungssystem von Beitra¨gen ausgegangen.
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Die zur Finanzierung erforderlichen Einnahmen des Rentensystems speisen sich aus den Bei-
tra¨gen bt+1wt+1 der in t+ 1 lebenden versicherungspflichtig Bescha¨ftigten Nt+1. Analog er-
geben sich die Ausgaben in der Periode t+ 1 aus den fa¨lligen Rentenzahlungen pt+1 fu¨r die
im Rentenalter befindliche Zahl der Versicherten Nt
bt+1wt+1Nt+1 = pt+1Nt. (2.10)
Gema¨ß dieser Fundamentalgleichung la¨sst sich auch im Umlageverfahren die Politik der Bei-
tragssatzkonstanz verfolgen
bt+1 = b =
pt+1Nt
wt+1Nt+1
fu¨r alle t. (2.11)
Die Rentenho¨he ha¨ngt in diesem Regime vom Lohnniveau und der Anzahl der Erwerbsta¨tigen











Verfolgt man hingegen eine Politik des konstanten Rentenniveaus u¨ber alle Perioden
qt+1 = q fu¨r alle t, (2.14)








wie das Auflo¨sen der Gleichung (2.10) nach dem Rentenversicherungsbeitragssatz bt+1 und
die anschließende Beru¨cksichtigung der Politikstrategie (Gleichung (2.14)) ergeben. Die Ho¨he
des Beitragssatzes bemisst sich demgema¨ß nach dem zu gewa¨hrleistenden Rentenniveau sowie
dem Rentnerquotienten3.
Es kann nicht weiter verwundern, dass die Rentenho¨he bzw. der Beitragssatz unter der jewei-
ligen Politikvariante von der Relation der Beitragszahler zu den Rentenempfa¨ngern abha¨ngt.
Die Rente wird bei konstantem Beitragssatz und dem herrschenden Lohn umso gro¨ßer aus-
fallen ko¨nnen, je zahlreicher die Beitragszahler und/oder weniger Rentenbezieher vertreten
3Anzahl der Rentenempfa¨nger dividiert durch die Anzahl der Beitragszahler.
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sind. Entsprechend wird der notwendige Beitragssatz zur Sicherstellung eines bestimmten
Rentenniveaus umso geringer sein ko¨nnen, je niedriger der Rentnerquotient ist.
Wie eben ausgefu¨hrt interagieren in einem Umlageverfahren, aber auch in einem Kapitalde-
ckungsverfahren v.a. zwei Gro¨ßen, na¨mlich der Beitragssatz und das Rentenniveau: Wa¨hlt
man eine von beiden als Zielgro¨ße, so ergibt sich die andere als Steuerungsvariable zur Errei-
chung des gewa¨hlten Beitragssatzes bzw. Rentenniveaus4, da die Anzahl der Erwerbsta¨tigen
sowie die Anzahl der Rentner von der Politik nur in begrenztem Umfang variiert werden
kann.
Aus dem Zusammenspiel beider Gro¨ßen ergibt sich jeweils auch die interne Verzinsung, die
im Umlageverfahren − durch die Wahl der verschiedenen Politikalternativen (konstanter Bei-
tragssatz, konstantes Rentenniveau, Politik nach dem A¨quivalenzprinzip) und innerhalb be-
stimmter Grenzen, bspw. bmax < 1 − beeinflussbar ist:





= (1 + gt+1)(1 + nt+1)
= 1 + gt+1 + nt+1 + gt+1nt+1
≈ 1 + gt+1 + nt+1, (2.16)
wobei die letzte Formulierung unterstellt, dass gt+1nt+1 vernachla¨ssigbar ist.





= (1 + gt+1)(1 + nt). (2.17)
Damit ha¨ngt die interne Verzinsung der Beitra¨ge in einem umlagefinanzierten Rentensystem
von der Zuwachsrate der Reallo¨hne gt+1 und der Erwerbsta¨tigenzahl nt+1 ab. Dass die Renta-
bilita¨t einer umlagefinanzierten Rentenversicherung durch das Lohnsummenwachstum deter-
miniert wird, wurde erstmals von Aaron (1966) entdeckt und ist daher als Aaron-Bedingung
bekannt.
4Derzeit sind beide Gro¨ßen, na¨mlich der Beitragssatz wie auch das Rentenniveau als Zielgro¨ßen festgesetzt.
Nach den Beschlu¨ssen der rot-gru¨nen Koalition soll der Beitragssatz zur Rentenversicherung bis 2030 unter
22% bleiben und das Rentenniveau gema¨ß Niveausicherungsklausel 46% bis 2020 und 43% bis 2030 nicht
unterschreiten. Diese Vorgehensweise scheint vor dem Hintergrund, dass die Schutzklausel negative Rentenan-
passungen verhindert, sehr fragwu¨rdig (siehe hierzu den Beitrag von Gasche (2005)).
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Eine Abnahme der Erwerbsta¨tigenzahl fu¨hrt im Umlageverfahren zu einem Ru¨ckgang der
Rendite, sofern das Wachstum der Arbeitsproduktivita¨t keine U¨berkompensation erlaubt.
Wa¨hrend die interne Rendite in einem Regime konstanter Beitragssa¨tze vom Wachstum
der Erwerbsta¨tigenzahl der nachfolgenden Generation abha¨ngt, ist sie bei einer Politik ei-
nes konstanten Rentenniveaus vom Wachstum der eigenen Generation abha¨ngig. Der Grund
ist, dass der Beitragssatz, den man entrichten musste, um das vorgegebene Rentenniveau
zu gewa¨hrleisten, eine Anpassung an die in der vorausgegangenen Periode herrschende Re-
lation der eigenen Erwerbsta¨tigenkohorte zu den damaligen Rentenempfa¨ngern erfuhr. Im
System konstanter Beitragssa¨tze hingegen determiniert das Wachstum der nachfolgenden Er-
werbsta¨tigengeneration die interne Verzinsung, weil deren Gro¨ße fu¨r die Ho¨he der eigenen
Rente maßgeblich ist.
Als letzte Politikalternative ko¨nnte der Staat die Einhaltung des A¨quivalenzprinzips anstre-
ben, d.h. innerhalb des Umlageverfahrens eine interne Ertragsrate in Ho¨he der Verzinsung
einer kapitalfundierten Rentenversicherung anbieten (Homburg (1988)):
1 + iUV,A¨Qt+1 = 1 + rt+1 fu¨r alle t. (2.18)
Nach Verwendung der Gleichung (2.10) in der Bestimmungsgleichung (2.2) erha¨lt man fu¨r
den erforderlichen Beitragssatz folgende Beziehung:
bt+1 =
1 + rt
(1 + nt+1)(1 + gt+1)
bt. (2.19)
Solange die Gleichheit des Lohnsummenwachstums und der biometrisch adjustierten Ver-
zinsung der kapitalgedeckten Rentenversicherung gegeben ist, ist Beitragssatzkonstanz
gewa¨hrleistet. Liegt die kapitalmarktorientierte Verzinsung dauerhaft u¨ber der Zuwachsra-
te der Lohnsumme, ist von Periode zu Periode eine Beitragssatzerho¨hung von No¨ten. Fu¨r
diese Konstellation la¨uft der Grenzwert des Beitragssatzes u¨ber die 100%−Marke hinaus
lim
t→∞ bt > 1,
sodass diese Politik undurchfu¨hrbar wird.
Nachdem sich die verbreiteten umlagefinanzierten Alterssicherungssysteme im Wesentlichen
nach ihrer Sicherungsfunktion sowie nach ihrer A¨quivalenzbeziehung zwischen den geleisteten
Beitra¨gen und Rentenanwartschaften unterscheiden lassen (s. Conde-Ruiz und Profeta (2004)
und Conde-Ruiz und Galasso (2007)), wird hierauf im Folgenden kurz eingegangen.
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2.2.2.1 Grundsicherung
Kernidee eines Grundsicherungssystems ist die Absicherung des Existenzminimums im Al-
ter. Das Konzept fu¨r ein solches Alterssicherungssystem formulierte Lord Beveridge in dem
nach ihm benannten Beveridge Report, der auch den Grundstein fu¨r die Einfu¨hrung eines
solchen Systems im Vereinigten Ko¨nigreich legte (Barr (2004)). Zumeist erfolgt auch hier der
fu¨r ein Umlageverfahren charakteristische periodische Budgetausgleich ohne nennenswerte
Reservenbildung (s. Gleichung 2.9). Der wesentliche Unterschied zu einem beitragsfinanzier-
ten Rentensystem liegt in den Finanzierungsgrundlagen und damit in der Bemessung der
Zahlungen. Grundsicherungssysteme sind na¨mlich grundsa¨tzlich steuerfinanziert.
Da Steuern als Zwangsabgaben ohne Anspruch auf eine spezifische Gegenleistung erhoben
werden, kann aus ihnen kein genau quantifizierbarer Anspruch auf Leistungen aus einem
Grundsicherungssystem erwachsen. In La¨ndern mit einem Grundsicherungssystem resultiert
daher ein Anrecht auf eine Rente typischerweise aufgrund anderer Merkmale, wie bspw. auf-
grund der Staatsangeho¨rigkeit oder der Aufenthaltsdauer in dem jeweiligen Land. Dies ist
aber vielmehr eine juristische als o¨konomische Frage. Von o¨konomischer Relevanz ist in ei-
nem derart ausgestalteten Rentensystem, wer und in welchem Umfang zu dessen Finanzierung
belangt wird. Sofern nicht bestimmte Gruppen von vornherein ausgenommen sind, weil le-
diglich bestimmte Steuerarten zur Generierung des Aufkommens dienen, ko¨nnen von einer
Steuerfinanzierung generell alle betroffen sein. Demzufolge ko¨nnen selbst die Empfa¨nger von
Rentenleistungen zu ihrer Finanzierung herangezogen werden, wenn statt des Lohneinkom-
mens der private Verbrauch als Steuerbemessungsgrundlage − etwa durch die Umsatzsteuer
oder O¨kosteuer − zugrundegelegt wird. In der Tendenz kann in einem umlagefinanzierten
Grundsicherungssystem, das auf Verbrauchssteuern als Finanzierungsquellen basiert, die aus
der demographischen Alterung resultierende finanzielle Belastung in begrenztem Umfang ge-
mildert werden.
Die Leistungsseite eines Grundsicherungssystems gewa¨hrt − unabha¨ngig von den erbrach-
ten Vorleistungen − einen festen Anteil am Durchschnittseinkommen. Gema¨ß Conde-Ruiz
und Profeta (2004), Casamatta et al. (2000) sowie Pestieau (1999) la¨sst sich die aus einem
Grundsicherungssystem resultierende Rente p bezogen auf die Vorleistungen formulieren als
pt+1 = (1 + nt)(1 + gt+1)τw, (2.20)
wobei w der Durchschnittslohn und τ , der auf den Durchschnittslohn erhobene Steuersatz
ist. Ergo verfolgt ein solches System implizit eine Politik des konstanten Rentenniveaus. Der
systemimmanente Unterschied zu dem bisher dargestellten beitragsfinanzierten Rentensys-
tem besteht in der Steuerfinanzierung sowie der Unabha¨ngigkeit der Rentenho¨he von den
geleisteten Steuerzahlungen.
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2.2.2.2 Lebensstandardsicherung
Wa¨hrend ein Grundsicherungssystem in aller Regel eine Minimalabsicherung der Individuen
vorsieht, versucht ein auf Lebensstandardsicherung abzielendes Rentensystem, die im Er-
werbsleben erzielte relative Einkommensposition in der Ruhestandsphase beizubehalten. Le-
bensstandardsichernde Rentensysteme finanzieren sich u¨ber Beitra¨ge und zielen darauf ab, In-
dividuen derselben Kohorte nach dem U¨bergang in den Ruhestand auf der Stufe der Einkom-
menspyramide zu belassen, die sie wa¨hrend ihrer Erwerbsbiographie inne hatten. Die Bemes-
sung der Renten nach diesem Prinzip folgt demnach dem Grundsatz der Teilhabea¨quivalenz.
Aufgrund des entrichteten Beitragsvolumens la¨sst diese Form der Finanzierung im Gegen-
satz zur Steuerfinanzierung einen Anspruch auf Gegenleistung entstehen, der in der GRV als
Anwartschaft durch den Eigentumscharakter verfassungsma¨ßig geschu¨tzt ist.
Nach Conde-Ruiz und Profeta (2004), Casamatta et al. (2000) und Pestieau (1999) la¨sst
sich die Rente in einem lebensstandarderhaltenden System fu¨r eine Politik des konstanten
Beitragssatzes ausdru¨cken als:
pt+1 = (1 + nt+1)(1 + gt+1)bwt (2.21)
bzw. fu¨r eine Politik des konstanten Rentenniveaus als:
pt+1 = (1 + nt)(1 + gt+1)btwt. (2.22)
Im Gegensatz zur Grundsicherung (s. Gleichung (2.20)) legt ein System der Lebens-
standardsicherung (vgl. Gleichungen (2.21) und (2.22)) nicht den Durchschnittslohn, son-
dern den individuellen Lohn bei der Rentenbemessung zugrunde und stellt hieru¨ber eine
A¨quivalenzbeziehung zwischen den geleisteten Beitra¨gen und den erworbenen Rentenanwart-
schaften her. Die grundsa¨tzliche Beitragsbezogenheit der Rentenanwartschaft in einem Ren-
tensystem mit lebensstandardsichernder Funktion impliziert bei Zwangsmitgliedschaft, dass
die Arbeits-Freizeit-Wahl nicht verzerrt wird, solange das System versicherungstechnisch fair
ist. Nur ein Abweichen von der versicherungsmathematischen A¨quivalenz im Sinne einer nied-
rigeren Verzinsung der geleisteten Beitra¨ge als bei einer vergleichbaren Anlage am Kapital-
markt hat demzufolge eine steuera¨hnliche Wirkung auf das Arbeitsangebot. Da die Ren-
tenho¨he in einem System der Grundsicherung unabha¨ngig von den erbrachten Vorleistungen
ist, treibt sie bei Zwangsmitglideschaft immer einen Keil zwischen den Lohnsatz und der
marginalen Erho¨hung der Rente mit unter Anreizgesichtspunkten bescha¨ftigungsscha¨dlichen
Wirkungen (Cigno (2006)). Aus Effizienzerwa¨gungen ist ein teilhabea¨quivalentes Rentensys-
tem einem Rentensystem a´ la Beveridge u¨berlegen.
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2.2.3 Wu¨rdigung der beiden Finanzierungsverfahren
Die Beurteilung eines Rentensystems unter Wohlfahrtsgesichtspunkten impliziert, dass die
aus dem jeweiligen Finanzierungsverfahren resultierenden Konsummo¨glichkeiten betrachtet
werden. Das Referenzszenario bildet das Konsumniveau eines repra¨sentativen Wirtschaftssub-
jekts in einem kapitalfundierten Rentensystem. Die Lebenszeit des betrachteten Individuums
erstreckt sich wie zuvor u¨ber zwei Perioden, na¨mlich die Erwerbsphase und den Ruhestand.
Nach Homburg (1988) lassen sich die Pra¨ferenzen eines repra¨sentativen Mitglieds einer Gene-
ration durch eine zweifach stetig differenzierbare streng quasi-konkave ordinale Nutzenfunk-
tion beschreiben, in die als Argumente sein Konsum in der Aktivenphase cjt und im Alter
cat+1 eingehen:
U = U(cjt , c
a
t+1) (2.23)
Wa¨hrend der Aktivenzeit sorgt das Individuum mit einer kapitalgedeckten Rentenversiche-
rung fu¨r die Zeit nach dem Erwerbsleben vor. Nach Abzug der Beitra¨ge zur obligatorischen
Rentenversicherung wird das verbleibende Lohneinkommen fu¨r Konsumzwecke wa¨hrend der
Erwerbsphase ausgegeben5.
cjt = (1− b)wt. (2.24)
Die Konsumausgaben im Ruhestand lassen sich dementsprechend aus der Rentenauszahlung
finanzieren
cat+1 = (1 + rt+1)bwt, (2.25)
wobei rt+1 die Beteiligung der Versicherten am Kapitalmarktergebnis des Rentenversicherers
unter Beru¨cksichtigung der Lebenserwartung ist.




= (1− b)wt + (1 + rt+1)bwt1 + rt+1 = wt. (2.26)
Aufbauend auf dem Lebenseinkommen ergibt sich nach Maximierung des Nutzens die opti-





= 1 + rt+1. (2.27)
5Da die private Ersparnis das biometrische Risiko der Langlebigkeit bzw. auch der Erwerbsunfa¨higkeit
und der Hinterbliebenenversorgung nicht absichert, stellt sie auch kein Substitut zu einer Rentenversicherung
dar. Die private Ersparnis dient lediglich zur Gla¨ttung des Konsumpfades u¨ber den Lebenszyklus. Da aus
Vereinfachungserwa¨gungen von Vererbungen abstrahiert wird, ist die Ersparnis beim Ableben Null und wird
daher ebenso vernachla¨ssigt wie Steuern oder Pra¨mien zur Kranken- und Pflegeversicherung.
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Im individuellen Optimum entspricht die Grenzrate der Substitution zwischen dem
Gegenwarts- und dem Zukunftskonsum gerade dem Verzinsungsfaktor der kapitalfundierten
Rentenversicherung.
Da die Beitra¨ge zu einer kapitalfundierten Rentenversicherung das verfu¨gbare Einkommen
im Erwerbsalter reduzieren und im Ruhestandsalter erho¨hen und damit die gleiche Funktion
wahrnehmen wie der Abschluss einer privaten Rentenversicherung als Eigenvorsorge fu¨r den
Ruhestand, ist es fu¨r das Individuum unerheblich, ob es sich in einem Staat mit einem Al-
terssicherungssystem basierend auf dem Kapitaldeckungsverfahren oder in einem Staat ohne
kapitalfundierte Alterssicherungsverfahren befindet. Entscheidend fu¨r die A¨quivalenz ist, dass
die obligatorischen Beitra¨ge zum Kapitaldeckungsverfahren aufgrund identischer Ertragsra-
ten ein perfektes Substitut zur privaten Rentenversicherung darstellen. Im Ergebnis vermin-
dert sich bei Einfu¨hrung eines Kapitaldeckungsverfahrens die freiwillige Eigenvorsorge genau
um die erhobenen Beitra¨ge. Individuen ko¨nnen also die Zwangsersparnis im kapitalfundierten
Rentenversicherungssystem immer so kompensieren, dass ihre optimale Ersparnis nicht ver-
zerrt wird6. Daher kann ein Kapitaldeckungsverfahren in diesem Modell die intertemporale
Allokation nicht beeinflussen. Die Entscheidung des Individuums u¨ber den Gegenwarts- und
Zukunftskonsum bleibt nach Einfu¨hrung eines Kapitaldeckungsverfahrens weiterhin optimal.
Sogleich dra¨ngt sich die Frage auf, ob sich das Umlageverfahren der optimalen Entscheidung
des Individuums gegenu¨ber ebenso neutral verha¨lt. Dem bereits eingefu¨hrten Entscheidungs-
modell zufolge, stellt sich das Optimierungsproblem des repra¨sentativen Individuums wie
folgt dar
maxU = U(cjt , c
a
t+1) (2.28)




= (1− b)wt + pt+11 + rt+1
= (1− b)wt + (1 + nt+1)(1 + gt+1)bwt1 + rt+1
= wt −
[










wobei die Umlage-Rente der Gleichung 2.12 bzw. 2.21 entnommen worden ist. Aus der letz-
ten Formulierung der rechten Seite dieser Lebensbudgetrestriktion folgt unmittelbar, dass
sich bei U¨bereinstimmung von Lohnsummenwachstum und kapitalfundierter Rentenversiche-
6Voraussetzung hierfu¨r ist allerdings, dass keine Kreditrationierung besteht.
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rungsrendite das Lebenseinkommen des Individuums auf das Erwerbseinkommen reduziert,
und nur dann dem Lebenseinkommen bei einem kapitalfundierten Alterssicherungssystem
entspricht. Dies liegt, wie oben bereits festgestellt, daran, dass bei dieser Konstellation der
Parameter die erzwungenen Beitra¨ge zum Umlagesystem eine Verzinsung gema¨ß der kapital-
marktorientierten biometrisch angepassten Rentenversicherungsrendite erfahren. Bleibt das
Lohnsummenwachstum hinter der kapitalfundierten Ertragsrate zuru¨ck, besteht der Beitrag
zum Umlageverfahren aus einem A¨quivalenzanteil θ, der sich marktma¨ßig verzinst, und einem
Steueranteil τ :
btwt =










Fu¨r (1+nt+1)(1+gt+1) = (1+rt+1) ist der Steueranteil Null und der gesamte Beitrag verzinst
sich wie in einem kapitalgedeckten Alterssicherungssystem. In der Realita¨t beobachtet man
in nahezu allen westlichen Industrienationen, dass die Verzinsung der Beitra¨ge zu kapital-
gedeckten Rentenversicherungen u¨ber der Wachstumsrate der Lohnsumme liegt, sodass der
Steueranteil eine Senkung des Lebenseinkommens impliziert.
Im Unterschied zu einem Kapitaldeckungsverfahren vera¨ndert ein Umlageverfahren die Kon-
summo¨glichkeiten der Individuen, wenn das Lohnsummenwachstum von der kapitalorientier-
ten Verzinsung abweicht. Stellt man den Vergleich fu¨r eine Politik der Beitragssatzkonstanz
auf, sind drei verschiedene Konstellationen der beiden Ertragsraten denkbar:
(1 + nt+1)(1 + gt+1) > (1 + rt+1)
(1 + nt+1)(1 + gt+1) = (1 + rt+1)
(1 + nt+1)(1 + gt+1) < (1 + rt+1)
Bei der ersten Relation u¨bersteigt das Lohnsummenwachstum die Rendite eines kapitalge-
speisten privaten oder staatlichen Rentenversicherungsprodukts, das die gleichen biometri-
schen Risiken versichert. Durch Einfu¨hrung eines Umlageverfahrens wu¨rden sich die Kon-
summo¨glichkeiten des Individuums im Vergleich zu einer Welt mit einem Kapitaldeckungs-
verfahren bzw. ohne Rentensystem erho¨hen. In dieser Konstellation ist das Umlageverfahren
im Vergleich zum Kapitaldeckungsverfahren, zumindest ex ante pareto-dominant. Entspricht
die Lohnsummenzuwachsrate gerade der Rendite des Kapitaldeckungsverfahrens, sind beide
Finanzierungsverfahren nach dem Pareto-Kriterium gleichwertig, denn in dieser Konstellation
unterscheiden sich die Konsummo¨glichkeiten des Individuums nicht. Nur in dieser Situation
wa¨re das Umlageverfahren intertemporal allokationsneutral und wu¨rde demnach keine Ver-
zerrungswirkung entfalten. Wenn allerdings das Lohnsummenwachstum wie in Relation 3
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niedriger als die biometrisch adjustierte Beteiligung am Kapitalmarktergebnis ist, nehmen
die Konsummo¨glichkeiten des Individuums durch das Umlageverfahren ab. Das Umlagever-
fahren wirkt dann im Unterschied zu einem Kapitaldeckungsverfahren oder dem Referenz-
szenario Abwesenheit eines Rentensystems verzerrend auf die intertemporale Konsum-Spar-
Entscheidung, weil die Optimalita¨tsbedingung (s. Gleichung (2.27)) verletzt wird.
In diesem Kapitel wurde die Funktionsweise der Rentenversicherung hinsichtlich ihrer Fi-
nanzierungweisen ero¨rtert und dabei ein Augenmerk auf die denkbaren Politikstrategien −
Beitragssatzstabilita¨t, Aufrechterhaltung des gewu¨nschten Rentenniveaus und A¨quivalenz −
gelegt. Innerhalb des Umlageverfahrens erfolgte eine Klassifizierung nach den vorherrschenden
Grundprinzipien der sozialen Alterssicherung in Systeme mit Grundsicherung und Lebens-
standardsicherung.
Das folgende Kapitel befasst sich mit den Herausforderungen, vor denen ein lebensstandard-
sicherndes umlagefinanziertes Alterssicherungssystem wie die GRV steht. Es sind dies im Be-
sonderen die demographisch bedingte Steigerung des Rentnerquotienten sowie der Ru¨ckgang
der dauerhaften Vollzeiterwerbsta¨tigkeit, die maßgeblich zur Erosion der Finanzierungsgrund-
lagen des bisher allumfassenden Alterssicherungssystems beitragen und sich in Zukunft noch
versta¨rken werden.




3.1 Verringerung des Erwerbspersonenpotenzials
Die demographische Entwicklung in Deutschland weist a¨hnliche Zu¨ge auf wie sie derzeit
in allen hoch entwickelten La¨ndern zu beobachten ist: Ein abnehmendes Wachstum der
Bevo¨lkerung wird von einer durchgreifenden altersstrukturellen Verschiebung begleitet. Dieser
sich absehbar versta¨rkende Wandel in der altersma¨ßigen Zusammensetzung der Bevo¨lkerung
birgt geminsam mit der Vera¨nderung der Erwerbsstruktur auf mittlere und lange Sicht ernst-
zunehmende Herausforderungen fu¨r Wirtschaft, Gesellschaft und Politik.
Daher wird im ersten Teil dieses Kapitels auf das Pha¨nomen der Alterung als charakteri-
sierendes Merkmal der deutschen Bevo¨lkerungsentwicklung eingegangen und im zweiten Teil
auf die Strukturverschiebung in den Erwerbsformen auf dem deutschen Arbeitsmarkt. Die
damit verbundenen Implikationen fu¨r die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der sozialen
Sicherungssysteme werden im Anschluss diskutiert.
3.1.1 Bevo¨lkerungsentwicklung seit 1950
In den ersten zwei Nachkriegsdekaden erfuhr die Bevo¨lkerungsentwicklung in Deutschland ein
im Vergleich zu heute blu¨hendes Wachstum wie aus Abbildung 3.1 hervorgeht. Eine merk-
lich zunehmende Geburtenrate begleitet von sinkenden Sterblichkeitsziffern trug maßgeblich
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zu diesem natu¨rlichen Bevo¨lkerungswachstum bei. Die sprunghaft angestiegenen Geburten-
zahlen zu Beginn der 60er Jahre mit den ho¨chsten zusammengefassten Geburtenziffern der
Nachkriegszeit leiteten die Jahre des ”Baby-Boom“ ein. Dennoch reichte die natu¨rliche, aus-
gesprochen positive Bevo¨lkerungsentwicklung nicht aus, die durch das Wirtschaftswunder
ausgelo¨ste Nachfrage nach Arbeitskra¨ften zu befriedigen. Um die wirtschaftliche Expansi-
on in der Nachkriegszeit nicht abzuschwa¨chen, wurden zwischen 1955 und 1968 zusa¨tzlich
ausla¨ndische Arbeitskra¨fte angeworben.
Abbildung 3.1: Entwicklung der Bevo¨lkerungszahl in Deutschland
Quelle: Statistisches Bundesamt (2006).
Die o¨konomischen Krisenjahre der 70er mu¨ndeten in einer Za¨sur fu¨r die Entwicklung der
Wohnbevo¨lkerung in Deutschland. Ein abrupter Geburtenru¨ckgang beendete schlagartig
die A¨ra des ”Baby-Boom“, mit der Folge, dass seitdem trotz sinkender Sterblichkeit die
Sterbefa¨lle die Geburten dominieren. Eine restriktivere Einwanderungspolitik seit dem An-
werbestopp von 1973 ließ zudem den Zustrom von ausla¨ndischen Arbeitskra¨ften abeb-
ben. Die Kombination beider Einflu¨sse schlug sich in einer erheblichen Verlangsamung der
Bevo¨lkerungszunahme nieder.
Seit Mitte der 80er Jahre speist sich die Bevo¨lkerungszunahme allein aus der Einwande-
rung. Da die natu¨rliche Bevo¨lkerungsbewegung seit 2003 nicht mehr durch die Wande-
rungsu¨berschu¨sse kompensiert wird, nimmt die Wohnbevo¨lkerung in Deutschland ab. Nach
der ju¨ngsten Vorausberechnung des Statistischen Bundesamtes (2006) wird sich dieser Trend
fu¨r beide Wanderungsannahmen1 aufgrund des weiter zunehmenden Geburtendefizits fort-
setzen.
1Die Entwicklung der Bevo¨lkerungszahl in Abbildung 3.1 nimmt eine konstante Geburtenha¨ufigkeit, die Ba-
sisannahme zur Lebenserwartung sowie einen Wanderungssaldo von 100 (
”
Mittlere“ Bevo¨lkerung, Untergren-
ze) bzw. 200 Tausend Personen pro Jahr an (
”
Mittlere“ Bevo¨lkerung, Obergrenze) (Statistisches Bundesamt
(2006)).
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3.1.2 Demographische Alterung
Weitaus bedeutender fu¨r die Finanzierung des Staatswesens und der sozialen Sicherung in
einem Land als die reine Entwicklung der Bevo¨lkerungszahl ist das Ausmaß der Vera¨nderung
der Altersstruktur. Eine erste Vorstellung von den Vera¨nderungen im Altersaufbau der deut-
schen Bevo¨lkerung gibt die Gegenu¨berstellung der Alterspyramiden fu¨r die Jahre 1910, 1950,
2001 und 2050 (s. Abb. 3.2).
Abbildung 3.2: Bevo¨lkerungspyramiden fu¨r die Jahre 1910, 1950, 2001 und 2050
Quelle: Statistisches Bundesamt (2006).
An den Momentaufnahmen la¨sst sich die Alterung in Deutschland klar erkennen. U¨ber die Zeit
haben sich die Basis der Pyramide und der Bereich der mittleren Jahrga¨nge spiegelverkehrt
entwickelt und die Altersspitze in die ho¨heren Alter geschoben.
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Diese Verschiebung in der Alterszusammensetzung der Bevo¨lkerung wird gema¨ß der weiter
steigenden Lebenserwartung bei auf niedrigem Niveau verharrenden Geburtenziffern weiter
voranschreiten. Die Auswirkungen der Bevo¨lkerungsalterung auf die Systeme der sozialen
Sicherung werden bei Betrachtung der Relation der Zahl der potenziellen Empfa¨nger von
Leistungen zur Zahl der potenziellen Finanziers evident (s. Abb. 3.3). Eine steigende Zahl
von A¨lteren wird trotz positiver Wanderungsu¨berschu¨sse von einer schrumpfenden und zu-
gleich alternden Bevo¨lkerung im erwerbsfa¨higen Alter selbst bei Erreichung des neuen Regel-
zugangsalters alimentiert werden mu¨ssen.
Abbildung 3.3: Altenquotient der Wohnbevo¨lkerung, 2006−2050
Quelle: Statistisches Bundesamt (2006).
Wie aus Abschnitt 2.2.2 an Gleichung 2.13 in Verbindung mit Gleichung 2.12 ersichtlich, sinkt
in einem umlagefinanzierten Alterssicherungssystem bei einem steigenden Rentnerquotienten
das Rentenniveau, wenn die Politik der Beitragssatzstabilita¨t verfolgt wird. Soll hingegen das
relative Versorgungsniveau der A¨lteren aufrechterhalten werden, steigt Gleichung 2.15 zufolge
der Beitragssatz linear mit der Zunahme des Rentnerquotienten an. Bei Gewa¨hrung des bishe-
rigen Leistungsniveaus der Sozialversicherungszweige wu¨rde die vorhergesagte Verdoppelung
des Altenquotienten demzufolge nicht nur zu einer Verdoppelung des Beitragssatzes zur Ge-
setzlichen Rentenversicherung, sondern ebenso zu einer Verdoppelung der Beitragssa¨tze zur
Gesetzlichen Krankenversicherung und zur Sozialen Pflegeversicherung fu¨hren, wobei Kosten-
steigerungen aufgrund medizinisch-technischen Fortschritts oder eine Ausdehnung der Pfle-
geleistungen auf Demenzkranke hierin noch nicht enthalten wa¨re (Birg (2000)).
Aus der anzunehmenden Entwicklung der Bevo¨lkerung im Erwerbsalter wird deutlich,
dass sich die Grundgesamtheit, aus der sich zuku¨nftige Beitragszahler fu¨r die Gesetz-
liche Rentenversicherung theoretisch speisen ko¨nnten, in Zukunft abnehmen wird (vgl.
Abb. 3.4). Daneben ist die Leistungsfa¨higkeit der Gesetzlichen Rentenversicherung auf-
grund ihrer arbeitseinkommenszentrierten Finanzierung u¨ber Beitra¨ge in hohem Maße von
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der Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigung und u¨ber den Bundeszu-
schuß von der Bescha¨ftigungssituation insgesamt abha¨ngig. Da Voraussagen zur ku¨nftigen
Bescha¨ftigungslage mit großer Unsicherheit behaftet sind, zumal fu¨r den hier relevanten Zeit-
horizont von 30 Jahren (Zimmermann et al. (2002)), wird im nachfolgenden die Entwicklung
der Erwerbsbeteiligung in ihrer Struktur zwischen 1980 und 2003 getrennt nach Frauen und
Ma¨nnern, ab 1991 auch nach Ost- und Westdeutschland, an den Zeitreihen des Mikrozensus,
der amtlichen Repra¨sentativstatistik mit einem Stichprobenumfang von 1% der Haushalte in
Deutschland, retrospektiv betrachtet.
Abbildung 3.4: Projektion des Erwerbspersonenpotenzials bei Einfu¨hrung der Rente mit 67
Quelle: Sachversta¨ndigenrat (2007).
3.2 Vera¨nderung der Erwerbsstruktur
Die sich am deutschen Arbeitsmarkt vollziehenden Strukturvera¨nderungen lassen ein
Verdra¨ngen der sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbescha¨ftigung zugunsten anderer
Bescha¨ftigungsformen erkennen. Dies ist insofern preka¨r als die Finanzierung des deut-
schen Sozialversicherungssystems, insbesondere der Gesetzlichen Rentenversicherung auf
der sozialpolitischen Normalita¨tsannahme einer durchgehenden Erwerbsbiographie auf der
Grundlage qualifizierter Vollzeitarbeit beruht. Verliert nun das Normalarbeitsverha¨ltnis
quantitativ an Bedeutung, werden dem sozialen Sicherungssystem neben der demographi-
schen Dimension erwerbsstrukturbedingt Finanzierungsgrundlagen entzogen (Faik et al.
(2001)).
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3.2.1 Normalarbeitsverha¨ltnis und atypische Bescha¨ftigung
3.2.1.1 Normalarbeitsverha¨ltnis
Das ”Normalarbeitsverha¨ltnis“ wurde von Mu¨ckenberger (1985) zu Anfang der 1980er Jah-
re als sozialwissenschaftlicher Begriff eingefu¨hrt und konnte sich in den Folgejahren einer
intensiven Bescha¨ftigung durch die Arbeitsmarkt- und Sozialforschung erfreuen.
Im Kern handelt es sich bei dem Normalarbeitsverha¨ltnis um eine dauerhafte und konti-
nuierliche Vollzeitbescha¨ftigung. Nach Mu¨ckenberger (1985) induzierte es eine bestimmte
gesellschaftliche Vorstellung, nach der man die arbeitsrechtliche Ausgestaltung der Arbeits-
verha¨ltnisse, die Konstruktion des deutschen Sozialversicherungssystems, die familienrecht-
lichen Ausgleichskonzeptionen sowie steuer- und subventionspolitische Umverteilungsmecha-
nismen ausgerichtet hat.
In Deutschland hat sich das Normalarbeitsverha¨ltnis in den Nachkriegsjahren aufgrund sei-
nes Verbreitungsgrades zu der typischen Form des Erwerbslebens entwickelt. Diese Dominanz
gegenu¨ber anderen Formen von Bescha¨ftigung erlangte das Normalarbeitsverha¨ltnis v.a. auf-
grund folgender Faktoren:
• Die Bundesrepublik erlebte in der Nachkriegszeit eine ungeahnte wirtschaftliche
Blu¨tezeit, die − heute nahezu unvorstellbar −, um dem lange wa¨hrenden Mangel
an Arbeitskra¨ften beizukommen, zu einer Arbeitskra¨fteanwerbung im Ausland zwang.
Das reale Wirtschaftswachstum verzeichnete in den 50ern im Mittel unglaubliche 8,3%
p.a. und die Erwerbslosenquote pendelte von 1960 bis zur ersten O¨lkrise Anfang der
70er Jahre in einem Korridor von 1%.
• Dieses Wachstum der o¨konomischen Leistungsfa¨higkeit ermo¨glichte eine stetige Auswei-
tung des Sozialstaates in den 60er und 70er Jahren. Den Ausbau des Arbeitsrechts kenn-
zeichnete die Verabschiedung von zahlreichen Schutzbestimmungen, die die Mo¨glichkeit
zur Befristung von Arbeitsvertra¨gen stark einschra¨nkte und die Ku¨ndigung von der Ein-
haltung der Bestimmungen zur Sozialvertra¨glichkeit abha¨ngig machte.
• Auf der kollektiven Ebene des Arbeitsrechts erweiterte man die Befugnisse von Be-
triebsra¨ten als die Interessenvertreter der Belegschaft durch das Betriebsverfassungs-
gesetz von 1972. Vier Jahre spa¨ter ero¨ffnete man den Arbeitnehmern erstmals ein Mit-
spracherecht in den Aufsichtsra¨ten von Großunternehmen durch das Mitbestimmungsge-
setz von 1976. Das System der Kollektivvereinbarungen, insbesondere die Dominanz des
Fla¨chentarifvertrages konnte lange Zeit die Verbreitung des Normalarbeitsverha¨ltnisses
aufrechterhalten.
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3.2.1.2 Atypische Bescha¨ftigungsverha¨ltnisse
Unter atypischen Bescha¨ftigungsverha¨ltnissen werden Erwerbsformen subsummiert, die vom
Normarbeitsverha¨ltnis abweichen. Darunter fallen befristete Arbeitsverha¨ltnisse, die Leihar-
beit, die Teilzeitarbeit, die geringfu¨gige Bescha¨ftigung, die Scheinselbsta¨ndigkeit, Arbeitsbe-
schaffungsamßnahmen und die Heimarbeit (Faik et al. (2001)). Fu¨r den Anstieg atypischer
Bescha¨ftigungsverha¨ltnisse lassen sich einige von o¨konomischen Notwendigkeiten getriebene
Erkla¨rungsansa¨tze finden, die der Sicht der Unternehmen (Arbeitsnachfrage), des Staates
(Rahmenbedingungen) oder der Individuen (Arbeitsangebot) folgen:
Die Unternehmen sind bestrebt durch den Einsatz atypischer Arbeit vor allem eine Anpas-
sung an Schwankungen der Gescha¨ftsta¨tigkeit, eine Verbesserung der Personalauswahl sowie
aus Kostengru¨nden die Substitution von unbefristeter sozialversicherungspflichtiger Arbeit
bzw. eine sta¨rkere Differenzierung von Lohn- und Gehaltsstrukturen zu erreichen (s. hierzu
Hoffmann und Walwei (1998), Boockmann und Hagen (2005), Hagen (2003) sowie Mertens
und McGinnity (2005)).
Als Reaktion auf die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit und die gewachsenen Flexibilisierungs-
anforderungen an die im globalen Wettbewerb agierenden Unternehmen hat der Gesetzgeber
Mitte der 80er Jahre die Bedingungen fu¨r den Abschluss befristeter Arbeitsvertra¨ge erheblich
erleichtert2 und weitgehend steuer- und sozialabgabenfreie Bescha¨ftigungsformen gesetzlich
ermo¨glicht. Damit sollte der Abbau von Arbeitsmarkt- und Lohnrigidita¨ten vorangetrieben
werden, ohne dass die Vorschriften des individuellen wie kollektiven Arbeitsmarkt- und So-
zialrechts zum Schutz der Mehrzahl der Arbeitnehmer angetastet wu¨rde (Boockmann und
Hagen (2005)).
Neben der Arbeitsnachfrage ist die starke Zunahme von atypischer Bescha¨ftigung aufgrund
ihres steuer- und/oder abgabengeminderten Charakters ebenso auf die Pra¨ferenzen von Seiten
des Arbeitsangebots zuru¨ckzufu¨hren (Hoffmann und Walwei (1998)). Wie aus der Arbeitszeit-
rechnung des Instituts fu¨r Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervorgeht, beruht der
zunehmende Anteil von Teilzeitbescha¨ftigungen u¨berwiegend aus der versta¨rkten Erwerbs-
beteiligung von Frauen. Als Hinzuverdienerinnen in einer ehelichen Gemeinschaft lohnt sich
aufgrund des Ehegatten-Splittings ein Vollerwerb nicht. Dies gilt in ausgepra¨gterem Ausmaß
fu¨r die Aufnahme einer geringfu¨gigen Bescha¨ftigung, weil die Familienversicherung bei der
Kranken- und Pflegeversicherung den Anreiz, keiner sozialversicherungspflichtigen Vollzeit-
bescha¨ftigung nachzugehen, noch versta¨rkt3.
2Mit Wirkung des Bescha¨ftigungsfo¨rderungsgesetzes (1985) setzt eine befristete Bescha¨ftigung keinen
”
sach-
lichen Grund“ mehr voraus.
3Der steuer- und abgabenpolitisch motivierte Anreiz von einer Vollzeiterwerbsta¨tigkeit abzusehen, muss
insofern relativiert werden, als Frauen mit Kindern, die ein Vollzeitarbeitsverha¨ltnis anstreben, diesen Wunsch
angesichts nicht vorhandener Ganztageseinrichtungen nicht realisieren ko¨nnen.
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3.2.2 Entwicklung und Struktur der Erwerbsta¨tigkeit
3.2.2.1 Entwicklung der Erwerbsta¨tigenquote
Die Erwerbsta¨tigenquote, also der Anteil der Erwerbsta¨tigen an der Bevo¨lkerung im er-
werbsfa¨higen Alter zwischen 15 und 64 Jahren, ist in den alten Bundesla¨ndern seit 1980
mit rund 65% anna¨hernd gleich geblieben, wenn von den konjunkturell bedingten zyklischen
Bewegungen abgesehen wird (s. Abb. 3.5). Dabei lassen sich die ho¨chsten Werte fu¨r die Quote
mit knapp 67% in den Jahren 1992 und 2001 beobachten, die niedrigsten mit um die 61,5%
fu¨r die Jahre 1983 bis 19854.
Abbildung 3.5: Entwicklung der Erwerbsta¨tigenquoten in Deutschland
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
Der langfristige Trend der Erwerbsta¨tigenanteile von Frauen und Ma¨nnern weist im fru¨heren
Bundesgebiet in entgegengesetzte Richtungen: Die Erwerbsta¨tigenquote bei den Ma¨nnern
sank im betrachteten Zeitraum um 10 Prozentpunkte, wa¨hrend sie bei Frauen in genau dem-
selben Umfang zugenommen hat. Damit na¨hern sich in Westdeutschland die Partizipations-
raten der Geschlechter an, jedoch ist die Partizipation zwischen Ma¨nnern und Frauen, wie an
spa¨terer Stelle gezeigt wird, nicht vergleichbar, da sie in unterschiedlichen Arbeitsvolumina
stattfindet (s. hierzu Wanger (2006)).
4Die Tiefpunkte der Erwerbsbeteiligung 1983 bis 1985 lassen sich neben der Arbeitsmarktsituation auch
auf den staatlich veranlassten und durch die Arbeitslosen- und Rentenversicherung finanzierten Vorruhestand
erkla¨ren.
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Beim Erwerbsta¨tigenverlauf in den neuen Bundesla¨ndern sticht der dramatische Einbruch
der Quoten in den ersten drei Jahren nach der deutschen Vereinigung ins Auge. Dieser
Sondereffekt resultiert ausnahmslos aus der erstmaligen Wirkung von marktwirtschaftlichen
U¨berlegungen bei der Bescha¨ftigung von Arbeitnehmern. Die insgesamt ho¨here Erwerbsbe-
teiligung in den ostdeutschen Bundesla¨ndern zu Beginn der 90er Jahre gru¨ndet ausschließlich
auf der in der DDR u¨blichen hohen Beteiligung von Frauen am Erwerbsprozess. Die Er-
werbsta¨tigenquote der Frauen in Ostdeutschland u¨bertraf 1991 die Erwerbsta¨tigenquote der
Frauen in Westdeutschland mit 66,7% um 12,1 Prozentpunkte. Dagegen kann 1991 bei den
Ma¨nnern zwischen Ost und West kein Unterschied bei der Erwerbsbeteiligung festgestellt
werden (bei Wanger (2006) als Bescha¨ftigungsquoten).
Die mit dem Schließen vieler Staatsbetriebe der ehemaligen DDR verbundenen Entlassun-
gen fu¨hrten zu einer Umkehrung des Verha¨ltnisses der ostdeutschen Gesamterwerbsquote
zur westdeutschen. Lag die Erwerbsta¨tigenquote in den neuen La¨ndern 1991 mit nahezu 5
Prozentpunkten u¨ber der im fru¨heren Bundesgebiet, kehrte die Arbeitsmarktentwicklung bis
2003 den Unterschied zugunsten der westdeutschen Erwerbsta¨tigenquote um genau denselben
Abstand um. Der Ru¨ckgang der Erwerbsta¨tigenquoten wurde mit rund 10 Prozentpunkten
gleichermaßen bei Frauen und Ma¨nnern gro¨ßtenteils im Zeitraum von 1991 bis 1993 vor-
weggenommen. Danach blieb die Gesamtquote anna¨hernd auf gleichem Niveau, wobei eine
Konvergenz in den Trends zwischen der Frauen- und der Ma¨nnerbeteiligung zu beobachten ist.
Wie in den alten Bundesla¨ndern resultiert die Konstanz der gemittelten Erwerbsta¨tigenquote
seit 1993 aus dem gegensa¨tzlichen Verlauf der Beteiligungen von Frauen und Ma¨nnern.
Dem U¨berblick u¨ber die bisherige Partizipation am Erwerbsprozess folgt eine Evaluierung der
strukturellen Zusammensetzung der Erwerbsformen und ihrer Vera¨nderung im Zeitverlauf.
Um die aus der Strukturverschiebung resultierenden Ru¨ckwirkungen auf die Finanzverfassung
der Gesetzlichen Rentenversicherung ermessen zu ko¨nnen, wird zuvorderst der Verlauf des
Umfangs an sozialversicherungspflichtiger Bescha¨ftigung und anschließend die Entwicklung
der Vollzeiterwerbsta¨tigkeit sowie die der atypischen Bescha¨ftigung betrachtet.
3.2.2.2 Entwicklung der Erwerbsformen
Sozialversicherungspflichtige Bescha¨ftigung
Die zwischen 1980 und 2003 stattgefundene Vera¨nderung der Erwerbsstruktur la¨sst sich an
der Entwicklung des Anteils der sozialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigungsverha¨ltnisse an
allen Erwerbsformen festmachen. Wie Abbildung 3.6 veranschaulicht, hat die sozialversiche-
rungspflichtige Bescha¨ftigung u¨ber den gesamten Zeitraum betrachtet relativ an Bedeutung
verloren (vgl. auch Ruland (2006)).
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Die alten Bundesla¨nder weisen, wie bei den Erwerbsta¨tigenquoten, die gegenla¨ufigen Trends
bei Ma¨nnern und Frauen auf. Wa¨hrend der Anteil sozialversicherungspflichtig bescha¨ftigter
Frauen von 1980 bis 2003 um 5,3 Prozentpunkte gewachsen ist, ist er bei den Ma¨nnern um
8,9 Prozentpunkte deutlich geschrumpft. Der Ru¨ckgang der sozialversicherungspflichtigen
Bescha¨ftigung fa¨llt in Vollzeita¨quivalenten wesentlich sta¨rker aus, da Ma¨nner mit abnehmen-
dem Trend noch weitgehend Vollzeit erwerbsta¨tig sind, wa¨hrend bei Frauen der Vollzeitanteil
erheblich abgenommen hat und die Teilzeitbescha¨ftigung mittlerweile einen ebenso hohen
Stellenwert einnimmt wie die Vollzeiterwerbsta¨tigkeit (vgl. Abb. 3.7 und 3.8).
Abbildung 3.6: Anteil der sozialversicherungspflichtig Bescha¨ftigten an allen Erwerbsta¨tigen
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
Die sozialversicherungspflichtige Bescha¨ftigung in den neuen La¨ndern hat mit 11 Prozent-
punkten einen erheblich ho¨heren Verlust hinnehmen mu¨ssen. Konnte der Ru¨ckgang im
fru¨heren Bundesgebiet durch den Zugewinn bei der Erwerbsbeteilgung von Frauen begrenzt
werden, war er im Osten Deutschlands aufgrund der gleichgerichteten Abnahme bei der so-
zialversicherungspflichtige Bescha¨ftigung von Frauen nicht aufzuhalten.
Vollzeiterwerbsta¨tigkeit
Der Bedeutungsverlust des Normalarbeitsverha¨ltnisses wird besonders evident, wenn die Ent-
wicklung des Anteils Vollzeiterwerbsta¨tiger an allen Erwerbsta¨tigen betrachtet wird. Seit
Mitte der 80er Jahre ist fu¨r alle hier betrachteten Gruppen ein kontinuierlicher Ru¨ckgang
der Vollzeitarbeit festzustellen, wobei er in den neuen La¨ndern sta¨rker ausgepra¨gt ist. In
den alten Bundesla¨ndern bu¨ßte der Vollzeitbescha¨ftigtenanteil zwischen 1984 und 2003 ins-
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gesamt 10,3 Prozentpunkte ein (s. auch Wanger (2006)). Obwohl die Abnahme in derselben
Gro¨ßenordnung in den neuen La¨ndern sehr viel schneller voranschritt, liegt ihr Vollzeitanteil
an der Gesamterwerbsta¨tigkeit noch immer signifikant u¨ber dem westdeutschen Niveau.
Abbildung 3.7: Anteil der Vollzeitbescha¨ftigten an allen Erwerbsta¨tigen
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
Der steigende Trend der Arbeitsmarktpartizipation von Frauen wird nicht durch eine Zu-
nahme der Vollzeiterwerbsta¨tigkeit begleitet. Ihr Vollzeitanteil verliert u¨ber den gesamten
Betrachtungszeitraum gegenu¨ber dem ma¨nnlichen Pendant mit einem Ru¨ckgang von −12,6
(−5,6) Prozentpunkten in den alten und einer Abnahme von −11,6 (−9,5) Prozentpunkten
in den neuen La¨ndern sta¨rker an Gewicht.
Atypische Bescha¨ftigung
Neben der geschlechtsspezifisch gegenla¨ufigen Entwicklung der Erwerbsbeteiligung ist der
deutsche Arbeitsmarkt seit Anfang der 80er Jahre von einem kontinuierlich ansteigenden An-
teil atypischer Bescha¨ftigungsformen5 gepra¨gt. U¨berdurchschnittlich zu diesem Anstieg des
atypischen Bescha¨ftigungsanteils in den letzten beiden Dekaden hat die Zunahme der ge-
ringfu¨gigen Bescha¨ftigung sowie der sozialversicherungspflichtigen Teilzeitbescha¨ftigung bei-
getragen (vgl. Abb. 3.8). Der Anteil abha¨ngig Bescha¨ftigter, der in einem Teilzeitarbeits-
5Zu nennen wa¨ren auf dem ersten Arbeitsmarkt, v.a. die sozialversicherungspflichtige Teilzeitbescha¨ftigung,
die geringfu¨gige Bescha¨ftigung in Form von Mini- und Midi-Jobs, die befristete Bescha¨ftigung und die Arbeit-
nehmeru¨berlassung. Auf dem zweiten Arbeitsmarkt spielen als atypische Bescha¨ftigungsformen die Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen, die Aus- und Fortbildung, die Umschulungsmaßnahmen sowie die Kurzarbeit eine
Rolle.
28 Kapitel 3. Probleme umlagefinanzierter Alterssicherungssysteme
verha¨ltnis stand, wuchs gegenu¨ber 1991 um mehr als 16,5 Prozentpunkte auf 31,6% in 20046.
Die Entwicklung der teilschichtigen Erwerbsta¨tigkeit beruht v.a. auf der zunehmenden Ar-
beitsmarktbeteiligung von Frauen (vgl. Abb. 3.5). 80% aller Teilzeitbescha¨ftigten ist weiblich,
wobei die Teilzeitarbeit unter den westdeutschen Arbeitnehmerinnen deutlich sta¨rker verbrei-
tet ist als unter den ostdeutschen.7
Abbildung 3.8: Entwicklung der Teilzeitquoten in Deutschland
Quelle: Wanger (2006), Grundzahlen: IAB-Arbeitszeitrechnung.
Die in 2004 knapp 11 Mio. teilzeitbescha¨ftigten Arbeitnehmer sind bezu¨glich der verein-
barten Arbeitszeiten relativ heterogen. Darunter bilden zwei Gruppen die u¨berwiegende
Mehrheit: Die geringfu¨gig Bescha¨ftigten mit niedrigen Arbeitsstunden und Einkommen
und die sozialversicherungspflichtig Teilzeitbescha¨ftigten, bei denen die Halbtagsarbeit do-
miniert. Die teilschichtig Erwerbsta¨tigen arbeiten mit 54% mehrheitlich in geringfu¨gigen
Bescha¨ftigungsverha¨ltnissen (Wanger (2006), Ruland (2006)).
Nach der IAB-Arbeitszeitrechnung hat die durchschnittliche Jahresarbeitszeit der teilschich-
tig Bescha¨ftigten zwischen 1991 und 2004 um 4,3 Prozent abgenommen. Dies ist v.a.
auf die Neufassung der Mini-Job-Regelungen zum April 2003 und der damit einhergehen-
den Ausweitung der geringfu¨gigen Bescha¨ftigungsverha¨ltnisse mit niedrigen Arbeitsstunden
zuru¨ckzufu¨hren (Wanger (2006)).
6Die Daten zur Teilzeitbescha¨ftigung stammen aus der IAB-Arbeitszeitrechnung. Zu den erfassten Teil-
zeitbescha¨ftigten za¨hlen die sozialversicherungspflichtig Teilzeitbescha¨ftigten, die Teilzeitbeamten sowie die
ausschließlich geringfu¨gig Bescha¨ftigten einschließlich kurzfristig Bescha¨ftigter.
7Der Grund hierfu¨r liegt in der klassischen U¨bernahme von Kindererziehung und Familienarbeit durch
Frauen bei gleichzeitig fehlenden Ganztageseinrichtungen fu¨r Kinder in Westdeutschland.
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Daneben nimmt unter den atypischen Bescha¨ftigungsformen die Bedeutung der befristeten
Bescha¨ftigung und der Arbeitnehmeru¨berlassung in der Tendenz zu: Die Daten des Mikro-
zensus weisen 4,1 Mio. befristete Bescha¨ftigte fu¨r 2003 aus und die Bundesagentur fu¨r Arbeit
konstatiert seit Anfang der 1980er Jahre eine Versiebenfachung der Leiharbeitnehmer.
Resume´e zur Entwicklung der Erwerbsformen
In den alten Bundesla¨ndern bewirkt die sta¨rkere Beteiligung von Frauen bei ru¨ckla¨ufiger
Beteiligung von Ma¨nnern eine leichte Abnahme bei der sozialversicherungspflichtigen
Bescha¨ftigung, wa¨hrend die sozialabgabenpflichtige Erwerbsta¨tigkeit in den neuen Bun-
desla¨ndern einen massiven Ru¨ckgang erfa¨hrt.
Der Ru¨ckgang vollzeitbescha¨ftigter Ma¨nner um 833 Tsd. konnte durch die Zunahme bei Frau-
en um 301 Tsd. nur partiell ausgeglichen werden, sodass per Saldo von 1980 bis 2003 u¨ber eine
halbe Million Normalarbeitsverha¨ltnisse in den alten Bundesla¨ndern verloren gegangen sind.
Der Bedeutungsverlust der Vollzeitbescha¨ftigung in den neuen Bundesla¨ndern ist wesentlich
schwerwiegender. Im Gegensatz zum fru¨heren Bundesgebiet sind v.a. Frauen betroffen.
Die Bedeutungszunahme von atypischen Bescha¨ftigungsverha¨ltnissen, die v.a. von der stei-
genden Arbeitsmarktpartizipation der Frauen getragen wird, bei zugleich abnehmendem An-
teil vollzeitbescha¨ftigter Ma¨nner spricht fu¨r eine Erosion des Normalarbeitsverha¨ltnisses. Der
außerordentliche Anstieg bei geringfu¨gigen Bescha¨ftigungsformen la¨sst vermuten, dass voll
sozialversicherungspflichtige Bescha¨ftigungsverha¨ltnisse durch sozialabgaben- und steuerge-
minderte substituiert werden. Dabei besteht der Anreiz zum Ausweichen in sozialabgaben-
reduzierte Bescha¨ftigungsformen sowohl auf Seiten der Arbeitnehmer wie auf Seiten der Ar-
beitgeber.
Zusammenfassend kann konstatiert werden, dass die steigende Erwerbsbeteiligung von Frauen
die ru¨ckla¨ufige Arbeitsmarktpartizipation der Ma¨nner in Vollzeita¨quivalenten gemessen nicht
kompensiert. Die in u¨berwiegender Mehrheit geringfu¨gig oder Teilzeit bescha¨ftigten Frauen
sind wesentlich schlechter im deutschen Arbeitsmarkt integriert und tragen damit nur we-
nig zum Aufkommen der Gesetzlichen Rentenversicherung bei. Der Ru¨ckgang des Anteils
vollschichtig erwerbsta¨tiger Ma¨nner la¨sst bei abnehmender Erwerbsbeteiligung die zu verbei-
tragende Lohnsumme zusa¨tzlich sinken, sodass der Effekt einer demographisch schrumpfen-
den Erwerbsbevo¨lkerung durch die schwa¨chere Intensita¨t der Arbeitsmarktbeteiligung noch
versta¨rkt wird.
Bisher unbeantwortet geblieben ist die Frage, ob die Vera¨nderung der Erwerbsstruktur nur
bestimmte Altersgruppen oder alle gleichermaßen betrifft. Dieser Frage geht der nachfolgende
Abschnitt nach.
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3.2.3 Erwerbsta¨tigkeit und Erwerbsbiographie
In Anlehnung an die U¨berlegungen zum ”institutionalisierten Lebenslauf“ la¨sst sich die Er-
werbsphase nach Kohli (1985) in drei Altersgruppen untergliedern. Demnach ist die Erwerb-
seinstiegsphase vom 15. bis zum 34. Lebensjahr durch den U¨bergang vom Schul- und Ausbil-
dungssystem in den Arbeitsmarkt gekennzeichnet, wa¨hrend die Kernphase des Arbeitslebens
zwischen dem 35. und dem 54. Lebensjahr liegt. Die darauf folgenden Jahre bis zum re-
gula¨ren Rentenalter markieren die Erwerbsausstiegsphase, also den allma¨hlichen U¨bergang
in den Ruhestand.
3.2.3.1 Erwerbsstruktur in der Erwerbseinstiegsphase
Da der Zeitpunkt des Eintritts in das Erwerbssystem maßgeblich vom angestrebten Bildungs-
abschluss determiniert wird, wird die Erwerbseinstiegsphase zudem gema¨ß dem niedrigen bis
mittleren Bildungsniveau in den Teilbereich vom 15. bis zum 24. Lebensjahr und gema¨ß dem
hohen Bildungsniveau in den Teilbereich vom 25. bis zum 34. Lebensjahr unterschieden.
Interessanterweise verla¨uft die Erwerbsbeteiligung der Ma¨nner und Frauen in den alten
La¨ndern zwischen 1980 und 2003 in zyklischen Wellen vo¨llig parallel. Fu¨r den gesamten Zeit-
raum liegt die Erwerbsta¨tigenquote der 15- bis 24-ja¨hrigen Ma¨nner u¨ber der gleichaltriger
Frauen, jedoch nimmt der Abstand wie die Erwerbsbeteiligung insgesamt ab.
Abbildung 3.9: Erwerbsta¨tigenquoten in der Erwerbseinstiegsphase (15 bis 24 Jahre)
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
A¨hnlich wie die aggregierte Erwerbsta¨tigenquote brechen die Erwerbsta¨tigenquoten fu¨r die
ju¨ngste Altersgruppe in den neuen Bundesla¨ndern nach der Einheit zuna¨chst stark ein.
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Wa¨hrend die negative Entwicklung fu¨r Ma¨nner im selben Ausmaß anha¨lt, schwa¨cht sie sich
im Zeitverlauf fu¨r Frauen etwas ab. Ausgehend von einem deutlich ho¨heren Niveau als im
fru¨heren Bundesgebiet hat die Erwerbsbeteiligung im Osten in 2003 das niedrige Niveau von
Westdeutschland erreicht.
Entsprechend der Abnahme der Erwerbsbeteiligung dieser Altersgruppe vollzieht sich auch
die Entwicklung der Vollzeitbescha¨ftigung. Wa¨hrend der ru¨ckla¨ufige Trend der Vollzeit-
bescha¨ftigung differenziert nach Geschlecht in beiden Teilen Deutschlands a¨hnlich verla¨uft,
d.h. die Vollzeitquote der Frauen sta¨rker abnimmt als die der Ma¨nner, fa¨llt entgegen dem
Trend der Erwerbsbeteiligung der geschlechtsspezifische Ru¨ckgang des Vollzeitanteils an den
Erwerbsta¨tigen im Westen um 3,4 Prozentpunkte sta¨rker aus als im Osten und liegt mit
89,5% gegenu¨ber 94,6% bei Ma¨nnern und mit 81,3% gegenu¨ber 86% bei Frauen knapp 5
Prozentpunkte darunter.
Abbildung 3.10: Anteile der Vollzeitbescha¨ftigten an den Erwerbsta¨tigen in der
Erwerbseinstiegsphase (15 bis 24 Jahre)
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
In der ho¨heren Altersgruppe der Einstiegsphase verlor die Erwerbsta¨tigenquote der Ma¨nner
im fru¨heren Bundesgebiet bereits Anfang der 80er Jahre 5 Prozentpunkte. Seither verla¨uft sie
in Wellenform um die 85%-Marke herum. Die Erwerbsta¨tigenquote der Frauen hingegen ver-
zeichnet eine kontinuierlich positive Entwicklung, allerdings von einem sehr geringen Niveau
aus.
Bei den 25- bis 34-Ja¨hrigen in den neuen La¨ndern ist der von einem hohen Niveau ausgehende
ru¨ckla¨ufige Erwerbsta¨tigenverlauf bei Ma¨nnern und Frauen sehr unterschiedlich. Wa¨hrend er
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bei den Ma¨nnern kontinuierlich ist, erfa¨hrt er bei Frauen zuna¨chst einen starken Einbruch,
um dann um die 72% zu oszillieren.
Abbildung 3.11: Erwerbsta¨tigenquoten in der Erwerbseinstiegsphase (25 bis 34 Jahre)
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
Abbildung 3.12: Anteile der Vollzeitbescha¨ftigten an den Erwerbsta¨tigen in der
Erwerbseinstiegsphase (25 bis 34 Jahre)
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
Der Anteil vollzeitbescha¨ftigter Ma¨nner weist in dieser Altersgruppe im fru¨heren Bundesge-
biet nach einer fast linearen Abnahme immer noch einen Wert von 93% auf. Die zunehmende
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Erwerbsbeteiligung von Frauen in den alten Bundesla¨ndern findet nicht in Form von Vollzeit-
arbeit statt. Der Vollzeitanteil sinkt im betrachteten Zeitraum um rund 8 Prozentpunkte.
Bei einer insgesamt fallenden Erwerbsquote bleibt mit einer leichten Abnahme die Vollzeit-
arbeit die weitaus u¨berwiegende Erwerbsform fu¨r 25- bis 34-ja¨hrige Ma¨nner in den neuen
La¨ndern. Bei den Frauen verliert die Vollzeitbescha¨ftigung sehr stark an Bedeutung.
3.2.3.2 Erwerbsstruktur in der Kernerwerbsphase
Selbst in der Kernphase des Erwerbslebens, also zwischen dem 35. und 54. Lebensjahr geht die
Arbeitsmarktpartizipation von Ma¨nnern in den alten Bundesla¨ndern bei zyklischen Schwan-
kungen zuru¨ck. Der Ru¨ckgang ihrer Erwerbsquoten bela¨uft sich auf rund 8 Prozentpunkte
ausgehend von einem Wert von 95,3% zu Beginn des Betrachtungszeitraums. Das Frauen-
erwerbsverhalten in der Kernphase a¨hnelt der Gruppe der 25- bis 34-Ja¨hrigen. Der stark
ansteigende Trend bei der Arbeitsmarktpartizipation ha¨lt ungebrochen an. Nahm 1980 ledig-
lich die Ha¨lfte der 35- bis 54-Ja¨hrigen am Erwerbsleben teil, so sind es mittlerweile knapp
72%. Ein Zuwachs von mehr als 20 Prozentpunkten.
Abbildung 3.13: Erwerbsta¨tigenquoten in der Kernerwerbsphase
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
Auch in der Kernerwerbsphase setzt sich in den neuen La¨ndern der abnehmende Trend durch.
Die Erwerbsbeteiligung der Ma¨nner mittleren Alters ging zwischen 1991 und 2003 um 13,2
Prozentpunkte, die der Frauen um 9,5 Prozentpunkte zuru¨ck. Auffa¨llig an der Entwicklung
in den neuen La¨ndern ist, dass die Erwerbsta¨tigenquoten der Ma¨nner und Frauen in der
Kernerwerbsphase den gleichen Verlauf aufweisen wie die der 25- bis 34-Ja¨hrigen: Wa¨hrend
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der Erwerbsta¨tigenru¨ckgang bei Ma¨nnern stetig ist, ha¨lt er bei Frauen nach dem Einbruch
an und stabilisiert sich u¨ber dem Erwerbsta¨tigenniveau der Frauen im Westen.
Die Erwerbsform in der Kernphase ist fu¨r Ma¨nner in den alten und neuen Bundesla¨ndern
einheitlich: Wenn sie erwerbsta¨tig sind, dann in Form einer Vollzeitbescha¨ftigung. In diesem
Verhaltensmuster ist nahezu keine Vera¨nderung feststellbar.
Nicht so bei den Frauen: Der Anteil vollschichtig erwerbsta¨tiger Frauen nimmt in der Kerner-
werbsphase ab. Dennoch dominiert diese Form der Erwerbsta¨tigkeit bei Frauen in den neuen
Bundesla¨ndern, wa¨hrend sie in den alten eine weitaus geringere Rolle spielt.
Abbildung 3.14: Anteile der Vollzeitbescha¨ftigten an den Erwerbsta¨tigen in der
Kernerwerbsphase
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
3.2.3.3 Erwerbsstruktur in der Erwerbsausstiegsphase
In der Erwerbsausstiegsphase ist seit 1980 der Trend in der Erwerbsbeteiligung der Ma¨nner
im fru¨heren Bundesgebiet ru¨ckla¨ufig, wobei er − wohl infolge restriktiverer Fru¨hverrentungs-
regelungen − zum Stillstand gekommen zu sein scheint. Der Ru¨ckgang um rund 16 Prozent-
punkte bis 2003 hat zur Folge, dass nur noch die Ha¨lfte der 55- bis 64-Ja¨hrigen am Arbeits-
markt teilnimmt. Die kurzzeitige Abnahme der Erwerbsbeteiligung westdeutscher Frauen seit
Anfang der 80er Jahre ist durch die nachfolgende Entwicklung u¨berkompensiert und liegt nun
mit 4,5 Prozentpunkten u¨ber ihrem Ausgangsniveau.
Die Erwerbsausstiegsphase ist in den neuen La¨ndern die einzige Phase, in der der Einbruch
der Erwerbsbeteiligung nach der Wiedervereinigung durch die nachfolgende Entwicklung z.T.
wettgemacht werden konnte. Dabei verla¨uft die Entwicklung bei Frauen so erfreulich, dass sie
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ihre Arbeitsmarktpartizipation von 1991 nach einem Einbruch von 7,2 Prozentpunkten per
Saldo noch um 10,2 Prozentpunkte steigern konnten. Da der vereinigungsbedingte Einbruch
der Erwerbsta¨tigenquote bei den 55- bis 64-ja¨hrigen Ma¨nnern im Osten drei mal so stark
ausfiel, konnte auch die im Vergleich zu Frauen nach 1993 sta¨rkere Zunahme der Arbeits-
marktteilnahme den vorherigen Ru¨ckgang nicht vollsta¨ndig kompensieren.
Abbildung 3.15: Erwerbsta¨tigenquoten in der Erwerbsausstiegsphase
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
Abbildung 3.16: Anteile der Vollzeitbescha¨ftigten an den Erwerbsta¨tigen in der
Erwerbsausstiegsphase
Quelle: Sacher (2005), Grundzahlen: Mikrozensus.
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Im Vergleich zur Kernerwerbsphase setzen sich in der Erwerbsausstiegsphase die Relationen
der Vollzeitanteile zwischen den Geschlechtern in den Gebietssta¨nden auf einem niedrigeren
Niveau weitgehend fort. Bei Ma¨nnern dominiert mit um die 90% weiterhin die Vollzeiter-
werbsta¨tigkeit bei leicht abnehmender Tendenz. Bei Frauen setzt sich der sta¨rker abnehmen-
de Trend der Vollzeitarbeit bei steigender Arbeitsmarktbeteiligung fort und unterschreitet in
den neuen La¨ndern die 65%-Marke und in den alten die 45%-Marke.
3.2.3.4 Resume´e zur Entwicklung der Erwerbsbiographie
Fru¨heres Bundesgebiet
Bei den Ma¨nnern im fru¨heren Bundesgebiet sind in der erwerbsbiographischen Kernphase die
geringsten Vera¨nderungen im Erwerbsverhalten festzustellen. Vollzeitbescha¨ftigung bleibt −
bei insgesamt leicht abnehmender Erwerbsbeteiligung − die nahezu alleinige Form der Ar-
beitsmarktpartizipation. Nennenswerte Ru¨ckga¨nge lassen sich an den Ra¨ndern des Erwerbs-
lebens beobachten, also in den Altern bis 25 und jenseits des 55. Lebensjahres. In jungen
Jahren verhindert die zunehmende Bildungspartizipation eine aktive Erwerbsta¨tigkeit. In
ho¨heren Altern scheint der abnehmende Trend bei der Arbeitsmarktintegration aufgrund
unattraktiverer Fru¨hverrentungsreglements zum Erliegen gekommen zu sein. Kurzum, die
ma¨nnlichen Erwerbsbiographien in den alten Bundesla¨ndern sind im Kern intakt. An den
Ra¨ndern des Erwerbslebens kommt es allerdings zu einem merklichen Abweichen vom Nor-
malarbeitsverha¨ltnis.
Gegen den Trend der u¨ber alle Altersgruppen hinweg steigenden Erwerbsbeteiligung macht
sich bei Frauen in den alten Bundesla¨ndern erwerbsbiographisch die sta¨rkere Bildungsbetei-
ligung in jungen Jahren bemerkbar. Ihre zunehmende Erwerbsta¨tigkeit erfolgt aber nicht
in Normalarbeitsverha¨ltnissen, sondern vorwiegend in atypischer Bescha¨ftigung und hier
hauptsa¨chlich in Teilzeitarbeit.
Neue La¨nder und Berlin-Ost
Die neuen Bundesla¨nder erfuhren infolge der deutschen Vereinigung eine empfindliche Ar-
beitsmarktanpassung. Ab Mitte der 90er Jahre kommt der Bescha¨ftigungsabbau bei den
Frauen zum Erliegen, wa¨hrend er fu¨r Ma¨nner weiter anha¨lt. Bemerkenswert ist, dass die
Vollzeitbescha¨ftigung bei Frauen in den neuen Bundesla¨ndern u¨ber die gesamte Erwerbspha-
se hinweg ein deutlich ho¨heres Gewicht hat als im Westen. Die in der ehemaligen DDR
selbstversta¨ndliche, hohe weibliche Erwerbsbeteiligung in Vollzeitarbeit bestimmt mehr als
ein Jahrzehnt nach der Einheit noch immer das Erwerbsverhalten der Frauen im Osten.
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Konsequenzen
Die Befunde aus der amtlichen Statistik indizieren schwerwiegende Konsequenzen fu¨r die
Leistungsfa¨higkeit der Gesetzlichen Rentenversicherung, legen aber zugleich die bestehen-
den Handlungsmo¨glichkeiten offen. Aus den Daten geht deutlich hervor, dass bezu¨glich der
Lebensarbeitszeit noch unerscho¨pftes Potenzial besteht.
In ju¨ngeren Jahren kann die Arbeitsmarktpartizipation nur auf Kosten der Bildungsbeteili-
gung ausgedehnt werden. Eine Verku¨rzung der Schul- und Ausbildungszeiten la¨sst sich ohne
Ru¨ckwirkungen auf die Qualita¨t ausschließlich durch Effizienzsteigerungen erreichen − wenn
auch in begrenztem Umfang.
Viel mehr Potenzial bei der Ausdehnung der Erwerbsphase besteht an ihrem Ende. Lediglich
die Ha¨lfte der 55- bis 64-ja¨hrigen Ma¨nner im fru¨heren Bundesgebiet und weniger als 40% im
neuen befinden sich zu Anfang des 21. Jahrhunderts noch im Erwerbsprozess. Die Beteiligung
der Frauen liegt mit um die 30% noch darunter. Eine Anna¨herung des tatsa¨chlichen Renten-
eintrittsalters an das derzeit geltende Regelrentenalter wu¨rde den Druck auf die Beitra¨ge
zu den Sozialversicherungen etwas abmildern, wiewohl der ansteigende Altenquotient selbst
nach Anhebung des gesetzlichen Regelalters (vgl. Abb. 3.3) eine noch sta¨rkere Anpassung der
Lebensarbeitszeit an die steigende Restlebenserwartung erfordert.
Obwohl die Erwerbsbeteiligung der Frauen in den letzten zwei Dekaden etwas zugenommen
hat, besteht im Vergleich zu den Ma¨nnern noch unerscho¨pftes Potenzial, v.a. hinsichtlich der
Vollzeitbescha¨ftigungsquote. Die bessere Ausscho¨pfung des weiblichen Erwerbspersonenpo-
tenzials setzt aber erhebliche Investitionen in die Ganztagesbetreuung von Kindern voraus.
Daneben wird der Anreiz einer Vollzeitarbeit nachzugehen fu¨r Frauen geda¨mpft bleiben,
solange das Lohndifferential zwischen Ma¨nnern und Frauen, das Ehegatten-Splitting, die Fa-
milienversicherung bei der Kranken- und Pflegeversicherung sowie die Absicherung im Alter
u¨ber die Witwenrente bestehen bleiben.
3.3 Implikationen fu¨r eine nachhaltige Finanzierung
Die Sicherstellung der nachhaltigen Finanzierung der o¨ffentlichen Aufgaben wird vor dem Hin-
tergrund einer alternden Bevo¨lkerung die Sozial-, Finanz- und Wirtschaftspolitik vor erhebli-
che Herausforderungen stellen, denn der in den kommenden Dekaden absehbare Ru¨ckgang des
Erwerbspersonenpotenzials bei gleichzeitig steigendem Anteil von Leistungsempfa¨ngern so-
wie der Bedeutungsverlust der sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbescha¨ftigung wird sich
unmittelbar auf die Finanzierungsgrundlagen der umlagebasierten staatlichen Sicherungssys-
teme niederschlagen. Die sich als Folge der demographischen Alterung ergebenden Nachhal-
tigkeitslu¨cken in den o¨ffentlichen Haushalten waren daher Gegenstand zahlreicher Studien
und gaben letztendlich den Anlass fu¨r die ju¨ngsten Reformen, insbesondere auf dem Gebiet
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der Alterssicherung (s. hierzu Manzke (2002), Werding und Blau (2002), Kommission ”Nach-
haltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Sicherungssysteme“ (2003), Kommission ”Soziale
Sicherheit“ (2003), Breyer et al. (2004)).
Einzig fu¨r den Zweig der sozialen Alterssicherung fanden die Kommissionsempfehlungen zur
Schließung der Nachhaltigkeitslu¨cken bisher politischen Eingang im Rentenversicherungs-
nachhaltigkeitsgesetz (RV-Nachhaltigkeitsgesetz, BGBl. Jg. 2004 I Nr. 38) − wenn auch
nur z.T. und zudem in eingeschra¨nkter Form. Wesentliche Neuerung ist die Aufnahme ei-
nes sogenannten Nachhaltigkeitsfaktors bei der laufenden Anpassung der Renten. Bisher
wurden die Renten gema¨ß der Entwicklung der durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelte der
aktiv Versicherten unter Beru¨cksichtigung eventueller A¨nderungen des Rentenversicherungs-
beitragssatzes und des fo¨rderfa¨higen Anteils am Bruttoarbeitseinkommen zum Aufbau einer
erga¨nzenden kapitalgedeckten Altersvorsorge angepasst. Ab 2005 reduziert nach dem Vor-
schlag der Ru¨rup-Kommission eine Erho¨hung des (A¨quivalenz-)Rentnerquotienten den An-
passungssatz zusa¨tzlich.
Auf der Grundlage der gea¨nderten Anpassungsmodalita¨ten und des GKV-Moderni-
sierungsgesetzes haben Werding und Kaltschu¨tz (2004) Simulationsrechnungen zur lang-
fristigen Tragfa¨higkeit der o¨ffentlichen Finanzen fu¨r eine Ausgangs- und eine Risikova-
riante angestellt. Dabei legt die Ausgangsvariante im wesentlichen die Annahmen der
Ru¨rup-Kommission zur Arbeitsmarktentwicklung zugrunde, wa¨hrend die Risikovariante eine
geringere Zunahme der Arbeitsmarktpartizipation und eine geringere Abnahme der Er-
werbslosigkeit annimmt, wie in Tabelle A.1 im Anhang zusammengefasst ist. Gema¨ß diesen
Berechnungen wird das Brutto-Standardrentenniveau von gegenwa¨rtig 48,3% (2004) bei
Eintreffen der Annahmen der Ausgangsvariante (Risikovariante) auf 40,1% (38,7%) in 2030
und bis 2050 weiter auf 37,8% (36,5%) sinken. Der Beitragssatz zur GRV soll gema¨ß den
Simulatinsergebnissen im Jahre 2027 das Niveau von 22% erstmals u¨berschreiten, nimmt
bis 2030 auf 23,0% zu, um bis 2050 weiter auf 24,5% anzusteigen. Ohne eine entsprechende
Ausweitung der Bundesleistungen mu¨sste der Beitragssatz in der Risikovariante demnach
auf 26,7% bis 2030, bis 2050 sogar auf 29,1% angehoben werden.
Damit wird die von der Regierung anvisierte maximale Ho¨he von 22% fu¨r den Rentenbei-
tragssatz von 22% bis 2030 u¨berschritten und auch das als Zielgro¨ße festgelegte steuerberei-
nigte Mindestrentenniveau nicht gehalten werden ko¨nnen. Von diesen Maßgaben − im Gesetz
als ”Beitragssatzstabilisierungsklausel“ und ”Rentenniveausicherungsklausel“ festgehalten −
wurde aufgrund ihrer Unvereinbarkeit bei dieser Studie abstrahiert.
Tatsa¨chlich wurde das zweite Jahr in Folge eine gema¨ß der Formel negative Anpassung durch
die Schutzklausel verhindert, wodurch − gegeben die Minderanpassungen wu¨rden nicht nach-
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geholt − der Beitragssatz noch schneller steigen du¨rfte, wa¨hrend das Rentenniveau u¨ber dem
vorgesehenen Pfad verbleibt (Sachversta¨ndigenrat (2006)).8
Die Erho¨hung des Verha¨ltnisses der Zahl der a¨lteren Menschen zur Zahl der Erwerbsta¨tigen
wird sich aufgrund der starken Altersabha¨ngigkeit der Ausgaben in der gesetzlichen Kranken-
(GKV) und Sozialen Pflegeversicherung (SPV) ebenfalls steigernd auf den Beitragssatzpfad
auswirken (Birg (2000)). Lediglich in der Arbeitslosenversicherung ko¨nnte es aufgrund des
starken Ru¨ckgangs des Erwerbspersonenpotenzials zu einer Abnahme des Beitragssatzes kom-
men. Die projizierte Entwicklung in den Sozialversicherungszweigen zusammenfassend gibt
Abbildung 3.17 wieder.
Abbildung 3.17: Projektion der Sozialbeitra¨ge, 1998−2050
Quelle: Werding und Kaltschu¨tz (2004).
Der gegenu¨ber der Entwicklung des Beitragssatzes zur GRV relativ moderate Anstieg bei den
Sozialbeitra¨gen von kumuliert 6,9 Prozentpunkten bis zum Ende des Projektionszeitraums ist
vornehmlich darauf zuru¨ckzufu¨hren, dass die Ausgabenprojektionen fu¨r die GKV und SPV die
kostensteigernden Wirkungen des medizinisch-technischen Fortschritts unberu¨cksichtigt las-
sen und damit die tatsa¨chliche Dynamik stark unterscha¨tzen (Breyer und Ulrich (2000), Brey-
er und Felder (2006)). Die optimistischen Annahmen zur langfristigen Entspannung auf dem
Arbeitsmarkt wirken in dieser demographischen Simulationsrechnung ebenfalls da¨mpfend auf
den Aufwa¨rtspfad der Sozialbeitra¨ge.
Die Unsicherheiten u¨ber die zuku¨nftige wirtschaftliche und sozioo¨konomische Entwicklung,
der Zwang zur Reduktion der Komplexita¨t wie auch die weitgehende Abstrahierung von
Ru¨ckwirkungen der A¨nderungen der staatlichen Einnahmen und Ausgaben gebieten zwar in
quantitativer Hinsicht Zuru¨ckhaltung bei der Interpretation der Ergebnisse, in qualitativer
8Verla¨uft die Lohnentwicklung gema¨ß der mittleren Variante des Rentenversicherungsberichts, so wird die
Rentenku¨rzung nach der Anpassungsformel aufgrund der Schutzklausel auch 2007 und 2008 unterbleiben.
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Hinsicht ist aber dennoch die Richtung eindeutig. Insgesamt wird die Abgabenbelastung des
Faktors Arbeit in Zukunft weiter steigen mit negativen Effekten auf das Arbeitsangebot, die
Arbeitsnachfrage und die Wettbewerbsfa¨higkeit auf den Weltma¨rkten.
3.4 Implikationen fu¨r die Arbeitsmarktpartizipation
Sozialabgaben steigernd wirkt aber nicht nur die demographisch bedingte Reduktion des
zahlenden, bei gleichzeitiger Erho¨hung des staatliche Leistungen beanspruchenden Teils der
Bevo¨lkerung als unmittelbare Konsequenz der Alterung. Erschwerend kommt hinzu, dass
die demographisch notwendige Erho¨hung der Abgabenbelastung fu¨r sich genommen die
Beitragszahler-Empfa¨nger-Relation verringert. Die lohnbezogenen Abgaben, wie die Sozi-
alversicherungsbeitra¨ge und die Einkommensteuer, die am Bruttolohn anknu¨pfen, treiben
na¨mlich einen Abgabenkeil zwischen die Arbeitskosten und die verfu¨gbaren Arbeitnehme-
reinkommen, wie in Abbildung 3.18 fu¨r den Zeitraum zwischen 1991 und 2003 dargestellt
(vgl. auch Ru¨rup (2003)).
Abbildung 3.18: Abgabenkeil, 1991−2003
Quelle: Sachversta¨ndigenrat (2003).
Arbeitnehmer erleiden in Folge der Beitragserho¨hungen zu den Sozialversicherungszweigen
eine Abnahme des fu¨r Konsum- und Vorsorgezwecke zur Verfu¨gung stehenden Einkommens.
Aufgrund dieses Einkommeneffekts werden die Arbeitnehmer c.p. ihre Arbeitszeit zu Las-
ten ihrer Freizeit ausdehnen, um das urspru¨ngliche Niveau ihres verfu¨gbaren Einkommens
zu erzielen. U¨ber den Nettolohn verringert die Beitragsanhebung aber zugleich die Opportu-
nita¨tskosten fu¨r Freizeit. Isoliert betrachtet, veranlasst diese relative Vera¨nderung der Preise
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die Arbeitnehmer den relativ teurer gewordenen Konsum zu Gunsten der relativ gu¨nstiger
gewordenen Freizeit einzuschra¨nken. Mithin werden die Arbeitnehmer aufgrund dieses Sub-
stitutionseffekts ihr Arbeitsangebot reduzieren (Ru¨rup (2005)).
Wie Bauer und Riphahn (2002) ausfu¨hren, wird die Substitutionsreaktion umso sta¨rker ent-
faltet, je ho¨her die Transferleistungen sind, die in ”Freizeit“ (z.B. Arbeitslosigkeit, Altersteil-
zeit, Vorruhestand) beansprucht werden ko¨nnen (Lohnabstandsproblematik) (Boeters et al.
(2006)). Theoretisch ist nicht eindeutig, welcher der beiden Effekte dominiert. Die Reaktion
der Individuen auf eine Vera¨nderung der Abgabenbelastung la¨sst sich insoweit nur empirisch
kla¨ren.
Die vorliegenden empirischen Arbeiten scha¨tzen fu¨r Arbeitnehmer in Deutschland − verhei-
ratete Frauen ausgenommen − durchga¨ngig geringe unkompensierte Arbeitsangebotselasti-
zita¨ten bezu¨glich des Lohnsatzes (s. hierzu Dreger et al. (1998), Buslei und Steiner (1999)
und Steiner (2000)). Offenbar bestehen fu¨r Ma¨nner sowie ledige Frauen kaum Alternativen
zur Erwerbsarbeit. Fu¨r diesen Personenkreis werden Elastizita¨tswerte um 0,2 bzw. im Haus-
haltskontext sogar deutlich unter 0,2 beobachtet (vgl. Tabelle B.1 bzw. im Haushaltskontext
Tabelle B.2 im Anhang B). Theoretisch ist bei einem schwach positiven Wert fu¨r die Lohn-
elastizita¨t des Arbeitsangebots eine vernachla¨ssigbare Einschra¨nkung des Arbeitsangebots als
Reaktion auf eine Nettolohnabnahme infolge einer Beitragsanhebung zu erwarten. Tatsa¨chlich
ging − wie im vorangehenden Abschnitt 3.2 gezeigt − mit der stetigen Aufspreizung der Ab-
gabenschere eine deutliche Abnahme des sozialversicherungspflichtigen Arbeitsvolumens ein-
her (vgl. Abb. 3.6 in Verbindung mit Abb. 3.7), sodass die aus theoretischer Perspektive zu
erwartende Rigidita¨t des Arbeitsangebots zumindest nicht im sozialversicherungspflichtigen
Normalarbeitsverha¨ltnis stattfindet. Das gegenwa¨rtige Niveau der Grenzabgabenbelastung
spricht unter der Rationalita¨tshypothese vielmehr dafu¨r, dass die Arbeitnehmer die kontinu-
ierlich steigenden Zwangsabgaben zu umgehen versuchen. Der parallel verlaufende Anstieg
atypischer Bescha¨ftigungsverha¨ltnisse mit dem unterbescha¨ftigungs- und einigungsbeding-
ten Abgabenanstieg zu den Sozialversicherungen (s. Abb. 3.8 sowie Abb. 3.18) besta¨tigt
die Vermutung, dass die Einkommenserzielung außerhalb regula¨rer Bescha¨ftigung (Schatten-
wirtschaft) und zunehmend in Erwerbsformen realisiert wird, die in geringerem Umfang mit
Sozialbeitra¨gen belegt werden (Mini-Jobs, Scheinselbsta¨ndigkeit) (Ru¨rup (2005)).
Arbeitnehmer werden daher soweit mo¨glich
• legale durch illegale Bescha¨ftigungen,
• sozialversicherungspflichtige durch sozialabgabenfreie bzw. -geminderte Bescha¨ftigungen
− und hierauf konzentriert sich diese Arbeit −
• regula¨re durch vorzeitige Berentung
substituieren.
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Bei parita¨tischer Finanzierung erho¨hen Beitragssteigerungen die Arbeitgeberbeitra¨ge propor-
tional. Unter ansonsten unvera¨nderten o¨konomischen Gegebenheiten wird der Faktor Arbeit
gegenu¨ber dem Faktor Kapital kostenintensiver, wodurch das bisher optimale Faktoreinsatz-
verha¨ltnis zu Lasten des Faktors Arbeit angepasst wird. Arbeitsintensive Fertigungsprozesse
werden durch kapitalintensivere ersetzt oder ausgelagert und damit langfristig eingestellt,
vor allem dann, wenn die gestiegenen Arbeitskosten in den Tarifverhandlungen nicht auf
die Arbeitnehmer ru¨ckgewa¨lzt oder aufgrund der Konkurrenzsituation auf die Produktpreise
vorgewa¨lzt werden ko¨nnen (Homburg (2003)).
Die Antizipierung der permanenten Zunahme der Beitragsbelastung, d.h. des staatlicherseits
veranlassten Anstiegs der Arbeitskosten auf absehbare Zeit, kann kaum eine nur kurzfris-
tige Bescha¨ftigungsanpassung nach sich ziehen wie die ansteigende Sockelarbeitslosigkeit in
Deutschland untermauert. Die Reallokation des Faktoreinsatzes ist von daher nicht zwin-
gend voru¨bergehend. Die zuna¨chst konjunkturell bedingte Arbeitslosigkeit wird persistent,
zumal dann, wenn mit Erwerbslosigkeitsphasen eine berufliche Dequalifizierung einhergeht
(Eriksson (2006)). Bei einem strukturellen Abweichen des Arbeitskra¨ftepools vom Anforde-
rungsprofil der Unternehmen kommt es auch dann nicht zu einer Wiedereinstellung der zuvor
Entlassenen, wenn die Arbeitgeber mit zeitlicher Verzo¨gerung schließlich eine Anpassung der
tarifvertraglichen Lo¨hne entsprechend den ho¨heren Beitragsbelastungen durchgesetzt haben
(Ru¨rup (2005)).
Nachdem in diesem Kapitel die demographische Entwicklung sowie die A¨nderung der Er-
werbsstruktur unter dem Aspekt der langfristigen Finanzierbarkeit der umlagefinanzierten
Alterssicherung diskutiert wurden, widmet sich das nachfolgende Kapitel zuna¨chst dem Ein-
fluß den die soziale Alterssicherung selbst auf das Arbeitsangebot entfaltet. Nachdem der
Fehlanreiz des Rentensystems auf die Arbeitsangebotsentscheidung durch die Einfu¨hrung
versicherungsmathematischer Rentenabschla¨ge wesentlich reduziert wurde, die Partizipati-
onsraten der a¨lteren Erwerbsbevo¨lkerung aber nach wie vor eine Verzerrung der Arbeits-
angebotsentscheidung andeuten, wird die Arbeits-Freizeit-Wahl in rentenbezugsberechtigten




4.1 Empirische Evidenz zur Arbeitsmarktpartizipation
A¨lterer
Die seit 1980 sta¨rkste Abnahme in der Erwerbsbeteiligung verzeichnet die ma¨nnliche
Bevo¨lkerung im fortgeschrittenen Erwerbsalter. Wa¨hrend 1980 noch knapp 66% der 55-
64ja¨hrigen Ma¨nner in den alten Bundesla¨ndern erwerbsta¨tig war, sank die Erwerbsta¨tigen-
quote bis 2003 trotz steigender Lebenserwartung auf nicht einmal 50%. Die Arbeitsmarkt-
partizipation westdeutscher Frauen im Alter von 55 bis 64 Jahren stieg im selben Betrach-
tungszeitraum von 27,4% auf rund 32% nur geringfu¨gig bei gleichzeitig stark abnehmendem
Anteil der Vollzeitbescha¨ftigten von 65% in 1980 auf 45% in 2003 (vgl. Abb. 3.15 sowie 3.16).
Der Trend zur fru¨hen Berentung ist in allen entwickelten Industriestaaten zu beobachten,
wobei das Ausmaß in seiner Ausgepra¨gtheit zwischen den La¨ndern deutlich variiert, wie
aus den Abbildungen 4.1 sowie 4.2 deutlich zu erkennen ist. Bei dem Vergleich der entwi-
ckelten La¨nder fa¨llt auf, dass Staaten wie Japan, Schweden oder die USA sowohl bei den
Erwerbsta¨tigenquoten der 55- bis 64-Ja¨hrigen (Abb. 4.1) wie auch bei den durchschnittli-
chen Erwerbsaustrittsaltern (Abb. 4.2) die ho¨chsten Werte aufweisen, wa¨hrend Deutschland
diesbezu¨glich im unteren Mittelfeld angesiedelt ist.
Begru¨ndet wird die beobachtete Abnahme der Erwerbsbeteiligung der a¨lteren Arbeitnehmer
vielfach mit dem Einkommenseffekt resultierend aus der u¨ber die Jahrzehnte stetigen Zunah-
me des staatlichen, betrieblichen und privaten Rentenvermo¨gens. Nachdem Japan, Schweden
und die USA u¨ber ein a¨hnlich hohes Einkommensniveau verfu¨gen und eine ebenso ununter-
brochene Steigerung der Einku¨nfte im Rentenalter erfahren haben, legt der Vergleich der
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Indikatoren fu¨r eine fru¨he Berentungskultur − Erwerbsta¨tigenquoten der 55- bis 64-Ja¨hrigen
sowie durchschnittliche Erwerbsaustrittsalter − nahe, dass die Abgabenbelastung bei Fort-
setzung der Arbeitsmarktpartizipation in Deutschland weitaus ungu¨nstiger zu sein scheint,
bei gleichzeitig relativ attraktiven institutionellen wie finanziellen Bedingungen fu¨r einen vor-
zeitigen Renteneintritt.
Abbildung 4.1: Erwerbsta¨tigenquoten 55−64ja¨hriger 2006 im internationalen Vergleich
Quelle: Eurostat (2008), eigene Darstellung.
Abbildung 4.2: Durchschnittliches Erwerbsaustrittsalter 2006 im internationalen Vergleich
Quelle: Eurostat (2008), eigene Darstellung.
Im Gefolge der mehrfachen A¨nderung des Arbeitslosen- und Rentenversicherungsrechts zu
Gunsten des staatlich gefo¨rderten fru¨hen Ausstiegs, stieg die mittlere Rentenbezugsdauer
u¨ber die vergangenen Dekaden nicht allein aufgrund der kontinuierlich zunehmenden ferneren
Lebenserwartung, sondern ist zu einem erheblichen Teil der Vorverlegung des Rentenbeginns
geschuldet. Die seit 2000 erstmalige und langsam einsetzende aktuarische Ku¨rzung der Rente
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bei Inanspruchnahme vor der jeweils maßgebenden Altersgrenze la¨sst erwarten, dass der
Trend zur vorzeitigen Verrentung zumindest abgeschwa¨cht wird.
Allerdings wird auch durch die Abschlagsregelung nicht sichergestellt, dass es vor dem Ren-
tenzugang zu einer sta¨rkeren Erwerbsbeteiligung der a¨lteren Arbeitnehmer, insbesondere in
sozialversicherungspflichtiger Bescha¨ftigung, kommt. Wie die theoretische Analyse der Ru-
hestandsentscheidung in Kapitel 4.3 zeigen wird, wird die Erwerbsaustrittsentscheidung in
einem System privater Absicherung der Lebensrisiken, wie etwa in den USA, nicht verzerrt,
wohingegen die gleiche Entscheidung im System der sozialen Absicherung mit lohnzentrier-
ter Beitragserhebung durch den erstmals auftretenden Substitutionseffekt verzerrt wird und
zwar selbst dann, wenn ein aktuarisch faires Rentensystem existiert.
4.2 Arbeitsmarktwirkungen umlagefinanzierter
Alterssicherungssysteme
4.2.1 Implizite Besteuerung im 2-Perioden-Modell
In Anbetracht der im internationalen Vergleich mittleren Werte fu¨r die Erwerbsbeteiligung
A¨lterer in Deutschland, ist im Nachfolgenden zu untersuchen, inwiefern vom sozialen Alters-
sicherungssystem selbst Anreize in diese Richtung gesetzt werden. Wie schon Kotlikoff (1989)
und Homburg (1990) feststellten, ist fu¨r die negativen Verhaltensanreize und im Gefolge die
o¨konomischen Effizienzverluste nicht der Beitragssatz erheblich, sondern vielmehr die von den
Individuen mit seiner Erhebung wahrgenommene Traglast der impliziten Besteuerung. Wie
bereits in Abschnitt 2.2.3 mit Gleichung (2.30) vorweggenommen wurde, werden den Versi-
cherten durch die Zwangsmitgliedschaft in der GRV und der damit verbundenen geringeren
Verzinsung ihrer Beitra¨ge als beim Abschluss eines vergleichbaren kapitalgedeckten Alters-
vorsorgeprodukts Rentenbestandteile vorenthalten. Entsprechend quantifiziert die Differenz
zwischen dem Gegenwartswert der abgefu¨hrten Beitra¨ge und dem Gegenwartswert der dar-
aus erwachsenen Rentenanspru¨che die implizite Besteuerung des Einkommens wa¨hrend der
Erwerbszeit. Bezieht man das ermittelte Steuervolumen auf den Barwert des Lebenseinkom-
mens, so ergibt sich ein durchschnittlicher Einkommensteuersatz, der die Gesamtbelastung
des Individuums durch die Mitgliedschaft in einem umlagefinanzierten Rentensystem u¨ber
seinen gesamten Erwerbszeitraum angibt.
Innerhalb des 2-Perioden-Modells erha¨lt man fu¨r ein durchschnittliches Individuum mit varia-
blem Arbeitsangebot lt, wobei 0 < lt < 1, folgenden durchschnittlichen impliziten Steuersatz
τ =




1− (1 + βt+1)(1 + nt+1)(1 + gt+1)lt+1/lt1 + rt+1
)
. (4.1)
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Der durchschnittliche implizite Einkommensteuersatz zeigt demnach genau dann eine Be-
lastung an, wenn das Lohnsummenwachstum kleiner als der zur Diskontierung verwendete
Renditefaktor des privaten Rentenversicherungsprodukts ausfa¨llt und eventuelle Beitragssat-
zerho¨hungen in Ho¨he βt+1 (Wachstumsrate des Beitragssatzes) diesen ”Renditenachteil“ des
Umlagesystems nicht kompensieren. Die Tatsache, dass in den westlichen Industriestaaten
die Ertragsrate kapitalfundierter Altersvorsorgeprodukte u¨ber dem Lohnsummenwachstum
r > n + g liegt1, ist zugleich die Bedingung fu¨r ein dynamisch effizientes Wachstum ohne
U¨berkapitalisierung der jeweiligen Volkswirtschaft. Empirisch gesehen, la¨sst sich anmerken,
dass umgekehrte Verha¨ltnisse bestenfalls transitorisch, d.h. fu¨r einzelne Jahre geherrscht ha-
ben, aber nicht fu¨r Zeitra¨ume der hier relevanten La¨nge. Außerdem werden Beitragssatzstei-
gerungen vorgenommen, um einen starken Anstieg des Steuersatzes τ zu vermeiden, nicht um
ihn zu eliminieren. Dass sich die dauerhafte Einhaltung des A¨quivalenzprinzips als a¨ußerst
schwierig erweisen du¨rfte, wurde in Kapitel 2.2.2 bereits gezeigt. Daher gilt fu¨r eine O¨konomie,
die dynamisch effizient wa¨chst, dass τ > 0 ist. Desweiteren folgt ceteris paribus fu¨r die








da zwar die nachfolgende Generation t + 1 mit einem ho¨heren Beitragssatz belastet wird,













da die Renditedifferenz zwischen dem Kapitaldeckungs- und Umlageverfahren zunimmt.
Fu¨r genauere Untersuchungen der Anreizeffekte, die diese implizite Einkommensteuer auf das
Arbeitsangebotsverhalten u¨ber den Lebenszyklus entfaltet, erweist sich die Durchschnittsbil-
dung u¨ber das gesamte Arbeitsleben als ungeeignet, weil die intertemporale Struktur der
Steuersa¨tze und die mit der genauen Beitragssatzstruktur verbundene Kapitalbindung ver-
schleiert wird (Kotlikoff und Summers (1979), Hirte (2000) sowie Fenge und Werding (2004)).
1Zu Renditeberechnungen fu¨r die Gesetzliche Rentenversicherung vgl. Eitenmu¨ller (1996), Gliesmann und
Horn (1998), Schnabel (1998), Hirte (1999), Ohsmann und Stolz (2004) Sachversta¨ndigenrat (2003), Sach-
versta¨ndigenrat (2004), Wilke (2005), Sachversta¨ndigenrat (2006) sowie Sachversta¨ndigenrat (2007).
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Die Anreizwirkungen, die von der impliziten Besteuerung auf die Erwerbsbeteiligung insbe-
sondere der a¨lteren Arbeitnehmer zum Ende ihrer Erwerbsphase ausgehen, ha¨ngen vor allem
von den lebenszyklusspezifischen Steuersa¨tzen und dem Alternativeinkommen ab. Die Formu-
lierung des durchschnittlichen Steuersatzes im T -Perioden-Fall mit E < T aktiven Perioden




































wobei alle laufenden Werte auf die Periode 0 bzw. den Zeitpunkt beim Eintritt in das
Erwerbsleben diskontiert wurden. Hinter der Lebenszeitsteuer τ verbirgt sich demnach ei-
ne bestimmte zeitliche Belastung mit periodenspezifischen Steuersa¨tzen τt.
Die herangezogenen Ansa¨tze zur Berechnung der impliziten Steuer in umlagefinanzierten
Systemen bezogen sich auf ein durchschnittliches Individuum u.a. mit einem durchschnitt-
lichen Arbeitsentgelt. Liegt ein intragenerationell faires Rentensystem vor, werden alle An-
geho¨rigen derselben Generation mit dem gleichen Steuersatz belegt. Handelt es sich um ein
Alterssicherungssystem mit intragenerationeller Umverteilung, liegt der Lebenszeitsteuersatz
fu¨r Individuen mit u¨berdurchschnittlichem Erwerbseinkommen typischerweise u¨ber und fu¨r
Individuen mit unterdurchschnittlichem Erwerbseinkommen unter dem Durchschnittssatz τ .
Fu¨r letztere ist er mo¨glicherweise sogar negativ, obwohl das System im Mittel Nettobelas-
tungen fu¨r alle Versicherten erzeugt.
Effekte fu¨r das Arbeitsangebot und die Arbeitsnachfrage
Die Erkenntnis, dass Mitglieder umlagefinanzierter Alterssicherungsverfahren effektiv von
einer impliziten Steuer auf das Arbeitseinkommen betroffen sind, die ihr Lebenseinkommen
reduziert, erlaubt folgende Schlussfolgerungen hinsichtlich der Auswirkungen auf das Arbeits-
marktergebnis:
• Selbst wenn alle vorhandenen Abgabenbelastungen ignoriert werden, treibt die implizite
Lohnsteuer in umlagefinanzierten Rentensystemen einen Keil zwischen den Brutto- und
den Nettolohnsatz und fu¨hrt damit zu Verzerrungen der Arbeitsangebots- und Arbeits-
nachfrageentscheidungen (s. hierzu Abschnitt 3.4).
• Liegt die o¨konomische Inzidenz der Steuer bei den Arbeitsanbietern, fu¨hrt sie zu einem
negativen Substitutionseffekt, da Freizeit relativ gu¨nstiger wird, und zu einem positiven
Einkommenseffekt, soweit bei abnehmendem Einkommen Freizeit als normales Gut in
geringerem Maße nachgefragt wird. Mit gegenla¨ufigem Einkommens- und Substitutions-
effekt ist die Richtung der Vera¨nderung des Arbeitsangebotes theoretisch unklar (Kot-
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likoff und Summers (1987)). O¨konometrische Studien zur Abscha¨tzung der Lohnelasti-
zita¨t des Arbeitsangebots ergeben, dass der Nettoeffekt bei Ma¨nnern und ledigen Frauen
anna¨hernd Null und bei verheirateten Frauen aufgrund ihres u¨berwiegend noch Hinzu-
erwerbsstatus wahrscheinlich negativ ist (vgl. Tab. B.1 und Tab. B.2 im Anhang B). Al-
lerdings vernachla¨ssigen die gescha¨tzten Durchschnittselastizita¨ten, dass die Reagibilita¨t
des Arbeitsangebots auf Steuera¨nderungen u¨ber den Lebenszyklus variiert. Tatsa¨chlich
du¨rfte die Lohnelastizita¨t bei Ma¨nnern lediglich in der Kernerwerbsphase unelastisch
sein, wa¨hrend sie sich in der Erwerbseinstiegs- und Erwerbsaustiegsphase deutlich rea-
gibler zeigt. Hierauf wird mit Blick auf die Arbeitsmarktpartizipation A¨lterer im nach-
folgenden Abschnitt ausfu¨hrlich eingegangen.
• Im Marktgleichgewicht kann ein Teil der Steuerbelastung auch auf die Arbeitsnach-
frage u¨berwa¨lzt werden. Ausschlaggebend fu¨r die Verteilung der Traglast der impliziten
Besteuerung sind die relativen Lohnsatzelastizita¨ten2 beider Marktseiten. Unbestritten
aber fu¨hren Erho¨hungen der Personalkosten aufgrund der Steuer zu einer sinkenden
Arbeitsnachfrage, da hier allein Substitutionseffekte zum Tragen kommen.
• Im U¨brigen bleibt hinzuzufu¨gen, dass es fu¨r die tatsa¨chliche Traglast der impliziten
Einkommensteuer irrelevant ist, welche Aufteilung der Beitragszahlung auf Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber formal vorgesehen ist, ob parita¨tisch wie bei der Gesetzlichen
Rentenversicherung oder vo¨llig einseitig (Kotlikoff und Summers (1987)). Daneben ist
ebenso wenig erheblich, ob die Bruttolo¨hne kompetitiv gebildet werden oder ob aktive
U¨berwa¨lzungsversuche von Seiten der Gewerkschaften u¨ber Tarifverhandlungen vorge-
nommen werden. Jedoch kommt die mit der impliziten Besteuerung verbundene effektive
Inzidenz auf unterschiedlichen Wegen zum Vorschein − bspw. u¨ber die Erwerbslosig-
keit nur einiger Arbeitnehmer verbunden mit einer Nettoeinkommensreduktion fu¨r die
Bescha¨ftigten in Ho¨he der impliziten Steuerlast oder als Arbeitslosigkeit vieler verbunden
mit einem hohen Nettoeinkommensverlust fu¨r die Betroffenen.
Diese durch die Umlagefinanzierung hervorgerufenen negativen Effekte fu¨r das Arbeitsan-
gebot und die Arbeitsnachfrage beweisen aber mitnichten, dass das Umlageverfahren insge-
samt ineffizient ist (vgl. hierzu Fenge (1995) und Fenge (1997)). Die Pareto-Effizienz von
umlagefinanzierten Rentensystemen und in diesem Zusammenhang die aus einem partiellen
bzw. vollsta¨ndigen U¨bergang zu einem kapitalgedeckten System resultierenden potenziel-
len Wohlfahrtsgewinne waren Gegenstand intensiver wissenschaftlicher Forschung wa¨hrend
der letzten Dekaden.3 Das Resume´e aus diesen Beitra¨gen la¨sst sich wie folgt zusammenfas-
sen: Aufgrund der Abwesenheit von aktuarischer Fairness − gemessen an der Verzinsung
2O¨konomisch tra¨gt diejenige Marktseite einen umso ho¨heren Teil der Steuerlast, je unelastischer sie im
Verha¨ltnis zur anderen Marktseite reagiert.
3Siehe Breyer (1989), Homburg (1990), Brunner (1994), Fenge (1995), Brunner (1996) oder Fenge (1997).
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der Beitra¨ge in einem kapitalgedeckten Rentensystem − legen umlagefinanzierte Rentensys-
teme ihren Mitgliedern eine implizite Lohnsteuer auf. Dies gilt gleichermaßen fu¨r Systeme
mit Grundsicherung wie fu¨r Rentensysteme mit Lebensstandardsicherung. In letzteren kann
aber die Neutralisierung der Verzerrung der individuellen Arbeits-Freizeit-Wahl nicht ausge-
nutzt werden, um einen pareto-verbessernden U¨bergang zu einem kapitalfundierten System
zu ermo¨glichen. Solange Kopfsteuern als Mittel zur Sicherstellung einer effizienten Umstel-
lung nicht zur Verfu¨gung stehen, ist eine a¨quivalent verzerrende Steuer erforderlich, um die
aufgelaufenen Rentenanwartschaften aus dem bestehenden Umlageverfahren zu bedienen. In
der Konsequenz steht keine pareto-dominante Finanzierungsgrundlage zur Verfu¨gung, die die
vom U¨bergangsprozess Betroffenen fu¨r ihre Verluste entscha¨digen ko¨nnte, sodass ein pareto-
superiorer U¨bergang zu einem Kapitaldeckungsverfahren nicht gelingen kann und unter die-
sem Aspekt das Umlageverfahren fortgefu¨hrt werden muss (Fenge (1995)).
Wenn dem so ist, bleibt zu untersuchen, ob nicht innerhalb des existierenden Umlageverfah-
rens im Hinblick auf den Zeitpfad der impliziten Besteuerung4 Effizienzgewinne bestehen.
Aufbauend auf der intertemporalen Optimierung kann der Zeitpfad impliziter Steuersa¨tze
die individuelle Arbeitsangebotsentscheidung in verschiedenen Lebensabschnitten verzerren.
Daher soll im Folgenden dieses Problem sowohl theoretisch innerhalb des konventionellen
Modells u¨berlappender Generationen als auch empirisch anhand von Mikrodaten des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP) beleuchtet werden.
4.2.2 Implizite Besteuerung im 3-Perioden-Modell
Um den Einfluss der periodenspezifischen impliziten Besteuerung auf die Arbeits-Freizeit-
Wahl zu analysieren, wird ein 3periodiges Generationenmodell gewa¨hlt, weil sich die bishe-
rige Aufteilung der o¨konomisch relevanten Lebenszeit eines Individuums in 2 Perioden −
eine Periode o¨konomischer Aktivita¨t und eine Periode des Ruhestands − als unzweckma¨ßig
erweist. Innerhalb diesen 3-Perioden-Rahmens trifft das Individuum in den ersten beiden
Perioden separate Arbeits-Freizeit-Entscheidungen. Die unterschiedlichen Zeitspannen, u¨ber
die zuku¨nftige Rentenanwartschaften zu diskontieren sind, um sie den geleisteten Beitra¨gen
gegenu¨berzustellen, machen deutlich, dass sich die effektiven Steuersa¨tze, denen sich die In-
dividuen ausgesetzt sehen, zwischen den zwei Perioden unterscheiden du¨rften. Ganz generell
unterliegen ju¨ngere Arbeitnehmer einer ho¨heren impliziten Besteuerung als a¨ltere, weil die in
Form des spa¨teren Rentenanspruchs vorenthaltenen Beitragsteile mit der Differenz zwischen
Kapitalmarkt- und Umlagerendite u¨ber einen la¨ngeren Zeitraum verzinst werden. Dagegen
wirkt sich der Renditeunterschied zwischen Gesetzlicher Rentenversicherung und Kapital-
4Gleichung (4.2) legt im Gegensatz zur Gleichung (4.1) eine u¨ber das Erwerbsleben tatsa¨chlich variierende
Belastung mit der impliziten Einkommensteuer nahe.
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markt kaum auf die Verzinsung der Rentenversicherungsbeitra¨ge am Ende des Erwerbslebens
aus. Das Profil der impliziten Steuersa¨tze sollte − bei konstanten Beitragssa¨tzen, realisti-
schen Annahmen hinsichtlich ja¨hrlicher Zinssa¨tze und Wachstumsraten von Beitragszahlern
sowie individueller Lohnsa¨tze − einen u¨ber den gesamten Lebenszyklus abnehmenden Verlauf
aufweisen (Beckmann (2000), Brunner (2002)).
Nimmt man wie Wrede (1999) identische Arbeitsangebotsfunktionen in den beiden relevanten
Perioden an und einen Marktzins, der u¨ber der Wachstumsrate der Lohnsumme liegt, dann
sollte der Beitragssatz fu¨r Berufseinsteiger geringer sein als fu¨r die a¨lteren Arbeitnehmer.
Innerhalb eines 3-Perioden-Rahmens sollte Wrede (1999) zufolge die Relation des Beitrags-
satzes der ersten Periode bt zum Beitragssatz der zweiten Periode o¨konomischer Aktivita¨t
bt+1 so gewa¨hlt werden, dass bt = bt+1(1 + r)/((1 + r)− (1 + γt+1)) erfu¨llt ist, wobei (1 + r)
fu¨r den Zinsfaktor und (1+γ) = (1+n)(1+g) fu¨r den Lohnsummenwachstumsfaktor stehen.
Abweichend von Wrede (1999) wird im Nachfolgenden die Zeitstruktur der impliziten Steu-
ersa¨tze fu¨r den realistischeren Fall betrachtet, dass die individuelle Arbeits-Freizeit-Wahl wie
empirisch zu beobachten u¨ber den Lebenszyklus hinweg variiert (vgl. Abschnitt 3.2.3). Wie
bei Wrede (1999) wird durch die Untersuchung der intertemporalen Verteilung der impliziten
Steuersa¨tze u¨ber den Lebenszyklus eines repra¨sentativen Mitglieds der Gesellschaft impli-
zit unterstellt, die Individuen seien bzgl. ihrer Produktivita¨t identisch. Die Erweiterung des
nachfolgenden Modells zur Bestimmung der optimalen Zeitstruktur der Steuersa¨tze u¨ber den
Lebenszyklus bei Betrachtung heterogener Individuen findet sich bei Kifman (2008).
4.2.2.1 Das Grundmodell
Die Zeitstruktur der impliziten Besteuerungsintensita¨t u¨ber den individuellen Lebenszyklus
ist in hohem Maße abha¨ngig von
• der Erwerbsneigung des Individuums sowie seinem effektiven Erwerbsverlauf,
• den Anspruchsvoraussetzungen fu¨r eine Rente und ihrer Berechnung sowie
• den A¨nderungen bezu¨glich der zu entrichtenden Beitragssa¨tze und des gewa¨hrten Renten-
niveaus wa¨hrend seiner Erwerbs- und Ruhestandsphase.
Die Formalisierung des nachfolgenden Modells fokussiert sich auf die grundsa¨tzliche Wirkung
eines umlagefinanzierten Rentensystems und vernachla¨ssigt vo¨llig die darin typischerweise
enthaltenen umverteilenden Elemente sowie andere institutionelle Details. Die Modellierung
konzentriert sich vielmehr auf die intertemporale Struktur der impliziten Steuersa¨tze in einem
umlagefinanzierten Rentensystem und ihren Auswirkungen auf die individuelle Arbeitsange-
botsentscheidung im Lebenszykluskontext. Um die deutsche Gesetzliche Rentenversicherung
mo¨glichst getreu abzubilden, wird ein lebensstandardsicherndes Rentensystem allerdings bei
u¨ber die Zeit konstantem Beitragssatz angenommen. Dies impliziert einen u¨ber den Lebens-
zyklus monoton abnehmenden Steuersatzpfad.
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Betrachtet werden Mitglieder einer Generation mit einer Lebensspanne, die sich u¨ber drei
Perioden erstreckt. Abweichend von dem in Abschnitt 2.2.2 vorgestellten Modell bieten die
Individuen der Generation Nt in ihrer ersten Erwerbsphase den Anteil l
j
t und in ihrer zwei-
ten Erwerbsphase den Anteil lmt+1 Arbeit an, wobei die zur Verfu¨gung stehende Gesamtzeit
auf 1 normiert ist. Die Subindizes kennzeichnen dabei die Perioden und die hochstehenden
Indizes gewa¨hrleisten die Unterscheidung der Individuen nach jungen und a¨lteren Arbeitneh-
mern. Nach dem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben haben die Individuen der betrachteten
Generation t Anspruch auf den Bezug der Rente pt+2. Der periodenspezifische Konsum sei




t+2. In den ersten beiden Perioden konsumieren die Individuen
einen Teil des nach Abzug des Rentenversicherungsbeitrags verbleibenden Lohnes, wa¨hrend
sie in Periode t+2 ihre Konsumausgaben durch die Altersrente und, wenn vorhanden, durch
private Ersparnisse finanzieren. Wie im 2-Perioden-Modell wird von Erbschaften abgesehen.
Nachdem das modellierte Rentensystem keine intragenerative Umverteilung vorsieht (Kifman
(2008)), ko¨nnen alle Mitglieder der Generation t als identisch angesehen werden, sodass sie







t+2, 1− ljt , 1− lmt+1) (4.3)














Aus Gru¨nden der Vereinfachung wird von einer konstanten Beteiligung der Rentenversicherer
am Kapitalanlageergebnis und damit einem konstanten Diskontfaktor, aber aufgrund tech-
nischen Fortschritts von einem variablen Lohnsatz wt ausgegangen. Ferner entrichten die
Arbeitnehmer einen festen Anteil b ihres Lohnes, um die Rentner der ersten Periode zu ali-
mentieren. Sie erhalten aber gema¨ß der damit erworbenen Anwartschaft ihre Rente von den
Aktiven in Periode t + 2. Nachdem der relative Preis fu¨r den periodenspezifischen Konsum
ausschließlich durch den Diskontfaktor (1+r) determiniert wird, kann der Lebenskonsum der
betrachteten Generation cjt + c
m
t+1(1 + r)
−1 + cat+2(1 + r)−2 zu c zusammengefasst werden.
Analog zur vorgenommenen Umformulierung der Lebensbudgetbeschra¨nkung im 2-Perioden-
Rahmen gema¨ß Gl. (2.29) wird auch hier die durch den periodischen Budgetausgleich deter-




t+2Nt+2)Nt in der Budgetbeschra¨nkung des Indi-
viduums beru¨cksichtigt und anschließend in Abha¨ngigkeit der effektiven Steuersa¨tze τt, die
5Da die privaten Ersparnisse lediglich dazu dienen, die Ressourcen u¨ber die Zeit in der Weise zu verteilen,
dass der optimale Konsumpfad erreicht werden kann, heben sie sich auf.
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in b enthalten sind, ausgedru¨ckt. Der Balken u¨ber dem periodenspezifischen Arbeitsange-
bot indiziert, dass das Arbeitsangebot fu¨r jedes individuelle Optimierungsproblem, aufgrund
der Durchschnittsbildung u¨ber eine große Zahl von Akteuren einer Geburtskohorte, exogen
ist. In dieser lohnzentrierten Versicherung mit einer strikten Beitragsbezogenheit der Ren-
ten, verzinsen sich die Beitra¨ge bwtlt mit den Wachstumsraten der Lohnsumme γt, die die
Rentenanspru¨che dynamisieren.
Fu¨gt man nun die in Abha¨ngigkeit der internen Verzinsung formulierte Umlage-Rente pt+2 =
(1 + γt+1)(1 + γt+2)bwtl
j
t + (1 + γt+2)bwt+1l
m
t+1 in die intertemporale Budgetbeschra¨nkung
(Gl. 4.4) ein




(1 + γt+1)(1 + γt+2)bwtl
j





(1 + r)2 − (1 + γt+1)(1 + γt+2)
(1 + r)2
+ (1− b)wt+1lmt+1
(1 + r)2 − (1 + γt+2)
(1 + r)2
(4.5)
reduziert sich die Lebensbudgetbeschra¨nkung eines Individuums der Generation t zu




wobei in den beiden Perioden o¨konomischer Aktivita¨t die impliziten Steuersa¨tze
τt = b
(1 + r)2 − (1 + γt+1)(1 + γt+2)
(1 + r)2
und τt+1 = b
(1 + r)− (1 + γt+2)
(1 + r)
positiv sind, sofern γt < r gilt. Wie eingangs argumentiert, ist dann auch τt > τt+1 (Wrede
(1999), Fenge et al. (2006)). Der Unterschied zwischen den Steuersa¨tzen du¨rfte erheblich sein,
wenn bspw. davon ausgegangen wird, dass nt durchweg Null ist, der Lohn mit 2% p.a. wa¨chst,
die ja¨hrliche Rendite einer vergleichbaren kapitalfundierten Rentenversicherung bei 4% liegt
und der Beitragssatz 20% betra¨gt. Immerhin la¨ge τt bei 10,8% (bzw. bei 54% des Beitrags
in Periode t) und τt+1 bei 6,4% (bzw. bei 32% des Beitrags in Periode t + 1). Man darf
also annehmen, dass implizite Steuersa¨tze in dieser Gro¨ßenordnung die periodenspezifischen
Arbeitsangebotsentscheidungen beeinflussen du¨rften.
Die indirekte Nutzenfunktion V
V ((1− τt)wt, (1− τt+1)(1 + r)−1wt+1, (1 + r), I) (4.7)
ist von den Nettolo¨hnen (1 − τk)(1 + r)t−kwk, wobei k = t, t + 1, dem Zinsfaktor, als dem
relevanten Preis, sowie vom Einkommen I ≡ (1 − τt)wt + (1 − τt+1)(1 + r)−1wt+1 bei lt =
lt+1 = 1 abha¨ngig.





∂(1− τk) = −λ(1 + r)
t−kwklk < 0 fu¨r k = t, t+ 1 (4.8)
besta¨tigt die Vermutung, dass mit λ > 0 als Grenznutzen des Einkommens, der Nutzen
des Individuums mit steigender impliziter Besteuerung abnimmt. Die erstbeste Allokation
wird unabha¨ngig von der konkreten zeitlichen Erhebung der impliziten Steuersa¨tze auf das
Arbeitseinkommen verzerrt, zulasten der Wohlfahrt der betroffenen Individuen. Bei verzer-
render Besteuerung u¨bersteigt die o¨konomische Traglast, − also die Wohlfahrtseinbuße, die
die Individuen aufgrund der Besteuerung insgesamt erleiden, − den Wohlfahrtsverlust, der
ausschließlich aus dem Steuerbetrag resultiert, da sie ihre optimale Arbeits-Freizeit-Wahl
nicht realisieren ko¨nnen. Wenn mangels unverzerrender Steuerinstrumente diese Zusatzlast
der Besteuerung nicht vo¨llig vermieden werden kann, sollte die Zeitstruktur der Steuersa¨tze
τk zumindest so angepasst werden, dass sie insgesamt minimiert wird.
4.2.2.2 Die empirische Zeitstruktur der impliziten Steuersa¨tze in
Deutschland
In einem auf Basis der GRV modellierten umlagefinanzierten Rentensystems, konstante Bei-
tragssa¨tze und eine unvera¨nderte Rentenformel unterstellend, nimmt nach der Argumen-
tation im vorangehenden Abschnitt die implizite Besteuerung eines Individuums u¨ber sein
Erwerbsleben hinweg kontinuierlich ab. In Wirklichkeit stieg der Beitragssatz zur Renten-
versicherung in Deutschland von 14% in 1957 auf 19,9% in 2008 und soll im Einklang mit
dem RV-Nachhaltigkeitsgesetz bis zum Jahr 2030 nicht u¨ber die 22%-Marke hinaus ange-
hoben werden. In diesem Zeitraum variierte auch das gewa¨hrte Rentenniveau: Wa¨hrend es
sich in den 60er und 1970er Jahren von anna¨hernd 60% auf 70% der laufenden Nettolo¨hne
erho¨hte, stagniert es bis heute auf diesem Niveau.6 Allerdings soll dieses Nettorentenniveau
nach der derzeitigen Gesetzeslage bis zum Jahr 2030 auf 43% sinken. Unter Beachtung dieser
Instationarita¨ten du¨rfte der effektive Zeitpfad der impliziten Steuersa¨tze fu¨r jede Altersko-
horte ho¨chstwahrscheinlich von dem fu¨r einen konstanten Beitragssatz und ein konstantes
Rentenniveau vorhergesagten Profil etwas abweichen. Fenge et al. (2006) haben diesen zeit-
lichen Besteuerungsverlauf bezogen auf eine Erwerbsbiographie von 45 Jahren fu¨r alle Ko-
horten beginnend mit dem Jahrgang 1929 bis zum Jahrgang 1999 ermittelt (vgl. Abb. 4.3).
Die erwartete Restlebenserwartung fu¨r die ma¨nnlichen und weiblichen Versicherten diente
6Es ist das Standard-Nettorentenniveau, also die Standardrente gemessen am durchschnittlichen Nettolohn
angegeben. Eine Standardrente erhalten Individuen mit einer 45ja¨hrigen Vollzeiterwerbsta¨tigkeit bei gleich-
zeitig durchschnittlichem Verdienst wa¨hrend der Bescha¨ftigung.
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der Abscha¨tzung der Rentenbezugsdauer, einschließlich der Witwenrenten fu¨r die u¨ber die
ma¨nnliche Lebenserwartung hinausgehende Lebenserwartung ihrer Frauen.7
Abbildung 4.3: Implizite Steuersa¨tze u¨ber den Lebenszyklus fu¨r Ma¨nner
Quelle: Fenge et al. (2006).
Es kann nicht weiter u¨berraschen, dass die Geburtskohorten 1929 bis 1949 von der Leistungs-
ausweitung der GRV in der Nachkriegszeit profitiert haben, da sie in ihren fru¨hen Erwerbs-
jahren nur geringe Beitragssa¨tze entrichten mussten und zudem in den Genuss der u¨ber den
Betrachtungszeitraum gesehen ho¨chsten Rentenanwartschaften kommen.8 Das Steuerprofil
der Geburtskohorte 1959 kommt dem angenommenen abnehmenden Verlauf der effektiven
ja¨hrlichen Steuersa¨tze u¨ber die Erwerbszeit am na¨chsten. Die Jahrga¨nge 1969 und spa¨ter
sind aufgrund der in den kommenden Dekaden weiter steigenden Beitragssa¨tze bei gleich-
zeitig abnehmendem Rentenniveau von einer insgesamt ho¨heren impliziten Besteuerung be-
troffen, wenn auch unterschiedlich u¨ber ihr Erwerbsleben verteilt. Die wichtigsten Gru¨nde
sind die demographische Alterung, die persistente Sockelarbeitslosigkeit und die als Reaktion
darauf verabschiedeten politischen Maßnahmen. Nichtsdestotrotz la¨sst sich fu¨r alle Kohor-
ten auch nach den parametrischen Reformen des Rentensystems der u¨ber das Erwerbsleben
grundsa¨tzlich abwa¨rts geneigte Trend in der impliziten Besteuerung erkennen.
Die Gu¨ltigkeit der theoretischen Voraussagen aus Abschnitt 4.2.1 wird sta¨rker evident, wenn
statt der Steuersa¨tze, berechnet als Prozentsatz am Jahreseinkommen, der Steueranteil an
7Vereinfacht unterstellen Fenge et al. (2006) die Alleinverdiener-Ehe. Der Scha¨tzfehler du¨rfte in Anbe-
tracht der Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen in diesen Kohorten und der nur teilweisen Anrechnung eigener
Rentenanspru¨che auf den Hinterbliebenenanspruch gering sein.
8Die negativen Steuersa¨tze in den ersten Beitragsjahren geben die Teile des Einfu¨hrungsgeschenks an die
Mitglieder der Geburtskohorte 1929 wieder, die bei einer Einfu¨hrung bzw. Ausweitung eines Umlageverfahrens
immer entstehen.
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den ja¨hrlichen RV-Beitra¨gen betrachtet wird. Die Scha¨tzung des in den Beitra¨gen enthaltenen
Steueranteils im Zeitraum von 1991 bis 2002 fu¨r die 1932 bis 1982 Geborenen besta¨tigt die
These von der u¨ber den Lebenszyklus abnehmenden impliziten Besteuerung (Fenge et al.
(2006)). Abbildung 4.4 veranschaulicht den vermuteten Verlauf der Belastung der Beitra¨ge
mit impliziten Steuern u¨ber den Lebenszyklus fu¨r Ma¨nner und Abbildung 4.5 fu¨r verheiratete
Frauen.
Abbildung 4.4: Implizite Steueranteile an den RV-Beitra¨gen, 1991−2002: Ma¨nner
Quelle: Fenge et al. (2006).
Abbildung 4.5: Implizite Steueranteile an den RV-Beitra¨gen, 1991−2002: verh. Frauen
Quelle: Fenge et al. (2006).
In der unterstellten Standardbiographie von 45 Erwerbsjahren nimmt der Steueranteil an
den Beitra¨gen fu¨r beide Geschlechter u¨ber die Erwerbsphase stetig ab. Aufgrund der ho¨heren
Lebenserwartung ko¨nnen verheiratete Frauen in den allermeisten Fa¨llen eine Hinterbliebenen-
rente erwarten. Die Anrechnung der selbst erworbenen Rentenanwartschaften bei der Bemes-
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sung der Witwenrente verursacht eine versta¨ndlicherweise intensivere implizite Besteuerung
der Frauen gegenu¨ber Ma¨nnern.
Der empirisch zu beobachtende Verlauf der impliziten Besteuerung u¨ber den Erwerbszyklus
durch die Zwangsmitgliedschaft des weit u¨berwiegenden Teils der Erwerbsbevo¨lkerung in der
Gesetzlichen Rentenversicherung entspricht demnach der theoretisch vermuteten zeitlichen
Struktur.
4.2.2.3 Optimalsteuertheorie
Nachdem die Intensita¨t der impliziten Besteuerung u¨ber den Lebenszyklus variiert, sollen im
Folgenden die Erkentnisse der Optimalsteuertheorie bemu¨ht werden, um u¨ber eine geeignete
zeitliche Erhebung dieser Steuern eine Wohlfahrtserho¨hung zu erzielen.
Ausgangspunkt der optimalen Steuerlehre ist die Annahme, dass der Staat die Gesamtwohl-
fahrt, d.h. die indirekte Nutzenfunktion V (Gl. 4.7) unter der Bedingung maximiert, dass mit
der Steuererhebung ein bestimmtes Steueraufkommen Tt = τtbwtl
j
t + τt+1(1 + r)
−1wt+1lmt+1
generiert wird. Tt ist der Barwert der Nettosteuern in Periode t, der den Individuen der
Generation t u¨ber ihr Erwerbsleben hinweg auferlegt wird, um die implizite Schuld des Um-
lageverfahrens auf einem Gleichgewichtspfad zu halten. Das implizite Steueraufkommen ist
erforderlich, damit das periodische Budget des Rentensystems inklusive der darin enthaltenen
impliziten Schuld lediglich mit der Wachstumsrate der Lohnsumme wa¨chst und stellt sicher,
dass der Beitragssatz zur Rentenversicherung u¨ber die Zeit konstant gehalten werden kann.
Ramsey Regel








die impliziten Steuerraten, die auf das Periodeneinkommen erhoben werden, im inversen
Verha¨ltnis zu den − um die Kreuzpreiselastizita¨ten verminderten − kompensierten Elasti-
zita¨ten des Arbeitsangebots εt,s erhoben werden.
Um die Verzerrungen aus der Substitution von Arbeitszeit gegen Freizeit aufgrund der Steu-
ererhebung zu minimieren, sollten die Lo¨hne demnach in den Perioden des Erwerbslebens
sta¨rker belastet werden,
• in denen die kompensierten Elastizita¨ten des Arbeitsangebots bezu¨glich des Nettoein-
kommens aus derselben Periode (eigener Preiseffekt) im Vergleich zu den Elastizita¨ten
in anderen Perioden niedrig sind und
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• in denen die kompensierten Elastizita¨ten des Arbeitsangebots bezu¨glich des Nettoein-
kommens aus anderen Perioden (Kreuzpreiseffekt) relativ gering sind.
Inverse-Elastizita¨ten-Regel
Fu¨r den Spezialfall, dass die Kreuzpreiseffekte vernachla¨ssigbar sind, d.h. εts = 0 fu¨r die






1− τt+1 . (4.10)
Zieht die Besteuerung periodischen Lohneinkommens keinerlei Kreuzpreiseffekte nach sich,
wa¨re unter Effizienzgesichtspunkten eine Besteuerung nach der Inversen-Elastizita¨ten-Regel
optimal. Demnach sind die optimalen Steuerraten in jeder Periode umgekehrt proportional
zu den kompensierten Elastizita¨ten des Arbeitsangebots bezu¨glich des Nettolohns derselben
Periode zu wa¨hlen. Je elastischer Arbeit in Periode t angeboten wird, umso geringer sollte
der optimale Steuersatz τ∗t auf das Periodeneinkommen wt ausfallen.
Die sicherlich bekannteste Schlussfolgerung in der Theorie der zweitbesten Besteuerung kann
damit auch fu¨r die intertemporale Besteuerung von Arbeitseinkommen gezogen werden. Er-
hebt man hohe Steuersa¨tze auf Lo¨hne aus Erwerbsperioden mit der geringsten A¨nderung des
kompensierten Arbeitsangebots und vice versa, wird der Substitutionseffekt insgesamt mini-
miert. Nehmen die impliziten Steuerraten u¨ber den Erwerbszyklus ab, wie im vorangehenden
Abschnitt fu¨r ein umlagefinanziertes Rentensystem mit Teilhabea¨quivalenz gezeigt, ko¨nnte
es sein, dass die intertemporale Steuerstruktur der Inversen-Elastizita¨ten-Regel folgt, vor-
ausgesetzt, dass die Elastizita¨ten des periodischen Arbeitsangebots in entsprechender Weise
differieren. Im Folgenden soll daher der Frage nachgegangen werden, ob aus Sicht der Op-
timalsteuertheorie die derzeitige intertemporale Erhebung der impliziten Steuerraten in der
GRV kompatibel mit dem lebenszeitlichen Verlauf der Arbeitsangebotselastizita¨ten ist.
4.2.2.4 Die empirische Zeitstruktur der Elastizita¨ten des Arbeitsangebots
Eine empirische Scha¨tzung der Elastizita¨ten des Arbeitsangebots fu¨r unterschiedliche Peri-
oden eines typischen Erwerbslebens bezu¨glich der Lohnsteuer bzw. bezu¨glich des Nettolohns9
haben Fenge et al. (2006) anhand der Mikrodaten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP)
mit den Wellen der Jahre 1991 bis 2002 fu¨r Deutschland vorgenommen.10 Die Scha¨tzung
beschra¨nkt sich auf Ma¨nner und verheiratete Frauen im Alter von 20 bis 59 Jahren mit
9Empirische Studien bezu¨glich der Zeitstruktur von Lohnelastizita¨ten des individuellen Arbeitsangebots
u¨ber den Lebenszyklus sind kaum vorhanden.
10Der Ausschluss der ersten vier Wellen wurde mit der Variablendefinition und dem gea¨nderten Erhebungs-
prozess begru¨ndet.
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deutscher Staatsangeho¨rigkeit und Wohnort in den alten Bundesla¨ndern.11. Ausgeschlossen
wurden Selbsta¨ndige und Beamte, weil sie anderen Versorgungssystemen angeho¨ren sowie
bereits im Ruhestand befindliche Personen.
Die vorgestellte empirische Scha¨tzung von Fenge et al. (2006) konzentriert sich auf die Rea-
gibilita¨t des individuellen periodischen Arbeitsangebots bezu¨glich der Nettolo¨hne (Eigen-
preiseffekt), um zu u¨berpru¨fen, ob die Zeitstruktur der impliziten Besteuerung durch die
Zwangsmitgliedschaft in der GRV der kompensierten Inversen-Elastizita¨ten-Regel folgt. Ab-
gestellt wird dabei auf die Ramsey Regel unter Vernachla¨ssigung von Kreuzpreiselastizita¨ten,
da die intertemporalen Kreuzpreiseffekte in einem empirischen Kontext schwer evaluierbar
sind. Ausgehend von den Scha¨tzergebnissen des Arbeitsangebotsmodells bezu¨glich der Anzahl
der angebotenen Wochenarbeitsstunden werden die Nettolohn-Elastizita¨ten des Arbeitsange-
bots ermittelt. Wie argumentiert, ist hinsichtlich der Kompatibilita¨t der Zeitstruktur der
impliziten Steuerraten, τt und τt+1, mit der kompensierten Inversen-Elastizita¨ten-Regel die
kompensierte Lohnelastizita¨t εw von Interesse.
Theoretisch la¨sst sich die unkompensierte Lohnelastizita¨t des Arbeitsangebots ηw durch die





























wobei h die Wochenarbeitsstunden, wn das marginale Nettohaushaltseinkommen fu¨r eine
zusa¨tzliche Wochenarbeitsstunde und Y n das reale Nettohaushaltseinkommen p.a. sind. Vom
theoretischen Standpunkt ist davon auszugehen, dass der Substitutionseffekt positiv, der Ein-
kommenseffekt hingegen negativ ist. Folglich ist der Gesamteffekt und damit das Vorzeichen
von ηw unklar.
Um die mo¨glichen Unterschiede im Arbeitsangebotsverhalten fu¨r die sehr heterogenen
Untergruppen im Detail herauszuarbeiten, haben Fenge et al. (2006) die kompensierten Elas-
tizita¨ten εw fu¨r neun Geburtskohorten durch Regression ermittelt. Wie den Tabellen 4.1 und
4.2 zu entnehmen ist, handelt es sich um Altersgruppen von 5 Lebensjahren La¨nge mit je-
weils zwei unterschiedlichen Geburtskohorten pro Altersintervall, die den zwei Subsamples
der Wellen 1991 bis 1996 und 1997 bis 2002 entstammen. Die Individuen sind demgema¨ß in
Stichprobe I im Alter zwischen 20 und 24, 25 und 29, usw. In Stichprobe II sind dieselben
Individuen entsprechend der Welleneinteilung in den Altern von 25 bis 29, 30 bis 34, usf. Die-
11Diese Eingrenzung wurde vorgenommen, um Verzerrungen durch die sozialen und wirtschaftlichen
Vera¨nderungen nach der Wiedervereinigung in Ostdeutschland sowie durch das Verhalten von Ausla¨ndern
und Immigranten auszuschließen.
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se u¨berlappende Struktur erlaubt die Separation der Lebenszykluseffekte von mo¨glicherweise
existierenden Kohorteneffekten.
Tabelle 4.1: Kompensierte Lohnelastizita¨ten fu¨r Ma¨nner
Geburts- Altersgruppen











Quelle: Fenge et al. (2006).
Tabelle 4.2: Kompensierte Lohnelastizita¨ten fu¨r Frauen
Geburts- Altersgruppen











Quelle: Fenge et al. (2006).
Die gescha¨tzten Elastizita¨ten vermitteln keinerlei klares Bild. Daher erscheint es vor dem
Hintergrund der theoretischen U¨berlegungen zuna¨chst schwierig diese Ergebnisse zu interpre-
tieren. Beru¨cksichtigt man aber, dass die Ergebnisse horizontal angrenzender Zellen Lebens-
zykluseffekte wiedergeben und Ergebnisse vertikal angrenzender Zellen mo¨gliche Kohortenef-
fekte anzeigen, la¨sst sich eine Lebenszyklusstruktur der Lohnelastizita¨ten erkennen, wie die
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graphische Aufbereitung der Scha¨tzergebnisse der Tabellen 4.1 und 4.2 zu veranschaulichen
versucht (vgl. Abb. 4.6).
Abbildung 4.6: Kompensierte Lohnelastizita¨ten des Arbeitsangebots u¨ber den Lebenszyklus
Quelle: Fenge et al. (2006).
In Abbildung 4.6 wurden jeweils beide Scha¨tzungen der Lohnelastizita¨ten des Arbeitsange-
bots fu¨r die Geschlechter abgetragen, wobei sie paarweise unterschiedlichen Geburtskohorten
entstammen. Scha¨tzwerte aufeinanderfolgender Altersgruppen, die einer Geburtskohorte an-
geho¨ren, sind mit einer Linie verbunden.12 Die Variation der Lohnelastizita¨ten in horizontaler
Richtung gibt die interessierenden Lebenszykluseffekte wieder, wa¨hrend vertikale Differenzen
mo¨gliche Kohorteneffekte anzeigen.
Aus dem Verlauf der Scha¨tzergebnisse in Abbildung 4.6 ko¨nnen folgende Schlussfolgerungen
gezogen werden
• Die kompensierten Elastizita¨ten des Arbeitsangebots bezu¨glich der Nettolo¨hne liegen
fu¨r junge Ma¨nner zwischen ihrem 20. und 29. Lebensjahr unwesentlich niedriger als fu¨r
die nachfolgenden Altersgruppen der 30- bis 39ja¨hrigen. Lediglich fu¨r die jungen des
Subsample I sind die Ergebnisse statistisch signifikant. Die vo¨llig unelastische Reaktion
der Berufseinsteiger ist insofern plausibel als am Ende der Bildungsphase wahrscheinlich
kein Vermo¨gen fu¨r Konsumzwecke zur Verfu¨gung steht. Nicht zuletzt deswegen du¨rfte
diese Gruppe der Arbeitnehmer am sta¨rksten kreditbeschra¨nkt sein. Das aus Rationa-
lita¨tsgesichtspunkten schwerwiegendste Argument fu¨r ein lohnunreagibles Arbeitsange-
12Ausgefu¨llte Kreise und Ka¨stchen signalisieren Scha¨tzergebnisse auf einem mindestens 5prozentigen Signi-
fikanzniveau, wa¨hrend leere Markierungen Ergebnisse hervorheben, die unter Signifikanzkriterien nicht von
Null verschieden sind.
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bot gru¨ndet auf der lebenslangen Beschneidung der Mo¨glichkeit zur Erwerbsta¨tigkeit
bis zum Regelrentenalter und zum beruflichen Aufstieg bei einer Erwerbslosigkeit in
diesen Altern (Eriksson und Lagerstro¨m (2006)). Ein Fehlen von beruflicher Erfah-
rung und unternehmensspezifischem Wissen sowie die mit Nichterwerbsta¨tigkeit ein-
hergehende Abschreibung des Humankapitals ha¨tte langfristig negative Effekte fu¨r die
Bescha¨ftigungsmo¨glichkeiten und -chancen und damit verbunden schlechte Einkommens-
und Vermo¨genserzielungsperspektiven. Zudem du¨rften gerade die Opportunita¨tskosten
einer auf aktuellemWissens- und Technologiestand basierenden Qualifikation direkt nach
Abschluss der Ausbildung am ho¨chsten sein.
• Im Gegensatz zu den jungen, sind die gescha¨tzten Elastizita¨ten fu¨r die mittleren Alters-
gruppen statistisch nicht signifikant von Null verschieden. Diese Ergebnisse u¨berraschen
indes kaum, denn Ma¨nner mittleren Alters verfu¨gen typischerweise u¨ber die ho¨chste Er-
werbsneigung. Aufbauend auf den theoretischen Voru¨berlegungen wird hierdurch nur die
empirische Beobachtung der bisherigen Arbeiten besta¨tigt, dass diese Gruppe der Ar-
beitnehmerschaft unabha¨ngig von den o¨konomischen Anreizen Arbeit anbietet, wohl vor
allem deshalb, weil fu¨r sie keine Alternativen zur Erwerbsarbeit bestehen.
• Ab dem Alter von 50 Jahren weisen Ma¨nner eine steil ansteigende Lohnelastizita¨t des
Arbeitsangebots auf. Dieser Trend ist fu¨r die zwei a¨ltesten Altersgruppen und fu¨r beide
Kohortengruppen hochsignifikant. Damit reagieren Ma¨nner, die sich der Ruhestands-
phase na¨hern, deutlich sta¨rker auf die o¨konomische Anreizsituation als ihre ju¨ngeren
Geschlechtsgenossen. Im Umkehrschluss muss daher davon ausgegangen werden, dass
die implizite Besteuerung von Lohneinkommen eine sta¨rkere Wirkung auf den Umfang
der angebotenen Arbeitszeit der a¨lteren Altersgruppen entfalten wird als die gleiche
implizite Besteuerung der ju¨ngeren Arbeitnehmer.
• Im Gegensatz zu den Ma¨nnern sind die Scha¨tzergebnisse fu¨r die Lohnelastizita¨ten der ver-
heirateten Frauen fu¨r alle Altersgruppen hochsignifikant. Die Elastizita¨ten der ju¨ngeren
Frauen (20−29 Jahre) scheinen keinem Lebenszyklustrend zu folgen, aber dem Kohor-
teneffekt nach geringer zu werden. Die Lohnelastizita¨ten fu¨r die 30- bis 39ja¨hrigen ver-
heirateten Frauen steigen, vermutlich aufgrund der Erziehung kleiner Kinder. Entgegen
dem ma¨nnlichen Pendant, sinken die Lohnelastizita¨ten fu¨r verheiratete Frauen zwischen
ihrem 40. und 49. Lebensjahr, um danach wieder etwas zuzunehmen. Der generelle Ein-
druck ist, dass die Lohnreagibilita¨t verheirateter Frauen einem invers U-fo¨rmigen Verlauf
u¨ber ihre Phase o¨konomischer Aktivita¨t folgt.
• Das entscheidende empirische Ergebnis fu¨r die Ausscho¨pfung des weiblichen Erwerbs-
personenpotenzials ist, dass sich die Lohnelastizita¨ten verheirateter Frauen fu¨r alle Alter
zwischen 20 und 54 Jahren auf einem signifikant ho¨heren Niveau als fu¨r Ma¨nner dersel-
ben Alter bewegen. Das wesentlich flexiblere Arbeitsangebotsverhalten von verheirateten
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Frauen auf Vera¨nderungen des Nettolohns gilt nach der Mehrzahl empirischer Studien
als belegt.
4.2.2.5 Implizite Besteuerung und Optimalsteuertheorie
Nach der empirischen Evaluierung der lebenszyklusspezifischen Lohnelastizita¨ten des Arbeits-
angebots bezu¨glich der Nettolo¨hne la¨sst sich nun pru¨fen, ob und inwiefern die beobacht-
bare intertemporale Struktur der impliziten Steuersa¨tze τt mit der kompensierten Inverse-
Elastizita¨ten-Regel vereinbar ist. Dieses Kriterium der Optimalsteuertheorie verlangt, dass
das Verha¨ltnis der impliziten Steuerraten zwischen jungen und a¨lteren Arbeitnehmern dem
inversen Verha¨ltnis der kompensierten Lohnelastizita¨ten entsprechen sollte.
Nachdem die implizite Besteuerung der rentenversicherungspflichtigen Erwerbsta¨tigkeit u¨ber
den Erwerbszyklus von Ma¨nnern und verheirateten Frauen kontinuierlich abnimmt, liegen
die Steuerratenverha¨ltnisse τnett /τ
net
t+1=(τt/(1−τt+1))/(τt+1/(1−τt+1)) fu¨r aufeinanderfolgen-
de Altersgruppen durchweg u¨ber eins (vgl. Tab. 4.3). Das inverse Verha¨ltnis der kompen-
sierten Lohnsatzelastizita¨ten hingegen liegt vor allem fu¨r Frauen u¨berwiegend unter eins.
Dies impliziert, dass gema¨ß einer optimalen zeitlichen Erhebung der Steuer, die impliziten
Steuerraten fu¨r die jeweils a¨lteren Altersgruppen anzuheben sind. In Anbetracht des voll-
kommen lohnunelastischen Arbeitsangebots der Ma¨nner im Alter zwischen 20 und 49 ist die
gema¨ß der Inversen-Elastizita¨ten-Regel tendenziell zu hohe implizite Besteuerung des Erw-
erbseinkommens der jeweils ju¨ngeren Altersgruppe gegenu¨ber der a¨lteren unbedenklich, da
die Substitutionsreaktion und damit die unerwu¨nschten negativen Verzerrungen der Arbeits-
Freizeit-Entscheidung den Scha¨tzergebnissen zufolge vernachla¨ssigbare Ausmaße annehmen
du¨rfte. Vo¨llig kontra¨r hierzu verha¨lt es sich bei den 50- bis 59ja¨hrigen Ma¨nnern. Obwohl diese
Altersgruppe mit den niedrigsten impliziten Steuersa¨tzen belegt wird, liegen sie nach dem
Kriterium der optimalen Besteuerung immer noch erheblich zu hoch. Aufgrund der besseren
Aussicht auf ein Alternativeinkommen sind a¨ltere Arbeitnehmer trotz geringer Steuerbelas-
tung sta¨rker geneigt ihr Arbeitsangebot einzuschra¨nken, sei es, dass sie ihre Wochenarbeits-
zeit reduzieren oder die verschiedenen Pfade in die vorzeitige Berentung nutzen. Insofern
erweist sich die intertemporale Struktur der impliziten Steuersa¨tze vor dem Hintergrund der
optimalen Steuertheorie fu¨r Ma¨nner in der Erwerbsausstiegsphase als ineffizient.
Wendet man sich den Ergebnissen fu¨r verheiratete Frauen im Detail zu, scheint diese Be-
wertung fu¨r sie nicht zuzutreffen. Ihr optimales zeitliches Steuerprofil unterscheidet sich fun-
damental von dem fu¨r Ma¨nner. Der stetig abnehmende Verlauf der Steuerraten u¨ber den
Lebenszyklus sollte fu¨r verheiratete Frauen zwar insgesamt flacher verlaufen, idealerweise
sollte er aber U-fo¨rmig sein, um die sta¨rkeren Verzerrungen der Arbeits-Freizeit-Erwa¨gung
fu¨r die 35- bis 39-Ja¨hrigen zu vermeiden. Die Lohnreagibilita¨t in diesen Altern scheint bei ver-
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heirateten Frauen am ho¨chsten, da sie aufgrund ihres Hinzuerwerbsstatus die Wahl zwischen
Elternzeit und Teilzeitarbeit haben.
Tabelle 4.3: Implizite Steuerraten- und inverse Lohnelastizita¨tsverha¨ltnisse fu¨r
aufeinanderfolgende Altersgruppen
Ma¨nner verheiratete Frauen
Implizite Steuern Lohnelastizita¨ten Implizite Steuern Lohnelastizita¨ten
τnet20−24 / τ
net




























































































Quelle: Fenge et al. (2006).
Zusammenfassend la¨sst sich schlussfolgern, dass der optimale Zeitpfad der impliziten Steu-
ersa¨tze einem inversen J-Verlauf folgen mu¨sste. Angesichts kontinuierlich abnehmender Steu-
erprofile u¨ber einen typischen Lebenszyklus sollte das Timing der τt fu¨r die mittleren und
a¨lteren Arbeitnehmer konsistent mit der Optimalbedingung sein, wa¨hrend die hohe Besteue-
rung der jungen sowie der langsame Ru¨ckgang der Steuerraten fu¨r nahe am Ruhestand be-
findliche Individuen ein Ineffizienzproblem darstellt.
Nachdem die impliziten Steuerraten u¨ber den Lebenszyklus der gesetzlich Versicherten ab-
nehmen, la¨sst sich angesichts der zunehmenden Lohnelastizita¨ten des Arbeitsangebots u¨ber
dieselbe Zeitspanne eine gewisse Effizienz der derzeitigen GRV konstatieren. Gleichzeitig las-
sen sich v.a. drei Ineffizienzquellen hinsichtlich des Zeitpfades der impliziten Besteuerung
ausmachen. Das gravierendste Problem des impliziten Steuersatzpfades ist der aus Optima-
lita¨tsgesichtspunkten zu langsame Ru¨ckgang der Steuerraten fu¨r ma¨nnliche Arbeitnehmer,
die sich in rentennahen Altern befinden. Trotz der niedrigsten impliziten Besteuerung am
Erwerbslebensende ist hinsichtlich der Reagibilita¨t des Arbeitsangebots in dieser Phase die
implizite Steuer unter Anreizgesichtspunkten erheblich zu hoch. Desweiteren stellt die prin-
zipiell ho¨here implizite Besteuerung verheirateter Frauen als Hinzuverdiener einen deutlichen
Fehlanreiz des Rentensystems dar. Die detaillierte Analyse des Steuersatzpfades offenbart
zudem, dass der kontinuierlich fallende Verlauf mit der ho¨heren Reagibilita¨t des Arbeitsan-
gebots verheirateter Frauen in ihrer Phase der Mutterschaft nicht anreizkompatibel ist.
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In Anbetracht des durch die demographische Entwicklung zu erwartenden steigenden Drucks
auf die Beitra¨ge und damit auf die impliziten Steuerraten werden diese Fehlanreize in den
na¨chsten drei Dekaden eine weitere Verscha¨rfung erfahren. Die negativen Verzerrungswir-
kungen einer steigenden impliziten Besteuerung sind fu¨r Ma¨nner der rentennahen Jahrga¨nge
gemessen an der Reagibilita¨t ihres Arbeitsangebots bei weitem zu hoch und zudem statistisch
hochsignifikant. Dies v.a., weil a¨ltere Arbeitnehmer instititutionell mehr Mo¨glichkeiten ha-
ben der impliziten Besteuerung auszuweichen. Die Pfade zum Austritt aus dem Arbeitsmarkt
reichen von der Arbeitslosigkeit oder der Altersteilzeit bis hin zu einem vorzeitigen Renten-
eintritt durch Erwerbsminderung oder der langja¨hrigen Versicherung. Diese institutionellen
Mo¨glichkeiten des vorzeitigen Beendens des Erwerbslebens erlauben es a¨lteren Bescha¨ftigten
auf die Fehlanreize, die von der impliziten Besteuerung durch die Zwangsmitgliedschaft in
der GRV ausgehen, entsprechend zu reagieren.
Die letzten beiden Anreizprobleme geho¨ren zu einer gro¨ßeren Klasse a¨hnlicher Fehlanreize,
die durch eine progressive Besteuerung auf der Haushaltsebene, kindbezogenen Leistungen,
die invers vom Haushaltseinkommen abha¨ngen usw. hervorgerufen werden. Die gro¨ßten Ver-
zerrungen der Arbeits-Freizeit-Erwa¨gung durch das Rentensystem in Kombination mit dem
Steuer-Transfer-System sind dabei fu¨r verheiratete Frauen im Alter zwischen 35 und 39 Jahren
zu erwarten. In diesen biologisch und gesellschaftlich gesehen letzten vertretbaren Geba¨raltern
wird bei der U¨berlegung u¨ber die angebotene Arbeitszeit moneta¨ren Anreizen eine wesent-
lich ho¨here Bedeutung beigemessen als in anderen Altern. Dies ist bei einer Entscheidung
fu¨r die Familiengru¨ndung unter Beru¨cksichtigung des Lohnprofils des Erstverdieners auch
plausibel. Daher wirkt der Progressionseffekt des Steuer- und Abgabensystems auf der Haus-
haltsebene mit invers vom Haushaltseinkommen abha¨ngenden Transferleistungen fu¨r Kinder
und die Anrechnung der eigenen Ruhegehaltanspru¨che bei der Hinterbliebenenversorgung
durch das Rentensystem in diesen Altern besonders stark. Eine isolierte Sta¨rkung der Par-
tizipationsanreize fu¨r Frauen durch eine entsprechende Gestaltung des Rentensystems sollte
daher nicht in Betracht gezogen werden. Vielmehr sollte im Anschluss an einen Abbau von
Fehlanreizen auf der Steuer-Transfer-Ebene das Rentenrecht nachziehen. Was das Renten-
system anbelangt, muss es zur Sta¨rkung der Partizipationsanreize von verheirateten Frauen
auf dem Arbeitsmarkt die A¨quivalenzbeziehung zwischen Beitra¨gen und Leistungen sta¨rken.
Die nicht beitragserworbenen Witwenrenten mu¨ssten demgema¨ß abgeschafft werden und zu-
gleich der verpflichtende Beitrag fu¨r die nicht erwerbsta¨tige Ehefrau eingefu¨hrt werden. Durch
diese Reform wu¨rde die Belastung der Ein-Verdiener-Ehen zunehmen, wa¨hrend sie fu¨r Zwei-
Verdiener-Ehen und ledige Ma¨nner und Frauen gema¨ß der engeren Beitragsbezogenheit der
Leistungen c.p. abnehmen du¨rfte.
Unter Einbeziehung expliziter Steuern in die Analyse mu¨ssen die Schlussfolgerungen aus dem
theoretisch und empirisch beobachtbaren impliziten Besteuerungspfad unter Beru¨cksichtigung
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der lebenszeitlichen Variabilita¨t des Arbeitsangebots etwas revidiert werden. Im Unterschied
zur abnehmenden impliziten Besteuerung mit steigendem Alter, erfolgt die explizite Besteue-
rung des Erwerbseinkommens altersunabha¨ngig. Allerdings steigt gema¨ß der progressiven
Ausgestaltung des Einkommensteuertarifs die explizite Grenzabgabenbelastung mit der Ho¨he
des erzielten Erwerbseinkommens. Nachdem mit zunehmendem Alter ein Anstieg der Ent-
lohnung zu beobachten ist, sei es, dass er die Produktivita¨tsentwicklung des Arbeitnehmers
abbildet oder aus effizienzlohntheoretischen Gru¨nden Seniorita¨tsregeln folgt, darf angenom-
men werden, dass die expliziten Steuersa¨tze einen u¨ber den Erwerbszyklus grundsa¨tzlich
ansteigenden Verlauf haben. Bezieht man das explizite Steuerprofil in die U¨berlegungen zur
optimalen Besteuerung u¨ber die Erwerbszeit mit ein, sind die allein aus implizitem Verlauf
abgeleiteten Forderungen nicht vollends angemessen. Die exzessive implizite Belastung der
jungen Arbeitnehmer wird bis zu einem gewissen Grad durch die relativ niedrige explizi-
te Besteuerung abgeschwa¨cht, sodass der Anreiz zum la¨ngeren Verbleib im Bildungssystem
etwas schwa¨cher ausfallen du¨rfte, als zuvor angenommen. Im Gegensatz zu den jungen Er-
werbsta¨tigen du¨rfte die Verzerrung der Arbeits-Freizeit-Entscheidung bei Beru¨cksichtigung
der expliziten Abgabenbelastung fu¨r die a¨lteren ma¨nnlichen Erwerbsta¨tigen und verheiratete
Frauen mittleren Alters bzw. fu¨r Zweitverdiener ganz generell prononcierter zu Gunsten ei-
ner vorzeitigen Berentung oder Nichterwerbsta¨tigkeit verschoben sein als allein aufgrund der
Zwangsmitgliedschaft in der GRV.
Vor dem Hintergrund der Optimalsteuertheorie hat die Analyse des impliziten Steuersatzpfa-
des und des Arbeitsangebotsverhaltens u¨ber den Lebenszyklus unter Beachtung der zeitlichen
Intensita¨t der expliziten Besteuerung gezeigt, dass die Verbeitragung des Einkommens durch
die Zwangsmitgliedschaft in der GRV bei gleichzeitig progressiver ausgewiesener Besteuerung
erhebliche Anreize fu¨r a¨ltere Arbeitnehmer setzt, sich der − gemessen an ihrer Outsideoption
− zu hohen Abgabenbelastung zu entziehen, indem sie vorzeitig die Erwerbsta¨tigkeit be-
enden. Im folgenden Kapitel soll daher zuna¨chst modelltheoretisch der Frage nachgegangen
werden, ob diese Fehlanreize durch die Erhebung versicherungsmathematischer Abschla¨ge bei
vorzeitiger Berentung konterkariert werden ko¨nnen.
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Die staatlich ero¨ffnete Mo¨glichkeit zum vorzeitigen Renteneintritt ohne eine entsprechende
versicherungsmathematische Ku¨rzung der Rentenanwartschaften zu Anfang der 70er Jahre
hatte genau die Wirkung mit sich gebracht, die intendiert war. Die Inanspruchnahme der
Fru¨hverrentungsmo¨glichkeiten dru¨ckte sich in der Spitze in einem mittleren Eintrittsalter
in die Altersrenten von 62,3 (61,5) Lebensjahren fu¨r ma¨nnliche (weibliche) Versicherte im
Jahr 1982 aus, welches deutlich unter dem gesetzlich festgelegten Regelrentenalter von 65
Lebensjahren lag. Nachdem durch die Fo¨rderung der Fru¨hverrentung nicht die erwu¨nschten
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Ergebnisse am Arbeitsmarkt eintraten, also insbesondere eine deutliche Senkung der Ju-
gendarbeitslosigkeit, die induzierte Fru¨hverrentung aber erhebliche Mehrausgaben fu¨r das
soziale Sicherungssystem verursachte, beschloss man mit dem Rentenreformgesetz von 1992
die Einfu¨hrung von aktuarischen Rentenku¨rzungen im Falle eines vorzeitigen Eintritts in den
Ruhestand. Die eingefu¨hrten versicherungsmathematischen Rentenabschla¨ge sollten erstmals
beru¨cksichtigen, dass bei einer vorzeitigen Berentung, der Gesetzlichen Rentenversicherung
Beitra¨ge bis zur gesetzlichen Regelaltersgrenze als Einnahmen entgehen und in diesem Zeit-
raum Mehrausgaben durch die fa¨lligen Rentenzahlungen entstehen. Die durch diese Reform
wiederhergestellte marginale Beitragsa¨quivalenz fu¨r die vorruhestandsberechtigten Arbeit-
nehmer soll, wenn sie denn zu keiner nennenswerten Erho¨hung der Arbeitsmarktbeteiligung
dieser Alterskohorten fu¨hren sollte, zumindest die Mehrbelastung fu¨r die GRV kompensieren.
Die Untersuchung der wesentlichen Indikatoren zum Rentenzugangsgeschehen in Abschnitt
4.1 ergab, dass in Deutschland das tatsa¨chliche mittlere Renteneintrittsalter bei den Al-
tersrenten − selbst nach Einfu¨hrung versicherungsmathematisch ada¨quater Ku¨rzungen der
vorgezogenen Altersrenten − weit unter dem gesetzlich vorgeschriebenen Niveau von 65 Le-
bensjahren liegt. Schwerwiegender fu¨r die Finanzierungsbasis der sozialen Sicherung ist die im
internationalen Vergleich relativ geringe Erwerbsbeteiligung a¨lterer Arbeitnehmer. Nach Kro-
ker und Pimpertz (2003), Bo¨rsch-Supan et al. (2004) und Werding (2007) geht der Anreiz zur
Vorziehung des Rentenbezugszeitpunktes auf die zu ”niedrig“ bemessenen versicherungsma-
thematischen Rentenabschla¨ge zuru¨ck. Zur Sicherstellung nachhaltiger Finanzierungsgrund-
lagen fu¨r das Sozialsystem schlagen die Autoren daher vor, durch eine Erho¨hung der ver-
sicherungsmathematischen Rentenabschla¨ge auf ein anreizkompatibles Niveau die sozialver-
sicherungspflichtig bescha¨ftigten Arbeitnehmer zum Aufschub ihres Ruhestandszeitpunktes
zu bewegen. Dieser Vorschlag du¨rfte insofern verku¨rzt sein als zur Erho¨hung der Beitrags-
basis das bloße Aufschieben des Renteneintritts notwendig, aber nicht hinreichend ist. Das
Hinauszo¨gern der Inanspruchnahme der Rente bringt wohl wahr einen tempora¨ren ausga-
benseitigen Entlastungseffekt fu¨r die Gesetzliche Rentenversicherung, erho¨ht aber fu¨r sich
genommen nicht die Bemessungsgrundlage fu¨r Steuern und die u¨brigen Sozialversicherungs-
beitra¨ge. Gehen die Versicherten bis zum hinausgeschobenen Rentenzugangszeitpunkt keiner
sozialabgabenpflichtigen (Vollzeit-)Bescha¨ftigung nach, sondern weichen in sozialabgabenge-
minderte bzw. -freie Bescha¨ftigungsformen oder die Nicht-Erwerbsta¨tigkeit aus, ergeben sich
Mindereinnahmen in den u¨brigen Sozialversicherungszweigen und im Steuerhaushalt. Um
die Steuer- und Beitragsbemessungsgrundlage dauerhaft zu verbreitern, bedarf es zuvorderst
der Verla¨ngerung der beitragspflichtigen Erwerbsta¨tigkeit u¨ber den Lebenszyklus. Der damit
einhergehende spa¨ter einsetzende Rentenbezug ist daher nur eine Begleiterscheinung des in
Anbetracht der absehbaren Verringerung des Erwerbspersonenpotenzials Notwendigen. Die
zu beantwortende finanzpolitische Frage ist demnach nicht, wie die Rentenzugangsentschei-
dung der Individuen auf einen spa¨teren Zeitpunkt im Lebenszyklus verschoben werden kann,
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sondern vielmehr, welche Umgestaltung der Anreizmechanismen von No¨ten ist, um die so-
zialversicherungspflichtige Bescha¨ftigung insgesamt − und fu¨r diese Arbeit von besonderem
Interesse − in ho¨heren Altern attraktiver zu machen.
Untersuchungsgegenstand dieses Abschnitts ist daher das mikroo¨konomische Kalku¨l der Indi-
viduen hinter ihrer Arbeits-Freizeit-Wahl in lebenszeitlicher Perspektive, um die Fehlanreize
des Steuer- und Abgabensystems zu identifizieren, die sie dazu bewegt, den Arbeitsmarkt vor
Erreichen der gesetzlichen Regelaltersgrenze zu verlassen und ihren Renteneintritt vor den
gesetzlich festgelegten vorzuziehen. Die theoretischen U¨berlegungen zur individuellen Ver-
rentungsentscheidung gehen vom Grundprinzip auf die Modellierungen von Crawford und
Lilien (1981), Fields und Mitchell (1984) sowie Breyer (1990) zuru¨ck. Da das Rentenein-
trittsverhalten bei Crawford und Lilien (1981), Fields und Mitchell (1984) und Breyer (1990)
lediglich in Abha¨ngigkeit des Alterssicherungssystems modelliert wird, werden nur Verzer-
rungen und Fehlanreize aus einer nicht ga¨nzlich beitragsa¨quivalenten Rentenbemessung oder
aus den nach Rentenzugangsalter variierenden Rentenbarwerten identifiziert. Abweichend
hiervon interessiert in der vorliegenden Arbeit, ob hinsichtlich des Rentenzugangsalters bei-
tragsa¨quivalente Alterssicherungssysteme − sichergestellt durch Anwendung versicherungs-
mathematischer Rentenabschla¨ge − die Ruhestandsentscheidung verzerren ko¨nnen. Hierzu
wird zuna¨chst die Ruhestandsentscheidung in einer Welt der privaten Absicherung der bio-
metrischen Risiken Krankheit, Pflegebedu¨rftigkeit und Langlebigkeit betrachtet und anschlie-
ßend die gleiche Entscheidung in einer Welt der sozialen Absicherung nach bundesdeutschem
Konzept. In beiden Welten erfolgt die Sicherstellung der A¨quivalenz von Beitrags- und Ren-
tenleistung durch Beru¨cksichtigung des jeweiligen Zugangszeitpunktes des Individuums u¨ber
versicherungstechnische Zu- bzw. Abschla¨ge.
4.3.1 Arbeitsmarktwirkungen von Rentenabschla¨gen bei privater
Versicherung
Die folgende Untersuchung der Arbeits-Freizeit-Wahl in lebenszeitlicher Perspektive geht da-
von aus, dass Individuen ihre Wohlfahrt unter Beachtung der bestehenden Restriktionen zu
maximieren versuchen. Ferner wird mit dem sogenannten Rationalverhalten angenommen,
dass Individuen vorausschauend und im Zeitverlauf betrachtet konsistent handeln.
Der betrachtete Arbeitnehmer maximiere demnach seinen Nutzen aus Konsum und Freizeit
u¨ber die Zeit seines Lebens hinweg beginnend mit der Aufnahme der Erwerbsta¨tigkeit in
t = 0. In Anlehnung an Sheshinski (1978), Crawford und Lilien (1981) und Breyer (1990)
wird auch hier angenommen, dass sich die Pra¨ferenzen des Individuums u¨ber die Lebenszeit
nicht vera¨ndern, d.h. die NutzenfunktionW selbst unabha¨ngig von der Zeit sei. Zudem sei die
Nutzenfunktion mit Blick auf die eingehenden Argumente Konsum c und Freizeit f additiv
separabel und streng monoton zunehmend. Freizeit sei in diesem Modell wie bei Sheshinski
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(1978), Crawford und Lilien (1981), Fields und Mitchell (1984), Mitchell und Fields (1984)
und Breyer (1990) die Zeit, die das Individuum im Ruhestand verbringt. Zur Vereinfachung
wird unterstellt, dass das Individuum sein angeha¨uftes Vermo¨gen im Laufe seines Lebens fu¨r
Konsumzwecke ausgibt. Die unterstellte Nutzenfunktion nimmt also zum Zeitpunkt t nach
Crawford und Lilien (1981)) und in Anlehnung an Breyer (1990) folgende Gestalt an
W (t) = U(c(t)) + U(f(t)), (4.12)
wobei U(c(t)) den Nutzen angibt, den das Individuum zum Zeitpunkt t aus dem Konsum
c zieht und U(f(t)) quantifiziert den Nutzen des Individuums aus der Freizeit f zum Zeit-
punkt t. Die Nutzenfunktion sei mit den u¨blichen Eigenschaften einer konkaven Funktion
ausgestattet, es gelte also U ′(c(t)) > 0 und U ′′(c(t)) < 0.
Das Individuum wa¨hlt nach eigenem Ermessen den Zeitpunkt seines Eintritts in den Ruhe-
stand, d.h. es legt autonom sein Rentenzugangsalter E fest.13 Angenommen sei, dass das
Individuum bis dahin einer vollschichtigen Bescha¨ftigung nachgeht, d.h. weder eine Teilzeit-
bescha¨ftigung aufnimmt noch in einen Teilruhestand eintritt (s. hierzu Sheshinski (1978),
Crawford und Lilien (1981), Fields und Mitchell (1984), Mitchell und Fields (1984), Brey-
er (1990) und Samwick (1998)).14 Daher kann die Freizeitvariable f per Annahme lediglich
zwei verschiedene Werte annehmen. Dies gilt folglich auch fu¨r den Wert der Nutzenfunktion
U(f(t)). Bevor sich das Individuum in den Ruhestand begibt t ≤ E, wird der Nutzen aus
Freizeit U(f(t)) auf 0 normiert und fu¨r die Zeit nach dem Ruhestandseintritt t > E auf v > 0.
Die als bekannt unterstellte Lebensdauer wird mit Aufnahme der Bescha¨ftigung an gerechnet
und betra¨gt T Jahre.
Demzufolge ergibt sich der Gegenwartswert des lebenszeitlichen Nutzens als Nutzensumme
aus dem periodischen Gu¨ter- und Freizeitkonsum u¨ber die Lebensdauer, beginnend mit dem
Zeitpunkt, in dem das Individuum in das Erwerbsleben eintritt (t = 0) und mit dem Zeitpunkt
endend, in dem das Individuum ablebt (t = T ), wobei die Nutzenwerte mit der subjektiven
13Hierbei wird angenommen, dass die Beendigung des Erwerbslebens nicht nur von Umsta¨nden abha¨ngt,
die einen Renteneintritt erlauben, wie z.B. die Vollendung einer gesetzlich vorgegebenen Altersgrenze fu¨r den
Bezug einer Altersrente, sondern dass das Rentensystem Spielraum fu¨r eine freiwillige, o¨konomisch motivierte
Entscheidung la¨sst. Mit der Einfu¨hrung der flexiblen Altersgrenze besteht dieser Spielraum in der Bundes-
republik formal seit 1972. Aber auch unabha¨ngig hiervon besteht Raum fu¨r eine individuelle Entscheidung,
und zwar insoweit, als es gelingt, andere Kriterien wie Erwerbsunfa¨higkeit zu erfu¨llen, die zum vorzeitigen
Rentenbezug berechtigen.
14Genau genommen beschra¨nkt die Annahme der Vollzeiterwerbsta¨tigkeit wie empirisch aus Abschnitt
3.2.2.2 hervorgeht, die Analyse der Ruhestandsentscheidung auf die ma¨nnliche Erwerbsbevo¨lkerung und den
Teil der weiblichen Erwerbsbevo¨lkerung, der einer Vollzeitta¨tigkeit nachgeht. Ein allgemeines theoretisches
Ruhestandsmodell zur Untersuchung der Ruhestandsentscheidung der gesamten Erwerbsbevo¨lkerung mu¨sste
die Mo¨glichkeit einer Teilzeiterwerbsta¨tigkeit vorsehen unter Beachtung des Haushaltskontextes. Nachdem die
empirische Untersuchung der o¨konomischen Anreize des Steuer- und Abgabensystems auf die Wahl des Ruhe-
standszeitpunktes aufgrund institutioneller und datenma¨ßiger Restriktionen ohnehin auf die ma¨nnlichen Versi-
cherten beschra¨nkt werden muss, ist die vorgenommene Modellierung ada¨quat fu¨r das interessierende Problem.
Die Abstrahierung von dem gesetzlich vorgesehenen Teilrentenbezug stellt empirisch keine Einschra¨nkung dar.
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Das Ziel des Individuums bestehe nun darin, diesen Nutzenstrom durch die Wahl eines ge-
eigneten Konsumpfades c(t) u¨ber den Zeitraum t ∈ [0, T ] und des Rentenzugangsalters E zu
maximieren. Allerdings hat es dabei seine Budgetbeschra¨nkung zu beachten. Wa¨hrend des
Bescha¨ftigungsverha¨ltnisses, d.h. im Zeitintervall zwischen 0 und E verdient der betrachtete
Arbeitnehmer ein ja¨hrliches Einkommen w(t). Dieses Arbeitseinkommen wird fu¨r Konsum-
ausgaben c(t), zur Ersparnisbildung s(t), zur Zahlung der Einkommensteuer nach dem Steu-
ertarif τ(w(t)), zur Zahlung des Beitrags zur Rentenversicherung w(t)bRV (t) und zur Zahlung
der Kranken- und Pflegeversicherungspra¨mie bKV (t) herangezogen. Die Budgetrestriktion im
Jahr t innerhalb der Erwerbsphase ist demnach
c(t) = w(t)(1− τ(w(t))− bRV (t))− bKV (t)− s(t) fu¨r alle t ∈ [0, E]. (4.14)
Im Ruhestand, also in den Jahren E bis T , entfa¨llt das Arbeitsentgelt. Stattdessen empfa¨ngt
das Individuum eine u¨ber die Zeit konstante Altersrente p und lo¨st bis zu seinem Lebensende
eventuell bestehende Ersparnisse oder Darlehen auf.15 Die Summe aus der Altersrente und
den Ersparnissen respektive die Differenz aus der Altersrente und dem Tilgungsbetrag fu¨r
aufgenommene Darlehen stehen dem Individuum dementsprechend fu¨r Konsumzwecke zur
Verfu¨gung. Die Budgetrestriktion im betrachteten Jahr t in der Zeit des Ruhestands ergibt
sich folglich als
c(t) = p(t)− bKV (t)− s(t) fu¨r alle t ∈]E, T ]. (4.15)
Die Betrachtung der gesamten Lebenszeit verlangt auch hier die Summation u¨ber die relevan-
ten Gro¨ßen, wobei ein positiver Kapitalmarktzins ρ unterstellt wird, mit dem die betreffenden
Werte abgezinst werden. Da annahmegema¨ß keine Vererbungen stattfinden, ist der Gegen-
wartswert des Ersparnisstroms s(t) u¨ber den gesamten Lebenszyklus Null∫ T
0
s(t)e−ρtdt = 0, (4.16)











15In diesem Modell ohne Kreditrationierung, in dem die Rentenversicherung strikt beitragsbezogen ist und
ein vollkommener Kapitalmarkt angenommen wird, kann die Ersparnis in der Erwerbsphase auch negati-
ve Werte annehmen, da der Erwerbsta¨tige die Mo¨glichkeit hat, die auf dem Kapitalmarkt aufgenommenen
Darlehen mit der Rente zu tilgen.
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Die Budgetrestriktion u¨ber die gesamte Lebensdauer impliziert demnach, dass der diskontier-
te Lebenskonsum die abgezinsten Lebenseinku¨nfte aus dem Bezug des Bruttolohns nach Ab-
zug der Einkommensteuerzahlungen, der Rentenversicherungsbeitra¨ge und der Kranken- und
Pflegeversicherungspra¨mien wa¨hrend der Erwerbsphase w(t)(1−τ(w(t))−bRV (t))−bKV (t) so-
wie die Rente p(t) abzu¨glich der risikoa¨quivalenten Kranken- und Pflegeversicherungspra¨mien
bKV (t) wa¨hrend des Ruhestands nicht u¨berschreiten darf.
Das Individuum maximiert nun seinen Nutzen u¨ber seine Lebenszeit t ∈ [0, T ] (Gl. (4.13))
durch die Wahl eines geeigneten Konsumpfades c(t) und seines Ruhestandszeitpunktes E un-
ter Beachtung seiner auf die gesamte Lebensdauer bezogenen Budgetrestriktion (Gl. (4.17)).























wobei der Lagrangemultiplikator durch λ gegeben ist. Der Optimierungsvorgang erfolgt wie
bei Breyer (1990) in zwei aufeinanderfolgenden Schritten: Zuerst wird fu¨r gegebenes E der
optimale Zeitpfad des Konsums c(t) u¨ber den Zeitraum t ∈ [0, T ] ermittelt und anschlie-
ßend unter Verwendung der gewonnenen Ergebnisse der Optimalwert fu¨r E. Hierzu wird das
















p(t)− bKV (t)− c(t)]e−ρt} dt, (4.19)
da die Entscheidungsvariable E lediglich in den Integrationsgrenzen auftritt. Nachdem das zu
maximierende Integral von c(t) selbst abha¨ngt, nicht aber von seiner zeitlichen A¨nderungsrate
dc/dt, la¨sst sich das Lagrange-Funktional fu¨r ein festes E maximieren, indem fu¨r jeden Zeit-
punkt t der Wert unter dem jeweiligen Integral maximiert wird. Bezeichnet man die beiden
















p(t)− bKV (t)− c(t)]e−ρt} dt,
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= U ′(c(t))e−δt − λe−ρt = 0 (4.20)
bzw.
U ′(c(t)) = λe(δ−ρ)t fu¨r alle t ∈ [0, T ]. (4.21)
Bei gegebenem Rentenzugangsalter E nimmt der Grenznutzen des Konsums auf dem opti-
malen Konsumpfad mit der Differenz zwischen der perso¨nlichen Zeitdiskontrate δ und dem




erlaubt folgende Interpretation der Optimalita¨tsbedingung (4.21): Nachdem der laufende
Preis des Konsumbu¨ndels in jeder Periode per Annahme 1 ist, gibt e−ρt in der Gleichung
(4.20) den Gegenwartspreis einer Einheit Konsum in Periode t an. Demnach folgt aus Glei-
chung (4.22), dass das Verha¨ltnis von subjektiv diskontiertem Gegenwartswert des Grenznut-
zens des Konsums zu dessen marktma¨ßig abgezinsten Gegenwartspreis zu jeder Zeit gleich
λ sein muss. An dieser Stelle ist eine Analogie zur Haushaltstheorie zu sehen. Dort lautet
die Bedingung fu¨r die optimale Aufteilung eines gegebenen Budgets auf die verschiedenen
Gu¨ter, dass die Relation des Grenznutzens des Konsums eines Gutes zu dessen Preis fu¨r alle
Konsumalternativen gleich λ sein muss. Wie in der Haushaltstheorie entspricht λ auch in
dieser Entscheidungssituation dem Grenznutzen des Einkommens, der im Optimum in jeder
Verwendungsart gleich sein muss.
Nimmt man vereinfachend an, dass die beiden Abzinsungsraten, die subjektive Rate δ und
die auf dem Markt herrschende Rate ρ, u¨bereinstimmen, reduziert sich Gleichung (4.21) zu
U ′(c(t)) = λ = const. fu¨r alle t ∈ [0, T ]. (4.23)
Fu¨r den maximal erreichbaren Nutzen u¨ber den Lebenszyklus ist in dieser Konstellation von
Zeitpra¨ferenzrate und Zins der Grenznutzen des Konsums in jeder Periode gleich. Ein u¨ber
die Zeit konstanter Grenznutzen des Konsums impliziert wegen der strikten Konkavita¨t der
Nutzenfunktion, dass der periodenspezifische Konsum c(t) zur Erreichung ho¨chstmo¨glichen
Lebensnutzens unvera¨ndert bleiben muss, sodass auf das Zeitargument t verzichtet werden
kann.
Die additive Separabilita¨t und strikte Konkavita¨t der Nutzenfunktion ergeben zusammen
mit der Annahme des vollkommenen Kapitalmarktes, der U¨bereinstimmung von subjektiver
Diskontrate und Zinssatz sowie bekannter Lebensdauer, dass der Konsum optimalerweise in
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allen Perioden das gleiche Niveau aufweist (Sheshinski (1978), Crawford und Lilien (1981)
und Breyer (1990)). Betrachtet man den Spezialfall, in dem der Zinssatz ρ und die Zeit-
pra¨ferenzrate δ Null sind,16 und nimmt ferner an, dass das Erwerbs- sowie Renteneinkommen,
der Einkommensteuertarif, der Beitragssatz zur Rentenversicherung und die risikoa¨quivalente
Kranken- und Pflegeversicherungspra¨mie u¨ber den Lebenszyklus gleich bleiben, la¨sst sich das








w(1− τ(w)− bRV )− bKV ) + (T −E)(p− bKV ]. (4.25)
Da es sich bei dem Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrag um eine risikoa¨quivalente Pra¨mie
handelt, die gema¨ß dem Erwartungswert des Leistungsfalls erhoben wird und zudem absolut
fair ist, sollte sie mit dem Alter des Versicherungsnehmers eigentlich zunehmen. Hier wird
− wie in der Realita¨t zu beobachten − implizit angenommen, dass in ju¨ngeren Beitrags-
jahren mit den Kranken- und Pflegeversicherungspra¨mien Alterungsru¨ckstellungen gebildet
werden, um den Pra¨mienverlauf abzuflachen. Die hier angenommene Konstanz der Pra¨mie
bKV impliziert daher eine vollsta¨ndige Gla¨ttung des Pra¨mienpfades durch das versichernde
Unternehmen.
Bei versicherungstechnischer A¨quivalenz entspricht der Barwert der wa¨hrend der Erwerbs-
jahre geta¨tigten Beitragsleistungen zur Rentenversicherung dem Barwert der Rentenauszah-
lungen im Ruhestand
EwbRV = (T −E)p. (4.26)
Demnach ist das Altersruhegeld gerade
p =
EwbRV
T −E . (4.27)
Das Einsetzen dieser beitragsa¨quivalenten Rente reduziert die intertemporale Budgetbe-
schra¨nkung (4.25) zu
Tc = Ew(1− τ(w))− TbKV . (4.28)
16Fu¨r die qualitativen Erkenntnisse, die man dem Modell abgewinnen kann, ist diese Vereinfachung uner-
heblich, sie erlaubt aber eine deutlich u¨bersichtlichere Darstellung.
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Die Lo¨sung dieser Optimierungsaufgabe nach dem Lagrange-Verfahren
L (c, E) = TU(c) + (T − E)v + λ[Ew(1− τ(w))− TbKV − Tc], (4.29)
fu¨hrt zu folgenden Bedingungen erster Ordnung fu¨r eine innere Lo¨sung
∂L
∂c
= TU ′(c)− λT = 0,
∂L
∂E





1− τ(w))− TbKV − Tc = 0,



















dass ein vollsta¨ndig beitragsa¨quivalentes Rentensystem bei einem vollkommenen Kapital-
markt keinen Einfluss auf die Wahl des Renteneintrittszeitpunktes E und die Entscheidung
bzgl. des ja¨hrlich optimalen Konsumniveaus ausu¨bt (vgl. auch Kotlikoff (1979), Crawford und
Lilien (1981) und Breyer (1990)).











1− τ(w))]2 > 0 (4.33)
einen Einkommenseffekt nach sich, der das Individuum dazu veranlasst seine Erwerbsta¨tigkeit
zu verla¨ngern, um den optimalen Konsumpfad zu erreichen.
Eine risikoa¨quivalente Kranken- und Pflegeversicherungspra¨mie, die zudem absolut fair ist,







1− τ(w)) > 0. (4.34)
Sie zieht keine verzerrenden Wirkungen nach sich, da sie lediglich den nicht vermeidbaren
Einkommenseffekt zur Folge hat, der bei risikoaversen Individuen zur Sicherstellung eines
sicheren Einkommens hingenommen werden muss.
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4.3.2 Arbeitsmarktwirkungen von Rentenabschla¨gen bei sozialer
Sicherung
Im Gegensatz zum oben dargestellten folgen die verschiedenen Zweige der sozialen
Sicherung in der Bundesrepublik nicht dem individuellen versicherungsmathematischen
A¨quivalenzprinzip.
1. Die Renten der GRV verzinsen sich nicht mit der Rendite eines kapitalfundierten privaten
Rentenversicherungsprodukts:
Wie theoretisch und empirisch dargelegt, verzinsen sich die Beitra¨ge, soweit sie nach dem
Umlageverfahren finanziert werden, nur mit der Umlagerendite, d.h. der Wachstumsrate der
Lohnsumme, wa¨hrend sich ein alternatives kapitalgedecktes privates Rentenversicherungspro-
dukt mit der Kapitalanlagerendite abzu¨glich von Verwaltungs- und Vertriebskosten verzinst.
Die Differenz zwischen dieser Anlage- und Umlagerendite impliziert eine Besteuerung der
Rentenversicherungsbeitra¨ge. Nachdem die implizite Besteuerung nur die geleisteten Beitra¨ge
erfasst, ist sie oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze regressiv bezu¨glich des Erwerbseinkom-
mens.
2. Zudem weichen die Renten der gesetzlichen Alterssicherung in mehrfacher Hinsicht von
der Beitragsa¨quivalenz ab, weil die Rentenversicherung einige Elemente der interpersonellen
Umverteilung entha¨lt:
• Das Leistungsrecht nach dem SGB VI sieht fu¨r Beitra¨ge bis 1992 eine Gewa¨hrung von
Mindestentgeltpunkten bei geringem Arbeitsentgelt vor, sodass Bezieher geringer Ein-
kommen (unterhalb von 75% des Durchschnittsentgelts aller Versicherten) bezogen auf
ihre Beitra¨ge im Erwartungswert eine ho¨here Rente als Bezieher hoher Einkommen er-
halten (vgl. Abschnitt 6.1.3.2.1).
• Das Rentenrecht erlaubt zudem die Anerkennung von nicht durch Beitra¨ge begru¨ndeten
Zeiten sowie deren Bewertung (s. Abschnitt 6.1.3.2.1).
• Desweiteren ero¨ffnet es die Mo¨glichkeit eine Rente vor Erreichen des 65. Lebensjahres
ohne eine versicherungsmathematisch ada¨quate Ku¨rzung vorzeitig zu beziehen (vgl. Ab-
schnitt 6.1.2). Diese Regelung la¨uft generell aus, sie bleibt aber fu¨r Versicherte mit 45
Jahren an Pflichtbeitragszeiten weiterhin bestehen.
• Der Leistungskatalog der GRV umfasst die Gewa¨hrung von abgeleiteten Hinterbliebe-
nenrenten (vgl. Abschnitt 6.1.1).
• Daneben erfolgt ein Verzicht auf eine Differenzierung nach dem Sterblichkeitsrisiko, ins-
besondere zwischen Ma¨nnern und Frauen.
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3. Die Beitra¨ge zur Gesetzlichen Krankenversicherung und Sozialen Pflegeversicherung werden
bis zur Beitragsbemessungsgrenze nach der Leistungsfa¨higkeit erhoben. Das daru¨berliegende
Einkommen unterliegt wie bei der GRV nicht der Verbeitragung. Damit wirken die Bei-
tra¨ge zur Gesetzlichen Kranken- wie Sozialen Pflegeversicherung vielmehr als Steuer auf das
Arbeitseinkommen als eine risikoa¨quivalente Pra¨mie (Sachversta¨ndigenrat (2005)).
Da das bestehende gesetzliche Rentenversicherungssystem erhebliche Abweichungen von der
Beitragsa¨quivalenz aufweist, wird im Weiteren untersucht, welche allokativen Wirkungen von
einer fehlenden Beitragsa¨quivalenz auf die Entscheidung u¨ber den optimalen Rentenzugangs-
zeitpunkt ausgehen. Diesem Zusammenhang zwischen der A¨quivalenz eines Rentensystems
und dessen Auswirkungen auf das Rentenzugangsverhalten widmeten sich v.a. Burbidge und
Robb (1980), Crawford und Lilien (1981) und Breyer (1990). Erweitert werden deren Er-
kenntnisse um die Wirkung, die von lohnzentrierten sozialen Sicherungssystemen ausgehen,
indem explizit die Beitragsbemessung in der GRV, ALV, GKV und SPV modelliert wird. Um
das Modell operationalisierbar zu halten, wird weiterhin von Kreditrationierung abstrahiert.
Die Modifikation gegenu¨ber der bisherigen Modellierung sieht vor, dass die Rentenleistung
nicht wie bisher vollsta¨ndig beitragsa¨quivalent ist, sondern nur zu dem Anteil ξ mit 0 < ξ < 1.






T − E 0 < ξ < 1, (4.35)
die die Rentenbemessung der Gesetzlichen Rentenversicherung nachbildet. Dabei bezeichnet
ξ den marginalen und durchschnittlichen Beitragsa¨quivalenzgrad, bRV den Beitragssatz zur
Rentenversicherung und BGRV die Beitragsbemessungsgrenze, bis zu der Rentenbeitra¨ge zu
entrichten sind und entsprechend Anwartschaften erworben werden ko¨nnen.
Fu¨r ξ = 1 wa¨re die gesetzliche Rente wie bei einer privaten kapitalfundierten Absicherung des
Langlebigkeitsrisikos vollsta¨ndig beitragsa¨quivalent und der Versicherte erhielte gema¨ß seinem
Sterblichkeitsrisiko im Erwartungswert sa¨mtliche Beitra¨ge als Rente wieder. Mit 0 < ξ < 1
wird hingegen unterstellt, dass die Rentenleistung wie in der GRV grundsa¨tzlich beitragsbe-
zogen ist, sich aber nicht ausschließlich an den Rentenbeitra¨gen orientiert.





TU(c) + (T − E)v] (4.36)
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welches durch die Beru¨cksichtigung des Einkommensteuertarifs τ(w), des Beitragssatzes zur
Arbeitslosenversicherung bAV , der dort geltenden Beitragsbemessungsgrenze BGRV , durch
die Einbeziehung des Beitragssatzes zur Rentenversicherung bRV , der dort ebenfalls gelten-
den Beitragsbemessungsgrenze BGRV sowie des Einbezuges des Beitragssatzes zur Kranken-
und Pflegeversicherung bKV und der dort festgelegten Beitragsbemessungsgrenze BGKV im
Wesentlichen abgebildet wird. Ferner besteht die Mo¨glichkeit in einer eventuellen Vorbe-
zugszeit bis zum gesetzlich festgelegten Regelrentenalter E ein Erwerbseinkommen bis zur
Hinzuverdienstgrenze HV ohne eine entsprechende Ku¨rzung der Rente zu erzielen. Nach
Vollendung des Regelrentenalters existiert nach deutschem Rentenrecht keine Beschra¨nkung
bei der Einkommenserzielung im Bezug einer Rente aus der Gesetzlichen Rentenversicherung.
Nachdem empirisch keine Renten oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze der Kranken- und
Pflegeversicherung BGKV ausgezahlt werden, ist die korrekte Modellierung der Beitragsbe-
messung in der Kranken- und Pflegeversicherung bzgl. der Rente nicht bindend und wird von





1− τ(w))− (bAV + bRV )min(w,BGRV )− bKVmin(w,BGKV )]















+ E −min(E,E)HV. (4.38)
Der aus sozialversicherungspflichtiger Bescha¨ftigung erreichbare Nutzen u¨ber den gesamten















+ (T −E)v. (4.39)
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Innerhalb des Modells muss sichergestellt werden, dass das Individuum wa¨hrend seines Le-
bens u¨berhaupt einer Arbeit nachgeht. Eine Erwerbsta¨tigenzeit E gro¨ßer Null wird von
dem Individuum dann gewa¨hlt, wenn mit der Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen
Bescha¨ftigung ein ho¨heres Nutzenniveau erreichbar ist als in einer Situation, in der keiner














> TU(SH) + Ev. (4.40)
Demnach muss fu¨r E > 0 mindestens gelten, dass
w
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HV > SH. (4.41)
Der Ausdruck w
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+ E−min(E,E)T HV − SH gibt die in Konsumeinheiten ausgedru¨ckte
Entscha¨digung des versicherungspflichtigen Arbeitnehmers fu¨r den Verzicht auf den Nut-
zen aus einem Jahr Freizeit an. Die Kompensation besteht aus dem Arbeitseinkommen
nach Steuern in Ho¨he w
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sowie der entgangenen Sozialhilfe SH und im Falle eines Vorziehens
des Ruhestandes einschließlich des eventuellen Hinzuverdienstes HV , also m.a.W aus dem
Effektivlohn. Sofern der Ruhestand einen Freizeitnutzen stiftet, d.h. v > 0 ist, wa¨re es bei





1− ξ(1− bKV ))]min(w,BGRV )− bKVmin(w,BGKV )+ E−min(E,E)T HV ≤ SH
nicht rational hierfu¨r auf ein Jahr Freizeit zu verzichten.
Unter Beru¨cksichtigung der Nebenbedingung (4.38) in der Zielfunktion (4.36) stellt sich fu¨r











1− τ(w))− [bAV + bRV (1− ξ(1− bKV ))]min(w,BGRV )







Aufgrund der Unstetigkeit der Hinzuverdienstregelung muss eine Fallunterscheidung vorge-
nommen werden zwischen dem Fall, in dem der individuelle Rentenzugangszeitpunkt dem
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gesetzlichen Regelrentenalter entspricht oder daru¨berliegt, und dem Fall, in dem das Vorzie-
hen des Rentenalters vor das regula¨re Alter individuell nutzenmaximierend ist.
Regula¨rer Rentenzugang
Sei zuna¨chst der Fall betrachtet, dass der versicherungspflichtig bescha¨ftigte Arbeitnehmer
aus Nutzenerwa¨gungen das Ende der Erwerbsta¨tigkeit zum Regelrentenalter oder spa¨ter
wa¨hlt. Aus der Zielfunktion (4.42) erga¨be sich fu¨r den regula¨r berenteten Bescha¨ftigten
dementsprechend folgende Optimalita¨tsregel






$ ≡ w(1− τ(w))− [bAV + bRV (1− ξ(1− bKV ))]min(w,BGRV )− bKVmin(w,BGKV ).
Demnach wird der sozialabgabenpflichtige Arbeitnehmer seine Erwerbszeit in lebenszeitlicher
Perspektive solange ausdehnen wie der Nutzengewinn aus einem weiteren Erwerbsjahr den
Nutzenverlust aus dem Aufschub des Ruhestands um ein Jahr u¨berkompensiert (s. Fields
und Mitchell (1984), Mitchell und Fields (1984), Kingston (2000)). Im nutzenmaximierenden
Erwerbsaustrittsjahr EV entspricht der Nutzen aus der bis dahin erworbenen Rentenanwart-
schaft und der Freizeit gerade dem Nutzen aus dem entgangenen Nettoerwerbseinkommen
und der aus dieser Beitragszahlung ho¨heren Rente. Da $ die A¨nderung des Barwerts des Le-
benseinkommens aufgrund eines zusa¨tzlichen Arbeitsjahres repra¨sentiert, stellt es den Preis
fu¨r ein Jahr Freizeit dar.
Die Bedingung 1. Ordnung fu¨r ein Nutzenmaximum ist eine implizite Funktion des optimalen
Ruhestandsalters EV. Um den Einfluss einer A¨nderung der Parameter des Steuer- und Sozi-
alabgabensystems auf das individuell optimale Rentenbeginnalter zu determinieren, wird EV













−bRVmin(w,BGRV )(1− ξ(1− bKV ))− bKVmin(w,BGKV )])$ = v. (4.45)
Die Verhaltensreaktion eines zum regula¨ren oder spa¨teren Eintrittsalter verrenteten Indivi-
duums auf die Variation der relevanten Abgabenparameter erha¨lt man nach partieller Diffe-
renzierung zu:
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− U ′(c)w = 0. (4.46)












wobei der erste Term den Substitutionseffekt und der zweite Term den Einkommenseffekt
wiedergibt.17 Da eine Versteilerung des Steuertarifs die Opportunita¨tskosten fu¨r ein Jahr
Freizeit vermindert, wird Freizeit relativ zu den anderen Konsumgu¨tern gu¨nstiger. Der Steu-
erpflichtige wird aufgrund des Substitutionseffekts mehr Freizeit nachfragen, d.h. seine Er-
werbsta¨tigkeit fru¨her einstellen zu Lasten des Konsums der anderen Gu¨ter. Gleichzeitig erlei-
det der Erwerbsta¨tige infolge der Steuererho¨hung eine reale Einkommenseinbuße. Daher wird
er allein aufgrund der Reduktion des verfu¨gbaren Einkommens versuchen, durch Ausweitung
seiner Erwerbszeit, das urspru¨ngliche Einkommensniveau wieder zu erreichen. Theoretisch
ist unbestimmt, welcher der beiden Effekte dominiert und insofern auch die Reaktion des
Arbeitnehmers auf eine Erho¨hung des Progressionsgrades des Einkommensteuertarifs.
a.2 Fu¨r die partielle Ableitung der Optimalbedingung (4.45) nach dem Beitragssatz zur Ar-


































Wie die Anhebung des Einkommensteuertarifs reduziert auch eine Erho¨hung des Beitrags-
satzes zur Arbeitslosenversicherung u¨ber die Verminderung des Erwerbseinkommens die Op-
portunita¨tskosten eines weiteren Jahres an Ruhestand. Daher wird das Individuum das Gut
Freizeit gegenu¨ber dem Konsum von Gu¨tern vorziehen, was fu¨r sich genommen, eine Vor-
verlegung des Ruhestands bedeutet. Die Substitutionsreaktion wird durch die Reaktion des
Arbeitnehmers auf den Verlust der Konsummo¨glichkeiten aufgrund der Nettollohnabnahme
konterkariert. Der Einschra¨nkung der realisierbaren Konsumpla¨ne wird der Arbeitnehmer
17In den nachfolgenden Reaktionen des Arbeitnehmers wird diese Reihenfolge der beiden Effekte beibehalten.
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mit einer Ausdehnung der Erwerbsphase begegnen, also mit einem Aufschub des Renten-
eintrittszeitpunktes zugunsten weiterer Einkommenserzielung durch Erwerbsarbeit. Welches
Vorzeichen die Reaktion des Arbeitnehmers auf eine Steigerung der Arbeitslosenversiche-
rungsbeitra¨ge hat, ist theoretisch ebenfalls unbestimmt.
a.3 Die partielle Differenzierung von (4.45) nach dem Beitragssatz zur Rentenversicherung





















1− ξ(1− bKV ))] = 0 (4.50)




















1− ξ(1− bKV )). (4.51)
Auch bei vollsta¨ndiger Beitragsa¨quivalenz der Rentenzahlung aus der Gesetzlichen Ren-
tenversicherung (ξ = 1) wu¨rde eine Beitragssatzerho¨hung zum Rentensystem den Lebens-
konsum u¨ber die Erhebung der Kranken- sowie Pflegeversicherungsbeitra¨ge nach der Leis-
tungsfa¨higkeit − zumindest bis zur Beitragsbemessungsgrenze − mindern (vgl. hierzu die
Reaktionen des Arbeitnehmers bei risikoa¨quivalenter Pra¨mienerhebung in Abschnitt 4.3.1).
Insoweit zieht ein absolut beitragsa¨quivalentes Rentensystem in Verbindung mit einer ar-
beitseinkommenszentrierten Beitragserhebung in der Kranken- und Pflegeversicherung und
nicht wie in Abschnitt 4.3.1 nach dem individuellen Risiko neben dem Einkommenseffekt
zusa¨tzlich einen Substitutionseffekt nach sich. Eine Anhebung des Beitragssatzes zur Ren-
tenversicherung fu¨hrt demnach selbst bei vollsta¨ndiger Beitragsa¨quivalenz der GRV zu einer
Verzerrung der optimalen Ruhestandsentscheidung.
Ist der Beitragsa¨quivalenzgrad kleiner als 1, entha¨lt der RV-Beitrag eine implizite Steuer.
Eine Anhebung des Beitragssatzes zur Rentenversicherung fu¨hrt dann zu einem betragsma¨ßig
gro¨ßeren Substitutions- und Einkommenseffekt. Die Verminderung der Entscha¨digung fu¨r
den Verzicht auf ein Ruhestandsjahr aufgrund der Beitragssatzerho¨hung hat zur Folge, dass
der Substitutionseffekt fu¨r ein Vorziehen und der Einkommenseffekt fu¨r das Hinauszo¨gern
des Renteneintritts sorgt. Geht man davon aus, dass der Substitutionseffekt sta¨rker wirkt
als der Einkommenseffekt, wird der Arbeitnehmer auf die Zunahme des Beitragssatzes zur
Rentenversicherung mit einem Vorziehen des Renteneintritts reagieren.
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a.4 Fu¨r EV ≥ E erha¨lt man die partielle Ableitung der Bedingung erster Ordnung (4.45) nach























1− bKV )] = 0 (4.52)




















Eine Erho¨hung des Beitragsa¨quivalenzgrades ξ hat ebenfalls zwei entgegengesetzte Wirkun-
gen auf die Ruhestandsentscheidung. Die Zunahme des Beitragsa¨quivalenzgrades ξ erho¨ht die
Entscha¨digung fu¨r ein zusa¨tzliches Erwerbsjahr. Folglich reagiert das Individuum mit einer
Verla¨ngerung der Erwerbszeit. Da infolge der Zunahme der marginalen Beitragsa¨quivalenz
ein gro¨ßerer Teil der entrichteten Beitra¨ge in Form von Rente wieder zuru¨ckfließt, erho¨ht
sich das Einkommen des Individuums. Der hierdurch entstandene positive Einkommensef-
fekt induziert, da Freizeit ein normales Gut ist, ein Vorziehen des Renteneintritts. Wie bei
einer Variation des Einkommensteuertarifs oder der Beitragssa¨tze zur Arbeitslosen- und Ren-
tenversicherung ist auch bei einer Variation des Beitragsa¨quivalenzgrades der Gesamteffekt
unklar. Dominiert der Substitutionseffekt, dann macht sich der Anstieg des A¨quivalenzgrades
in einer spa¨teren Verrentung bemerkbar.
a.5 Die partielle Ableitung von (4.45) nach dem Beitragssatz zur Kranken- und Pflegeversi-
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Ungeachtet des Grades der marginalen versicherungstechnischen A¨quivalenz sinkt der Effek-
tivlohn durch eine Erho¨hung des Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrags. Analog zur Wir-
kung des Rentenversicherungsbeitragssatzes induziert eine Anhebung des Kranken- und Pfle-
geversicherungsbeitragssatzes durch den Substitutionseffekt eine Vorverlagerung und durch
den Einkommenseffekt einen Aufschub des optimalen Verrentungszeitpunktes. U¨bersteigt der
Substitutionseffekt aus der geminderten Kompensation fu¨r ein weiteres Ruhestandsjahr den
Einkommenseffekt, wird der rational handelnde Arbeitnehmer seinen Ruhestand vorziehen.
Die Reaktionsrichtung des optimalen Berentungszeitpunktes ist auch hier theoretisch unbe-
stimmt.
Bisher wurde gema¨ß der erforderlichen Fallunterscheidung die Reaktion des sozialversiche-
rungspflichtig Bescha¨ftigten mit seinem Rentenzugangsalter auf Vera¨nderungen der Steuer-
und Abgabensa¨tze fu¨r den Fall analysiert, dass vor den Parametera¨nderungen ein regula¨rer
Zugang in den Ruhestand individuell optimal war. Nun sei die Verhaltensa¨nderung eines
Arbeitnehmers betrachtet, dessen nutzenmaximierender Ruhestandszeitpunkt vor dem ge-
setzlichen Regelrentenalter liegt.
Vorzeitiger Rentenzugang
Gesetzt eben den Fall, das optimale Rentenzugangsalter liege vor dem regula¨ren, dann
vera¨ndert sich die Bedingung erster Ordnung fu¨r ein Nutzenmaximum gema¨ß Zielfunktion
(4.42) fu¨r EV < E wie folgt









$ ≡ w(1− τ(w))− [bAV + bRV (1− ξ(1− bKV ))]min(w,BGRV )− bKVmin(w,BGKV ).
Wie im regula¨ren Berentungsfall differenziert der Arbeitnehmer, die in Abha¨ngigkeit der
Parameter des Steuer- und Sozialversicherungssystems explizit formulierte Optimalbedingung














1− τ(w))− bAVmin(w,BGRV )
−bRVmin(w,BGRV )(1− ξ(1− bKV ))− bKVmin(w,BGKV )−HV ])
($ −HV ) = v. (4.58)
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b.1 Gegeben EV < E ist die partielle Reaktion des Arbeitnehmers auf eine Variation des
Einkommensteuertarifs τ(w)











− U ′(c)w = 0 (4.59)







U ′′(c)($ −HV )2w +
EV
($ −HV )w. (4.60)
Die Reaktion des versicherungspflichtig Bescha¨ftigten, welcher gema¨ß seinem Nutzenkalku¨l
den Ruhestand im Optimum vorverlegt, a¨hnelt sehr der Reaktion des bis zum regula¨ren
Verrentungsalter arbeitenden Individuums. Der Unterschied la¨sst sich im Nenner des
Substitutions- und Einkommenseffekts ausmachen. Die Mo¨glichkeit des Hinzuverdienstes HV
sorgt dafu¨r, dass sowohl die Substitutionsreaktion als auch die Reaktion auf die Verringerung
des verfu¨gbaren Einkommens infolge der Tarifanhebung in Absolutwerten ho¨her ausfa¨llt.
b.2 Analog ergibt sich bei partieller Differenzierung von (4.58) nach dem Beitragssatz zur
Arbeitslosenversicherung bAV fu¨r EV < E






























Auch hier fu¨hrt der Hinzuverdienst bei einem vorzeitig aus dem Erwerbsleben ausscheidenen
Arbeitnehmer im Vergleich zu einem regula¨r berenteten Bescha¨ftigten zu einer ausgepra¨gteren
Substitutions- und Einkommenswirkung auf den optimalen Rentenzugangszeitpunkt.
b.3 Fu¨r die partielle Ableitung von (4.58) nach dem Beitragssatz zur Rentenversicherung bRV
gesetzt den Fall, dass EV < E




















1− ξ(1− bKV ))] = 0 (4.63)


















1− ξ(1− bKV )) (4.64)
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lassen sich im Prinzip die gleichen Schlussfolgerungen fu¨r die Verhaltensa¨nderung des Er-
werbsta¨tigen im Vergleich zur Verhaltensreaktion des zum Regelalter berenteten Arbeitneh-
mers ziehen. Der Hinzuverdienst induziert auch hier eine Versta¨rkung der durch die Erho¨hung
des Beitragssatzes zur Rentenversicherung hervorgerufenen Effekte.
b.4 Entsprechend erha¨lt man die partielle Ableitung von (4.58) nach dem Beitrags-
a¨quivalenzgrad ξ fu¨r EV < E als






















1− bKV )] = 0 (4.65)




















1− bKV ). (4.66)
Eine Erho¨hung des marginalen A¨quivalenzgrades ξ entfaltet auch bei vorzeitiger Berentung
zwei entgegengesetzte Wirkungen auf die Wahl des Ru¨ckzugszeitpunktes. Die Zunahme des
A¨quivalenzgrades ξ erho¨ht die Entscha¨digung fu¨r ein zusa¨tzliches Erwerbsjahr. Folglich rea-
giert das Individuum mit einer Ausdehnung der Erwerbszeit. Nachdem mit der Zunahme
der Beitragsa¨quivalenz ein gro¨ßerer Teil der entrichteten Beitragssumme in Form der gesetz-
lichen Rente wieder zuru¨ckfließt, erho¨ht sich das Lebenseinkommen des Individuums. Der
Einkommenszuwachs induziert bei Freizeit als normalem Gut ein Vorziehen des Rentenein-
tritts. Auch hier ist der Gesamteffekt unklar. Dominiert der Substitutionseffekt, dann macht
sich der Anstieg des Beitragsa¨quivalenzgrades in einer spa¨teren Verrentung bemerkbar.
b.5 Das Ergebnis partieller Differenzierung von (4.58) nach dem Beitragssatz zur Kranken-
und Pflegeversicherung bKV fu¨r EV < E ist
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Ungeachtet des Grades der marginalen versicherungstechnischen A¨quivalenz sinkt der Ef-
fektivlohn durch eine Erho¨hung des Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrags. Analog zur
Wirkung des Rentenversicherungsbeitragssatzes bewirkt eine Anhebung des Beitragssatzes
zur Kranken- und Pflegeversicherung aufgrund der Substitutionsreaktion des Arbeitnehmers
eine Vorverlagerung und aufgrund der Einkommenseinbuße einen Aufschub des nutzenma-
ximalen Ru¨ckzugszeitpunktes. Die Reaktionsrichtung des optimalen Verrentungszeitpunktes
ist auch hier theoretisch nicht bestimmbar.
b.6 Die partielle Ableitung von (4.58) nach dem Hinzuverdienst HV gegeben EV < E ist
schließlich
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U ′′(c)($ −HV )2w +
EV − E
($ −HV )w. (4.70)
Modelltheoretisch ist ausschließlich bei einer Vera¨nderung der Hinzuverdienstgrenze die
Reaktion des Arbeitnehmers mit seinem Austrittsalter aus dem Erwerbsleben eindeutig.
Eine Erho¨hung der Hinzuverdienstmo¨glichkeiten, die in gewissen Grenzen bei vorgezoge-
nen Renten erlaubt sind18, senken die Opportunita¨tskosten des vorgezogenen Ruhestandes
respektive der Freizeit. Infolgedessen wird der Arbeitnehmer versta¨rkt Freizeit gegen den
Konsum der anderen Gu¨ter substituieren, mithin also fru¨her als geplant aus dem Erwerbs-
leben ausscheiden. Daneben la¨sst eine ho¨here Hinzuverdienstgrenze bis dahin unerreichbare
Konsumpla¨ne wa¨hrend der Vorbezugszeit der Rente zu, sodass aufgrund der realen Ein-
kommensverbesserung der Erwerbsta¨tige zusa¨tzlich geneigt ist, seine Vollzeiterwerbsphase
fru¨her zu beenden. Zusammengenommen verschiebt die Beru¨cksichtigung der institutionel-
len Regelung des Hinzuerwerbs u¨ber beide Effekte die Relationen zu Gunsten einer fru¨heren
Beendigung der sozialversicherungspflichtigen Vollzeiterwerbsta¨tigkeit.
Wie die theoretische Analyse der Reaktion des Arbeitnehmers auf eine Variation der Pa-
ramter des Steuer- und Versicherungssystems gezeigt hat, verzerrt die Anwendung versiche-
rungsmathematischer Rentenabschla¨ge die Ruhestandsentscheidung bei privater Absicherung
der Lebensrisiken nicht. Bei Anwendung derselben versicherungsmathematischen Rentenab-
schla¨ge in einem lohnzentrierten Sozialversicherungssystem wird die Arbeits-Freizeit-Wahl
18Nach den sozialrechtlichen Regelungen (§ 34 Abs. 2 i.V.m. Abs. 3 Nr. 1) ist bei Vorbezug einer Altersrente
als Vollrente ein Hinzuverdienst bis zu einem Siebtel der monatlichen Bezugsgro¨ße − derzeit 355 Euro − ohne
entsprechende Ku¨rzung der Rente gestattet.
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selbst dann verzerrt, wenn die Gesetzliche Rentenversicherung strikt beitragsbezogen wa¨re,
d.h. u¨berhaupt keine von der Beitragsa¨quivalenz abweichenden Elemente bei der Rentenbe-
messung vorsa¨he. Unklar bleibt, welches Vorzeichen der theoretisch unbestimmbare Netto-
effekt von steigenden Abgabensa¨tzen auf die Ruhestandsentscheidung im Steuer- und Ab-
gabensystem nach bundesdeutscher Auspra¨gung aufweist. Nachdem diese Frage theoretisch
nicht beantwortet werden kann, muss sie empirisch gekla¨rt werden.
Um eine geeignete empirische Umsetzung der theoretischen Modellierung vornehmen
zu ko¨nnen, werden im sich anschließenden Kapitel zuna¨chst die bisher angewandten
o¨konometrischen Verfahren zur Scha¨tzung des Entscheidungsproblems ero¨rtert. Darauf auf-
bauend wird die Ruhestandsentscheidung innerhalb des deutschen Steuer- und Abgabensys-
tems vor allem im Hinblick auf die theoretisch unbestimmte Reaktion der Arbeitnehmer auf
Variationen der Abgabenparameter im darauf folgenden Kapitel empirisch untersucht.
Kapitel 5
Modelle zur Analyse der Ruhestandsentscheidung
Die Ruhestandsentscheidung ist, − wie gezeigt −, ein intertemporales Optimierungsproblem,
weil mit dem Rentenzugang das Lebenseinkommen zumeist unwiderruflich festgelegt wird
(Winter (1999)). Um diese individuelle Entscheidung in der angewandten Wirtschaftsfor-
schung untersuchen zu ko¨nnen, ist zuna¨chst ein mikroo¨konomisch fundiertes formales Modell
wie das eben vorgestellte von No¨ten. In einem weiteren Schritt ist die U¨berpru¨fung der Ver-
einbarkeit des entwickelten theoretischen Modells mit dem beobachteten Verhalten der Indi-
viduen unter Anwendung o¨konometrischer Verfahren geboten, die eine empirische Umsetzung
des Entscheidungsproblems erlauben.
Dieses Kapitel widmet sich daher den in der Literatur etablierten empirischen Methoden
und Spezifikationen, mit denen auf der Grundlage mikroo¨konomischer Daten die individuelle
Ruhestandsentscheidung bisher untersucht wurde. Ziel ist es, die Vorzu¨ge und Schwachstel-
len der vorgestellten Modellklassen herauszuarbeiten, um ein Modell auswa¨hlen zu ko¨nnen,
welches die empirische Evaluierung der Reaktion der Arbeitnehmer auf die demographisch
abzusehende Erho¨hung der Sozialversicherungsbeitra¨ge auf den Ruhestandszeitpunkt erlaubt.
Im folgenden Abschnitt wird zuna¨chst ein U¨berblick u¨ber die vorgenommenen empirischen
Untersuchungen zu den Bestimmungsgru¨nden der Ruhestandsentscheidung klassifiziert nach
dem zugrundeliegenden o¨konometrischen Modelltypus gegeben. Anschließend werden die in
diesen Arbeiten empirisch gehaltvollen Determinanten der Berentungsentscheidung disku-
tiert, um im nachfolgenden Kapitel daraus Arbeitshypothesen fu¨r die vorzunehmende empi-
rische Untersuchung abzuleiten.
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5.1 Typologie der Ruhestandsmodelle
In der o¨konomischen Analyse wird die Wahl des Ruhestandszeitpunktes als Entscheidung
des Arbeitnehmers u¨ber sein intertemporales Arbeitsangebot interpretiert (vgl. Killingsworth
(1983)). Qualitativ differiert die Entscheidung u¨ber den Rentenzugangszeitpunkt von der
Arbeitsangebotsentscheidung, die Haushalte wa¨hrend ihres Erwerbslebens treffen, in meh-
rerlei Hinsicht. Die Ruhestandsentscheidung ist nach Spataro (2002) im Unterschied zur
gewo¨hnlichen Arbeits-Freizeit-Entscheidung
• eine diskrete Wahl zwischen zwei oder mehr Alternativen,
• mit vernachla¨ssigbaren Ausnahmen absorbierend,
• eine Entscheidung, die innerhalb eines gesetzlich determinierten Altersintervalls einen
Entscheidungsspielraum hat,
• durch die Notwendigkeit der Bildung von Erwartungen u¨ber die ku¨nftige Entwicklung
der o¨konomischen Bedingungen zwingend vorausschauend,
• abha¨ngig von individuellen, institutionellen und o¨konomischen Faktoren,
• sequentiell, d.h. in jeder Periode ist unter Einbeziehung der hinzukommenden Informa-
tionen von Neuem u¨ber den Eintritt in den Ruhestand zu befinden sowie
• eine Entscheidung unter Unsicherheit.
Daher wird die Arbeitsangebotsentscheidung in ruhestandsfa¨higem Alter diskretiona¨r, d.h.
als Ja-Nein-Entscheidung modelliert und nicht wie in der Arbeitsmarkto¨konomik u¨blich als
Entscheidung u¨ber die optimale Anzahl von Arbeitsstunden, die ein Arbeitnehmer am Markt
anbieten mo¨chte.1 Daneben ist abweichend von der gewo¨hnlichen Arbeits-Freizeit-Erwa¨gung
bei der Analyse der Ruhestandsentscheidung insbesondere das institutionelle Arrangement
hinsichtlich des gesetzlichen Renteneintrittsalters, der Rentenleistung in Abha¨ngigkeit der
Rentenart, der Mo¨glichkeiten des Vorruhestandes und des Rentenvorbezuges respektive des
Rentenaufschubs im individuellen Nutzenmaximierungskalku¨l von Bedeutung. Bei der Been-
digung der Erwerbsphase kommt aber auch der anderen Marktseite eine wichtige Rolle zu.
Die Arbeitsnachfrage nach a¨lteren Arbeitnehmern ist v.a. von der Abschreibungsrate des Hu-
mankapitals aufgrund technologischen Fortschritts und der Relation von Produktivita¨t zur
Entlohnung abha¨ngig. Neben den o¨konomischen Aspekten u¨bt der Gesundheitszustand des
a¨lteren Erwerbsta¨tigen sicherlich einen bedeutenden Einfluss auf die Ru¨ckzugsentscheidung
aus, aber auch eine u¨ber die Zeit gestiegene Freizeitpra¨ferenz.
Diese Determinanten der Berentungsentscheidung sind in einer Vielzahl von Modellen sowohl
theoretisch als auch empirisch untersucht worden. Dabei lassen sich die auf Individualdaten
1Die vom Arbeitsmarkt auferlegten institutionellen Restriktionen u¨ber die typischerweise nachgefragten
Wochenarbeitszeiten gehen als Nebenbedingung in das individuelle Optimierungskalku¨l ein.
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basierenden empirischen Ruhestandsmodelle vor allem in zwei Klassen unterteilen. Die histo-
risch erste Klasse umfasst statische Modelle, die sich weiter in Ein- und Mehrperiodenmodelle
unterscheiden lassen. Zur zweiten Klasse geho¨ren dynamische Modelle, die − im Gegensatz
zu zeitkonstanten Modellen − dem sequentiellen Charakter des Entscheidungsprozesses ex-
plizit Rechnung tragen. Unter die dynamischen Modelle fallen vor allem die Ansa¨tze zur
dynamischen Programmierung, die Verweildaueranalyse sowie Optionswertmodelle.
Nachfolgend wird ohne Anspruch auf Vollsta¨ndigkeit auf die etablierten Ansa¨tze zur Unter-
suchung der Einflussfaktoren der Ruhestandsentscheidung eingegangen.
5.1.1 Statische Ruhestandsmodelle
Zu den einfachsten Ansa¨tzen zur Untersuchung der individuellen Berentungsentscheidung
geho¨ren statische Einperiodenmodelle. Die Wahl des Rentenzugangszeitpunktes wird gema¨ß
dem neoklassischen Arbeitsangebotskalku¨l als Maximierung des individuellen Nutzens u¨ber
Konsum und Freizeit modelliert. Innerhalb dieses Arbeitsangebotsmodells entscheidet sich
das Individuum fu¨r dasjenige Gu¨terbu¨ndel aus Konsum und Freizeit, welches bei gegebenem
Budget seinen Lebensnutzen maximiert. Da die Existenz eines Alterssicherungssystems oder
die Vera¨nderung seiner institutionellen Ausgestaltung die Budgetrestriktion tangiert, wird
hieru¨ber die Zusammensetzung des Gu¨terbu¨ndels aus Konsum und Freizeit staatlicherseits
mitbestimmt. Analysen der Ruhestandsentscheidung mithilfe statischer Einperiodenmodel-
lierungen haben bspw. Feldstein (1974), Boskin (1977), Boskin und Hurd (1978), Zabalza
et al. (1980) sowie Pepermans (1992) vorgenommen.
Der Schwachpunkt der Einperiodenbetrachtung liegt in der Modellierung einer vom Ren-
tenzugangszeitpunkt unabha¨ngigen Rentenanwartschaft. Unberu¨cksichtigt bleibt dabei die in
den meisten Alterssicherungssystemen systemimmanente Abha¨ngigkeit der Ho¨he der Renten-
anspru¨che vom jeweiligen Renteneintrittsalter (Burkhauser (1980)). Diesen Zusammenhang
zwischen Rentenanwartschaften und Zugangsalter bilden statische Mehrperiodenmodelle ab
sowie die im nachfolgenden Abschnitt diskutierten dynamischen Ruhestandsmodelle.
Bei Mehrperiodenmodellen wird der beschriebene neoklassische Ansatz zum Arbeitsange-
botsverhalten in einen Lebenszykluszusammenhang eingebettet, wodurch die Abha¨ngigkeit
des Erwerbseinkommens und der Rentenanspru¨che vom Zugangsalter explizit beru¨cksichtigt
werden kann. Die Grundlage fu¨r die entsprechende Modellierung bietet die intertemporale
Budgetrestriktion, die den Gegenwartswert der Einku¨nfte aus Erwerbsarbeit und der Renten-
anspru¨che umfasst und die A¨nderung dieser Einkommensstro¨me von der Ausgestaltung des
Rentenversicherungssystems bei Rentenvorbezug bzw. Rentenaufschub beru¨cksichtigt (vgl.
Fields und Mitchell (1984)).
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Wie im Einperiodenmodell ist der Renteneintrittszeitpunkt des Individuums Ergebnis der
Optimierung u¨ber den Konsum von Gu¨tern und den Konsum von Freizeit, allerdings unter
Beachtung der Tatsache, dass der Erwerbsaustrittszeitpunkt den Barwert des Lebensein-
kommens und damit die Konsummo¨glichkeiten festgelegt. Diese Art der Modellierung der
Ruhestandsentscheidung u¨ber den Lebenszyklus bedarf aber zusa¨tzlich der Annahme, dass
das Individuum u¨ber vollkommene Voraussicht bzgl. der Entwicklung seines Erwerbs- und
Renteneinkommens verfu¨gt. Die ersten Arbeiten, die die Berentungsentscheidung in lebens-
zeitlicher Perspektive untersuchten, waren die von Burkhauser (1979) und Burkhauser (1980).
Zeitnah folgten weitere Untersuchungen der Arbeits-Freizeit-Wahl in rentennahen Altern an-
hand intertemporaler Modelle wie etwa die von Burbidge und Robb (1980), Gordon und
Blinder (1980), Fields und Mitchell (1984), Burtless und Moffitt (1986) sowie Gustman und
Steinmeier (1986).
5.1.2 Dynamische Ruhestandsmodelle
Wie aus dem vorangehenden Abschnitt hervorgeht, ko¨nnen die Unzula¨nglichkeiten statischer
Einperiodenmodelle bei der Abbildung der Arbeitsangebotsentscheidung am Erwerbslebens-
ende durch Mehrperiodenmodelle behoben werden. Allerdings bedu¨rfen Lebenszyklusmodelle
der strengen Annahme der vollsta¨ndigen Kenntnis des Individuums u¨ber seine zuku¨nftigen
Einkunftsstro¨me aus Arbeit und vom Rentensystem bis zum Lebensende in Abha¨ngigkeit des
Rentenzugangsalters. Das Individuum mu¨sste im Einklang mit den Anforderungen dieser Mo-
delle die ku¨nftigen A¨nderungen im Leistungsrecht der Rentenversicherung ebenso voraussehen
ko¨nnen wie etwaige A¨nderungen seines Lohnniveaus oder des Steuer-Transfer-Systems. Dane-
ben mu¨sste es auch seine gesundheitliche Konstitution wie auch die potenziellen A¨nderungen
seiner Vorliebe fu¨r Freizeit genau absehen ko¨nnen. Auf der Grundlage diesen Kenntnisstan-
des trifft das Individuum die Entscheidung u¨ber seinen Verrentungszeitpunkt, die es hernach
auch nicht mehr revidieren kann.
Eine plausiblere Modellierung des Entscheidungsvorganges a¨lterer Arbeitnehmer mu¨sste eine
laufende Korrektur der Wahl des Erwerbsaustrittszeitpunktes erlauben, sobald eine fu¨r die
Entscheidungssituation relevante Information fu¨r das Individuum verfu¨gbar wird (Stock und
Wise (1990)). Demnach befindet das Individuum nicht − wie im statischen Mehrperioden-
modell unterstellt − zum Zeitpunkt des Eintritts ins Erwerbsleben u¨ber sein Ru¨ckzugsalter
einmal fu¨r alle Zeiten, sondern vielmehr mit dem Empfang aktueller Informationen jedesmal
von Neuem. Diesen sequentiellen Charakter des Entscheidungsprozesses bilden dynamische
Modelle explizit ab und kommen daher ohne die strenge Annahme statischer Mehrperioden-
ansa¨tze aus.
Der ”klassische“ Ansatz zur Modellierung sequentieller Entscheidungsprozesse im Lebens-
zykluskontext ist der der dynamischen Programmierung oder Optimal Control. Das Opti-
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mierungsproblem des Individuums besteht darin, sich zu jedem Zeitpunkt fu¨r jenen Status
aus z.B. Vollzeiterwerbsta¨tigkeit, Teilzeitbescha¨ftigung und Ruhestand zu entscheiden, der
den erwarteten Gegenwartswert des Lebenszeitnutzens maximiert. Demgema¨ß ergibt sich die
Ruhestandsentscheidung aus der intertemporalen sequentiellen Nutzenmaximierung. Ana-
lysen zur Ru¨ckzugsentscheidung aus dem Erwerbsleben mit dem Ansatz der dynamischen
Programmierung wurden u.a. von Berkovec und Stern (1991), Knaus (2003), Heyma (2004)
sowie Karlstrom et al. (2004) vorgenommen.
Ein weiteres Vorgehen zur zeitdynamischen Modellierung der Renteneintrittsentscheidung
ist das der Verweildaueranalyse2, die in der Literatur der dynamischen Analyse der Ruhe-
standsabwa¨gung weit verbreitet ist.3 Untersuchungsgegenstand der Verweildaueranalyse ist
die Zeitdauer eines Zustandes, d.h. in der hier betrachteten Fragestellung die Dauer der
Erwerbsta¨tigenphase respektive des Ruhestandes. Das betreffende Ereignis, hier der Renten-
eintritt, wird als absorbierender Endzustand betrachtet, da der Ru¨ckzug aus dem Erwerbsle-
ben als unumkehrbar angenommen wird. Die Annahme, dass der Rentenzugang vollsta¨ndig
und endgu¨ltig den U¨bergang in den Ruhestand abschließt, du¨rfte in der ganz u¨berwiegenden
Mehrheit der Verrentungen zutreffend sein und von daher lediglich eine Vereinfachung dar-
stellen. Die Wahl des Zeitpunktes der Beendigung der Erwerbsphase wird u¨ber den Wechsel
vom Zustand der Erwerbsta¨tigkeit in den Zustand des Ruhestands sowie den Ereignisein-
trittswahrscheinlichkeiten in Abha¨ngigkeit von den einbezogenen Einflussgro¨ßen untersucht.
Dass in Verweildauermodellen die Vera¨nderbarkeit des Entscheidungsproblems u¨ber die Zeit
mo¨glich ist, ist der entscheidende Vorzug dieses Ansatzes bei der Abbildung der Ruhestands-
entscheidung. Hier wird explizit dem Verfu¨gbarwerden neuer Informationen und damit den
A¨nderungen der Rahmenbedingungen Rechnung getragen, auf deren Grundlage das Indivi-
duum seine Entscheidung u¨berdenken kann (Stock und Wise (1990)).
Ein weiterer Vorteil von Verweildauermodellen besteht in dem deutlich geringeren rechentech-
nischen Aufwand gegenu¨ber Modellen der dynamischen Programmierung. Die im Vergleich
geringere Komplexita¨t der Modellarchitektur erlaubt die Einbeziehung einer gro¨ßeren Zahl
von Kovariaten und gewa¨hrleistet eine ho¨here Flexiblita¨t der Spezifikation. Analysen der in-
dividuellen Ruhestandsentscheidung mit dem Verweildaueransatz finden sich bei Diamond
und Hausman (1984), Sueyoshi (1989) sowie Schmidt (1995).
Ein alternatives Vorgehen zur Untersuchung der individuellen Rentenbeginnentscheidung an-
hand der dynamischen Optimierung erlauben Optionswertmodelle. Im Kern basiert der Op-
2Fu¨r die Verweildaueranalyse sind in der Literatur verschiedene Bezeichnungen gebra¨uchlich wie etwa
’U¨bergangsratenmodell’, ’Lebensdaueranalyse’ (Survivoranalysis), ’Verweildauermodell’ (Duration Model),
’Ausfallzeit-Modell’ (Failure Time Model) und ’Ereignisanalyse’ (Event History Analysis).
3In der Volkswirtschaftslehre kommen Verweildauermodelle u¨berwiegend in der Erforschung der Erwerbs-
losigkeit zum Einsatz, also einem der hier untersuchten Fragestellung verwandten Themengebiet.
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tionswertansatz in der Beru¨cksichtigung der Opportunita¨tskosten der Verrentung in das op-
timierende Kalku¨l bzw. in der Einbeziehung des Wertes der Mo¨glichkeit zur Neuentscheidung
(Option), die sich ein Erwerbsta¨tiger dadurch offen ha¨lt, dass er sich zu einem bestimmten
Alter noch nicht in den Ruhestand begeben hat. Wie in den Verweildauermodellen wird auch
hier vom U¨bergang in den Ruhestand als einem absorbierenden Endzustand ausgegangen.
Solange die Option nicht ausgeu¨bt ist, stellt der Arbeitnehmer auf Basis seines aktuellen
Informationsstandes in jeder Periode den Nutzen bei einer unverzu¨glichen Verrentung dem
erwarteten Nutzen aus allen zuku¨nftigen U¨bergangszeitpunkten gegenu¨ber. Hierzu bildet das
Individuum fu¨r jedes in Frage kommende Rentenalter den Erwartungswert des Nutzens aus
seinem Erwerbs- und Renteneinkommen in Gegenwartswerten. Solange der Nutzen in Bar-
wertbetrachtung bei sofortigem Eintritt in den Ruhestand geringer als bei einem spa¨terem
Renteneintritt ist, ist der Wert der Option aus einem Aufschub des Rentenzugangszeitpunktes
positiv und veranlasst insofern das Individuum weiterhin im Erwerbsleben zu verbleiben. Die
Option bleibt dem Arbeitnehmer solange erhalten, bis er den endgu¨ltigen Entschluss fasst in
den Ruhestand u¨berzugehen.
Als handhabbare Alternative zu den rechentechnisch schwer umsetzbaren Modellen der dyna-
mischen Programmierung (vgl. Berkovec und Stern (1991), Wolpin (1996)) haben Lumbsdaine
et al. (1992) den Optionswertansatz zu Beginn der 90er Jahre in vielfa¨ltigen Ausdifferenzie-
rungen zur Untersuchung der Ruhestandsentscheidung angewandt. Allerdings schra¨nkt auch
der Optionswertansatz in den vorgestellten Spezifizierungen den Einbezug der Kovariaten
ein, da er die Nutzenabwa¨gung von Arbeitnehmern bei der Beendigung der Erwerbspha-
se ausschließlich auf o¨konomische Anreize zuru¨ckfu¨hrt. Der Existenz von Ru¨ckzugsmotiven,
die u¨ber die moneta¨ren Einflussgro¨ßen hinausgehen, wird bei diesem Ansatz keine Modellie-
rungsmo¨glichkeit eingera¨umt.
Das Zulassen von weiteren erkla¨renden Variablen neben dem rein o¨konomisch geleiteten Opti-
onswert im Nutzenkalku¨l der Ruhestandsabwa¨gung gelingt Bo¨rsch-Supan et al. (2004), indem
sie innerhalb eines zeitkonstanten diskreten Entscheidungsmodells die Wahrscheinlichkeit,
dass sich das Individuum im Ruhestand befindet, in Abha¨ngigkeit vom Optionswert und
von perso¨nlichen Charakteristika als weitere Kovariablen spezifizieren. Die vorgenommene
Modellierung vereint die Vorteile der Beachtung von perso¨nlichen Charakteristika und des
Gesundheitszustandes der statischen Ruhestandsmodelle und die Vorteile eines strukturellen
Ruhestandsmodells mit einem Optionswert als erkla¨rende Variable zur Operationalisierung
o¨konomischer Anreizmechanismen. Obwohl die statische Modellierung der Ruhestandsent-
scheidung den dynamischen Prozess des Optimierungsproblems nicht abbilden kann, haben
die Experimente von Lumbsdaine et al. (1992) gezeigt, dass diese pragmatische Herange-
hensweise robuste Scha¨tzergebnisse bzgl. der durchschnittlichen Effekte der o¨konomischen
Anreizgro¨ßen auf die Wahl des Austrittsalters liefert.
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Die vorgenommenen empirischen Forschungsarbeiten zur individuellen Ruhestandsentschei-
dung kommen im Hinblick auf Einflussrichtung und Signifikanz der beru¨cksichtigten Deter-
minanten fu¨r die Wahl des Ru¨ckzugsalters zu teilweise unterschiedlichen Ergebnissen. Dafu¨r
lassen sich mehrere Erkla¨rungsansa¨tze anfu¨hren. Zum einen sind die Differenzen in der Ein-
flussrichtung einiger Gro¨ßen sicherlich auf die sehr unterschiedlichen Modellansa¨tze und auf
die heterogene Erhebung, Verla¨sslichkeit und Gu¨te der Daten zuru¨ckzufu¨hren. Zum ande-
ren wird der U¨bergang in den Ruhestand unterschiedlich definiert. Eine Person wird je nach
Sichtweise entweder dann als im Ruhestand befindlich klassifiziert, wenn sie eine Altersrente
bezieht, aus dem Erwerbsleben ausgeschieden ist, ihre angebotene Arbeitszeit wesentlich und
abrupt eingeschra¨nkt hat oder selbst erkla¨rt im Ruhestand zu sein (s. Ekerdt und DeViney
(1990), Boskin (1977), Boskin und Hurd (1978), Zabalza et al. (1980), Diamond und Hausman
(1984) Burtless und Moffitt (1986)).
Die vorzufindenden Differenzen in den Scha¨tzergebnissen ko¨nnen aber nicht daru¨ber hin-
wegta¨uschen, dass in weiten Teilen der wissenschaftlichen Beitra¨ge gleichgerichtete Ergebnisse
zu konstatieren sind. Dabei zeigen sich bei der Wahl des Rentenzugangszeitpunktes im We-
sentlichen fu¨nf Faktorengruppen als statistisch einflusswirksam: perso¨nliche Eigenschaften,
die finanzielle Ausstattung des Individuums, die institutionelle und monta¨re Ausgestaltung
der Alterssicherungssa¨ulen, berufliche Rahmenbedingungen sowie betriebliche Bedingungen,
wobei die verschiedenen Einflussgro¨ßen z.T. interdependent sind (fu¨r einen fru¨hen U¨berblick
s. Clark et al. (1978)).
5.2.1 Soziodemographische Merkmale
Zu den untersuchten perso¨nlichen Eigenschaften, die die Neigung zu einer fru¨heren Beendi-
gung des Erwerbslebens beeinflussen, geho¨ren das Alter, das Geschlecht, der Ehestand, der
Erwerbsstatus des Ehepartners, die Anzahl der Kinder, die Haushaltsgro¨ße, das Geburtsjahr,
der Gesundheitszustand, die Ausbildung, die berufliche Qualifikation und die ethnische Zu-
geho¨rigkeit. Einige empirische Arbeiten lassen darauf schließen, dass ein steigendes Alter, sei
es aus biologischen, soziologischen oder insitutionellen Gru¨nden, die Wahrscheinlichkeit zu
verrenten positiv beeinflusst (vgl. Hanoch und Honig (1983)). Mit voranschreitendem Alter
du¨rfte daher ganz generell die Pra¨ferenz fu¨r Freizeit zunehmen. Andere Spezifikationen ver-
suchen durch Markierung der Konzentrationsalter 60, 63 und 65 Jahre den institutionellen
Besonderheiten und sozialen Gewohnheiten Rechnung zu tragen.
Die Charakteristika Geschlecht und Ehestand haben empirischen Untersuchungen zufolge
einen statistisch signifikanten Einfluss auf die Berentungsentscheidung der betrachteten Ar-
beitnehmer. Das Geschlecht erfasst beobachtbare Anreize auf die Entscheidung zur Fortset-
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zung der Erwerbsta¨tigkeit in rentennahen Altern wie eine progressive Einkommensbesteue-
rung auf Haushaltsebene, die geschlechtsspezifisch unterschiedliche Arbeitsangebotsreagibi-
lita¨t und Erwerbsneigung, die Ungleichbehandlung in der Entlohnung oder differenzierte Re-
gelaltersgrenzen, aber ebenso nichtbeobachtbare Einflu¨sse wie eine gesellschaftlich tradierte
Rollenverteilung in der U¨bernahme von Aufgaben sowie geschlechtsspezifisch unterschiedliche
Freizeitpra¨ferenzen. Im Einklang mit der klassischen Aufgabenteilung verbleiben verheiratete
Ma¨nner la¨nger im Erwerbsprozess als ledige. Das Aufrechterhalten eines gewissen Lebens-
standards der Familie oder auch der Vorsorgegedanke ko¨nnten als Motive hierfu¨r eine Rolle
spielen. Weniger wahrscheinlich ist, dass der Ehemann nur deswegen la¨nger im Erwerbspro-
zess verbleibt, weil seine ju¨ngere Ehefrau noch nicht rentenbezugsberechtigt ist. Zumindest
galt fu¨r die bisherigen Zugangskohorten eine um 3 bis 5 Jahre niedrigere Regelaltersgren-
ze fu¨r Frauen. In dieser Altersdifferenz bewegen sich auch die meisten Ehepaare. Zudem
kann fu¨r die bisher untersuchten Geburtsjahrga¨nge in Westdeutschland ganz u¨berwiegend
die Ein-Verdiener-Ehe angenommen werden, sodass die erste Begru¨ndung als eher zutreffend
erscheint.
Die Ergebnisse der Mehrzahl der empirischen Analysen lassen darauf schließen, dass − so-
weit es die Datengrundlage erlaubte − das formal erreichte ho¨chste Ausbildungsniveau einen
positiven Einfluss auf eine lange Erwerbsbiographie zu haben scheint. Dieser Zusammenhang
du¨rfte auch erwartet werden, da das Qualifikationsniveau bei technologischem Fortschritt
dem Anforderungsprofil der Arbeitsnachfrage entgegen kommt, einen weiteren Spielraum
fu¨r alternative Bescha¨ftigungsmo¨glichkeiten la¨sst, bessere Chancen fu¨r eine erfolgreiche Kar-
riere und damit fu¨r eine ho¨here Entlohnung, beruflichen und sozialen Status ero¨ffnet und
eher eine Verwirklichung im Beruf und damit eine ho¨here Arbeitsplatzzufriedenheit und -
motivation begu¨nstigt. Eine Ausdehnung der Lebensarbeitszeit kann auch deshalb erwartet
werden, weil die mit dem ho¨heren Ausbildungsgrad ho¨heren Humankapitalinvestitionen mit
dem Ziel geta¨tigt werden, eine bestimmte Bildungsrendite zu erzielen. Allerdings impliziert
das bei ho¨heren Qualifikationsniveaus beobachtete spa¨tere Ru¨ckzugsalter nicht gleichzeitig
auch eine insgesamt la¨ngere Erwerbsbiographie. Denn ho¨here Humankapitalinvestitionen be-
dingen auch eine la¨ngere Ausbildungsphase, sodass der Eintritt in das Erwerbsleben auch
entsprechend spa¨ter erfolgt.
Einen versta¨ndlicherweise gewichtigen Einflussfaktor auf den Verrentungszeitpunkt stellt die
gesundheitliche Konsitution der betreffenden Person dar. Diese Variable u¨bt nach den vorlie-
genden empirischen Analysen in großer U¨bereinkunft einen eindeutig negativen Einfluss auf
die Arbeitsmarktpartizipation a¨lterer Arbeitnehmer aus.
Die ethnische Zugeho¨rigkeit einer Person erweist sich als Einflussfaktor auf den Verbleib
im Erwerbsprozess in nur wenigen Arbeiten als signifikant. Diese Variable soll mo¨glicherweise
bestehende Unterschiede in der Pra¨ferenz fu¨r Freizeit oder arbeitgeberseitige und gesellschaft-
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liche Diskriminierung auffangen und ist vor allem in Spezifikationen amerikanischer Arbeiten
einbezogen worden.
5.2.2 Finanzielle Ausstattung
Zur finanziellen Ausstattung des Arbeitnehmers za¨hlen das Erwerbseinkommen, die Ren-
tenanwartschaften aus der sozialen Alterssicherung, aus der betrieblichen und privaten Alters-
versorgung, sowie das u¨ber die Lebenszeit geerbte und akkumulierte Vermo¨gen. Nach den vor-
liegenden Studien bewegt ein hohes Arbeitseinkommen den Arbeitnehmer zur Verla¨ngerung
seiner Erwerbsphase. Ein signifikant positives Vorzeichen des Erwerbseinkommens deutet dar-
auf hin, dass bei intertemporaler Wahl zwischen Erwerbseinkommen und Freizeit der Sub-
stitutionseffekt den Einkommenseffekt dominiert. Eine Erho¨hung des Lohneinkommens fu¨hrt
na¨mlich dazu, dass der Gegenwartswert des Arbeitseinkommens bis zum Ausscheiden steigt
und ebenso der Gegenwartswert der Renteneinku¨nfte fu¨r die restliche Lebenszeit. Aufgrund
dieses zusa¨tzlichen Einkommens wird der Arbeitnehmer, da Freizeit fu¨r ihn ein superiores
Gut ist, sein Arbeitsangebot einschra¨nken, um mehr Freizeit konsumieren zu ko¨nnen. Der
Einkommenseffekt induziert daher eine Vorverlagerung des Ruhestands. Dem Erwerbszeit
verku¨rzenden Einkommenseffekt wirkt der Substitutionseffekt entgegen. Da der Zuwachs an
Erwerbseinkommen auch zugleich die Opportunita¨tskosten der Freizeit steigert, wird der
Arbeitnehmer die freie Zeit durch Arbeitszeit substituieren, d.h. seine Erwerbslebenszeit aus-
dehnen. Erho¨hungen der Renteneinku¨nfte aus sozialer Alterssicherung, der betrieblichen oder
der privaten Altersversorgung begu¨nstigen nach den bisherigen empirischen Untersuchungen
eine fru¨he Verrentung. Dies du¨rfte vom theoretischen Standpunkt auch zu erwarten sein,
da der Substitutionseffekt und der Einkommenseffekt in die gleiche Richtung wirken. Dabei
zieht der Arbeitnehmer bei einer Zunahme der Renteneinkommen seinen Ruhestand sowohl
deswegen vor, weil er sich mehr Freizeit leisten kann als auch, weil die Opportunita¨tskosten
fu¨r Freizeit relativ abgenommen haben.
Demgegnu¨ber ist der Einfluss des Vermo¨gens auf die Ruhestandsentscheidung empirisch
weit weniger eindeutig. Nach der Lebenszyklushypothese erlaubt ein hohes Vermo¨gen einen
fru¨heren Ru¨ckzug aus dem Erwerbsleben. Diesen theoretisch vermuteten Zusammenhang zwi-
schen der Ho¨hes des Vermo¨gens und dem Verrentungszeitpunkt ko¨nnen aber nur wenige Stu-
dien unter Signifikanzgesichtspunkten besta¨tigen. Zudem zeigen die Ergebnisse einer Reihe
weiterer Scha¨tzungen einen anderen Wirkungszusammenhang. Diese widerspru¨chlichen Er-
gebnisse zum Einfluss des Vermo¨gens auf das Renteneintrittsalter sind sehr wahrscheinlich
den unterschiedlichen Definitionen der Variable Vermo¨gen geschuldet. Je nach Untersuchung
umfasst die Variable Vermo¨gen Finanz- und/oder Immobilien- und/oder sonstiges Grundei-
gentum und/oder eigene Unternehmensbeteiligungen und/oder Rentenvermo¨gen (siehe u.a.
Burkhauser (1979), Burtless und Moffitt (1985)). Den in vielen Arbeiten statistisch schlicht-
96 Kapitel 5. Modelle zur Analyse der Ruhestandsentscheidung
weg nicht nachweisbaren Einfluss des Vermo¨gens auf die Ruhestandsentscheidung fu¨hren die
Autoren auf die unzureichende Zuverla¨ssigkeit und Genauigkeit in der Datenerhebung und
damit auf die Qualita¨t der Variable Vermo¨gen zuru¨ck.
5.2.3 Institutionelle Rahmenbedingungen
Unter die institutionellen Rahmenbedingungen fu¨r die Inanspruchnahme einer Rente fallen al-
le Regelungen der gesetzlichen sowie betrieblichen Alterssicherungssysteme fu¨r den Rentenzu-
gang4. Die Bestimmungen fu¨r den Bezug einer GRV-Rente sind im SGB VI festgehalten. Von
sozialrechtlicher Bedeutung fu¨r die individuelle Ruhestandsentscheidung sind insbesondere die
in Abschnitt 6.1.1 genannten Rentenarten, die sich v.a. hinsichtlich der Anspruchsvorausset-
zungen, im Allgemeinen der Wartezeit, im Speziellen der Erwerbsfa¨higkeit, dem Geschlecht,
der Arbeitsmarktlage, dem Berufsschutz und daneben hinsichtlich des fru¨hestmo¨glichen Be-
zugsalters dieser Renten unterscheiden. Die Erfahrungen der Vergangenheit zeigen, dass
die Inanspruchnahme der verschiedenen Rentenarten gema¨ß dem Ruhestandskalku¨l dyna-
mischer Modelle deutlich auf A¨nderungen der Zugangsbedingungen reagiert. Der U¨bergang
von der abstrakten zur konkreten Betrachtungsweise bei den Anspruchsvoraussetzungen fu¨r
eine Berufsunfa¨higkeits- bzw. Erwerbsunfa¨higkeitsrente im Jahre 1969 und die anschließende
Verscha¨rfung der Zugangsbedingungen im Jahre 2001 gehen deutlich aus dem Rentenzu-
gangsverhalten hervor (vgl. Haustein und Moll (2007), BT-Drucks. 14/4230). Obgleich sich
seit Anfang der 70er Jahre die Arbeitsbedingungen, der Gesundheitszustand und die medizi-
nische Versorgung deutlich verbessert haben, indiziert die Verteilung des Rentenzugangs auf
die Rentenarten das Gegenteil.
Die Verbreitung der betrieblichen Pensionspla¨ne ist branchenspezifisch und unternehmens-
abha¨ngig sowie z.T. durch Tarifvertra¨ge unternehmensindividuell geregelt. Dabei la¨sst sich
hinsichtlich der betrieblichen Altersgrenzen und Konditionen eine gewisse Abstimmung auf
die Regelungen zum Bezug einer staatlichen Rente feststellen (Mitchell und Fields (1984),
Fields und Mitchell (1984), Lazear (1986)). Vornehmlich gewa¨hren betriebliche Rentensyste-
me Betriebsrenten vor der Beziehbarkeit einer GRV-Rente, um eine kostengu¨nstige Anpassung
und Restrukturierung der Belegschaft zu realisieren.
Das institutionelle Arrangement von Seiten der Rentensysteme beeinflusst aber zumeist nicht
allein den Erwerbsaustrittszeitpunkt am Erwerbszyklusrand. Auf vielfache und unterschiedli-
che Weise koagiert es mit der Ausgestaltung des Arbeitsmarkt- und Arbeitslosenversiche-
4Diese Arbeit konzentriert sich auf die Wirkung von versicherungsmathematischen Abschla¨gen auf die
Rentenzugangsentscheidung innerhalb lohnzentrierter sozialer Sicherungssysteme. Da Beamte und die freien
Berufe von der Belegung des Erwerbseinkommens mit Sozialversicherungsbeitra¨gen institutionell ausgenom-
men sind, wird von den gesonderten gesetzlichen Versorgungssystemen fu¨r diese Berufsgruppen abstrahiert.
Es interessiert daher nur die Interaktion der Ausgestaltung der GRV mit betrieblichen Rentensystemen und
den Reglements in der Arbeitslosenversicherung.
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rungsrechts (s. hierzu Mu¨ller et al. (2007)). Das geltende Ku¨ndigungsschutzrecht bspw.
schreibt bei betriebsbedingten Entlassungen die Beru¨cksichtigung sozialer Gesichtspunkte
vor. Diese institutionelle Vorgabe wird zumeist dahingehend ausgelegt, dass ju¨ngeren Arbeit-
nehmern ein ho¨herer Schutzanspruch als a¨lteren Arbeitnehmern eingera¨umt werden mu¨sse,
da diese durch eine vorzeitige betriebliche und/oder staatliche Rente finanziell abgesichert
seien. Staatlich befo¨rdert wird der Anreiz der Unternehmen sich bei organisationsbeding-
ten Ku¨ndigungen mo¨glicherweise nicht von den am wenigsten produktiven Arbeitskra¨ften
zu trennen, sondern von den am leichtesten zu entlassenden a¨lteren Belegschaftsmitgliedern,
durch eine la¨ngere Bezugsdauer von Arbeitslosengeld fu¨r a¨ltere Arbeitnehmer (seit 1985) oder
der genero¨s ausgestatteten Altersteilzeitarbeit fu¨r Bescha¨ftigte ab dem 55. Lebensjahr (seit
1996).
Als weitere institutionelle Vorgabe fu¨r den Erwerbsaustritt kann in einem betrieblichen Ta-
rifvertrag ein Pflichtrentenalter vereinbart sein, welches eine Ausdehnung der Erwerbszeit
daru¨berhinaus − zumindest in diesem Unternehmen − verhindert oder stattdessen das Vor-
handensein von großzu¨gig ausgestatteten Vorruhestandsprogrammen als effizienzlohntheore-
tisch begru¨ndete aufgeschobene Entlohnung vorsieht (Lazear (1986)).
Die angefu¨hrten U¨bergangskonditionen beeinflussen u¨ber die verschiedenen Kombinatio-
nen von Transfers − Arbeitslosengeld, Altersteilzeit, Vorruhestandsprogramme, betriebliche
Renten- und GRV-Rentenanspru¨che − und Umfang an Freizeit die individuelle Ruhestands-
entscheidung in komplexer Weise. Unter den bisherigen Untersuchungen besteht weitgehend
Einigkeit hinsichtlich des Einflusses der rentenrechtlichen, arbeitsrechtlichen und betriebli-
chen Regelungen und der daraus ergehenden o¨konomischen Anreize auf die Arbeits-Freizeit-
Abwa¨gung im fortgeschrittenen Erwerbsalter, wenn auch die Effekte unterschiedlich model-
liert und gescha¨tzt wurden. Wesentliche Erkenntnis ist, dass a¨ltere Arbeitnehmer sowohl
den lebenszeitlichen Leistungsbarwert wie auch seine Vera¨nderung bei Ausdehnung der Er-
werbsta¨tigenzeit um ein weiteres Jahr in ihrem Ruhestandskalku¨l beachten. Dabei begu¨nstigt
eine hohe moneta¨re Ausstattung im Ruhestandsalter einen fru¨heren Austritt aus dem Er-
werbsleben. In die gleiche Richtung wirken Rentenformeln, die eine Abflachung des Anstiegs
der Renteneinku¨nfte bei einer Verla¨ngerung der Beitragszeit vorsehen (Mitchell und Fields
(1984), Fields und Mitchell (1984)).
5.2.4 Berufliche Rahmenbedingungen
Die unter berufliche Rahmenbedingungen zu subsumierenden Indikatoren, die bisher Eingang
in o¨konometrische Scha¨tzungen gefunden haben, sind der Erwerbsstatus, die berufliche Stel-
lung des Arbeitnehmers, die Dauer der Firmenzugeho¨rigkeit, der Bescha¨ftigungsgrad und der
Wirtschaftszweig.
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Die Scha¨tzergebnisse fu¨r Deutschland lassen darauf schließen, dass Erwerbslose im Vergleich
zu Bescha¨ftigten ihre Erwerbsta¨tigenphase fru¨her beenden (s. Schmidt (1995)). Fu¨r diesen
Zusammenhang spricht auch, dass a¨ltere Arbeitnehmer, die von Arbeitslosigkeit betroffen
sind, gegenu¨ber ju¨ngeren Mitbewerbern aufgrund der Aktualita¨t ihrer Humankapitalaus-
stattung auf dem Arbeitsmarkt im Nachteil sind. Hinzu kommt das Hemmnis der Senio-
rita¨tsentlohnung fu¨r eine erfolgreiche Wiedereingliederung (vgl. Lazear und Moore (1984),
Flabbi und Ichino (2001)). Der Anspruchslohn du¨rfte bei a¨lteren Erwerbspersonen aufgrund
des relativ ho¨heren Lohneinkommens wie auch aufgrund der Existenz des Alternativeinkom-
mens Rente sehr viel ho¨her liegen als bei den ju¨ngeren Arbeitnehmern. In vielen La¨ndern, so
auch in Deutschland, sieht die Arbeitslosenversicherung fu¨r a¨ltere Erwerbslose einen la¨ngeren
Bezug von Transferleistungen vor. Daneben gewa¨hrt das Rentenrecht bei Arbeitslosigkeit und
Erfu¨llung der entsprechenden Anspruchsvoraussetzungen die vorzeitige Inanspruchnahme der
Rente ab einem relativ fru¨hen Alter. Zusammengenommen sprechen diese Argumente dafu¨r,
dass der Erwerbsstatus sehr wahrscheinlich einen wichtigen Hinweis zur Erwerbsneigung am
Ende der Aktivenzeit liefert.
Die empirischen Befunde im Hinblick auf die berufliche Stellung des Erwerbsta¨tigen legen na-
he, dass Angestellte mit Leitungsfunktionen signifikant la¨nger im Erwerbsprozess verbleiben
als Angestellte ohne Weisungsbefungnis. Dieses Scha¨tzresultat la¨sst sich dahingehend inter-
pretieren, dass die Position in der Unternehmenshierarchie die Erwerbsneigung im ho¨heren
Alter aufgrund ho¨herer Arbeitsmotivation und -zufriedenheit im Beruf sta¨rkt. Daru¨berhinaus
du¨rfte die Betrauung mit leitenden und damit verantwortungsvollen Aufgaben in der Tendenz
positiv mit der Entlohnung und dem Qualifikationsniveau korreliert sein.
Der Einfluss der Bescha¨ftigungsintensita¨t wird verha¨ltnisma¨ßig selten als erkla¨rende Varia-
ble fu¨r die Erwerbsaustrittsentscheidung in die Modellspezifikation einbezogen. Nach den
vorliegenden Scha¨tzergebnissen beenden vollschichtig und teilschichtig bescha¨ftigte Perso-
nen ihre Erwerbsta¨tigkeit fru¨her als unregelma¨ßig Bescha¨ftigte (s. hierzu Schmidt (1995)).
Hierfu¨r lassen sich verschiedene Erkla¨rungsansa¨tze anfu¨hren. Zum einen haben irregula¨r
Bescha¨ftigte gegenu¨ber Voll- und Teilzeit Bescha¨ftigten relativ mehr Freizeit wa¨hrend ih-
rer Erwerbsta¨tigenzeit, sodass aufgrund abnehmenden Grenznutzens aus Freizeit ihr Nut-
zenzugewinn aus zusa¨tzlicher Freizeit geringer sein du¨rfte. Zum anderen ist es mo¨glich, dass
vollschichtig und teilschichtig Bescha¨ftigte in ihrem angestammten Beruf aus betrieblichen
Gru¨nden nicht zeitweise und unregelma¨ßig erwerbsta¨tig sein ko¨nnen und insofern nur die Ent-
scheidung zwischen Erwerbsta¨tigkeit und Ruhestand in ho¨heren Altern als Alternativen ver-
bleiben. Daher ko¨nnte eine Vollzeit- oder Teilzeitta¨tigkeit in rentennahen Altern durchaus ein
Indiz fu¨r eine relativ durchgehende Erwerbsbiographie sein, eine unregelma¨ßige Bescha¨ftigung
aber eher nicht, sodass die Lebensarbeitszeit per Saldo gleich, jedoch die Verteilung der Er-
werbsta¨tigenphasen im ersten Fall komprimiert und im letzteren lediglich u¨ber den gesamten
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Erwerbszyklus gedehnt wurde. Die ununterbrochene Erwerbsta¨tigkeit la¨sst außerdem darauf
schließen, dass vollschichtig erwerbsta¨tige Personen aufgrund der Regelma¨ßigkeit und sehr
wahrscheinlich auch aufgrund der Ho¨he der Beitragszahlung u¨ber ihr Erwerbsleben einen
ho¨heren Rentenanspruch erworben haben oder auch, dass, wie im deutschen Rentenrecht,
die unregelma¨ßig Erwerbsta¨tigen die Anspruchsvoraussetzungen in Form von Wartezeiten
fu¨r eine vorgezogene Rente nicht erfu¨llt haben. Es darf daneben davon ausgegangen wer-
den, dass geringfu¨gig Bescha¨ftigte durch die zur Verfu¨gung stehende la¨ngere Zeit fu¨r Phasen
der Erholung einer geringeren Beanspruchung am Arbeitsplatz ausgesetzt sind, sodass derlei
Ta¨tigkeiten der Leistungsfa¨higkeit a¨lterer Arbeitnehmer entgegen kommen.
Die Variable Wirtschaftszweig kontrolliert fu¨r branchenspezifische Arbeitsbedingungen. Man
darf erwarten, dass Arbeitnehmer im produzierenden Sektor gegenu¨ber Arbeitnehmern im
Dienstleistungssektor eine u¨ber den Erwerbszyklus ho¨here ko¨rperliche Abnutzung erfahren
und aufgrund der hierdurch ho¨heren Pra¨ferenz fu¨r den Ruhestand vor dem Regelrentenal-
ter in den Ruhestand treten. Auch du¨rften Arbeitnehmer in ho¨heren Altern im Vergleich
zu ju¨ngeren bei ko¨rperlich beanspruchenden Arbeiten eine geringere Produktivita¨t aufwei-
sen und insoweit in diesen Wirtschaftszweigen nicht so ha¨ufig vertreten sein. Zudem du¨rfte
die altersspezifische Personalstruktur je nach Branche differieren. Dies kann auf das bran-
chenspezifisch unterschiedliche Anforderungsprofil (z.B. in der IT-Branche mehrheitlich sehr
junge Belegschaften) ebenso zuru¨ckzufu¨hren sein wie auf besondere Rentenrechtsregelungen
(Altersrente fu¨r Bescha¨ftigte unter Tage) und die innerbetriebliche Berentungspraxis.
5.2.5 Betriebliche Rahmenbedingungen
Zum betrieblichen Arbeitsnachfrageverhalten als potenzielle Determinante der Erwerbs-
austrittsentscheidung existieren verha¨ltnisma¨ßig wenige empirische Befunde. Wu¨bbeke (2005)
untersuchte anhand der IAB-Bescha¨ftigtenstichprobe mit Erga¨nzungsteil I fu¨r Deutschland
den Einfluss der Arbeitsnachfrage nach a¨lteren Arbeitnehmern anhand der betrieblichen
Bescha¨ftigungsentwicklung, der Betriebsgro¨ße, der Entwicklung der Qualifikationsstruktur
der Belegschaft, der Entwicklung der Altersstruktur der Bescha¨ftigten auf Branchenebene,
einem Indikator fu¨r Betriebsstilllegungen, dem Wirtschaftszweig sowie anhand der bereits
diskutierten finanziellen Bedingungen des Erwerbsaustritts und den perso¨nlichen Charakte-
ristika der Arbeitnehmer. Dabei scheint zumindest bei Ma¨nnern in rentennahen Altern die
Betriebsgro¨ße auf ihren Erwerbsaustrittszeitpunkt einen signifikanten Einfluss zu haben, wo-
bei in großen Unternehmen die Wahrscheinlichkeit fu¨r einen fru¨hen Ausstieg sehr groß ist
im Verha¨ltnis zu den kleinsten Unternehmen. Derweil lassen sich die Austrittsrisiken zwi-
schen kleinen Betrieben und Betrieben mittlerer Gro¨ße gegenu¨ber den kleinsten unter Signi-
fikanzgesichtspunkten nicht unterscheiden. Daru¨berhinaus gingen nach dieser Scha¨tzung die
ma¨nnlichen Arbeitnehmer in den Großbetrieben c.p. signifikant eher von der Bescha¨ftigung
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direkt in den Bezug der Altersrente und zusammen mit den ma¨nnlichen Arbeitnehmern der
kleinsten Betriebe in den Bezug von Arbeitslosengeld u¨ber (vgl. auch Mu¨ller et al. (2007)).
Diese Ergebnisse lassen darauf schließen, dass große Unternehmen u¨ber den Austrittspfad
Fru¨hverrentung die Alterszusammensetzung ihrer Belegschaft aktiv steuern, indem sie a¨ltere
Arbeitnehmer durch Neueinstellung ju¨ngerer substituieren. Als mo¨gliche Erkla¨rung la¨sst sich
anfu¨hren, dass aufgrund sta¨rkeren globalen Konkurrenzdrucks die raschere technologische
Anpassung in großen Unternehmen das langja¨hrige berufliche Erfahrungs- und Spezialwissen
a¨lterer Arbeitnehmer schneller entwertet. Die weltweit breitere Streuung der Eigentumsanteile
von großen Unternehmen gegenu¨ber zumeist eigentu¨mergefu¨hrten Kleinst- bis Mittelstands-
unternehmen verlangt fu¨r eine Finanzierung auf dem Kapitalmarkt die Erzielung einer von
den Investoren erwarteten Rendite auf das eingesetzte Kapital. Dieser Renditedruck veran-
lasst große Unternehmen weitaus sta¨rker als kleine Betriebe und Betriebe mittlerer Gro¨ße zu
abrupten und tiefgreifenden organisatorischen Umstrukturierungen (Fusionen, Outsourcing,
Verlagerung von Teilen der Produktionskette ins Ausland) mit dem Ziel der Rationalisierung
des Arbeitseinsatzes aufgrund der weltweit gesehen relativ hohen Personalkosten in Deutsch-
land. Da a¨ltere Arbeitnehmer aufgrund inflexibler Lohnstrukturen und langer Firmenzu-
geho¨rigkeit zusammen mit der Entlohnung nach der Effizienzlohntheorie eine im Verha¨ltnis
zu ju¨ngeren Arbeitnehmern ungu¨nstigere Relation des Lohnes zu ihrer Produktivita¨t auf-
weisen, sind die Unternehmen bei Rationalisierungsmaßnahmen bestrebt sich vorzugsweise
von den a¨lteren Belegschaftsmitgliedern zu trennen. Die Personalanpassung u¨ber eine Aus-
gliederung u¨berwiegend a¨lterer Arbeitnehmer ist aus Unternehmensinteresse auch deshalb
geboten, weil der Arbeitgeber von den Investitionen in die Bildung aktuellen Unternehmens-
und branchenspezifischen Wissens bei ju¨ngeren Mitarbeitern selbst profitieren mo¨chte und
dieses Wissen nicht dem Wettbewerber zur Verfu¨gung stellen will. Ein weiteres Motiv fu¨r
Fru¨hverrentungsprogramme ko¨nnte auch das Ero¨ffnen von Aufstiegsmo¨glichkeiten fu¨r beson-
ders leistungswillige ju¨ngere Mitarbeiter sein. Die Belohnung a¨lterer Mitarbeiter fu¨r deren
langja¨hrigen Arbeitseinsatz u¨ber genero¨se Vorruhestandspla¨ne oder Abfindungen scheint nur
auf den ersten Blick eine sinnvolle Erkla¨rung zu sein. Plausibler ist, dass Unternehmen die
großzu¨gig ausgestatteten Vorruhestandsgelder beim intertemporalen Entlohnungspfad einkal-
kulieren. Aus effizienzlohntheoretischen Erwa¨gungen ist ein Entlohnungsverlauf fu¨r das Un-
ternehmen vorteilhaft, welcher in der ersten Phase der Betriebszugeho¨rigkeit zuna¨chst einen
unter der Produktivita¨t liegenden Lohn vorsieht und mit steigendem Alter Lohnsteigerungen
u¨ber dem Produktivita¨tszuwachs gewa¨hrt, sodass nach dem Kernerwerbsalter die Entlohnung
u¨ber der Produktivita¨t liegt. U¨ber ein Pflichtrentenalter oder u¨ber Vorruhestandsprogram-
me wird sichergestellt, dass es u¨ber die Zeit der Betriebzugeho¨rigkeit des Arbeitnehmers zu
keinerlei Verlusten aus der Zahlung von u¨ber der Produktivita¨t liegenden Lo¨hnen kommt (s.
Lazear (1979), Gustman et al. (1994), Lazear (1999)). Die in Großkonzernen im Mittel ho¨here
Entlohnung und der ho¨here Verbreitungsgrad betrieblicher Altersversorgung haben unzwei-
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felhaft auch die Neigung der a¨lteren Belegschaftsmitglieder zur vorzeitigen Beendigung des
Erwerbslebens gesta¨rkt (Wu¨bbeke (2005)).
Im Unterschied zu den gro¨ßten Unternehmen, gemessen an der Zahl der Bescha¨ftigten, sind die
empirischen Befunde zu den kleinsten Unternehmen im Hinblick auf den vorzeitigen Austritts-
pfad a¨lterer ma¨nnlicher Bescha¨ftigter ambivalent. Die U¨bergangsrisiken in Rente und in Ar-
beitslosigkeit fu¨r a¨ltere Bescha¨ftigte von Kleinstbetrieben haben unterschiedliche Vorzeichen
und heben sich daher in ihrer Wirkung auf die Wahrscheinlichkeit vorzeitig in die Nichter-
werbsta¨tigkeit u¨berzugehen auf. Wa¨hrend in den Kleinstunternehmen die a¨lteren ma¨nnlichen
Arbeitnehmer am seltensten den Weg in die vorzeitige Nichterwerbsta¨tigkeit u¨ber den direk-
ten Zugang in die Rente beschreiten, sind sie gleichzeitig− zusammen mit den Arbeitnehmern
der gro¨ßten Unternehmen− dem ho¨chsten U¨bergangsrisiko in die Erwerbslosigkeit ausgesetzt.
Das besonders geringe U¨bertrittsrisiko in den Rentenbezug ko¨nnte damit zusammenha¨ngen,
dass es das Fehlen der betrieblichen Altersversorgung in Kleinstunternehmen den Arbeitneh-
mern nicht erlaubt, eine bei vorzeitigem Renteneintritt aufgrund ku¨rzerer Einzahlungsdauer
dauerhaft niedrigere gesetzliche Rente hinzunehmen, zumal beru¨cksichtigt werden muss, dass
die Entlohnung und damit die erworbenen Rentenanwartschaften im Vergleich zu gro¨ßeren
Unternehmen ohnehin geringer sein du¨rften. Demnach verbleibt den sehr kleinen Betrieben
bei einer o¨konomisch notwendigen Trennung von a¨lteren Arbeitnehmern nur der Weg u¨ber
die Entlassung. Hinzukommt, dass Kleinstbetriebe a¨lteren Arbeitnehmern mit gesundheitli-
chen Gebrechen wohl kaum einen alternsgerechten Arbeitsplatz anbieten ko¨nnen und auch
keinen Ku¨ndigungsschutz gewa¨hren mu¨ssen. Da sich die beiden U¨bergangsrisiken in ihrer
Wirkung aufheben, ist die Wahrscheinlichkeit fu¨r einen Verbleib im Erwerbsprozess fu¨r a¨ltere
Bescha¨ftigte in den kleinsten Unternehmen in etwa so hoch wie in Betrieben mit mittlerer
Bescha¨ftigtenzahl.
Als bedeutendere Determinante fu¨r das Ausstiegsrisiko a¨lterer ma¨nnlicher Bescha¨ftigter
erwies sich die innerbetriebliche Entwicklung der Bescha¨ftigtenzahl noch vor der Be-
triebsgro¨ße (Wu¨bbeke (2005)). Das U¨bergangsrisiko A¨lterer in Nichtbescha¨ftigung ver-
vielfa¨ltigte sich in jenen Unternehmen, die eine Ru¨ckfu¨hrung ihres Personalbestandes vor-
nahmen. Nach der vorliegenden Scha¨tzung von Wu¨bbeke (2005) war die Wahrschein-
lichkeit des Ausscheidens a¨lterer ma¨nnlicher Belegschaftsmitglieder in Betrieben mit der
ungu¨nstigsten Bescha¨ftigungsentwicklung um 2/3 ho¨her als in Betrieben mit anna¨hernd kon-
stanter Bescha¨ftigtenzahl. Denselben Zusammenhang stellt Wu¨bbeke (2005) auch bei den
Frauen empirisch fest, wenngleich die Zunahme des Risikos um 1/3 in Betrieben mit der aus-
gepra¨gtesten Bescha¨ftigungsabnahme u¨ber dem der Referenzbetriebe vergleichsweise moderat
ausfa¨llt.
Der von den Unternehmen beim Personalabbau pra¨ferierte Ausgliederungspfad fu¨r a¨ltere
Bescha¨ftigte ist mit Abstand der u¨ber die Arbeitslosenversicherung und weniger u¨ber die
102 Kapitel 5. Modelle zur Analyse der Ruhestandsentscheidung
Renten- oder Krankenversicherung. Dafu¨r spricht auch, dass gerade die besonders vor ar-
beitgeberseitigen Ku¨ndigungen geschu¨tzten a¨lteren Arbeitnehmer nur dann einer Entlassung
einwilligen, wenn ihr Ausscheiden u¨ber einen besonders langen Arbeitslosengeldbezug mit
anschließendem Rentenbezug finanziell gesichert ist.
Der starke empirische Zusammenhang zwischen der Bescha¨ftigungsentwicklung und der
Trennung von a¨lteren Belegschaftsmitgliedern relativiert demnach die weit verbreitete Ho-
mogenita¨tsthese, der zufolge die Personalpolitik der Unternehmen unabha¨ngig von der
tatsa¨chlichen o¨konomischen und betrieblichen Lage ganz generell auf eine fru¨hzeitige Aus-
gliederung a¨lterer Arbeitnehmer ausgerichtet ist.
Ha¨ufig wird zur Kontrolle der o¨konomischen Rahmenbedingungen der Arbeitnehmer die Ar-
beitsmarktlage in die Scha¨tzspezifikation einbezogen. Dabei la¨sst sich beobachten, dass in
Zeiten hoher Arbeitslosigkeit die Unternehmen dazu tendieren versta¨rkt a¨ltere Arbeitnehmer
u¨ber großzu¨gig ausgestaltete Vorruhestandsprogramme und Abfindungen zum vorgezogenen
U¨bergang in den Ruhestand zu bewegen. Hinzu kommt, dass aus Sicht der o¨konomischen
Theorie der Politik nachvollziehbar die meisten Regierungen aufgrund methodologischen In-
dividualismus auf eine hohe Arbeitslosigkeit mit einer Ausdehnung der Anspruchsdauer des
Arbeitslosengeldbezugs fu¨r a¨ltere Erwerbslose bis hin zu einer Senkung der Anspruchsvor-
aussetzungen fu¨r den vorzeitigen Bezug einer Rente reagieren, um die registrierte Arbeits-
losenquote ku¨nstlich zu senken. In Deutschland wurde 1987 die Bezugsdauer des Arbeits-
losengeldes fu¨r arbeitslose Erwerbspersonen ab einem Alter von 54 Jahren von 24 Monate
auf 32 Monate angehoben, wobei Arbeitslose, die das 58. Lebensjahr vollendet haben, der
Arbeitsvermittlung nicht mehr zur Verfu¨gung stehen mu¨ssen, sofern sie eine Erkla¨rung abge-
ben, zum na¨chstmo¨glichen Zeitpunkt ein Altersruhegeld zu beziehen. Sie werden dann auch
nicht mehr in der Arbeitslosenstatistik gefu¨hrt. Mit der Mo¨glichkeit der Inanspruchnahme
der Altersrente aufgrund von Arbeitslosigkeit ab Vollendung des 60. Lebensjahres bestand
eine nahtlose Bru¨cke in den vorzeitigen Ruhestand. Die aus Rationalisierungs- oder Kosten-
gru¨nden vorgenommene Substitution von a¨lteren Bescha¨ftigten durch ju¨ngere in Verbindung
mit der gesetzlich veranlassten finanziellen Unterstu¨tzung u¨ber das Beitragsaufkommen der
sozialversicherungspflichtig bescha¨ftigten Arbeitnehmer hat wesentlich zu dem empirisch be-
obachtbaren Trend eines vorzeitigen Renteneintritts beigetragen. Insofern scheint ein positiver
Zusammenhang zwischen hohen Arbeitslosenraten und der Fru¨hverrentung zu bestehen und
gilt auch fu¨r Deutschland als empirisch gesichert.
Eine Zusammenstellung der Scha¨tzergebnisse aus der o¨konometrischen Literatur zur Wir-
kungsweise und Richtung der diskutierten Einflussgro¨ßen auf die Berentungsentscheidung
nimmt Tabelle 5.1 vor, wobei sowohl die aus statistischer Sicht signifikanten (V) wie auch
insignifikante Zusammenha¨nge Beru¨cksichtigung fanden.
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fru¨heren Rentenbeginn spa¨teren Rentenbeginn
Soziodemographische Merkmale
Geschlecht Quinn et al. (1998) m/fV Kerkhofs et al. (1999) m/f
(weiblich) Schmidt (1995) aBL: m/fo, nBL: m/fo Heyma (2004) m/fV
Kim und DeVaney (2005) m/fV
Alter Gordon und Blinder (1980) mV Burkhauser (1979) mV
Zabalza et al. (1980) mV fV
Hanoch und Honig (1983) mV fV
Burtless und Moffitt (1985) mV
Gustman und Steinmeier (1986) mV
Berkovec und Stern (1991) mV
Lumbsdaine et al. (1992) mV
Pepermans (1992) mV fV
Quinn et al. (1998) m/fV
Kerkhofs et al. (1999) m/fo
Bo¨rsch-Supan et al. (2004) mV fV
Kim und DeVaney (2005) m/fV
Geburtskohorte Gordon und Blinder (1980) mV Heyma (2004) m/fV
(ju¨ngere) Hanoch und Honig (1983) mV fV
Gustman und Steinmeier (1986) mo
Schmidt (1995) aBL: m/fV, nBL: m/fV
Gustman und Steinmeier (2005) mV
Familienstand Boskin und Hurd (1978) m
(verheiratet) Burkhauser (1979) m
Burkhauser (1980) mo
Gordon und Blinder (1980) mV
Zabalza et al. (1980) fV Zabalza et al. (1980) m
Diamond und Hausman (1984) mo
Burtless und Moffitt (1985) mV
Burtless und Moffitt (1986) mV
Sueyoshi (1989) mV
Pepermans (1992) f Pepermans (1992) m
Schmidt (1995) aBL: m/f, nBL: m/f Schmidt (1995) aBL: m/f, nBL: m/f
Quinn et al. (1998) m/f Kerkhofs et al. (1999) m/f
Bo¨rsch-Supan et al. (2004) mV fV
Kim und DeVaney (2005) m/f
Zahl zu versorgender Kinder Gordon und Blinder (1980) mV Diamond und Hausman (1984) m
bzw. Angeho¨riger Quinn et al. (1998) m/fV
Haushaltsgro¨ße Burtless und Moffitt (1986) mV
Sueyoshi (1989) mo
Staatsangeho¨rigkeit Burkhauser (1979) mV Burtless und Moffitt (1985) m
Ethnische Zugeho¨rigkeit Sueyoshi (1989) m Berkovec und Stern (1991) m
(Weiße) Quinn et al. (1998) m/f Kim und DeVaney (2005) m/f
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fru¨heren Rentenbeginn spa¨teren Rentenbeginn
Schul- und Berufsausbildung Pepermans (1992) mV f Boskin (1977) m
Burkhauser (1980) mo
Gordon und Blinder (1980) mV
Hanoch und Honig (1983) mV fV
Diamond und Hausman (1984) mV
Burtless und Moffitt (1985) mV
Sueyoshi (1989) mo
Berkovec und Stern (1991) mV
Schmidt (1995) aBL: m/fV, nBL: m/f
Kim und DeVaney (2005) m/fo
Gesundheit Boskin und Hurd (1978) mV Boskin (1977) m
(schlecht) Burkhauser (1979) mV
Gordon und Blinder (1980) mV
Zabalza et al. (1980) mV fV
Hanoch und Honig (1983) mV fV
Diamond und Hausman (1984) mV
Burtless und Moffitt (1985) mV
Bazzoli (1985) mo
Burtless und Moffitt (1986) mV
Gustman und Steinmeier (1986) mV
Sueyoshi (1989) mV
Berkovec und Stern (1991) mV
Quinn et al. (1998) m/fV
Kerkhofs et al. (1999) m/fo
Bo¨rsch-Supan et al. (2004) mV fV
Heyma (2004) m/fV
Gustman und Steinmeier (2005) mV
Kim und DeVaney (2005) m/fo
Erwerbsminderung Hanoch und Honig (1983) mV fV
Schmidt (1995) aBL: m/fV, nBL: m/fV
Finanzielle Ausstattung
Arbeitseinkommen Burtless und Moffitt (1985) mV Boskin (1977) mV
Gustman und Steinmeier (2005) mV Boskin und Hurd (1978) mV
Quinn et al. (1998) m/f Burkhauser (1979) mV
Burkhauser (1980) mV
Gordon und Blinder (1980) mV
Diamond und Hausman (1984) mV
Fields und Mitchell (1984) mV
Mitchell und Fields (1984) mV
Bazzoli (1985) mV
Burtless und Moffitt (1986) mV
Sueyoshi (1989) m
Lumbsdaine et al. (1992) mV
Kim und DeVaney (2005) m/f
Arbeitseinkommen/Erwerbsta¨tigkeit Diamond und Hausman (1984) mo Boskin (1977) m
des Ehepartners Zabalza et al. (1980)mV f
Hanoch und Honig (1983)V mV
Quinn et al. (1998) m/fV
Heyma (2004) m/fV
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fru¨heren Rentenbeginn spa¨teren Rentenbeginn
Nicht-Arbeitseinkommen Boskin (1977) mV Boskin und Hurd (1978) m
Hanoch und Honig (1983) mV fV Burtless und Moffitt (1986) m
Kim und DeVaney (2005) m/f
Vermo¨gen Burkhauser (1979) mV Diamond und Hausman (1984) mo
Burtless und Moffitt (1986) mV Schmidt (1995) aBL: m/f, nBL: m/fo
Sueyoshi (1989) m Quinn et al. (1998) m/f
Kim und DeVaney (2005) m/fo
Lebensversicherung Schmidt (1995) aBL: m/f, nBL: m/fo
Nettoeinkommen Zabalza et al. (1980) mV fV
Nettoeinkommensdifferential Pepermans (1992) mV fV
aggr. o¨konomische Anreize Gustman und Steinmeier (2005) mV
Institutionelle und finanzielle Ausgestaltung des Alterssicherungssystems
Finanzielle Anreize der Boskin (1977) mV
sozialen Alterssicherung Boskin und Hurd (1978) mV
Burkhauser (1980) mV
Gordon und Blinder (1980) mV
Hanoch und Honig (1983) mV fV
Diamond und Hausman (1984) mV
Fields und Mitchell (1984) mV
Mitchell und Fields (1984) mV
Bazzoli (1985) mV
Burtless und Moffitt (1985) mV
Burtless und Moffitt (1986) mV
Gustman und Steinmeier (1986) mV
Sueyoshi (1989) mV
Lumbsdaine et al. (1992) mV
Schmidt (1995) aBL: m/fV, nBL: m/fV
Kerkhofs et al. (1999) m/fo
Gustman und Steinmeier (2005) mV
Betriebliche vorzeitige Burkhauser (1979) mV
Rentenversicherung Burkhauser (1980) mo
Fields und Mitchell (1984) mV
Bazzoli (1985) mV
Lumbsdaine et al. (1992) mV
Betriebliche/Private Gordon und Blinder (1980) mV Burkhauser (1980) mV
Rentenversicherung Hanoch und Honig (1983) mV f Burtless und Moffitt (1985) mV
Diamond und Hausman (1984) mV
Fields und Mitchell (1984) mV
Mitchell und Fields (1984) mV
Quinn et al. (1998) m/fV
Kim und DeVaney (2005) m/fo
Pflichtrentenalter Boskin und Hurd (1978) m Bazzoli (1985) m
Gordon und Blinder (1980) mV
Sueyoshi (1989) mV
Gesetzliches Rentenalter Zabalza et al. (1980) mV fV
Fortsetzung na¨chste Seite




fru¨heren Rentenbeginn spa¨teren Rentenbeginn
Erwerbsbiographische, berufliche und betriebliche Rahmenbedingungen
La¨nge der Erwerbsbiographie Bazzoli (1985) m Gordon und Blinder (1980) mV
Hanoch und Honig (1983) mV fV
Alter bei 1. SV-Beitrag Hanoch und Honig (1983) mV fV
Dauer svpfl. Bescha¨ftigung
Erwerbsstatus (erwerbslos) Zabalza et al. (1980) mV fV
Schmidt (1995) aBL: m/fV, nBL: m/fV
Berufliche Stellung Gordon und Blinder (1980) mV
Schmidt (1995) aBL: m/fo, nBL: m/fo
Quinn et al. (1998) m/fo
Arbeiter Quinn et al. (1998) m/fo
Kerkhofs et al. (1999) m/f
Heyma (2004) m/fV
Selbsta¨ndig Hanoch und Honig (1983)V mV fV
Schmidt (1995) aBL: m/fV, nBL: m/fo
Quinn et al. (1998) m/fV
Kim und DeVaney (2005) m/fV
Bescha¨ftigungsgrad Schmidt (1995) aBL: m/fV, nBL: m/fo
Dauer der Firmenzugeho¨rigkeit Gordon und Blinder (1980) mV
Dauer d. la¨ngsten Firmenzugeh. Hanoch und Honig (1983) mV fV
Wirtschaftszweig Quinn et al. (1998) m/fo
(Industrie vs. Dienstleistung) Heyma (2004) m/fV
(Baugewerbe vs. andere) Schmidt (1995) aBL: m/fo, nBL: m/fo
Physisch schwere Arbeit Heyma (2004) m/fV
Kim und DeVaney (2005) m/f
Anmerkung: Scha¨tzung fu¨r m=Ma¨nner, f=Frauen, m/f=Ma¨nner und Frauen. Scha¨tzung fu¨r aBL=alte Bundesla¨nder,
nBL=neue Bundesla¨nder. Vindiziert Signifikanz, oindiziert verschiedene Signifikanzen.
5.3 Datensa¨tze und Modellwahl fu¨r die empirische
Untersuchung
Als Datengrundlage fu¨r die empirische Analyse der Ruhestandsentscheidung in Deutschland
kommen prinzipiell das Sozio-oekonomische Panel (SOEP), die IAB-Bescha¨ftigtenstichprobe
(IABS) mit Erga¨nzungsteil I und der Scientific Use File (SUF) Versichertenrentenzugang der
Deutschen Rentenversicherung Bund in Frage. Dabei weisen sowohl der SUF Versichertenren-
tenzugang wie auch die mit den GRV-Daten verknu¨pften IABS-Daten gegenu¨ber dem SOEP
erhebliche Vorteile fu¨r die Fragestellung auf. Der versicherungsrechtlich relevante Teil der
Datensa¨tze ist von ho¨chster Datenqualita¨t (Himmelreicher (2006), Himmelreicher und Mai
(2007)). Fu¨r diese prozessproduzierten Daten spricht desweiteren, dass sie im Unterschied zu
Befragungsdaten nicht von Erinnerungslu¨cken, -fehlern, Antwortverweigerungen und Panel-
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mortalita¨t betroffen sind. Abgesehen von der Tatsache, dass die IAB-Bescha¨ftigtenstichprobe
mit eingefu¨gten Daten der Rentenversicherung − bislang jedenfalls − fu¨r Forschungszwecke
nicht zur Verfu¨gung steht, eignen sich diese Daten auch zur Beantwortung der Frage, wie sich
eine Erho¨hung der Sozialversicherungsabgaben bei versicherungsmathematischen Ku¨rzungen
des Rentenbetrages bei vorzeitiger Berentung auf das Renteneintrittsalter auswirkt, nicht, da
der Beobachtungszeitraum bereits im Jahr 1995 endete, also in einem Jahr als die Anhebung
der Altersgrenzen und die gleichzeitige Einfu¨hrung von Abschla¨gen bei vorzeitigem Renten-
bezug noch gar nicht zur Wirkung kam. Aus den genannten Gru¨nden kann der theoretisch
unbestimmte Nettoeffekt nur anhand des SUF Versichertenrentenzugang empirisch ermittelt
werden.
Der SUF Versichertenrentenzugang entha¨lt Angaben zur finanziellen Ausstattung der Versi-
cherten wa¨hrend ihrer Erwerbsphase sowie wa¨hrend des Ruhestandes, desweiteren renten-
rechtliche und erwerbsbiographische Informationen sowie soziodemographische Merkmale.
Die im SUF Versichertenrentenzugang zur Verfu¨gung stehenden sehr genauen Angaben zum
Bruttoentgelt in den letzten drei Jahren vor dem Rentenzugang der Versicherten erlauben
die Berechnung der fu¨r die empirische Analyse notwendigen Parameter des Abgabensystems.
Daneben kann u¨ber die zahlreichen rentenrelevanten Merkmale die Verhaltensreaktion der
Versicherten auf Abweichungen der Rentenbemessung von der Beitragsa¨quivalenz entspre-
chend der modellierten Rentenformel evaluiert werden. Die in der Literatur als empirisch
relevant befundenen soziodemographischen Determinanten der Ruhestandsentscheidung wer-
den als Kontrollvariablen ebenso in die Scha¨tzgleichung aufgenommen wie die Merkmale zur
Versicherungs- und Erwerbsbiographie. Fu¨r die im SUF Versichertenrentenzugang fehlenden
Angaben zu eventuell bestehenden Renteneinku¨nften aus betrieblicher und privater Altersver-
sorgung wird anstelle die vorhandene Proxyvariable durchschnittliche Entgeltpunkte gesetzt.
Das Fehlen von Informationen zu allen anderen Einku¨nften außer dem Erwerbseinkommen,
zum Haushaltseinkommen und -vermo¨gen darf nach den empirischen Untersuchungen als
vernachla¨ssigbar angenommen werden. Wichtiger wa¨ren gema¨ß Wu¨bbeke (2005) Daten zur
allgemeinen Bescha¨ftigungsentwicklung im zuletzt bescha¨ftigenden Unternehmen. Nachdem
sich die Analyse, wie an spa¨terer Stelle im Detail erla¨utert wird, ausschließlich auf Ma¨nner
erstreckt, du¨rfte das Fehlen von Angaben zum Erwerbsstatus der Ehefrau, der Kinderzahl
und zu eventuell pflegebedu¨rftigen Angeho¨rigen nicht maßgeblich sein.
Das folgende Kapitel widmet sich zuna¨chst den institutionellen Rahmenbedingungen und
Konditionen fu¨r einen Rentenzugang in der Gesetzlichen Rentenversicherung. Nachdem im
darauf folgenden Abschnitt auf die Merkmale des SUF Versichertenrentenzugang na¨her ein-
gegangen wird und im Einklang mit dem Ruhestandsmodell aus Abschnitt 4.3.2 unter Be-
achtung der bisherigen Ergebnisse Arbeitshypothesen zu ihrer Wirkungsrichtung abgeleitet
werden (Abschnitt 6.2), bedarf es fu¨r die empirische Untersuchung des Rentenzugangsverhal-
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tens der sozialversicherungspflichtig bescha¨ftigter Arbeitnehmer bei Belegung eines vorzei-
tigen Zugangs mit versicherungsmathematischen Abschla¨gen ferner der Eingrenzung der zu
untersuchenden Population auf Versicherte, die die Renteneintrittsentscheidung als Entschei-
dung u¨ber den Zeitpunkt der Beendigung der Erwerbsphase treffen und zudem ausnahmslos
von der Abschlagsregelung betroffen sind (Abschnitt 6.3). Da es sich bei dem formalen Ruhe-
standsmodell um ein statisches Mehrperiodenmodell handelt, bietet sich die Scha¨tzung von
diskreten Entscheidungsmodellen an. In den Abschnitten 6.4 und 6.5 erfolgt daher jeweils nach
der deskriptiven Betrachtung des Renteneintritts der gesamten Stichprobe sowie des Renten-
eintritts der Subpopulation, der voll von Abschla¨gen erfassten Versicherten, eine induktive
Analyse des Rentenzugangsverhaltens mit verschiedenen diskreten Entscheidungsmodellen.
Kapitel 6
Empirische Analyse der Ruhestandsentscheidung
Gegenstand dieses Kapitels ist die empirische U¨berpru¨fung des individuellen Ruhestands-
verhaltens bei Absicherung der Risiken Arbeitslosigkeit, Krankheit, Pflegebedu¨rftigkeit und
Langlebigkeit durch die Sozialversicherungen gema¨ß dem in Abschnitt 4.3.2 entwickelten Ru-
hestandsmodell.
Der erste Abschnitt widmet sich der institutionellen Ausgestaltung der Gesetzlichen Renten-
versicherung unter den Gesichtspunkten der Anspruchsvoraussetzungen fu¨r den Rentenbezug,
den Bedingungen fu¨r einen vorzeitigen Rentenzugang und der Bewertung rentenrechtlich re-
levanter Zeiten bei der Ermittlung der Rentenanwartschaft. Der zweite Abschnitt dient der
Beschreibung der Datengrundlage Scientific Use File Versichertenrentenzugang sowie vor dem
Hintergrund der theoretisch (Abschnitt 4.3.2) und empirisch (Abschnitt 5.2) zu erwartenden
Wirkungen der Determinanten der Ruhestandsentscheidung, der Variablenauswahl und der
Hypothesenbildung u¨ber ihre Einflussrichtung. Im dritten Abschnitt wird unter Beachtung
der institutionell bestehenden Bedingungen fu¨r einen vorzeitigen Rentenzugang eine sinnvol-
le Eingrenzung der zu untersuchenden Grundgesamtheit vorgenommen. Gema¨ß dem entwi-
ckelten Ruhestandsmodell wird im vierten Abschnitt die eingegrenzte Population langja¨hrig
versicherter Ma¨nner der Jahrga¨nge 1937 bis 1940 sowohl einer deskriptiven wie auch einer
induktiven Analyse ihres U¨bergangsverhaltens in die Nacherwerbsphase unterzogen. Im sich
anschließenden fu¨nften Abschnitt wird das statistische Vorgehen von Abschnitt vier fu¨r die
in dieser Arbeit besonders interessierende Subpopulation von Versicherten durchgefu¨hrt, bei
der die Altersgrenzenanhebung abgeschlossen ist, und die daher von der Einfu¨hrung von
Rentenabschla¨gen vollsta¨ndig erfasst ist.
110 Kapitel 6. Empirische Analyse der Ruhestandsentscheidung
6.1 Institutioneller Ruhestandsrahmen der Gesetzlichen
Rentenversicherung
Die Gesetzliche Rentenversicherung ist eine Pflichtversicherung fu¨r alle abha¨ngig
Bescha¨ftigten unabha¨ngig von der Ho¨he ihres Einkommens. Eine Versicherungspflichtgrenze
existiert hier nicht. Mitgliedschaft, Festlegung der Beitra¨ge und Gestaltung der Leistungen
werden bundesgesetzlich geregelt. In der GRV gilt das Versicherungsprinzip. Die Arbeitneh-
mer sind gegen die Risiken Invalidita¨t, Alter und Tod abgesichert. Die Finanzierung erfolgt
u¨ber Beitra¨ge, die bis zur Beitragsbemessungsgrenze 19,9% (in 2008) des Erwerbseinkommens
ausmachen, und u¨ber einen steuerfinanzierten Bundeszuschuss. Die Finanzierungsart ist das
Umlageverfahren. Die individuelle Rentenho¨he folgt dem Prinzip der Teilhabea¨quivalenz:
Ho¨he und Dauer des durch Beitragszahlung belegten Arbeitseinkommens determinieren die
Ho¨he der Rentenanwartschaft.
6.1.1 Leistungen der Gesetzlichen Rentenversicherung
Der gesetzlich festgelegte Leistungskatalog des Sozialgesetzbuch 6. Buch (SGB VI) beinhaltet
• Leistungen zur medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben
• Zahlung von Versichertenrenten
– Renten wegen Alters
∗ Regelaltersrenten (§ 35 SGB VI)
∗ Altersrenten fu¨r langja¨hrig Versicherte (§ 36 SGB VI)
∗ Altersrenten wegen Arbeitslosigkeit oder Altersteilzeit (§ 38 SGB VI1)
∗ Altersrenten fu¨r Frauen (§ 39 SGB VI2)
∗ Altersrenten fu¨r schwerbehinderte Menschen
∗ Altersrenten fu¨r langja¨hrig unter Tage bescha¨ftigte Bergleute
– Renten wegen verminderter Erwerbsfa¨higkeit
∗ Renten wegen teilweiser/voller Erwerbsminderung
∗ Renten wegen Erwerbsunfa¨higkeit
∗ Renten fu¨r Bergleute




1§ 38 SGB VI ist durch Art. 1 Nr. 16 Rentenreformgesetz 1999 mit Wirkung zum 1.1.2000 aufgehoben
worden (BGBl. I S. 2998).
2§ 39 SGB VI ist durch Art. 1 Nr. 16 Rentenreformgesetz 1999 mit Wirkung zum 1.1.2000 aufgehoben
worden (BGBl. I S. 2998).
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• Zahlung von Zuschu¨ssen fu¨r die
– Krankenversicherung und
– Pflegeversicherung (nur bis zum 31. Ma¨rz 2004)
• Leistungen fu¨r Kindererziehung.
Da ausschließlich die Determinanten eines freiwilligen, o¨konomisch geleiteten Rentenzugangs
gema¨ß dem Ruhestandsmodell von Interesse sind, widmet sich der folgende Abschnitt den
Anspruchsvoraussetzungen und Bedingungen fu¨r einen vorzeitigen Bezug der Altersrenten3.
6.1.2 Bedingungen fu¨r einen vorzeitigen Altersrentenbezug
Die Altersrenten werden bei Vorliegen bestimmter versicherungsrechtlicher und perso¨nlicher
Voraussetzungen gewa¨hrt. Hierzu muss der Versicherungsfall, d.h. Erreichen der Altersgrenze
einhergehen mit der fu¨r die jeweilige Rente erforderlichen Wartezeit.
Um den la¨ngeren Rentenbezugsdauern Rechnung zu tragen, hat man mit den Rentenreform-
gesetzen von 1992 und 1996 bei den besonderen Altersrenten fu¨r Frauen, wegen Arbeitslosig-
keit, nach Altersteilzeitarbeit und langja¨hriger Versicherung die Anhebung der abschlagsfreien
vorzeitigen Altersgrenzen und die gleichzeitige Einfu¨hrung von versicherungsmathematischen
Rentenabschla¨gen beschlossen. Allerdings hat der Gesetzgeber aufgrund der vorgezogenen
und beschleunigten Heraufsetzung der rentenspezifischen Altersgrenzen Versicherte der ren-
tennahen Jahrga¨nge durch U¨bergangs- und Vertrauensschutzregelungen geschu¨tzt. Die vor-
gezogenen Altersrenten ko¨nnen demnach weiterhin vor Vollendung des 65. Lebensjahres in
Anspruch genommen werden, allerdings werden sie fu¨r jeden Monat der Inanspruchnahme
vor der jeweils maßgeblichen Altersgrenze um einen versicherungsmathematischen Abschlag
in Ho¨he von 0,3% geku¨rzt. Die sich durch die Abschla¨ge ergebende Rentenminderung wirkt
fu¨r die gesamte Rentenbezugszeit.
Nachfolgend werden die versicherungsrechtlichen und perso¨nlichen Voraussetzungen sowie die
institutionellen Details der Altersgrenzenanhebung und der Vertrauensschutzregelungen fu¨r
den vorzeitigen Rentenbezug und damit die Betroffenheit von versicherungsmathematischen
Abschla¨gen dargelegt, um im sich anschließenden Abschnitt eine sinnvolle Eingrenzung der
zu untersuchenden Population fu¨r die empirische Analyse der Ruhestandsentscheidung vor-
nehmen zu ko¨nnen.
3Auf die Altersrenten fu¨r schwerbehinderte und langja¨hrig unter Tage bescha¨ftigte Versicherte wird nicht
eingegangen, da der vorliegende Mikrodatensatz keine Zuga¨nge in diese Rentenarten entha¨lt.
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6.1.2.1 Altersrente fu¨r Frauen
Fu¨r vor dem 1. Januar 1952 geborene weibliche Versicherte besteht die Mo¨glichkeit mit Vollen-
dung des 60. Lebensjahres eine Altersrente fu¨r Frauen zu beantragen, wenn sie nach ihrem 40.
Lebensjahr mehr als 10 Jahre an Pflichtbeitragszeiten vorweisen ko¨nnen und daneben eine
Wartezeit von insgesamt 15 Jahren erreicht haben. Auf die Mindestwartezeit von 15 Jahren
werden lediglich Beitrags-, Ersatzzeiten sowie Zeiten aus einem durchgefu¨hrten Versorgungs-
ausgleich angerechnet. Der erste Jahrgang, der von der Erho¨hung der Altersgrenze von 60
Jahren erfasst ist, ist bei den Frauen der Jahrgang 1940. Die in Monatsschritten verlaufen-
de Anhebung auf das Regelrentenalter von 65 Jahren wurde 2004 abgeschlossen und belegt,
− wie Tabelle 6.1 ausweist −, einen vorzeitigen Renteneintritt von Frauen der Jahrga¨nge
1940 bis 1951 ohne Anspruch auf Vertrauensschutz unterschiedlich mit Abschla¨gen. Wie aus
Tabelle 6.2 hervorgeht, sind Frauen, denen Vertrauensschutz auf die Rechtslage vor dem
Rentenreformgesetz 1992 eingera¨umt wurde, von dieser beschleunigten Altersgrenzenanhe-
bung weitgehend ausgenommen. Der gesonderte Anspruch auf diese geschlechtsspezifische
Altersrente erlischt fu¨r Frauen ab dem Geburtsjahrgang 1952 vollends.
Tabelle 6.1: Altersgrenzen fu¨r Frauen ohne Vertrauensschutz
Versicherte Anhebung Inanspruchnahme mit dauerhaftem
Geburtsjahr um . . . auf Altersgrenze mo¨glich ab Alter Abschlag
Geburtsmonat Monate Jahr Monat Jahr Monat in Ho¨he von ... %
1940
Januar 01 60 01 60 00 0,3
...
Dezember 12 61 00 60 00 3,6
1941
Januar 13 61 01 60 00 3,9
...
Dezember 24 62 00 60 00 7,2
1942
Januar 25 62 01 60 00 7,5
...
Dezember 36 63 00 60 00 10,8
1943
Januar 37 63 01 60 00 11,1
...
Dezember 48 64 00 60 00 14,4
1944
Januar 49 64 01 60 00 14,7
...
Dezember 60 65 00 60 00 18,0
1945 − 1951 60 65 00 60 00 18,0
Quelle: Sozialgesetzbuch (2005), Buch VI, § 237a Abs. 2, Anlage 20.
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Tabelle 6.2: Altersgrenzen fu¨r Frauen mit Vertrauensschutz
Versicherte Anhebung Inanspruchnahme mit dauerhaftem
Geburtsjahr um . . . auf Altersgrenze mo¨glich ab Alter Abschlag
Geburtsmonat Monate Jahr Monat Jahr Monat in Ho¨he von ... %
vor 1941 00 60 00 60 00 0,0
1941
Januar−April 01 60 01 60 00 0,3
Mai−August 02 60 02 60 00 0,6
Sept.−Dez. 03 60 03 60 00 0,9
1942
Januar−April 04 60 04 60 00 1,2
Mai−August 05 60 05 60 00 1,5
Sept.−Dez. 06 60 06 60 00 1,8
1943
Januar−April 07 60 07 60 00 2,1
Mai−August 08 60 08 60 00 2,4
Sept.−Dez. 09 60 09 60 00 2,7
1944
Januar−April 10 60 10 60 00 3,0
Mai 11 60 11 60 00 3,3
Quelle: Sozialgesetzbuch (2005), Buch VI, § 237a Abs. 3.
6.1.2.2 Altersrente nach Arbeitslosigkeit bzw. Altersteilzeit
Anspruch auf Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit besteht fu¨r
vor dem 1. Januar 1952 geborene Versicherte bei
• Vollendung des 60. Lebensjahres,
• Erfu¨llung der Wartezeit von 15 Jahren,
• Zahlung von Pflichtbeitra¨gen fu¨r 8 Jahre innerhalb der letzten 10 Jahre vor Beginn der
Rente und
• entweder




wobei fu¨r die 15ja¨hrige Wartezeit ebenfalls nur Beitrags-, Ersatzzeiten sowie Zeiten aus einem
durchgefu¨hrten Versorgungsausgleich angerechnet werden.
Die mit dem Gesetz zur Fo¨rderung des gleitenden U¨bergangs in den Ruhestand vorgezogene
und beschleunigte sukzessive Erho¨hung der Altersgrenze von 60 Jahren auf 65 Jahre betraf
erstmals den Geburtsjahrgang 1937 und wurde Ende 2001 abgeschlossen, wie Tabelle 6.3 zu
entnehmen ist.
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Tabelle 6.3: Altersgrenzen fu¨r Arbeitslose und Altersteilzeitbescha¨ftigte
ohne Vertrauensschutz
Versicherte Anhebung Inanspruchnahme mit dauerhaftem
Geburtsjahr um . . . auf Altersgrenze mo¨glich ab Alter Abschlag
Geburtsmonat Monate Jahr Monat Jahr Monat in Ho¨he von ... %
1937
Januar 01 60 01 60 00 0,3
...
Dezember 12 61 00 60 00 3,6
1938
Januar 13 61 01 60 00 3,9
...
Dezember 24 62 00 60 00 7,2
1939
Januar 25 62 01 60 00 7,5
...
Dezember 36 63 00 60 00 10,8
1940
Januar 37 63 01 60 00 11,1
...
Dezember 48 64 00 60 00 14,4
1941
Januar 49 64 01 60 00 14,7
...
Dezember 60 65 00 60 00 18,0
1942 bis 1945 60 65 00 60 00 18,0
1946
Januar 60 65 00 60 01 17,7
...
Dezember 60 65 00 61 00 14,4
1947
Januar 60 65 00 61 01 14,1
...
Dezember 60 65 00 62 00 10,8
1948
Januar 60 65 00 62 01 10,5
...
Dezember 60 65 00 63 00 7,2
1949 bis 1951 60 65 00 63 00 7,2
Quelle: Sozialgesetzbuch (2005), Buch VI, § 237 Abs. 3, Anlage 19.
A¨lteren Versicherten, die bereits erwerbslos waren oder aber in Aussicht auf eine Rente wegen
Arbeitslosigkeit Vereinbarungen mit ihrem Arbeitgeber getroffen haben, hat man Vertrau-
ensschutz auf die mit dem Rentenreformgesetz 1992 geschaffene Rechtslage gewa¨hrt. Die
Vertrauensschutzregelung impliziert, wie Tabelle 6.4 illustriert, eine relativ geringe Betrof-
fenheit von versicherungstechnischen Ku¨rzungen bei Inanspruchnahme dieser Rente ab dem
fru¨hestmo¨glichen Alter von 60 Jahren.
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Tabelle 6.4: Altersgrenzen fu¨r Arbeitslose und Altersteilzeitbescha¨ftigte
mit Vertrauensschutz
Versicherte Anhebung Inanspruchnahme mit dauerhaftem
Geburtsjahr um . . . auf Altersgrenze mo¨glich ab Alter Abschlag
Geburtsmonat Monate Jahr Monat Jahr Monat in Ho¨he von ... %
vor 1941 00 60 00 60 00 0,0
1941
Januar−April 01 60 01 60 00 0,3
Mai−August 02 60 02 60 00 0,6
Sept.−Dez. 03 60 03 60 00 0,9
1942
Januar−April 04 60 04 60 00 1,2
Mai−August 05 60 05 60 00 1,5
Sept.−Dez. 06 60 06 60 00 1,8
1943
Januar−April 07 60 07 60 00 2,1
Mai−August 08 60 08 60 00 2,4
Sept.−Dez. 09 60 09 60 00 2,7
1944
Januar−Feb. 10 60 10 60 00 3,0
Quelle: Sozialgesetzbuch (2005), Buch VI, § 237 Abs. 4.
6.1.2.3 Altersrente fu¨r langja¨hrig Versicherte
Die Altersrente fu¨r langja¨hrig Versicherte wird Versicherten gewa¨hrt, die das 63. Lebensjahr
erreicht und die ”lange“ Wartezeit von 35 Jahren erfu¨llt haben. Auf die Wartezeit von 35
Jahren werden alle rentenrechtlich relevanten Zeiten angerechnet.
Wie fu¨r die besondere Altersrente nach Arbeitslosigkeit bzw. Altersteilzeit sieht das
Wachstums- und Bescha¨ftigungsfo¨rderungsgesetz von 1996 die Anhebung der Altersgrenze
fu¨r langja¨hrig Versicherte beginnend mit dem Geburtsjahr 1937 in Monatsschritten auf das
65. Lebensjahr vor. Wie Tabelle 6.5 zu entnehmen ist, gilt die Altersgrenze von 65 Jahren
erstmals fu¨r langja¨hrig Versicherte, die im Dezember 1938 geboren sind und keinen Vertrau-
ensschutz genießen.4
Versicherten mit Vertrauensschutz ist eine langsamere Anhebung der maßgeblichen Alters-
grenze eingera¨umt worden, sodass hier eine nur geringfu¨gige Korrektur fu¨r die um den Vor-
bezugszeitraum zu erwartende la¨ngere Bezugsdauer hingenommen werden muss (vgl. Tabelle
6.6).
4Fu¨r Versicherte, die nach dem 31. Dezember 1947 und vor dem 1. Januar 1955 geboren sind sowie vor dem
1. Januar 2007 Altersteilzeitarbeit vereinbart haben oder die Anpassungsgeld fu¨r entlassene Arbeitnehmer des
Bergbaus bezogen haben, wird die Altersgrenze fu¨r die vorzeitige Inanspruchnahme stufenweise auf das 62.
Lebensjahr abgesenkt.
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Tabelle 6.5: Altersgrenzen fu¨r langja¨hrig Versicherte ohne Vertrauensschutz
Versicherte Anhebung Inanspruchnahme mit dauerhaftem
Geburtsjahr um . . . auf Altersgrenze mo¨glich ab Alter Abschlag
Geburtsmonat Monate Jahr Monat Jahr Monat in Ho¨he von ... %
1937
Januar 01 63 01 63 00 0,3
...
Dezember 12 64 00 63 00 3,6
1938
Januar 13 64 01 63 00 3,9
...
Dezember 24 64 00 63 00 7,2
1939 und spa¨ter 24 64 00 63 00 7,2
Quelle: Sozialgesetzbuch (2005), Buch VI, § 236 Abs. 1, Anlage 21.
Tabelle 6.6: Altersgrenzen fu¨r langja¨hrig Versicherte mit Vertrauensschutz
Versicherte Anhebung Inanspruchnahme mit dauerhaftem
Geburtsjahr um . . . auf Altersgrenze mo¨glich ab Alter Abschlag
Geburtsmonat Monate Jahr Monat Jahr Monat in Ho¨he von ... %
vor 1938 00 63 00 63 00 0,0
1938
Januar−April 01 63 01 63 00 0,3
Mai−August 02 63 02 63 00 0,6
Sept.−Dez. 03 63 03 63 00 0,9
1939
Januar−April 04 63 04 63 00 1,2
Mai−August 05 63 05 63 00 1,5
Sept.−Dez. 06 63 06 63 00 1,8
1940
Januar−April 07 63 07 63 00 2,1
Mai−August 08 63 08 63 00 2,4
Sept.−Dez. 09 63 09 63 00 2,7
1941
Januar−Feb. 10 63 10 63 00 3,0
Mai−August 11 63 11 63 00 3,3
Sept.−Dez. 12 63 00 63 00 3,6
Quelle: Sozialgesetzbuch (2005), Buch VI, § 236 Abs. 2.
6.1.2.4 Regelaltersrente mit 65 Jahren
Anspruch auf die Regelaltersrente besteht bei Vollendung des 65. Lebensjahres und der Ein-
haltung der allgemeinen (”kurzen“) Wartezeit von 5 Jahren. Im Bezug der Rente wegen Al-
ters existiert keine Hinzuverdienstgrenze. Wegen der kurzen Versicherungszeit tangiert diese
Rentenart u¨berwiegend westdeutsche Frauen. Zumeist handelt es sich dabei um sehr kleine
Rentenanwartschaften.
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6.1.3 Ermittlung des Rentenanspruchs
6.1.3.1 Grundprinzipien der Rentenberechnung
Die Versichertenrenten der Gesetzlichen Rentenversicherung sind bis zur Beitragsbemessungs-
grenze lohn- bzw. beitragsbezogen. Damit determinieren im Wesentlichen zwei Faktoren die
Ho¨he des individuellen Rentenanspruchs:
• das beitragspflichtige Arbeitsentgelt, das der Versicherte wa¨hrend seiner Versicherungs-
biographie erzielen konnte und
• die Dauer der versicherungspflichtigen Erwerbsta¨tigkeit.
Prinzipiell besteht eine enge Beziehung zwischen der Rentenho¨he sowie der Anzahl und Ho¨he
der Beitragsleistungen. Allerdings kommt es bei der Rentenermittlung nicht auf die absolute
Ho¨he der entrichteten Beitra¨ge bzw. des erzielten Erwerbseinkommens an, sondern auf das
Verha¨ltnis des individuellen Bruttoeinkommens zum Bruttoeinkommen aller Versicherten und
zwar fu¨r die gesamte Zeit des Versicherungsverha¨ltnisses bis zur Verrentung. Maßgebend fu¨r
die individuelle Rentenho¨he ist demnach die lebensdurchschnittliche Einkommensposition
innerhalb der Versichertengemeinschaft wa¨hrend der gesamten Versicherungsbiographie. Sie
determiniert zugleich den Rang des Versicherten innerhalb des Rentengefu¨ges.
Die strikte Lohnzentrierung bei der Rentenberechnung wird aber an verschiedenen Stellen
durch das Solidarprinzip aufgeweicht, wo Leistungen fu¨r bestimmte biographische Abschnitte
oder Ereignisse gewa¨hrt werden, ohne dass hierfu¨r Beitra¨ge entrichtet worden wa¨ren.
6.1.3.2 Rentenermittlung gema¨ß Rentenformel




(EPj)(ZF )(RAF )(ARWt) (6.1)
pit monatlicher Rentenzahlbetrag in Periode t an den Rentenversicherten i
des Geburtsjahrgangs j
EPj Entgeltpunkte aus dem Jahr j nach Maßgabe des Bruttoentgelts
ZF Zugangsfaktor
RAF Rentenartfaktor
ARWt Aktueller Rentenwert in Periode t
G Geburtsjahr
RE Renteneintrittsjahr
Der monatliche Rentenzahlbetrag pit ergibt sich demnach als Produkt aus der Summe der nach
Maßgabe des Bruttoentgelts bis zur Beitragsbemessungsgrenze erworbenen Entgeltpunkte
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EPj wa¨hrend der Erwerbsperioden j, aus dem Zugangsfaktor ZF , der bei einem Zugang
vor der maßgeblichen Altersgrenze Abschla¨ge und bei einem Zugang nach der maßgeblichen
Altersgrenze Zuschla¨ge ansetzt, aus dem Rentenartfaktor RAF und aus dem aktuellen Ren-
tenwert ARWt.
Ermittlung der Entgeltpunkte
Den individuellen Bestandteil der Rentenformel bilden die perso¨nlichen Entgeltpunkte. Sie
werden u¨ber die Multiplikation der u¨ber die Versicherungszeit erworbenen Entgeltpunkte mit
dem Zugangsfaktor ermittelt.
Die Entgeltpunkte werden bemessen nach
• dem erzielten Lohnniveau in Relation zum Durchschnitt aller Versichertenentgelte
wa¨hrend der gesamten Versicherungsbiographie (lebensdurchschnittliche relative Ein-
kommensposition) und
• den anrechnungsfa¨higen Versicherungszeiten.
Das SGB VI unterscheidet bei den rentenrechtlichen Zeiten zwischen Beitragszeiten,
beitragsfreien Zeiten (Anrechnungszeiten, Zurechnungszeiten und Ersatzzeiten) und
Beru¨cksichtigungszeiten. Wa¨hrend die Anrechnungszeiten, Zurechnungszeiten und Ersatzzei-
ten direkt angerechnet werden, finden Beru¨cksichtigungszeiten nur indirekt Eingang in die
Rentenfestsetzung.
Entgeltpunkte fu¨r Beitragszeiten
Pflichtbeitragszeiten sind Zeiten, in denen Pflichtbeitra¨ge aufgrund einer versicherungspflich-
tigen Bescha¨ftigung oder freiwillige Beitra¨ge entrichtet worden sind. Ohne die Entrichtung
eigener Beitra¨ge erhalten Kindererziehungszeiten und Zeiten nicht gewerbsma¨ßiger Pflege
gema¨ß § 14 SGB XI durch Beitra¨ge des Bundes und der Pflegekassen den Status von Pflicht-
beitragszeiten.
Die Anrechnung der mit eigenen Beitra¨gen belegten Pflichtbeitragszeiten erfordert die Er-
mittlung der relativen Einkommensposition des Versicherten innerhalb der Versichertenge-
meinschaft. Fu¨r jedes Jahr der Erwerbsbiographie wird die Relation des perso¨nlichen ren-
tenversicherungspflichtigen Bruttoarbeitsentgelts zum Durchschnitt der GRV-Gemeinschaft
gesondert berechnet. Die lebensdurchschnittliche Einkommensposition geht dann als Summe
der angesammelten Jahresentgeltpunkte in die Rentenformel ein. Die Anrechnung von frei-
willigen Beitra¨gen erfolgt analog. Lediglich die Anrechnung der Kindererziehungszeiten und
Zeiten nicht gewerbsma¨ßiger Pflege weicht hiervon ab.
Ein Entgeltpunkt von 1 im Referenzjahr impliziert, dass der Versicherte in dem Jahr genau
das Durchschnittsentgelt der GRV-Gemeinschaft verdient hat. Fu¨r Entgelte u¨ber (unter) dem
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Durchschnitt der Versicherten liegt der Entgeltpunkt entsprechend u¨ber (unter) dem Wert
von 1.
Abweichend hiervon geht fu¨r Versicherte, die zumindest zeitweise ein u¨ber der Beitragsbemes-
sungsgrenze liegendes Bruttoarbeitsentgelt erwirtschaften konnten, der lebensdurchschnittli-
che Bruttoverdienst nicht voll in die Rentenberechnung ein. Die Beitragsbemessungsgrenze
bildet einen Plafond fu¨r das zu verbeitragende Arbeitsentgelt, sodass daru¨ber liegende Ein-
kommensbestandteile nicht mit Beitra¨gen belegt werden und somit auch nicht rentensteigernd
wirken ko¨nnen. Die Beitragsbemessungsgrenze ist dynamisiert und liegt in der allgemeinen
RV in den alten (neuen) Bundesla¨ndern im Jahr 2008 bei 5.300 (4.500) Euro im Monat.
Zusa¨tzliche Entgeltpunkte
Mindestbewertungen fu¨r bestimmte Pflichtbeitragszeiten werden fu¨r biographische Ereignisse
und Abschnitte (wie bspw. bei familienbedingter Erwerbsunterbrechung) vorgenommen, die
kein oder nur ein unterdurchschnittliches (z.B. wa¨hrend der Berufsausbildung) Erwerbsein-
kommen erlauben. Ihre Gewa¨hrung ist die Verwirklichung des Solidarprinzips in der GRV.
Entgeltpunkte fu¨r Berufsausbildungszeiten
Bei abgeschlossener Berufsausbildung werden seit 1997 die weit unterdurchschnittlichen
Lehrentgelte mit pauschal 75% der Gesamtbeitragsleistung bis zu 3 Jahre bewertet. Die-
se Ho¨herbewertung erfolgt unabha¨ngig vom Vorliegen einer Berufsausbildung fu¨r die mit
Pflichtbeitra¨gen belegten ersten 3 Jahre einer versicherten Bescha¨ftigung vor Vollendung des
25. Lebensjahres.
Mindestentgeltpunkte
Innerhalb der GRV diente die Rente nach Mindesteinkommen der Armutsvermeidung im Al-
ter bei ”erfu¨llter“ Erwerbsbiographie. Die wa¨hrend eines langen Arbeitslebens aufgrund sehr
geringer Einkommen entrichteten geringen Pflichtbeitra¨ge werden mit 75% des durchschnitt-
lichen Einkommens ho¨her bewertet.
Anerkannt werden Pflichtbeitragszeiten bis einschließlich 1991, wenn mindestens 35 Jah-
re an rentenrechtlichen Zeiten vorliegen, die auch durch Ersatzzeiten, Kindererziehungszei-
ten, Anrechnungszeiten und Beru¨cksichtigungszeiten wegen Kindererziehung und nicht ge-
werbsma¨ßiger Pflege erfu¨llt werden ko¨nnen.
Entgeltpunkte fu¨r beitragsfreie Zeiten
Einen Ausgleich fu¨r Zeiten, in denen Versicherte keiner Arbeit gegen Entgelt nachgehen
konnten, ermo¨glichen beitragsfreie Zeiten. Sie umfassen Anrechnungs-, Zurechnungs- und Er-
satzzeiten, die zusa¨tzliche Rentenanspru¨che begru¨nden. Ihre Bewertung erfolgt grundsa¨tzlich
gema¨ß dem Durchschnittswert der individuell erbrachten Gesamtbeitragsleistung (Gesamt-
leistungsbewertung).
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Anrechnungszeiten
Anrechnungszeiten sind Zeiten
• der krankheitsbedingten Arbeitsunfa¨higkeit oder Teilnahme an einer Rehabilitations-
maßnahme,
• der Schwangerschaft oder Mutterschaft,
• bestimmte Zeiten registrierter Arbeitslosigkeit,
soweit sie eine Erwerbsta¨tigkeit unterbrochen haben, sowie Zeiten
• der beruflichen Ausbildung (sind zugleich Pflichtbeitragszeiten) und
• Zeiten einer abgeschlossenen Fachschul- oder Hochschulausbildung.
Insbesondere die letztgenannten beiden Zeiten sind in der Vergangenheit mehrfach einge-
schra¨nkt worden.
Zu den rentenrechlichen Zeiten za¨hlen außerdem die Zurechnungszeiten, die Ersatzzeiten und
die Beru¨cksichtigungszeiten. Auf diese rentenrechtlich relevanten Zeiten wird nicht eingegan-
gen, da sie fu¨r die vorliegende empirische Untersuchung nicht von Belang sind.
Zugangsfaktor
Der Zugangsfaktor tra¨gt einem Renteneintrittszeitpunkt abweichend von der jeweiligen Al-
tersgrenze u¨ber folgende Gleichung Rechnung:
ZF = 1− ai(E − (RE −G)) (6.2)
E maßgebliche Altersgrenze
ai Ab- bzw. Zuschla¨ge pro Jahr mit i = a, z
ai =
{
0, 036 fu¨r E > (RE −G)
−0, 060 fu¨r E ≤ (RE −G) (6.3)
Der Zugangsfaktor ist bei einem Rentenbeginn mit der maßgeblichen Altersgrenze 1. Er ver-
mindert sich gema¨ß dem gesetzlich festgesetzten Abschlag um 0,003 pro Monat fru¨herer
Inanspruchnahme der Altersrente und erho¨ht sich um 0,005 pro Monat spa¨terer Inanspruch-
nahme. Der versicherungsmathematische Abschlag von 0,3% je Monat vorgezogenem Bezug
der Altersrente vor dem jeweils geltenden Rentenalter bzw. der rentensteigernde Zuschlag
von 0,5% je Monat hinausgeschobenen Bezugs der Altersrente u¨ber die perso¨nlich geltende
Altersgrenze hinaus fließt also u¨ber den Zugangsfaktor in die Ermittlung der perso¨nlichen
Entgeltpunkte ein. Damit werden die finanziellen Vor- und Nachteile einer la¨ngeren bzw.
ku¨rzeren durchschnittlichen Bezugsdauer versicherungstechnisch neutralisiert.
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Rentenartfaktor
Der Rentenartfaktor unterscheidet die Rentenarten nach ihrem jeweiligen Sicherungsziel. Ge-
genu¨ber der vollen Altersrente genießen die Teilrenten, die teilweisen Erwerbsminderungsren-
ten sowie die Hinterbliebenenrenten ein geringeres Sicherungsniveau.
Aktueller Rentenwert
Der aktuelle Rentenwert entspricht dem monatlichen Betrag der Altersrente, den man fu¨r
einen Entgeltpunkt erha¨lt und betra¨gt im 1. Halbjahr 2008 im Westen (Osten) 26,27 (23,09)
Euro. Er wird so festgelegt, dass dem Standardrentner eine Nettorente5 von 70% des aktuellen
Nettoeinkommens der GRV-Versicherten zu Teil wird. Damit stellt der aktuelle Rentenwert
sicher, dass die Renten und Anwartschaften an der aktuellen Lohn- und Gehaltsentwicklung
aller versicherungspflichtig Bescha¨ftigten partizipieren.
Rentenanpassungsformel
ARWt = ARWt−1 · BEt−1
BEVt−2︸ ︷︷ ︸
Lohnkomponente
· 100vH −AV At−1 − b
RV
t−1












ARWt aktueller Rentenwert in Periode t
BEt−1 Bruttolo¨hne und -geha¨lter je Arbeitnehmer im vergangenen
Kalenderjahr gema¨ß den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR)
BEVt−2 Bruttolo¨hne und -geha¨lter je Arbeitnehmer im vorvergangenen Kalenderjahr
unter Beru¨cksichtigung der Vera¨nderung der beitragspflichtigen Bruttolo¨hne
und -geha¨lter je Arbeitnehmer ohne Beamte, einschließlich der Bezieher von
Arbeitslosengeld (die Definition von BEVt−2 weicht damit von der von BEt−1 ab)
AV A Altersvorsorgeanteil in %. Dieser betrug 0,5% in den Jahren 2002 und 2003
und steigt in Schritten von 0,5 Prozentpunkten auf 4,0% im Jahr 2010
(”Riester-Treppe“)
bRV Beitragssatz in der Gesetzlichen Rentenversicherung
RQ Rentnerquotient = A¨quivalenzrentner/A¨quivalenzbeitragszahler
% Gewichtungsparameter fu¨r den Nachhaltigkeitsfaktor:
dieser betra¨gt momentan 0,25
5Altersrente aus 45 Versicherungsjahren mit Durchschnittsverdienst und Bezug ab Vollendung des 65.
Lebensjahres nach Abzug des Eigenanteils am Beitrag zur Kranken- und Pflegeversicherung.
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Der aktuelle Rentenwert ist zeitvariat. Er wird entsprechend dem Rentenanpassungssatz ange-
hoben und bewirkt eine Dynamisierung der Renten und Anwartschaften gema¨ß der beitrags-
pflichtigen Lohn- und Gehaltsentwicklung des durchschnittlich bescha¨ftigten Arbeitnehmers.
U¨ber die Jahrzehnte erfuhr die Rentenanpassungsformel mehrere Modifikationen. Nach der
aktuell geltenden Formel (vgl. Gl. (6.4) gema¨ß Sachversta¨ndigenrat (2007)) orientiert sich
der Anpassungssatz nicht mehr an der Vera¨nderungsrate der allgemeinen Bruttolohn- und
Gehaltssumme je Bescha¨ftigten, sondern an der mittleren Vera¨nderung der beitragspflich-
tigen Bruttolohn- und -gehaltssumme je versicherungspflichtigen Arbeitnehmers. Daneben
spielen die Vera¨nderungen der Lohnsteuerbelastung sowie der Arbeitnehmer-Beitra¨ge zur
Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung in der neuen Formel keine Rolle mehr. Die
geltende Rentenanpassung beru¨cksichtigt nur noch die Vera¨nderung der Versichertenentgelte
und die Belastungsa¨nderungen aufgrund von Altersvorsorge. Neben der Vera¨nderung des Bei-
tragssatzes zur Rentenversicherung ist dies die A¨nderung des staatlich maximal gefo¨rderten
Aufwendungssatzes der Beitragszahler fu¨r die kapitalgedeckte Altersvorsorge. Diese Vorsor-
geanteile zur zusa¨tzlichen Altersvorsorge sind in halbe Prozentpunkte ansteigenden Schritten
bis zu ho¨chstens 4 Prozentpunkten in die Rentenanpassungsformel aufgenommen worden.
6.2 Datengrundlage
Grundlage fu¨r die empirische Analyse der Renteneintrittsentscheidung bilden die amtlichen
Daten der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV Bund) zum Versichertenrentenzugang
der Jahre 2000 bis 2005. Hierbei handelt es sich um einen prozessproduzierten Mikrodatensatz
aus der Rentenzugangsstatistik, der unter Einhaltung der Regeln des Sozialdatenschutzes fu¨r
die wissenschaftliche Forschung als Scientific Use File (SUF) im Rahmen des Forschungsda-
tenzentrums der Rentenversicherung (FDZ-RV) aufbereitet wird und seit 2005 zur wissen-
schaftlichen Nutzung zur Verfu¨gung steht. Die Anonymisierung der Datensa¨tze erfolgt u¨ber
Stichprobenziehung, Vergro¨berung von Merkmalen, Bildung anderer Klassifikationen sowie in
der anschließenden datenschutzrechtlichen Pru¨fung auf faktische Anonymita¨t (s. Pohlmeier
et al. (2005), Stegmann et al. (2005)). Um die Vergro¨berung des zu untersuchenden Merkmals
Rentenbeginnalter zu vermeiden, wurde die Analyse dieser amtlichen Individualdaten in den
geschlossenen Ra¨umen des FDZ-RV im Rahmen eines Gastwissenschaftlerarbeitsplatzes vor-
genommen. Diese Zugangseinschra¨nkung erlaubte die Gewa¨hrung einer bedeutend gro¨ßeren
Stichprobe mit einem Umfang der Ha¨lfte des gesamten Versichertenrentenzugangs im Be-
trachtungszeitraum gegenu¨ber der 1%igen Ziehung, die außerhalb der Ra¨ume des FDZ-RV
analysierbar ist.
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Fu¨r die nachfolgende empirische Untersuchung steht daher eine Stichprobe aus der Grund-
gesamtheit der Versichertenrentenzuga¨nge der Jahre 2000 bis 2005 zur Verfu¨gung, wobei pro
Zugangsjahr eine 50%ige zufa¨llige Ziehung dem gesamten Versichertenrentenzugang entnom-
men wurde. Insofern handelt es sich bei dieser Datenbasis um eine repra¨sentative Stichprobe
aller Versichertenneuzuga¨nge im besagten Zeitraum.
6.2.1 Der Scientific Use File Versichertenrentenzugang
Alle Daten des SUF Versichertenrentenzugang stammen aus den individuellen Versicherungs-
konten der Rentenversicherungstra¨ger. Grundlage der Versicherungskontendaten bilden die
Verwaltungsvorga¨nge, die vornehmlich der Feststellung und Bemessung von Renten bei der
Bundesversicherungsanstalt fu¨r Angestellte, den 22 Landesversicherungsanstalten, der Bahn-
versicherungsanstalt, der Seekasse und der Bundesknappschaft dienen. Diese Versicherungs-
konten beinhalten daher sa¨mtliche zur Rentenfestsetzung notwendigen Daten, aber auch
Merkmale, die allein aus statistischen Gru¨nden erhoben wurden. Wa¨hrend die versicherungs-
rechtlichen Daten u¨ber das intergrierte Meldeverfahren der Sozialversicherung zur DRV Bund
gelangen, werden die rein statistischen Daten im Zuge der Kontenkla¨rung oder Rentenfest-
stellung erhoben. Die unterschiedlichen Ziele, die mit diesen Daten verfolgt werden, lassen
durchblicken, dass die Datenqualita¨t der Merkmale variiert. Wa¨hrend Daten, die der Ren-
tenberechnnung zu Grunde gelegt werden von ho¨chster Qualita¨t sind, da sie Eigentumstitel
darstellen, sind Daten, wie z.B. die Berufsangaben oder der ho¨chste erreichte formale Ab-
schluss, die nicht in die Berechnnung des individuellen Rentenanspruchs eingehen und allein
statistischen Zwecken dienen, weniger valide (Himmelreicher (2006), Himmelreicher und Mai
(2007)).
Die Erhebungseinheit der Rentenzugangsstatistik ist der Fall eines Rentenzugangs, also des
erstmaligen Bezuges einer Rente in dem betreffenden Berichtsjahr. Da die Feststellung einer
Neurente nicht zwingend fu¨r einen Neurentner erfolgt, handelt es sich bei der Rentenzu-
gangsstatistik um eine sogenannte Fallstatistik und keine reine Personenstatistik. Diese Un-
terscheidung ist wesentlich: Untersuchungseinheit im Versichertenrentenzugang sind Renten
und nicht Rentner. Bei Einfachrentenbezug entspricht der Rentenzugang auch dem Rentner-
zugang; allerdings kann dieser Zusammenhang aus der Rentenzugangsstatistik nicht abgeleitet
werden (Himmelreicher (2006), Himmelreicher und Mai (2007)). Da sich die interessierenden
Zuga¨nge auf echte Neuzuga¨nge erstrecken, also Zuga¨nge ohne unmittelbar vorhergehenden
Rentenbezug aus der GRV, wurden die technischen Zuga¨nge mittels der Variable Meldegrund
(=MEGD, vgl. Forschungsdatenzentrum-RV (2005)) aus dem Datensatz entfernt.
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Der SUF Versichertenrentenzugang umfasst nicht alle Zuga¨nge in die vorgestellten Rentenar-
ten (vgl. Abschnitt 6.1.1), sondern beinhaltet ausschließlich Zuga¨nge zu den Versicherten-
renten. Diese Beschra¨nkung auf Zuga¨nge mit individuell erworbenen Rentenanwartschaften
auf der Grundlage eigener Versicherungsleistungen nach Maßgabe der Wartezeit ist fu¨r die
nachfolgende Untersuchung keine Einschra¨nkung, da diese Eingrenzung ansonsten genau in
derselben Weise gema¨ß dem in Abschnitt 4.3.2 vorgestellten Ruhestandmodell ha¨tte vorge-
nommen werden mu¨ssen. Die gesamte Stichprobe entha¨lt somit 2,9 Mio. echte Neuzuga¨nge
zu den Versichertenrenten fu¨r den Zugangszeitraum 2000 bis 2005, ein Stichprobenumfang
den große Surveys bei weitem nicht erreichen.
6.2.2 Untersuchte Variable, erkla¨rende Faktoren und Hypothesen
Untersuchte Variable
Innerhalb der vorliegenden empirischen Analyse des individuellen Berentungsverhaltens ist
die Reaktion der diskreten Variablen Alter bei erstmaligem Rentenbeginn auf eine Varia-
tion der Parameter des Steuer- und Sozialversicherungssystems von Interesse. Dabei wird
das Renteneintrittsalter als zu erkla¨rende Variable gema¨ß den verschiedenen Scha¨tzverfahren
unterschiedlich interpretiert.
Wird ein kategoriales Modell spezifiziert, dann repra¨sentieren die gewa¨hlten Rentenzugangsal-
ter verschiedene Kategorien, die weder einer Ordnung folgen noch definierte Absta¨nde vorse-
hen. Scha¨tzt man hingegen ein kategoriales, aber geordnetes Modell, dann wird die Variable
Alter bei Rentenbeginn in der Angabe in Monaten belassen und lediglich als Pra¨ferenzordnung
des Versicherten aufgefasst. Obwohl die Variable Zugangsalter intervallskaliert ist, interpre-
tiert dieses Modell die verschiedenen Alter nur als geordnete Kategorien, deren Absta¨nde
nicht vergleichbar sind (Wooldridge (2002)). Legt man ein lineares Wahrscheinlichkeits-
modell zugrunde, wird die zu erkla¨rende Variable Zugangsalter in Monaten in ihrer ori-
gina¨ren Auspra¨gung belassen und intervallskaliert interpretiert, d.h. die ermittelten c.p.-
Wahrscheinlichkeiten je Kovariable beziehen sich auf einen Aufschub des Rentenzugangs um
einen Monat. Das Alter bei erstmaligem Rentenbezug wird in Monaten angegeben, weil die
Rentenabschla¨ge je Monat vorzeitigen Bezuges vor der maßgeblichen Altersgrenze anfallen
und daher keine Umrechnung der Effekte vorgenommen werden muss.
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Ekla¨rende Faktoren
Die Auswahl der anzunehmenden Determinanten der Ruhestandsentscheidung orientiert
sich zuna¨chst an den theoretischen Modellparametern fu¨r die Wahl eines bestimmten
Renteneintritts- bzw. Erwerbsaustrittsalters aus Abschnitt 4.3.2. Innerhalb der dabei vor-
genommenen intertemporalen Arbeits-Freizeit-Abwa¨gung beachtet das Individuum seine fi-
nanzielle Ausstattung bei Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit nach Besteuerung und Verbei-
tragung des Arbeitseinkommens und im Ruhestand unter Beru¨cksichtigung der prinzipiellen
Beitragsa¨quivalenz der GRV-Rente sowie den Nutzen aus Freizeit.
Im SUF Versichertenrentenzugang liegen bis zum Top Coding exakte Angaben zum
letzten Bruttoentgelt vor. Da Angaben zu den zu entrichtenden SV-Beitra¨gen und der
Einkommensteuerschuld fehlen, werden diese anhand des letzten sozialversicherungspflich-
tigen Erwerbseinkommens errechnet. Die Berechnung der Abgabenvariablen beruht auf den
sozialversicherungs- und einkommensteuerrechtlichen Regelungen im Jahr vor dem jeweili-
gen Zugang. Bei den zu entrichtenden SV-Beitra¨gen wurde zudem den unterschiedlichen
Beitragsbemessungsgrenzen und Beitragssa¨tzen in West und Ost Rechnung getragen. In die
Scha¨tzgleichung geht die anteilsma¨ßige Belastung des Erwerbseinkommens mit SV-Beitra¨gen
ein. Um eine Vergleichbarkeit der Wirkung des durchschnittlichen Einkommensteuersatzes
mit der des SV-Beitragsanteils zu erzielen, wurde der Durchschnittssteuersatz nicht als Ein-
kommensteuerschuld relativ zum versteuernden Einkommen angegeben, sondern ebenfalls als
Anteil am letzten Bruttoentgelt vor dem Renteneintritt. Bei dessen Ermittlung wurde der
jeweils geltende Einkommensteuertarif zugrunde gelegt, wobei zuna¨chst die pauschalen Ab-
zugsbetra¨ge6 angesetzt wurden und anschließend der Solidarita¨tszuschlag bemessen wurde.
Individuelle Abzugsbetra¨ge oder anderweitige Einku¨nfte fanden aus Mangel an Daten kei-
ne Beru¨cksichtigung. Fu¨r verheiratete Ma¨nner wird − aufgrund fehlender Angaben zu den
Einku¨nften der Ehefrau − der volle Ehegattensplittingvorteil unterstellt. Diese Vereinfachung
minimiert den Fehler, da fu¨r Ma¨nner im Alter zwischen 63 und 65, die entsprechenden Ehe-
frauen im Mittel zwischen 60 und 62 sein du¨rften und diese gema¨ß den Erhebungen des
statistischen Bundesamtes (Mikrozensus) und anderer Quellen lediglich zu 30% erwerbsta¨tig
sind. Von diesen wenigen Frauen wird zudem nur ein sehr kleiner Teil einer vollschichti-
gen Ta¨tigkeit nachgehen (vgl. Abb. 3.15 und 3.16). Nachdem die Entlohnung von Frauen
gegenu¨ber Ma¨nnern ohnehin niedriger liegt, du¨rften die hinzuverdienenden Frauen bei der
gemeinsamen Veranlagung zumindest nicht gravierend ins Gewicht fallen, zumal gerade die
Progression der Einkommensteuer und die Familienversicherung in der Gesetzlichen Kranken-
und Sozialen Pflegeversicherung verheiratete Frauen gegenu¨ber ledigen sehr viel sta¨rker von
6Zum Ansatz gebrachte Pauschalbetra¨ge sind der Arbeitnehmer-Pauschalbetrag nach § 9 a EStG Abs. 1
Nr. 1, der Sonderausgaben-Pauschalbetrag nach § 10 c EStG Abs. 1 und die Vorsorgepauschale nach § 10 c
EStG Abs. 2 Nr. 1.
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einer Vollzeiterwerbsta¨tigkeit fern ha¨lt. Hinzu kommt, dass in diesen Altern ein Hinzuver-
dienst der Ehefrau zur Erziehung und Ausbildung eventueller Kinder sehr wahrscheinlich
nicht mehr von No¨ten ist.
Nachdem der Rentenzahlbetrag im SUF Versichertenrentenzugang fu¨r gesetzlich und pri-
vat bzw. freiwillig Versicherte unterschiedlich definiert ist, wird der Rentenanspruch p mit
der einheitlich definierten Summe der Entgeltpunkte abgebildet (vgl. VDR (2005)). Der im
Ruhestandsmodell modellierten teilhabea¨quivalenten Bemessung der Rente im GRV-System
wird u¨ber die sehr pra¨zisen Angaben zu den vollwertigen Beitragszeiten E und der renten-
rechtlichen Bewertung von nicht beitragsgedeckten Zeiten als Abweichungen von der Bei-
tragsa¨quivalenz ξ Rechnung getragen.
Daneben du¨rften die erwerbsbiographischen Merkmale, wie Alter beim ersten RV-Beitrag,
rentenrechtliche Zeiten sowie Anrechnungszeiten wegen Arbeitslosigkeit Hinweise fu¨r die Er-
werbsneigung des Versicherten geben und daher eine wichtige Rolle bei der Entscheidung u¨ber
die Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit in rentenbeanspruchbaren Altern spielen. Im Einklang
mit den bisher als empirisch relevant ermittelten Determinanten wird fu¨r die soziodemogra-
phischen Merkmale sowie den Gesundheitszustand der Versicherten ebenso kontrolliert wie
fu¨r den Bildungsgrad, der als Indikator fu¨r die Schwere der Arbeit, die Arbeitsplatzzufrieden-
heit und Arbeitsmotivation die Erwerbsorientierung beeinflussen sollte. Die Erla¨uterung und
Zusammenfassung der in die Modellspezifikationen aufgenommenen Variablen, von denen ein
Einfluss auf die Ruhestandsentscheidung angenommen wird, entha¨lt Tabelle 6.7.
Insbesondere bei der Einbeziehung der rentenrechtlich relevanten ewerbsbiographischen An-
gaben musste, − um Multikollinearita¨t zu vermeiden −, aufgrund der Vielzahl a¨hnlicher
Variablen (wie z.B. Versicherungsmonate und rentenrechtliche Zeiten) sehr darauf geach-
tet werden, dass keine redundanten Informationen in die Modellspezifikation einfließen (vgl.
Forschungsdatenzentrum-RV (2006)). Bei der Entscheidung fu¨r den Einbezug von Variablen
in eine Spezifikation wurde neben theoretischen Aspekten auch die schrittweise ru¨ckwa¨rts-
Regression bemu¨ht. Die Berechnung der Signifikanzniveaus fu¨r das Einbezugssignifikanzni-
veau (αe = 0, 05) und das Ausschlusssignifikanzniveau (αa = 0, 20) von Variablen wurde
bei den schrittweise ru¨ckwa¨rts-Regressionen gema¨ß folgender Formel vorgenommen (s. Lovell
(1983))
αi = 1− (1− αˆi)(k/m) mit i = e, a
k=Anzahl der signifikanten Variablen,
m=Anzahl potenziell signifikanter Variablen,
αi =
{
0, 05 fu¨r i = e
0, 20 fu¨r i = a,






























































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Auf die Entscheidung zur Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit in einem Alter, wo das Alter-
nativeinkommen Rente verfu¨gbar ist, hat neben der Rentenho¨he selbst, die Ho¨he des
Erwerbseinkommens nach der Besteuerung und Verbeitragung einen wesentlichen Einfluss.
Im Einklang mit den fru¨heren Arbeiten ist davon auszugehen, dass ein ho¨herer Brutto- bzw.
Nettolohn den Arbeitnehmer zu einem la¨ngeren Verbleib in Bescha¨ftigung motiviert. Dies im-
pliziert, dass der Substitutionseffekt der Erho¨hung der Opportunita¨tskosten fu¨r Freizeit den
Einkommenseffekt dominiert. Obgleich die abgeleiteten Reaktionen des Individuums auf eine
A¨nderung der Abgabenparameter keinen Ru¨ckschluss zum Verha¨ltnis des Substitutionseffekts
zum Einkommenseffekt erlauben, muss aus Konsistenzgru¨nden zur Reaktion auf eine ho¨here
Brutto- bzw. Nettoentlohnung angenommen werden, dass eine Erho¨hung von Steuer- und Bei-
tragssa¨tzen aufgrund der Dominanz des Substitutionseffekts das Individuum dazu veranlasst
seine Erwerbsphase fru¨her zu beenden. Bei einer Zunahme der Rentenanwartschaft gibt es
vom theoretischen Standpunkt keinen Zweifel u¨ber die Wirkungsrichtung. Da beide Effekte in
die gleiche Richtung wirken, sollte das Arbeitsangebot in rentennahen Altern mit steigendem
Renteneinkommen abnehmen. Die Abweichungen von der Beitragsa¨quivalenz7 sollten ebenso
wirken. Da aber die Bewertung von nicht oder nicht ga¨nzlich durch Beitra¨ge gedeckten Zeiten
den Rentenanspruch ohne eigenes Zutun erho¨ht, sollte die Vorverlagerung des Renteneintritts
sta¨rker als bei einer Erho¨hung der Rentenanwartschaft ausfallen.
Freizeitpra¨ferenz
Bei der Ru¨ckzugsentscheidung kommt daneben der Pra¨ferenz fu¨r Freizeit eine außerordentli-
che Bedeutung zu. Der Nutzen aus Freizeit kann zwar nicht beobachtet werden, doch sollten
die vorhandenen Merkmale − soweit mo¨glich − dazu genutzt werden hierfu¨r zu kontollieren.
Zur Kontrolle des Freizeitnutzens bieten sich im vorliegenden Datensatz die durchschnittli-
chen Entgeltpunkte, die soziodemographischen Merkmale und die gesundheitlichen Indikato-
ren an, weil sie allesamt die Wertscha¨tzung des Versicherten fu¨r Freizeit beeinflussen du¨rften.
Der Einfluss soziodemographischer Eigenschaften und die gesundheitliche Verfassung auf die
Freizeitpra¨ferenz bedarf keiner weiteren Erkla¨rung, jedoch der der durchschnittlichen Entgelt-
punkte. Neben den perso¨nlichen Merkmalen ist die beste verfu¨gbare Proxy fu¨r den Nutzen
aus Freizeit das Vermo¨gen und weitere Alterseinku¨nfte. Der SUF Versichertenrentenzugang
entha¨lt keinerlei Angaben zum Vermo¨gen und anderen Einku¨nften des Versicherten, jedoch
stellen die durchschnittlichen Entgeltpunkte eine gute Na¨herung fu¨r die Fa¨higkeit Vermo¨gen
7Von der Beitragsa¨quivalenz abweichende Variablen sind der Vertrauensschutz, die Mindestentgeltpunkte
(Rente nach Mindesteinkommen) sowie die diversen Entgeltpunkte fu¨r beitragsfreie und beitragsgeminderte
Zeiten (vgl. Tab. 6.7).
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bzw. auch Annuita¨ten in Form von betrieblicher und privater Altersversorgung u¨ber die Er-
werbszeit angespart zu haben, weil sie die relative Entgeltposition im Versichertengefu¨ge im
Mittel u¨ber die gesamte Erwerbsbiographie des Versicherten angeben. Vermo¨genseinkommen
aus Immobilien, Unternehmensbeteiligungen, Wertpapieren und Rentenversicherungen sollte
zum einen aufgrund des gewo¨hnlichen Einkommenseffekts zu einer sta¨rkeren Nachfrage nach
Freizeit beitragen und zum anderen, weil mit abnehemendem Grenznutzen aus Einkommen
die Ambitionen zur Erzielung weiteren Vermo¨gens nachlassen. Da die u¨ber das Erwerbsleben
mit ho¨heren Einkommen erworbenen Luxusgu¨ter (z.B. Domizile im Ausland) nur in Frei-
zeit genossen werden ko¨nnen und bei Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit Fixkosten fu¨r den
Wohnsitz am Arbeitsort und die Hinreisen anfallen, sollten die Versicherten mit steigenden
mittleren Entgeltpunkten eine Verku¨rzung der Erwerbsphase vornehmen.
Erwerbsbiographische Merkmale
Nimmt der Versicherte erst im ho¨heren Alter eine Erwerbsta¨tigkeit auf, so darf erwartet
werden, dass er auch im ho¨heren Alter in den Ruhestand u¨bergeht. Das Alter beim Ein-
tritt in das Erwerbsleben repra¨sentiert durch das Alter beim ersten RV-Beitrag, sollte daher
positiv mit dem Rentenzugangsalter korreliert sein. Entsprechend sollte mit der La¨nge der
zuru¨ckgelegten Versicherungszeit (rentenrechtliche Zeiten) die Wahrscheinlichkeit in den Ru-
hestand zu wechseln zunehmen.
Hohe vollwertige Beitragszeiten zeigen eine durchgehende Erwerbsta¨tigkeit u¨ber den Lebens-
zyklus ohne gravierende Unterbrechung durch Krankheits- und/oder Arbeitslosigkeitspha-
sen an. Da dies fu¨r eine hohe Bescha¨ftigungsfa¨higkeit und Erwerbsneigung des Versicherten
spricht, du¨rfte eine durch wenige Unterbrechungen gekennzeichnete Erwerbsbiographie auch
zu ihrer Fortsetzung u¨ber das vorzeitige Rentenalter hinaus fu¨hren.
Die Zeiten fu¨r berufliche Ausbildung ebenso wie die Anrechnungszeiten wegen
Schul-, Fachschul- oder Hochschulausbildung du¨rften als Investition in die eigene
Bescha¨ftigungsfa¨higkeit ebenfalls auf eine hohe Arbeitsmarktorientierung des Versicher-
ten hindeuten und daher gleichermaßen zu einem la¨ngeren Verbleib im Erwerbsprozess
beitragen.
Anrechnungszeiten wegen Arbeitslosigkeit, Krankheit sowie medizinische Rehabilitationsmaß-
nahmen vor Rentenbeginn sprechen aus theoretischen Erwa¨gungen wie auch aus empirischer
Sicht fu¨r einen vorzeitigen Renteneintritt. Lange Zeiten der Arbeitslosigkeit indizieren ein
Bescha¨ftigungsproblem des Versicherten, das in rentennahen Altern zumindest nicht abneh-
men du¨rfte. Zeiten der Krankheit sowie die Inanspruchnahme mindestens einer medizinischen
Rehabilitationsleistung deuten auf gesundheitliche Probleme, die einen Verbleib im Erwerb-
sprozess erschweren und die Pra¨ferenz fu¨r Freizeit erho¨hen und insofern ebenfalls ein Vorzie-
hen des Renteneintrittszeitpunktes begu¨nstigen sollten.
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Soziodemographische Merkmale
Bei Versicherten, die Zeiten nach dem Fremdrentenrecht aufweisen, handelt es sich um
deutschsta¨mmige Vertriebene und Spa¨taussiedler, die aufgrund des technologischen Produk-
tionsstandes in den Herkunftsla¨ndern des ehemaligen Ostblock und aufgrund ihres Alters
schlechtere Voraussetzungen zur Integration in den deutschen Arbeitsmarkt mitbrachten und
daher wahrscheinlich fru¨her als die u¨brigen Versicherten in den Rentenbezug u¨bergehen
du¨rften. Eine a¨hnliche Vermutung ist auch fu¨r Versicherte mit ausla¨ndischer Staatsan-
geho¨rigkeit anzustellen. Da es sich bei diesen Versicherten hauptsa¨chlich um die in den 60er
Jahren bis zum Anwerbestopp 1973 angeworbenen Arbeiter mit relativ geringem Qualifikati-
onsniveau handelt, ist im Zuge der Strukturanpassung aufgrund technologischen Fortschritts
und Auslagerung einfacher Ta¨tigkeiten ins Ausland zu vermuten, dass sie ebenfalls fru¨her in
den Ruhestand treten als die im Schnitt besser ausgebildeten deutschen Arbeitnehmer.
Hat der Versicherte wa¨hrend seiner Erwerbsphase auch in La¨ndern gearbeitet mit denen ein
SV-Abkommen besteht (Vertragsland), so werden dort gezahlte Beitra¨ge bei der Renten-
berechnung beru¨cksichtigt. Die Einsatzfa¨higkeit eines Arbeitnehmers im Ausland la¨sst auf
Sprachfa¨higkeiten und spezielles betriebliches Wissen schließen, welche in der ausla¨ndischen
Niederlassung des Unternehmens oder bei dessen Aufbau zum Einsatz kamen, weil es in dem
betreffenden Land nicht verfu¨gbar war. Daher spricht dieser Auslandsbezug fu¨r eine gute
Bescha¨ftigungsfa¨higkeit und sollte daher eine gute Erwerbskarriere befo¨rdern und damit die
Ausdehnung der Erwerbsta¨tigkeit begu¨nstigen.
Bei Versicherten mit Wohnort in den neuen Bundesla¨ndern wird vermutet, dass sie aufgrund
der dort pra¨keren Bescha¨ftigungslage den Arbeitsmarkt vor Erreichen der Regelatersgrenze
verlassen. Versicherte mit Wohnsitz im Ausland du¨rften sich aufgrund der hohen Fixkos-
ten fu¨r einen weiteren Wohnsitz am Arbeitsort ebenfalls fru¨her aus der Erwerbsta¨tigkeit
zuru¨ckziehen.
Bei den verheirateten ma¨nnlichen Versicherten wird der aus der Literatur empirisch signi-
fikant positive Effekt auf das Rentenzugangsalter angenommen. Auf die steigende fernere
Lebenserwartung und der daraufhin erfolgten Anpassung der Altersgrenzen sollten ju¨ngere
Geburtskohorten mit einer Ausdehnung ihrer Erwerbszeit reagieren, wiewohl die Effekte fu¨r
die nahe beieinander liegenden Jahrga¨nge 1937 bis 1940 nicht allzu groß sein du¨rften.
Das Qualifikationsniveau des Versicherten sollte einen spa¨teren Erwerbsaustritt begu¨nstigen.
Zum einen steigt in der ersten Lebensphase mit dem Ausbildungsniveau die Anzahl der Jahre
in Ausbildung und zum anderen sind mit der Ausbildung auch Opportunita¨tskosten aus dem
Verzicht auf Einkommenserzielung verbunden. Diese Investitionen in das Humankapital soll-
ten rationalerweise u¨ber eine Ausdehnung der Arbeitsmarktbeteiligung in Form einer ho¨heren
Bildungsrendite zuru¨ckfließen.
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Der nachfolgende Abschnitt nimmt unter Beru¨cksichtigung der institutionellen Bedingungen
fu¨r den Rentenzugang in die verschiedenen Versichertenrentenarten im Hinblick auf die Al-
tersgrenzenanhebung, der Betroffenheit von versicherungsmathematischen Abschla¨gen und in
diesem Zusammenhang stehenden U¨bergangs- und Vertrauensschutzregelungen eine sinnvol-
le Auswahl der zu untersuchenden Versichertenpopulation vor (vgl. Abschnitt 6.1.2). Nach
dieser Eingrenzung der Grundgesamtheit wird unter Hinzuziehung des Versicherungsstatus
vor der Berentung sichergestellt, dass der Renteneintritt die Beendigung der Erwerbsphase
gema¨ß der im Ruhestandsmodell getroffenen Arbeits-Freizeit-Wahl impliziert.
6.3 Eingrenzung der Grundgesamtheit
In der vorliegenden empirischen Analyse sind diejenigen Versicherten von Interesse, die sich
bei der Ruhestandsentscheidung gema¨ß dem formulierten o¨konomischen Kalku¨l fu¨r einen Ren-
teneintritt respektive gegen die Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit entscheiden. Daher sind all
jene Versicherten von der Untersuchungspopulation auszunehmen, die keine Arbeits-Freizeit-
Abwa¨gung in diesem Sinne treffen. Zu der Gruppe der Versicherten, die vor dem Renten-
zugang dem Arbeitsmarkt sicherlich nicht mehr zur Verfu¨gung stand, geho¨ren Versicherte,
die mit einer Rente aufgrund von Erwerbsminderung (Burkhauser (1980)), Arbeitslosigkeit
oder nach Altersteilzeit in den Ruhestand u¨bergegangen sind. Als Analysegruppe verbleiben
demnach Versicherte, die mit einer Rente fu¨r langja¨hrig Versicherte oder mit einer Regel-
altersrente zugegangen sind. Da diese Versichertengruppen ein Mindestrentenalter von 63
Jahren aufweisen mu¨ssen, bietet sich fu¨r den Zugangszeitraum von 2000 bis 2005 die Ein-
grenzung auf die Jahrga¨nge 1937 bis 1940 an, da das U¨bergangsfenster fu¨r einen Zugang im
Alter von 63 bis 65 Jahren fu¨r diese Kohorten innerhalb des Berichtszeitraums gegeben ist
(Anzahl Beobachtungen: 1,2 Mio. Versicherte).
Im Einklang mit den theoretisch herausgearbeiteten Anreizen ist es nicht sinnvoll, Versi-
cherte in die zu untersuchende Population einzubeziehen, die aufgrund institutioneller Be-
schra¨nkungen ihren Rentenzugang nicht vorziehen ko¨nnen. Dies betrifft den Teil der Regel-
altersrentner, der die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fu¨r eine Rente fu¨r langja¨hrig
Versicherte nicht erfu¨llt. Denn wa¨hrend Versicherte, die mit einer Regelaltersrente zugehen,
lediglich eine Wartezeit von 5 Jahren fu¨r einen Rentenanspruch ab 65 Jahren vorweisen
mu¨ssen, sind die Anspruchsvoraussetzungen fu¨r eine Rente nach langja¨hriger Versicherung
ungleich schwieriger zu erfu¨llen. Um mit dem fru¨hestmo¨glichen Alter von 63 Jahren eine
Rente fu¨r langja¨hrig Versicherte beanspruchen zu ko¨nnen, mu¨ssen in diesem Alter renten-
rechliche Zeiten von mindestens 35 Jahren vorliegen. Bei langja¨hrig Versicherten kann daher
davon ausgegangen werden, dass sie bis zum Renteneintritt der Tendenz nach durchgehend
einer Erwerbsta¨tigkeit nachgegangen sind, da sie ansonsten die notwendigen 35 Jahre an
rentenrelevanten Zeiten bis zum 63. Lebensjahr nicht angesammelt ha¨tten. Insofern du¨rfte
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die Gruppe der langja¨hrig Versicherten eine u¨ber den Erwerbszyklus hohe Erwerbsneigung
haben. Bei den Regelaltersrentnern kann hiervon nicht per se ausgegangen werden. Mit der
regula¨ren Altersrente gehen zu einem großen Teil Versicherte zu, die nur wenige Jahre er-
werbsta¨tig waren, wenn u¨berhaupt, wie z.B. verheiratete und kindererziehende Frauen, oder
aber Personen, die eine nur kurze Zeit im Angestelltenverha¨ltnis gearbeitet haben und ihre
Erwerbsta¨tigkeit u¨berwiegend im Beamtenverha¨ltnis oder bei den freien Berufen ausgeu¨bt
haben und insoweit u¨ber die entsprechenden Alterssicherungssysteme im Alter abgesichert
sind.
Um eine im Einklang mit dem Modell freiwillige und o¨konomisch geleitete Wahl des Ruhe-
standszeitpunktes sicherzustellen und daru¨ber die Vergleichbarkeit zwischen langja¨hrig und
mit der Regelaltersrente zugehenden Versicherten hinsichtlich der institutionellen Anspruchs-
voraussetzungen und hierdurch zugleich hinsichtlich ihrer sozialversicherungspflichtigen Er-
werbsbiographie und der damit verbundenen Abha¨ngigkeit von den Renteneinku¨nften aus der
GRV herzustellen, werden als Referenzgruppe zu den langja¨hrig Versicherten nur diejenigen
Regelaltersrentner in die zu untersuchende Population einbezogen, die mit 63 Lebensjahren
die wartezeitrechtlichen Voraussetzungen fu¨r eine Rente fu¨r langja¨hrig Versicherte erfu¨llten,
von dieser institutionellen Mo¨glichkeit des vorzeitigen Zugangs unter Inkaufnahme von ver-
sicherungsmathematischen Abschla¨gen aber keinen Gebrauch gemacht haben und mit 65
Jahren oder spa¨ter zugegangen sind (s. auch Burkhauser (1980)).
Der Vergleich der Verteilung der Zuga¨nge auf die Rentenarten zeigt erhebliche Unterschiede
zwischen den Geschlechtern an, auch fu¨r die ausgewa¨hlte Population der langja¨hrig Versi-
cherten und Regelaltersrentner (vgl. Abb. 6.1).
Abbildung 6.1: Geschlechtsspezifischer Rentenzugang nach Rentenarten, 2000−2005
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Darstellung.
Wa¨hrend lediglich 6% der Regelaltersrentnerinnen die versicherungsrechtlichen Voraussetzun-
gen fu¨r eine Rente fu¨r langja¨hrig Versicherte erfu¨llten, ist dies bei den Regelaltersrentnern
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der betrachteten Geburtskohorten zu 32% der Fall (SUF Versichertenrentenzugang 2000−05,
Quelle: FDZ-RV). Der ausschlaggebende Grund fu¨r eine Nichtvergleichbarkeit der Geschlech-
ter liegt fu¨r die einbezogenen Kohorten aber in der institutionell unterschiedlichen Behand-
lung von Frauen und Ma¨nnern begru¨ndet. Den Frauen der Geburtsjahrga¨nge 1937 bis 1940
gewa¨hrt das Rentenrecht den Sonderweg fu¨r einen vorzeitigen Zugang bereits ab einem Alter
von 60 Jahren in die Altersrente fu¨r Frauen, wenn sie nach ihrem 40. Lebensjahr mindestens
10 Jahre Pflichtbeitra¨ge geleistet haben und eine Wartezeit von insgesamt 15 Jahren haben.
Gema¨ß den U¨bergangsreglements mu¨ssen Frauen der hier betrachteten Geburtskohorten im
Gegensatz zu Ma¨nnern auf einen vorzeitigen Rentenzugang keine Abschla¨ge hinnehmen (vgl.
Abschnitt 6.1.2.1). Daher verwundert es nicht, dass 80% der langja¨hrig versicherten Frau-
en u¨ber diese geschlechtsspezifische Altersrente vorzeitig in den Ruhestand u¨bergehen (SUF
Versichertenrentenzugang 2000−05, Quelle: FDZ-RV). Da gerade die Wirkung von versiche-
rungsmathematischen Abschla¨gen auf das Ruhestandsverhalten interessiert, mu¨ssen Frauen,
da sie eine weitgehend abschlagsfreie vorzeitige Rente beziehen ko¨nnen und im Vergleich zu
den Ma¨nnern auch altersma¨ßig vor einer anderen Anreizsituation stehen, aus dieser Analy-
se ausgeschlossen werden. Zudem entha¨lt der SUF Versichertenrentenzugang keinerlei Daten
u¨ber den Erwerbsta¨tigkeitsstatus des Ehepartners; er erlaubt aber auch kein Matching. Nach-
dem das Fehlen dieser Information im Sinne einer Berentungsentscheidung im Haushaltskon-
text fu¨r Frauen − insbesondere in diesen Jahrga¨ngen − wesentlich schwerwiegender ist als fu¨r
Ma¨nner, ist die Eingrenzung auf Ma¨nner auch in dieser Hinsicht sinnvoll (Fields und Mitchell
(1984), Blau (1998), Baker (1999), Blau und Riphahn (1999), Hurd (1990)).
Betrachtet man die nach den angefu¨hrten Kriterien eingegrenzte Untersuchungspopulation
nach ihrem Versicherungsstatus vor Rentenzugang, so ist festzustellen, dass lediglich 55%
der langja¨hrig Versicherten und langja¨hrig versicherten Regelaltersrentner im Jahr vor ihrer
Berentung einer sozialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigung nachgegangen sind (vgl. Tab.
6.8, SUF Versichertenrentenzugang 2000−05, Quelle: FDZ-RV).
Tabelle 6.8: Versicherungsstatus der langja¨hrig Versicherten vor dem Rentenzugang
Versicherungsstatus vor der Berentung 1 Jahr 2 Jahre 3 Jahre
Sozialversicherungspflichtiges Bescha¨ftigungsverha¨ltnis 55,1 58,5 61,8
Altersteilzeitbescha¨ftigung 1,8 1,4 0,5
Pflichtversichert wegen Leistungsempfang nach dem SGB III 5,0 2,9 1,5
Pflichtversichert wegen sonstiger Leistung nach § 3 Nr. 3 SGB V 1,7 0,9 0,6
Geringfu¨gig Bescha¨ftigter mit/ohne Verzicht auf Versicherungsfreiheit 0,6 0,5 0,3
Sonstige Pflichtversicherte 4,6 4,6 4,1
Keiner der originalen Tatbesta¨nde trifft zu 20,7 18,7 16,8
Freiwillig Versicherter 10,4 12,4 14,3
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Der u¨brige Teil dieser Versichertengruppe − ausgenommen die freiwillig Versicherten8 −
ging keiner Bescha¨ftigung nach bzw. war zu einem vernachla¨ssigenden Anteil geringfu¨gig
bescha¨ftigt.
Entgegen der ersten Vermutung, waren lediglich 5% der langja¨hrig versicherten Ma¨nner im
Jahr vor Rentenzugang, also vor ihrem 63. bis 65. Lebensjahr, arbeitslos. Die mittlere Arbeits-
losenquote unter den 55- bis unter 60-Ja¨hrigen lag im betrachteten Zeitraum mit 9,4% in 2003
(13,7% in 2001) wesentlich ho¨her. Daher muss davon ausgegangen werden, dass langja¨hrig
versicherte Ma¨nner noch in ho¨heren Erwerbsaltern einem unterdurchschnittlichen Arbeitslo-
sigkeitsrisiko ausgesetzt sind und der unter Arbeitsmarktgesichtspunkten problembehaftete
Teil der a¨lteren Arbeitnehmer derselben Kohorten sehr wahrscheinlich in fru¨heren Altern
mit einer Rente nach Arbeitslosigkeit in den Ruhestand gegangen ist. In Anbetracht dessen
u¨berrascht es, dass knapp 21% der langja¨hrig Versicherten u¨berhaupt keinem originalen Ver-
sicherungsstatus zuzurechnen ist. Bei diesen Versicherten kann nur vermutet werden, dass sie
keine Ku¨ndigung von ihrem Arbeitgeber erhalten haben und daher kein Arbeitslosengeld be-
anspruchen konnten. Wegen der versicherungsmathematischen Ku¨rzung des Rentenanspruchs
schoben sie in dem sozialversicherungsrechtlich nicht zuordenbaren Versicherungsstatus ihren
Rentenzugang zeitlich auf.
Die optimale Wahl des Ruhestandszeitpunktes wurde in Abschnitt 4.3.2 als Entschei-
dung zwischen Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit und Beendigung dieser mit unverzu¨glichem
U¨bergang in den Rentenbezug modelliert (vgl. Gordon und Blinder (1980)).9 Die mit die-
ser Modellierung vereinbare Eingrenzung der Untersuchungspopulation gebietet die Versi-
cherten mit einem Versicherungsstatus abweichend von einem sozialversicherungspflichtigen
Bescha¨ftigungsverha¨ltnis in den letzten 3 Jahren vor Zugang aus dem Sample zu nehmen10,
da dieser Personenkreis nicht die Renteneintrittsentscheidung im Sinne eines Abschließens
der Erwerbsta¨tigenphase trifft. Vielmehr beendeten die betreffenden Versicherten ihre Er-
8Aus den vorliegenden Daten zum Rentenzugang geht nicht hervor, ob und wenn ja, in welchem Um-
fang die freiwillig Versicherten einer erwerbswirtschaftlichen Ta¨tigkeit vor ihrer Berentung nachgegangen sind.
Wa¨hrend bei allen Pflichtversicherten das Bruttoarbeitsentgelt bzw. die Lohnersatzleistung gemeldet werden
muss, weil es als Grundlage zur Beitragsbemessung dient, besteht diese Verpflichtung fu¨r die freiwillig Ver-
sicherten nicht, da sie im Gegensatz zu den Pflichtversicherten ihren Beitrag zur GRV innerhalb gewisser
Grenzen (mtl. Mindestbeitrag: 79,60 Euro und mtl. Ho¨chstbeitrag: 1.054,70 Euro in 2008) selbst bestimmen
du¨rfen. Demnach ist der Beitrag der freiwillig Versicherten unabha¨ngig vom erzielten Gewinn und muss von
daher dem GRV-Tra¨ger auch nicht u¨bermittelt werden.
9Die hier gewa¨hlte Definition der Ruhestandsentscheidung als die Beendigung der Erwerbsta¨tigkeit ist ein-
deutig und wird wie bei Fields und Mitchell (1984) als unumkehrbar angenommen. Einige Autoren ziehen
andere Definitionen der Ruhestandsentscheidung vor. Diese alternativen Ruhestandsdefinitionen reichen von
der individuellen Perzeption des Ruhestandsstatus u¨ber den Bezug einer Rente, desweiteren die Aufgabe der
Hauptbescha¨ftigung bis hin zu diskontinuierlichem Absinken des Arbeitslohnes und der angebotenen Wo-
chenarbeitszeit. Eine ausfu¨hrliche Diskussion der Ruhestandsdefinitionen findet sich bei Ekerdt und DeViney
(1990), Boskin (1977), Boskin und Hurd (1978), Zabalza et al. (1980), Diamond und Hausman (1984), Burtless
und Moffitt (1986)).
10Der Versicherungsstatus vor der Berentung ist relativ stabil. Zu 80% stimmen die Versicherungsstati in
den letzten 3 Jahren vor Rentenzugang u¨berein (SUF Versichertenrentenzugang 2000−05, Quelle: FDZ-RV).
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werbsta¨tigkeit sehr viel fru¨her vor dem Rentenzugang, d.h. sie befanden sich vor der Inan-
spruchnahme der gesetzlichen Rente de facto im Ruhestand, was aber das gemeldete Ren-
tenzugangsalter nicht wiedergibt.11 Am deutlichsten ist dies an den Versicherten in Alters-
teilzeit (ALT) zu sehen. Wird in Altersteilzeitarbeit mit bspw. 55 Jahren eingetreten und die
regelma¨ßige Arbeitszeit der Vollzeitbescha¨ftigung auf die Ha¨lfte reduziert, gehen Altersteil-
zeitnehmer u¨ber das Blockmodell tatsa¨chlich mit 60 Jahren in den Ruhestand, auch wenn die
amtlichen Daten 65 angeben. Bei Versicherten in Arbeitslosigkeit oder im Bezug von Kranken-
geld verha¨lt es sich a¨hnlich. In diesen Altern stehen sie dem Arbeitsmarkt sicher nicht mehr
zur Verfu¨gung und die amtlichen Daten indizieren ein Rentenzugangsalter, welches deutlich
u¨ber dem Erwerbsaustrittsalter liegt.
Die freiwillig Versicherten sind eine Gruppe, die nicht der gleichen Anreizsituation ausgesetzt
sind wie SV-pflichtige Versicherte. Diese Personengruppe hat die Mo¨glichkeit die RV-Beitra¨ge
im Intervall zwischen dem Mindestbeitrag und bis zum Ho¨chstbeitrag selbst zu bestimmen.
Insoweit wundert es in Anbetracht der impliziten Besteuerung der Beitra¨ge (s. Abschnitt 4.2)
keineswegs, dass durchweg rund 90% der freiwillig Versicherten im Alter zwischen 60 und 64
Jahren lediglich den Mindestbeitrag von derzeit 79,60 Euro im Monat leisten (VDR Statistik
Versicherte, div. Jahre). Aus der Entrichtung dieses Mindestbeitrags fu¨r ein Jahr erwa¨chst ein
Rentenanspruch von derzeit 0,36 Euro im Monat (1. Halbj. 2008). Die freiwillig Versicherten
bauen demnach ihre Altersvorsorge nicht auf der GRV-Rente auf. Der Mindestbeitrag wird
nicht etwa aus versorgungsma¨ßigen Erwa¨gungen geleistet, sondern nur um die Abschla¨ge zu
vermeiden. Nachdem der SUF Versichertenrentenzugang die Erwerbseinku¨nfte der freiwil-
lig Versicherten nicht entha¨lt, sie ganz u¨berwiegend lediglich den Mindestbeitrag zur GRV
entrichten sowie ferner aus dem Datensatz nicht hervorgeht, inwieweit sie in der GKV und
SPV versichert sind, kann auch die Steuerwirkung, die von den GKV- und SPV-Beitra¨gen
auf diese Versichertengruppe ausgeht, nicht eingescha¨tzt werden. Ohnehin ist davon auszuge-
hen, dass freiwillig Versicherte gro¨ßtenteils weder von Beitra¨gen zur ALV, zur GKV und zur
SPV betroffen sind und insofern vielmehr den Individuen a¨hneln, die − wie im Referenzmo-
dell dargestellt − privat gegen die Risiken Langlebigkeit, Krankheit sowie Pflegebedu¨rftigkeit
abgesichert sind. Da demnach ihre Entscheidung zur Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit in
rentenbezugsberechtigten Altern durch die SV-Abgaben nicht verzerrt wird, werden sie aus
der Betrachtung ausgenommen (vgl. auch Gordon und Blinder (1980), Zabalza et al. (1980),
Gustman und Steinmeier (1986), Kerkhofs et al. (1999)).
11Wenn die Statistiken u¨ber ein steigendes durchschnittliches Rentenzugangsalter als Anzeichen fu¨r einen
la¨ngeren Verbleib im Erwerbsprozess interpretiert werden, dann tru¨gt diese Einscha¨tzung wie die Tabelle 6.8
u¨ber den Versicherungsstatus vor der Berentung offenbart. Ein ho¨heres Renteneintrittsalter ist nicht notwendi-
gerweise mit einer Ausdehnung der Erwerbszeit u¨ber den Lebenszyklus verbunden (vgl. hierzu Kruse (2007)).
Tatsa¨chlich weisen Brussig und Wojtkowski (2007) mit den Rentenzugangsdaten der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund bei steigendem mittlerem Renteneintrittsalter einen abnehmenden Anteil der Rentenzuga¨nge
aus sozialversicherungspflichtiger Bescha¨ftigung zwischen 1999 und 2005 aus.
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Zusammenfassend handelt es sich bei den nach dem Versicherungsstatus ausgenommenen
Personen um klassische Aufschieber, die die Rentenabschla¨ge umgehen. In die gema¨ß dem
entwickelten Ruhestandsmodell einzugrenzende Grundgesamtheit werden daher ausschließ-
lich Versicherte einbezogen, die in den letzten 3 Jahren vor ihrer Verrentung mindestens
360 Kalendertage SV-pflichtig bescha¨ftigt gewesen sind mit einem Entgelt u¨ber der Ge-
ringfu¨gigkeitsgrenze von 4.800 Euro im Jahr.
Die Analyse der Wirkung des lohnbezogenen Abgabensystems auf die Arbeitsmarktbetei-
ligung am Erwerbslebensrand erfolgt zuna¨chst fu¨r die langja¨hrig versicherten Ma¨nner der
Jahrga¨nge 1937 bis 1940, die aufgrund von Vertrauensschutzregelungen sehr unterschiedlich
von der Abschlagsregelung betroffen sind (vgl. Abschnitt 6.1.2.3). Anschließend wird in einem
separaten Unterkapitel das Ruhestandsverhalten der Subpopulation derjenigen Versicherten
empirisch untersucht, die ausnahmslos fu¨r jeden Monat der vorzeitigen Inanspruchnahme der
gesetzlichen Rente vor dem Regelrentenalter eine Ku¨rzung von 0,3% der urspru¨nglichen Rente
hinnehmen mu¨ssen, um die Wirkung und Anreize zu evaluieren, die von versicherungsmathe-
matischen Abschla¨gen auf das Ruhestands- bzw. Erwerbsverhalten in rentenberechtigenden
Altern bei lohnzentrierter Beitragserhebung ausgehen.
6.4 Empirische Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg.
1937−40
6.4.1 Deskriptive Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg. 1937−40
Fu¨r die nachfolgende Untersuchung wurde der Versichertenrentenzugang der langja¨hrig ver-
sicherten Ma¨nner der Geburtskohorten 1937 bis 1940 nach dem aktuellst mo¨glichen Betrach-
tungszeitraum der Zugangsjahre 2000 bis 2005 ausgewa¨hlt. Wie aus Abschnitt 6.1.2.3 her-
vorgeht, erforderten die langen U¨bergangsfristen diese Eingrenzung der Grundgesamtheit.
Allerdings sind auch in dieser Versichertenpopulation nach der gesetzlich vorgesehenen Be-
troffenheit von der 1992 eingefu¨hrten Abschlagsregelung (vgl. Abschnitt 6.1.2.3) drei Gruppen
von Versicherten zu unterscheiden wie nachfolgende Tabelle 6.9 zusammengefasst wiedergibt.
Zur ersten Gruppe geho¨ren all jene langja¨hrig Versicherten der Geburtskohorten 1937 bis
1940, die gema¨ß der Erfu¨llung der rentenrechtlichen Voraussetzungen nach § 236 Abs. 2 SGB
VI in den Genuss der Vertrauensschutzregelung kommen. Vertrauensschutz nach § 236 Abs.
2 SGB VI gewa¨hrt den davon profitierenden Versicherten eine vorzeitige Inanspruchnahme
ihrer Rente ohne eine versicherungsmathematisch ada¨quate Korrektur (vgl. Tab. 6.6 sowie
Tab. 6.9).
Die zweite Gruppe der zu untersuchenden Population bilden Versicherte der Jahrga¨nge 1937
und 1938, die die rentenrechtlichen Voraussetzungen fu¨r eine u¨berwiegende Freistellung von
Rentenabschla¨gen nach § 236 Abs. 2 SGB VI nicht erfu¨llen, aber von der schrittweisen An-
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hebung des abschlagsfreien vorzeitigen Rentenzugangsalters gema¨ß der U¨bergangsregelung
erfasst sind. Versicherte der Jahrga¨nge 1937 und 1938 sind demnach nur teilweise von der
Einfu¨hrung von versicherungsmathematischen Abschla¨gen betroffen, d.h. sie genießen einen
partiellen Vertrauensschutz. Die monatsweise Anhebung des abschlagsfreien vorzeitigen Ren-
tenalters bestimmt sich nach Anlage 21 des SGB VI und ist Tabelle 6.5 zu entnehmen.
Tabelle 6.9: Vorzeitige Renteneintrittskonditionen fu¨r langja¨hrig Versicherte
Geburtskohorten Rentenrechtliche Alter bei Rentenbeginn Betroffenheit von Anzahl
Charakterisierung Jahre Monate Rentenabschla¨gen Beobachtungen (%)
1937 bis 1940 mit Vertrauensschutz 63 0 zw. 0 und 2,7 39.844 (41,69)
1937 bis 1938 schrittweise Anhebung 63 0 zw. 0,3 und 7,2 26.733 (27,97)
1939 bis 1940 ohne Vertrauensschutz 63 0 7,2 28.990 (30,34)
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Darstellung.
Die dritte Teilpopulation der eingegrenzten Stichprobe bilden Versicherte der Jahrga¨nge 1939
und 1940, die die nach § 236 Abs. 2 SGB VI maßgeblichen Voraussetzungen fu¨r einen weit-
gehend abschlagsfreien vorgezogenen Zugang mit 63,1 Lebensjahren nicht vorweisen ko¨nnen,
auch nicht wie noch die Jahrga¨nge 1937 und 1938 in die Anhebungsphase fallen und daher
gema¨ß der abgeschlossenen Altersgrenzenanhebung von der Einfu¨hrung von versicherungs-
mathematischen Abschla¨gen bei vorgezogener Berentung vollends erfasst sind (vgl. Tab. 6.5).
Dieser Personenkreis ist fu¨r die vorliegende Arbeit von besonderem Interesse und wird daher
in dem sich anschließenden Abschnitt gesondert betrachtet.
In der zu untersuchenden Grundgesamtheit der langja¨hrig versicherten Ma¨nner der Geburts-
kohorten 1937 bis 1940, die im Anschluss an eine sozialversicherungspflichtige Bescha¨ftigung
direkt in den Rentenbezug u¨bergegangen sind, genießen gema¨ß Tabelle 6.9 zu anna¨hernd 42%
vollen Vertrauensschutz, sind zu ca. 28% nur teilweise und zu 30% voll von der versicherungs-
mathematischen Ku¨rzung bei vorverlagertem Austritt aus dem Erwerbsleben betroffen (SUF
Versichertenrentenzugang 2000−05, Quelle: FDZ-RV).
Fu¨r eine deskriptive Analyse der Ruhestandsentscheidung, die nach vorgenommener Eingren-
zung auch den Erwerbsaustrittszeitpunkt markiert, bietet sich die Betrachtung des Alters bei
Rentenzugang an. Schaubild 6.5 illustriert die Verteilung der Rentenzugangsalter der mit
einer Rente fu¨r langja¨hrig Versicherte sowie mit der Regelaltersrente zugehenden langja¨hrig
versicherten Ma¨nner der Kohorten 1937 bis 1940 im Berichtszeitraum 2000 bis 2005.
Betrachtet man die Gesamtheit des ausgewa¨hlten Versichertenzugangs ohne Beru¨cksichtigung
der unterschiedlichen Betroffenheit von der Abschlagsregelung, dann liegt das ha¨ufigste Ren-
teneintrittsalter bei Vollendung des 63. Lebensjahres, d.h. bei 63,1 Jahren, dicht gefolgt von
dem Regeleintrittsalter 65,1 Jahre. Zwischen diesen Normzugangsaltern gehen insgesamt 46%
der langja¨hrig Versicherten in den Rentenbezug u¨ber, wobei die Ha¨ufigkeit mit steigendem
Zutrittsalter abnimmt (SUF Versichertenrentenzugang 2000−05, Quelle: FDZ-RV).
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Alter bei Rentenzugang
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Darstellung.
Nachdem die Betroffenheit von einer dauerhaften Ku¨rzung der Rente bei ihrer vorzeitigen
Inanspruchnahme einen spa¨teren Rentenzugang begu¨nstigen sollte, wurde die Verteilung der
Zuga¨nge nach dem Renteneintrittsalter in Abbildung 6.3 separat fu¨r die Versichertengruppe,
die mit 63,1 Jahren fast abschlagsfrei in Rente gehen kann und fu¨r die Versichertengruppe,
die dabei teilweise oder ganz von Abschla¨gen betroffen ist, dargestellt.
Abbildung 6.3: Rentenzugangsalter der langja¨hrig Versicherten nach
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Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Darstellung.
Aus den beiden Histogrammen geht die institutionelle Anreizwirkung der weitgehenden Be-
freiung von Abschla¨gen auf das beitragspflichtige Arbeitsangebot in rentenberechtigenden
Altern deutlich hervor. Wa¨hrend Versicherte, die die vorgezogene Altersrente nahezu oh-
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ne versicherungsmathematische Ku¨rzung in Anspruch nehmen durften, fast12 ausnahmslos
vor dem gesetzlichen Regelalter in den Rentenbezug wechseln, sind dies bei den von ver-
sicherungsmathematischen Abzu¨gen sta¨rker betroffenen Versicherten etwas u¨ber 56% (SUF
Versichertenrentenzugang 2000−05, Quelle: FDZ-RV).
Die in den Vorzug der vollen Vertrauensschutzregelung kommenden Versicherten verhalten
sich o¨konomisch vo¨llig rational, wenn sie eine abschlagsfreie Leibrente vorzeitig beanspruchen.
Gemessen an ihren Beitra¨gen erhalten sie aufgrund des im Erwartungswert la¨ngeren Bezugs
der Annuita¨t eine ho¨here Beitragsrendite gegenu¨ber einem Rentenzugang im Regelrentenal-
ter. Dieser Zusammenhang zeigt de facto den Unterschied im Rentenzugangsverhalten zwi-
schen dem Rentenrecht vor der Reform von 1992, welches bei Erfu¨llung der rentenrechtlichen
Voraussetzungen fu¨r eine vorgezogene Altersrente keine versicherungstechnischen Reduktio-
nen auf eine vorzeitige Inanspruchnahme der Rente vor dem 65. Lebensjahr vorsah, und dem
Rentenrecht nach der Reform von 1992, welches einen vorzeitigen Rentenbezug mit versiche-
rungsmathematischen Abschla¨gen belegt.
Abbildung 6.3 verdeutlicht aber auch, dass trotz der u¨berdurchschnittlich guten Arbeits-
marktintegration der langja¨hrig Versicherten (vgl. Tab. 6.8) und trotz der Ku¨rzung der er-
worbenen Rentenanspru¨che bei Rentenzugang vor dem gesetzlich festgelegten Regelalter der
Anreiz fortbesteht, wenn auch in geringerem Umfang als vor der Reform von 1992, sich aus
der Erwerbsta¨tigkeit vorzeitig zuru¨ckzuziehen. Wie aus dem Vergleich der Anreizsituationen
in den beiden Risikoabsicherungssystemen hervorgeht, bringt die lohnzentrierte Beitragser-
hebung in einem sozialen Sicherungssystem nach bundesdeutschem Konzept im Gegensatz
zur risikoadjustierten Pra¨mienerhebung negative Verzerrungseffekte in Form von Substitu-
tionseffekten auf die Partizipationsentscheidung am Arbeitsmarkt mit sich. Eine deutliche
Verzerrungswirkung geht dabei von den Sozialversicherungsbeitra¨gen aus, weshalb das Ver-
halten beim Austritt aus dem Erwerbsleben an der Verteilung des Alters bei Beendigung der
Erwerbsphase differenziert nach der prozentualen Belastung des Bruttoentgelts mit Sozial-
versicherungsabgaben in folgendem Schaubild 6.4 dargestellt wird.
Wie zu erwarten, begu¨nstigt eine niedrigere Belastung des Erwerbseinkommens mit Sozi-
alabgaben einen la¨ngeren Verbleib im Erwerbsprozess. Wa¨hrend Versicherte, die weit u¨ber
beiden Beitragsbemessungsgrenzen entlohnt werden und damit eine im Vergleich mit 16%
niedrigste Beitragsbelastung des Bruttoarbeitsentgelts mit Sozialversicherungsbeitra¨gen auf-
weisen, durchga¨ngig bis zum Regelrentenalter aktiv am Arbeitsmarkt teilnehmen, sind dies
bei Versicherten, die bis zur Beitragsbemessungsgrenze in der GKV verdienen und damit der
ho¨chsten anteilsma¨ßigen Beitragsbelastung ausgesetzt sind, nur 18% (SUF Versichertenren-
12Von insgesamt 39.844 Versicherten mit Vertrauensschutz ist ein langja¨hrig Versicherter nach Vollendung
des gesetzlichen Regelrentenalters in den Rentenbezug u¨bergegangen.
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tenzugang 2000−05, Quelle: FDZ-RV). Dieser negative Einfluss der Abgabenbelastung auf
die Arbeitsangebotsentscheidung in Altern, wo ein Alternativeinkommen in Form von Ren-
te verfu¨gbar ist, soll nachdem er deskriptiv die aufgestellte Hypothese stu¨tzt, nachfolgend
mittels verschiedener Modellspezifikationen induktiv untersucht werden.
Abbildung 6.4: Rentenzugangsalter der langja¨hrig Versicherten nach
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Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Darstellung.
6.4.2 Induktive Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg. 1937−40
Im Einklang mit dem Optimierungskalku¨l wird das Individuum bei gegebenem optimalen
Konsumpfad, unter Beachtung seiner Lebensbudgetbeschra¨nkung den optimalen Zeitpunkt
der Verrentung so wa¨hlen, dass sein Lebensnutzen maximiert wird (s. Abschnitt 4.3.2). Folg-
lich ergibt sich fu¨r die indirekte Nutzenfunktion VRi
VRi($i, Ri), (6.5)
wobei VRi der maximal erreichbare Nutzen bei Berentung im Alter Ri ist und $i, die vom
gewa¨hlten Rentenalter abha¨ngigen Nettoeinku¨nfte nach Abzug von Steuern und Sozialver-
sicherungsbeitra¨gen und zuzu¨glich der GRV-Rente sind, die ja¨hrlich fu¨r Konsumzwecke zur
Verfu¨gung stehen (vgl. Abschnitt 4.3.2).
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Der Arbeitnehmer n bewertet die fu¨r ihn in Frage kommenden Rentenzugangsalternativen
Rn = (R1n, ..., RIn) aufgrund der damit verbundenen finanziellen Ausstattung und der La¨nge
der Freizeit. Ferner ist davon auszugehen, dass die Pra¨ferenzunterschiede zwischen den Ar-
beitnehmern auf deren sozioo¨konomische Charakteristika beruhen.
Das Individuum n bewertet den Rentenzugangszeitpunkt i demnach gema¨ß
Uin = Vn(Yin, Sn), (6.6)
wobei der Vektor Yin die Variablen des theoretischen Modells, also das Arbeitseinkommen w,
den durchschnittlichen Einkommensteuersatz τ(w), den durchschnittlichen Beitragssatz zu
den Sozialversicherungen bSV , die Einzahlungsdauer E, den Beitragsa¨quivalenzgrad ξ sowie
den Freizeitwert v fu¨r jede Rentenzugangsalternative i entha¨lt. Die sozioo¨konomischen At-
tribute des Individuums, also der Ehestand, der Gesundheitszustand, die Erwerbsbiographie,
das Bildungsniveau, der Wohnort usw. werden durch den Vektor Sn beru¨cksichtigt.
Nachdem nicht alle relevanten Merkmale der Alternativen und nicht alle maßgeblichen indi-
viduenspezifischen Attribute bekannt sind und/oder nicht exakt messbar sind, wird u¨ber den
Fehlerterm ²in mo¨glichen Messfehlern in der Spezifikation Rechnung getragen:
Uin = V (Yin, Sn, β) + ²in = Vin + ²in. (6.7)
Die deterministische Nutzenkomponente V modelliert die systematische Beziehung zwischen
den beiden Charakteristikavektoren und dem Nutzen mit dem korrespondierenden und zu
scha¨tzenden Koeffizientenvektor β, wa¨hrend die stochastische Nutzenkomponente ²in fu¨r den
Zufallseinfluss kontrolliert.
Rationales Verhalten unterstellt, wird Individuum n vernu¨nftigerweise jenes Zugangsalter
wa¨hlen, welches ihm unter allen ansonsten in Frage kommenden Zugangsaltern Rn den





bzw. unter Verwendung von Gl. (6.7) fu¨r die Wahrscheinlichkeit des Zugangs im Alter Rin
Pin = Prob(Vin + ²in ≥ max
j∈Rn,j 6=i
Vjn + ²jn) (6.9)
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Wie in diskreten Entscheidungsmodellen u¨blich, wird die Nutzenfunktion als linear in den
Parametern modelliert (vgl. Maier und Weiss (1990))
Vin = β′xin mit xin = x(Yin, Sn) (6.10)
wobei sich der Vektor der erkla¨renden Variablen xin aus den Kombinationen von Yin und Sn
ergibt und die β′ die zu scha¨tzenden Koeffizienten darstellen. Die Funktion x gewa¨hrleistet
u¨ber nicht-lineare Transformationen der Charakteristika, dass die Nutzenfunktion nicht linear
ist.
Nachdem der Nutzen nicht direkt beobachtbar ist (Spataro (2002)), aber das optimale Ren-
tenzugangsalter wird folgende Gleichung gescha¨tzt




+ β8EP + β9EP 2
+ β10E + β11EPMindest + β12EP bfr + β13EP bgem + β14EP zbgem + β15EPAusb
+ β16øEP + β17AlterRV + β18ZRR + β19Zbgem + β20ZAusb + β21AZS + β22AZAL
+ β23AZK + β24Reha+ β25FRG+ β26V L+ β27Staatausl + β28WnBL + β29WAusl
+ β30Ehe+ β31Gebj, (6.11)
zumal vor allem die Reaktion der Individuen auf A¨nderungen der Abgabenparameter mit
ihrem optimalen Rentenzugangsalter interessiert.
Fasst man die mo¨glichen Rentenzugangsalter zuna¨chst als ungeordnete Alternativen auf und
unterstellt, dass die Sto¨rterme unabha¨ngig identisch Gumbel-verteilt sind, ergibt sich fu¨r








Die Spezifikationen der abha¨ngigen Variable Rentenzugangsalter sind Tabelle 6.10 zu entneh-
men. Die Ergebnisse der Spezifikation 2 fu¨r die Wahl des optimalen Rentenalters mit dem
multinomialen Logit-Modell entha¨lt Tabelle 6.11, wa¨hrend die Scha¨tzresultate fu¨r die u¨brigen
Gruppierungen des Alters in den Tabellen D.2, D.3 und D.4 im Anhang dargestellt sind.
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Tabelle 6.10: Spezifikationen der abha¨ngigen Variable Rentenzugangsalter
Abha¨ngige Spezifikation Spezifikation Spezifikation Spezifikation Spezifikation
Variable 0 1 2 3 4
Kategorie 1 63,1 J. 63,1 J. 63,1 J. 63,1 bis 65,0 J. 63,1 bis 65,0 J.
Kategorie 2 63,2 J. 63,2 bis 65,0 J. 63,2 bis 65,0 J. 65,1 J. ≥ 65,1 J.
Kategorie 3 63,3 J. 65,1 J. ≥ 65,1 > 65,1 J.
Kategorie 4 63,4 J. > 65,1 J.
...
...
Kategorie 46 67,6 J.
Modelle OL, OLS MNL, OL MNL, OL MNL, OL MNL=OL=Logit
Anmerkung: MNL=Multinomial Logit, OL=Ordered Logit, OLS=Ordinary Least Squares.
Der Vergleich der Scha¨tzergebnisse mit dem multinomialen Logit-Modell fu¨r die verschie-
denen Zusammenfassungen der Renteneintrittsalter zeigt, dass die nach dem Bayes‘schen
Informationskriterium besten Gu¨temaßergebnisse bei einer Einteilung der Verrentungsalter
in folgende drei Kategorien: Referenzkategorie=Kategorie 1=Zugang mit 63,1 J., Kategorie
2=Zugang mit 63,2 bis 65,0 J. und Kategorie 3 = Zugang mit 65,1 J. oder a¨lter (Spezifi-
kation 2, vgl. Tab. 6.10) erzielt werden. Dies liegt vornehmlich darin begru¨ndet, dass sich
das Rentenzugangsverhalten von Versicherten die nach dem gesetzlichen Regelalter zugehen
unter Signifikanzgesichtspunkten nicht vom Verhalten der mit genau dem Regelrentenalter
zugehenden Versicherten unterscheiden la¨sst. Dieser Zusammenhang wird evident, wenn man
bei der Einteilung der Zugangsalter wie in Spezifikation 1 (vgl. Tab. 6.10) statt des Zugangs
im fru¨hestmo¨glichen Alter (Kategorie 1, vgl. Tab. D.2 im Anhang) das Regelrentenalter (Ka-
tegorie 3, vgl. Tab. D.3 im Anhang) als Referenzkategorie wa¨hlt.
Das Problem der vorgenommenen Scha¨tzung der optimalen Wahl des Rentenzugangszeit-
punktes mit einem multinomialen Logit-Modell besteht darin, dass die zugrundeliegende
Verteilungsannahme die Unabha¨ngigkeit von irrelevanten Alternativen (IIA) erfordert, d.h.
die relative Wahrscheinlichkeit zweier beliebiger Alternativen muss unabha¨ngig von den Ei-
genschaften bzw. der Verfu¨gbarkeit von anderen Zugangsoptionen sein. Genau genommen
versteht man unter IIA, dass zwischen ²in und ²jn fu¨r i 6= j keine Korrelation besteht (Small
(1987)). Im Kontext der Ruhestandsentscheidung sind erhebliche Zweifel angebracht, ob diese
Annahme erfu¨llt ist. Neben den durchgefu¨hrten Tests (Hausman-Test, suest-based Hausman-
Test, Small-Hsiao-Test) sprechen auch theoretische Gru¨nde dafu¨r, dass eine Korrelation zwi-
schen den Sto¨rtermen existiert. Beispielsweise muss davon ausgegangen werden, dass sich
die Individuen insbesondere hinsichtlich ihrer Erwerbsneigung und ihrer Pra¨ferenz fu¨r Frei-
zeit sehr stark unterscheiden, sodass die Bewertung eines Zugangsalters sehr wohl von der
Verfu¨gbarkeit der nahegelegenen alternativen Alter abha¨ngen du¨rfte (Small (1987)).
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Tabelle 6.11: Scha¨tzergebnisse − Multinomiales und geordnetes Logitmodell, Spezifikation 2
MNL OL
Spezifikation 2 Spezifikation 2
Kategorie 2 Kategorie 3
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
Vertrauensschutz 1,708 (0,020) −9,284VVV (1,003) −0,614VVV (0,016)
mtl. Bruttoentgelt 100 0,033VVV (0,013) 0,049VVV (0,017) 0,032VVV (0,012)
mtl. Bruttoentgelt 1002 0,000 (0,000) -0,000 (0,000) −0,000 (0,000)
ø Einkommensteuersatz 0,021? (0,012) 0,115VVV (0,017) 0,073VVV (0,012)
ø Einkommensteuersatz2 0,000 (0,000) 0,000 (0,000) 0,001VVV (0,000)
SV-Beitragsanteil −6,442VVV (0,606) −29,027VVV (0,734) −15,130VVV (0,413)
SV-Beitragsanteil2 0,162VVV (0,015) 0,723VVV (0,019) 0,378VVV (0,011)
Summe der Entgeltpunkte −0,112VVV (0,011) −0,257VVV (0,013) −0,191VVV (0,009)
Summe der Entgeltpunkte2 0,001VVV (0,000) 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,108VVV (0,009) 0,565VVV (0,014) 0,389VVV (0,009)
Mindestentgeltpunkte −0,212VVV (0,085) −0,180? (0,095) −0,077 (0,009)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,349VVV (0,022) 0,017 (0,026) −0,030? (0,015)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,072V (0,033) 0,126VVV (0,039) 0,017 (0,024)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,469VVV (0,042) −0,784VVV (0,051) −0,563VVV (0,031)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −0,257VVV (0,037) −0,494VVV (0,044) −0,363VVV (0,027)
ø Entgeltpunkte −0,175 (0,135) −1,659VVV (0,170) −0,969VVV (0,104)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,138VVV (0,007) 0,180VVV (0,008) 0,145VVV (0,005)
Rentenrechtliche Zeiten −0,204VVV (0,015) −0,619VVV (0,020) −0,404VVV (0,013)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,018VVV (0,003) 0,103VVV (0,003) 0,074VVV (0,002)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,040VVV (0,003) 0,078VVV (0,004) 0,054VVV (0,002)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,008VVV (0,001) 0,059VVV (0,002) 0,044VVV (0,001)
Anrechnungszeiten AL 0,006VVV (0,002) 0,062VVV (0,003) 0,048VVV (0,002)
Anrechnungszeiten Krankheit −0,006? (0,004) 0,045VVV (0,004) 0,033VVV (0,003)
Medizinische Rehabilitation −0,229VVV (0,062) −1,090VVV (0,112) −0,447VVV (0,050)
Zeiten nach FremdrentenG −0,022 (0,065) −0,247VVV (0,075) −0,137VVV (0,048)
Vertragsland 0,248VVV (0,047) 0,678VVV (0,054) 0,486VVV (0,036)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,552VVV (0,081) −0,421VVV (0,085) −0,328VVV (0,063)
Wohnort neue BL 0,696VVV (0,033) 1,146VVV (0,041) 0,707VVV (0,023)
Wohnort Ausland −0,664VVV (0,183) −0,806VVV (0,205) −0,542VVV (0,151)
verheiratet/wiederverheiratet 0,311VV (0,126) 1,195VVV (0,180) 0,900VVV (0,129)
Geburtsjahr 0,520VVV (0,009) 0,163VVV (0,011) 0,185VVV (0,007)
Konstante 65,754VVV (6,017) 294,135VVV (7,191)
Schwellenwert 1 (s1) −153,659VVV (4,084)
Schwellenwert 2 (s2) −151,030VVV (4,083)
Anzahl Beobachtungen 95.567 95.567
LL(Konstantenmodell) −100.713,142 −100.713,142
LL(Gesamtmodell) −69.449,215 −85.463,005
Angepasstes Pseudo R2 0,304 0,151
BIC’ −61.816,864 −30.144,780
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Konditionelle geordnete Logit-Modelle, die in den bisherigen empirischen Arbeiten ha¨ufig
zur Anwendung kamen (s. Mitchell und Fields (1984)), tragen dieser Art der Korrelation
Rechnung, da hier die Wahrscheinlichkeit fu¨r die Wahl eines gegebenen Rentenalters von der
Attraktivita¨t der na¨chsten Rentenalter abha¨ngen darf. Tatsa¨chlich ist diese technische Vorge-
hensweise auch o¨konomisch plausibel zu interpretieren, wenn na¨mlich das Renteneintrittsalter
als Pra¨ferenzordnung der Versicherten gesehen wird.
In konditionellen geordneten Logit-Modellen werden die Renteneintrittsalter auf einer Zahlen-
geraden entsprechend ihrer natu¨rlichen Ordnungsrelation angeordnet und mit dem Abschnitt,
in dem sie zum liegen kommen, assoziiert. Rentenzugangsalter j liegt demzufolge in dem Ab-
schnitt sj−1 < Rj ≤ sj mit sj−1 ≤ sj . Liegen J Abschnitte vor, d.h. s = 1, ..., J , so gilt fu¨r
die Schwellenwerte s0 = −∞ und sJ = +∞.
Mit dem spezifizierten Modell
Rin = β′xin + ²in (6.13)
ist die Wahrscheinlichkeit fu¨r Realisation j
Pjn = Prob(sj−1 < Rjn ≤ sj)
= Prob(sj−1 < β′xjn + ²jn ≤ sj)
= Prob(²jn < sj − β′xjn)− Prob(²jn ≤ sj−1 − β′xjn)
= F (sj − β′xjn)− F (sj−1 − β′xjn), (6.14)
wobei F die Verteilungsfunktion der Zufallsvariable ²n = ²in − ²jn ist.
Tabelle 6.11 zeigt die Ergebnisse des geordneten Logit-Modells fu¨r eine Einteilung der Alter
gema¨ß Spezifikation 2, wa¨hrend Spezifikation 0 in Tabelle 6.12 die Ergebnisse des konditionel-
len geordneten Logit-Modells bzgl. der Rentenalter in Monaten ausweist. Insoweit wurde das
Zugangsalter in Spezifikation 0 wie in der trunkierten OLS-Scha¨tzung in seiner origina¨ren
Auspra¨gung beibehalten. Allerdings interpretiert das geordnete kategoriale Modell nur die
natu¨rliche Rangfolge und nicht auch die Absta¨nde zwischen den einzelnen Rentenaltern. Die
in den Tabellen D.5 und D.4 im Anhang dargestellten Spezifikationen 1 und 3 fassen die
Rentenalter zu einer Pra¨ferenzordnung von vier bzw. drei Alterskategorien entsprechend der
Gruppierungen, die mit dem multinomialen Logit-Modell gescha¨tzt wurden (s. Spezifikati-
onstabelle 6.10).
Die Richtung und die Signifikanzen der getesteten Determinanten fu¨r die Wahl des
Ru¨ckzugszeitpunktes sind sehr a¨hnlich, was darauf hindeutet, dass trotz der Variation in der
Spezifikation der abha¨ngigen Variable die Scha¨tzergebnisse robust sind. Der Vergleich der
Informationskriterien erbringt gegenu¨ber dem multinomialen Modell divergierende Ergebnis-
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se. Wa¨hrend das Bayes‘sche Kriterium im multinomialen Modell fu¨r Spezifikation 2 sprach,
scheint im geordneten Modell dieses Informationskriterium Spezifikation 0 und Spezifikation
3 zu bevorzugen.
Allerdings deutet der Test auf Parallelita¨t darauf hin, dass diese Annahme fu¨r die hier vorlie-
genden Daten nicht erfu¨llt ist. Dieses Ergebnis u¨berrascht in Anbetracht der Scha¨tzergebnisse
des multinomialen Logit-Modells nicht allzu sehr. Ein gravierenderes Problem besteht im Um-
stand, dass sich die Schwellenwerte unter Signifikanzgesichtspunkten nicht unterscheiden und
zwar selbst dann nicht, wenn die Rentenzugangsalter zu Gruppen wie in den Spezifikationen
1 bis 3 zusammengefasst werden, wie aus Tabelle D.6 im Anhang hervorgeht. Auffa¨llig ist,
dass der Abstand zwischen den Schwellenwerten 23 und 24 mit fast zwei Standardabweichun-
gen weit u¨ber den u¨brigen Absta¨nden zwischen den Schwellenwerten liegen. Dies spricht fu¨r
die Spezifikation eines bina¨ren Logit-Modells mit der generellen Unterscheidung zwischen der
Wahl eines regula¨ren Rentenzugangs oder spa¨ter versus einem Zugang vor der Regelalters-
grenze wie in Spezifikation 4 (s. Tab. D.5 im Anhang, Sp. 5 und 6).
Um die Renteneintrittsentscheidung weiter zu untersuchen, wird die vorliegende Modellspe-
zifikation 0 wie bei Fields und Mitchell (1984) nach der Methode der kleinsten Quadrate
(KQ) gescha¨tzt. Nachdem das fru¨hestmo¨gliche Rentenzugangsalter fu¨r die hier betrachte-
ten langja¨hrig Versicherten bei 63,1 Jahren liegt, wird eine am Alter 63 Jahre trunkierte
KQ-Scha¨tzung vorgenommen. Das Renteneintrittsalter geht gema¨ß Spezifikation 0 in die Re-
gressionsgleichung ein und wird im Gegensatz zum geordneten Logit-Modell intervallskaliert
interpretiert. Zu Vergleichszwecken sind in den ersten beiden Spalten die Scha¨tzergebnisse
des geordneten Logit-Modells und in den letzten zwei Spalten der Tabelle 6.12 die Ergebnisse
der unrestringierten OLS-Scha¨tzung fu¨r Spezifikation 0 abgetragen.
Der Kolmogorov-Smirnov-Test indiziert, dass die Residuen nicht normalverteilt sind, aller-
dings weist dieser Test bei sehr großen Stichproben fast immer ein negatives Ergebnis aus.
Selbst wenn die Normalverteilungsannahme nicht angenommen wird, sind die Koeffizienten
zwar nicht effizient gescha¨tzt, aber dennoch erwartungstreu und konsistent. In Anbetracht
des Stichprobenumfangs du¨rfte das Kriterium der Effizienz des Scha¨tzers als unproblematisch
eingestuft werden. Ein Multikollinearita¨tsproblem wurde u¨ber die Auswahl der Variablen ver-
mieden. Da eine leichte Heteroskedastie festzustellen war, die keinen gleichma¨ßigen Verlauf
aufwies, wurde das trunkierte lineare Wahrscheinlichkeitsmodell wie zuvor auch das multi-
nomiale sowie das geordnete Logit-Modell mit robusten Standardfehlern gescha¨tzt. Nachdem
die Annahmen fu¨r eine OLS-Scha¨tzung als erfu¨llt angenommen werden ko¨nnen, werden die
Scha¨tzergebnisse nachfolgend diskutiert.
148 Kapitel 6. Empirische Analyse der Ruhestandsentscheidung
Tabelle 6.12: Scha¨tzergebnisse − Geordnetes Logitmodell, trunkiertes und unrestringiertes
OLS, Spezifikation 0
OL trunk. OLS OLS
Spezifikation 0 Spezifikation 0 Spezifikation 0
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
Vertrauensschutz −0,596V (0,016) −21,204VVV (0,229) −5,713VVV (0,057)
mtl. Bruttoentgelt 100 0,007 (0,012) −0,426VVV (0,124) −0,038 (0,045)
mtl. Bruttoentgelt 1002 0,000VV (0,000) 0,022VVV (0,002) 0,004VVV (0,001)
ø Einkommensteuersatz 0,059VVV (0,011) 0,310VVV (0,118) 0,174VVV (0,042)
ø Einkommensteuersatz2 0,000VVV (0,000) −0,001 (0,002) 0,002VV (0,001)
SV-Beitragsanteil −11,976VVV (0,324) −56,145VVV (3,395) −48,482VVV (1,273)
SV-Beitragsanteil2 0,301VVV (0,008) 1,482VVV (0,092) 1,227VVV (0,034)
Summe der Entgeltpunkte −0,192VVV (0,008) −1,949VVV (0,075) −0,801VVV (0,032)
Summe der Entgeltpunkte2 0,002VVV (0,000) 0,016VVV (0,001) 0,007VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,409VVV (0,008) 4,344VVV (0,087) 1,704VVV (0,043)
Mindestentgeltpunkte −0,123? (0,063) −1,161 (0,621) −0,637VV (0,270)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,031VV (0,014) 0,693VVV (0,139) −0,006 (0,060)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. −0,000 (0,021) −0,470VV (0,206) −0,016 (0,086)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,508VVV (0,028) −4,569VVV (0,277) −1,783VVV (0,121)
EP fu¨r berufl. Ausbildung −0,293VVV (0,025) −2,027VVV (0,231) −1,010VVV (0,107)
ø Entgeltpunkte −0,964VVV (0,095) −9,692VVV (1,010) −4,200VVV (0,417)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,157VVV (0,005) 1,108VVV (0,039) 0,509VVV (0,019)
Rentenrechtliche Zeiten −0,440VVV (0,012) −4,663VVV (0,122) −1,737VVV (0,058)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,073VVV (0,002) 0,693VVV (0,016) 0,307VVV (0,007)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,053VVV (0,002) 0,521VVV (0,019) 0,199VVV (0,009)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,044VVV (0,001) 0,388VVV (0,009) 0,182VVV (0,004)
Anrechnungszeiten AL 0,047VVV (0,002) 0,442VVV (0,014) 0,193VVV (0,007)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,032VVV (0,002) 0,350VVV (0,029) 0,139VVV (0,012)
Medizinische Rehabilitation −0,450VVV (0,045) −10,319VVV (1,011) −2,023VVV (0,164)
Zeiten nach FremdrentenG −0,107VV (0,044) −0,515 (0,470) −0,429VV (0,190)
Vertragsland 0,483VVV (0,033) 4,324VVV (0,325) 1,969VVV (0,139)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,342VVV (0,062) −0,651 (0,491) −0,608VV (0,241)
Wohnort neue BL 0,655VVV (0,021) 7,191VVV (0,244) 2,401VVV (0,091)
Wohnort Ausland −0,550VVV (0,145) −4,666VVV (1,304) −2,070VVV (0,560)
verheiratet/wiederverheiratet 0,688VVV (0,122) 1,432 (1,195) 1,862VVV (0,460)
Geburtsjahr 0,285VVV (0,006) 1,878VVV (0,074) 0,431VVV (0,025)
Konstante 1323,389VVV (31,461) 1254,870VVV (12,192)
Anzahl Beobachtungen 95.567 95.567 95.567
LL(Konstantenmodell) −229.986,175 −315.445,14 −352.730,685
LL(Gesamtmodell) −212.180,500 −298.101,26 −330.965,113
Angepasstes (Pseudo) R2 0,077 0,343 0,366
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
6.4 Empirische Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg. 1937−40 149
Die Vertrauensschutzregelung, die einen weitgehend abschlagsfreien vorzeitigen Rentenein-
tritt erlaubt, erho¨ht den Scha¨tzergebnissen zufolge die Wahrscheinlichkeit, dass Versicher-
te vor dem regula¨ren Rentenalter in den Rentenbezug u¨bergehen, signifikant. Dieses Er-
gebnis steht im Einklang mit der o¨konomischen Theorie der Anreizeffekte. Der Netto-
Leistungsbarwert13 des sozialen Sicherungssystems ist fu¨r Versicherte, die einen vorzeiti-
gen Rentenzugang ohne versicherungsmathematische Ku¨rzungen der Rente wahrnehmen,
im Erwartungswert ho¨her als der Netto-Leistungsbarwert bei einem spa¨teren Zugang, da
die ungeschma¨lerte Leibrente u¨ber einen la¨ngeren Zeitraum empfangen wird und zudem
wa¨hrend des Vorziehzeitraumes nach Maßgabe des gegenu¨ber dem Bruttoarbeitsentgelt nied-
rigeren Rentenzahlbetrages fu¨r den vollen Leistungsumfang der Kranken- sowie Pflegeversi-
cherung ein niedrigerer Beitrag zu leisten ist. Die deskriptive Analyse zeitigt zudem, dass
von den 39.844 Versicherten mit Vertrauensschutz nur eine einzige Person nach Vollendung
des 65. Lebensjahres in den Ruhestand u¨bergetreten ist. Dieser eindeutige empirische Be-
fund schla¨gt sich eindrucksvoll in dem Beitrag des Vertrauensschutzes zur Gesamtvarianz-
aufkla¨rung von anna¨hernd 30 Prozentpunkten nach McFadden im trunkierten OLS-Modell
nieder. Beru¨cksichtigt man desweiteren, dass 42% der Versicherten in der eingegrenzten Stich-
probe unter die Vertrauensschutzregelung fallen, erschließt es sich von selbst, dass dieses in-
stitutionelle Detail der Signifikanz und der Erkla¨rungskraft nach die einflussreichste Variable
auf die Ruhestandsentscheidung darstellt.
In welcher funktionalen Form das Bruttoerwerbseinkommen auf den Anreiz zur Fortsetzung
der Erwerbsta¨tigkeit bei Vorliegen des Alternativeinkommens Altersruhegeld wirkt, bleibt
nach dem Vergleich der verschiedenen Spezifikationen weitgehend ungekla¨rt. Wa¨hrend in
einigen Scha¨tzverfahren nur der lineare Term des Bruttoentgelts signifikant ist, ist in an-
deren Scha¨tzverfahren wiederum nur der quadratische Term signifikant oder aber es sind
beide Terme nicht signifikant von Null verschieden. Auffa¨llig ist aber, dass der signifikante
Term des Bruttoentgelts, in einigen Scha¨tzungen der lineare und in anderen der quadrati-
sche, immer positiv ist, sodass auf einen positiven Zusammenhang der Entgeltho¨he auf die
Arbeitsangebotsentscheidung zu schließen ist, zumal der Nettoeffekt u¨ber alle Modelle po-
sitiv ist. Zu vermuten ist, dass die Form des Einflusses des erzielbaren Erwerbseinkommens
in der im Hinblick auf die Betroffenheit von versicherungsmathematischen Abschla¨gen he-
terogene Stichprobe nicht eindeutig identifiziert werden kann bzw. von der Dominanz der
Vertrauensschutzregelung u¨berlagert wird.
Der durchschnittliche Einkommensteuersatz hat entgegen der steuertheoretisch zu erwarten-
den Beziehung zwischen der Ho¨he des Steuersatzes und der Zusatzlast der Besteuerung einen
linearen und zudem signifikant positiven Einfluss auf die Erwerbswahrscheinlichkeit bis zum
13Barwert der Leistungen abzu¨glich des Barwerts der geleisteteten Beitra¨ge.
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ordentlichen Rentenalter. Dagegen ist der Einfluss des SV-Beitragsanteils nicht-linear. Der
marginale Nettoeffekt der Belastung der Erwerbseinku¨nfte mit SV-Beitra¨gen unmittelbar vor
Rentenzugang gema¨ß den Gleichungen (4.49), (4.51), (4.55), (4.62), (4.64) und (4.68) ist si-
gnifikant negativ. Dieser Zusammenhang indiziert, dass der Substitutionseffekt sta¨rker ist als
der Einkommenseffekt, mithin das rational agierende Individuum auf die Zunahme der Bei-
tragssa¨tze zu den SV-Zweigen mit dem Vorziehen des Ruhestands reagiert, sich also gegen eine
Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit entscheiden wird alsbald renten- und/oder arbeitsversiche-
rungsrechtlich die Mo¨glichkeit dazu besteht. Nachdem die Daten keinen Ru¨ckschluss darauf
erlauben, ob ein Arbeitnehmer, der oberhalb der Versicherungspflichtgrenze bescha¨ftigt ist,
privat oder freiwillig gesetzlich krankenversichert ist, ist ein SV-Beitragsanteil am Bruttoent-
gelt, der unter 21% liegt, zuna¨chst nur ein Indikator dafu¨r, dass der Arbeitnehmer die Wahl
zwischen privater und gesetzlicher Versicherung hat.14 Bescha¨ftigte mit einem Beitragsanteil
unterhalb von 21% haben nach den vorliegenden Scha¨tzergebnissen ein signifikant ho¨heres
Renteneintrittsalter bzw. einen ho¨heren Anreiz die Erwerbsta¨tigkeit u¨ber ein rentenberech-
tigendes Alter hinaus fortzusetzten. Dies la¨sst sich wie folgt erkla¨ren: Ist der Arbeitnehmer
privat gegen die Risiken Krankheit und Pflegebedu¨rftigkeit abgesichert, dann entfa¨llt, − wie
Gleichung (4.34) zu entnehmen ist −, der Substitutionseffekt, der fu¨r die Einschra¨nkung des
Arbeitsangebots verantwortlich ist, zur Ga¨nze. Es kommt lediglich zu dem Einkommenseffekt,
der in Richtung Ausdehnung der Erwerbsphase wirkt. Ist hingegen das u¨ber der Versiche-
rungspflichtgrenze verdienende Individuum freiwillig in der GKV versichert, dann muss die
Versicherung in der GKV gegenu¨ber einer privaten attraktiver sein, wenn − wie hier − von
rational handelnden Individuen ausgegangen wird. Zudem fallen Beitragssatzerho¨hungen bei
u¨ber der Beitragsbemessungsgrenze liegenden Einkommensgruppen weniger ins Gewicht, da
sie nur die Entgeltteile bis zu dieser Grenze erfassen. Die Beitragserhebung ist in allen Zweigen
der Sozialversicherung regressiv.
Der isolierte Erkla¨rungsgehalt der Variable SV-Beitragsanteil liegt inklusive des quadrati-
schen Terms in der trunkierten OLS-Scha¨tzung bei knapp 12% nach McFadden. Der Durch-
schnittsteuersatz hingegen leistet einen nur unwesentlichen Erkla¨rungsbeitrag. Nachdem die
SV-Abgaben als Anteil am gesamten Bruttoentgelt bemessen sind, weisen Individuen mit bis
zur Beitragsbemessungsgrenze in der GKV und SPV reichenden Entgelten den ho¨chsten SV-
Anteil auf bei gleichzeitig relativ niedrigen durchschnittlichen Einkommensteuersa¨tzen und
vice versa. Das Gro¨ßenverha¨ltnis der beiden Koeffizienten besta¨rkt die Vermutung, dass der
14Die betrachteten Versicherten der Zugangsjahre 2000 bis 2005 sind gema¨ß der vorgenommenen Eingren-
zung im Jahr vor ihrem Rentenbeginn, also im Zeitraum von 1999 bis 2004, einer sozialversicherungspflichtigen
Bescha¨ftigung nachgegangen. Da die Versicherungspflichtgrenze bis zum Jahr 2002 gerade der Beitragsbemes-
sungsgrenze in der GKV und SPV entsprach und fu¨r Arbeitnehmer, die bereits am 31.12.2002 oder fru¨her in
der privaten Krankenversicherung versichert waren, die geringere Pflichtversicherungsgrenze von 43.200 Euro
im Jahr fu¨r Ost und West gilt, ist diese Aussage im Gegensatz zur derzeitigen Konstellation in dieser Form
mo¨glich.
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dominierende Einfluss des SV-Anteils auf die Berentungsentscheidung den durchschnittlichen
Einkommensteuersatz in die positive Richtung zieht, da sie negativ miteinander korreliert
sind. Ferner ist davon auszugehen, dass die negative Wirkung des SV-Anteils mit ho¨herem
Einkommen abnimmt. Aufgrund der Durchschnittsbildung bei dem Koeffizienten ko¨nnte es
sein, dass der Durchschnittsteuersatz diese regressive Wirkung − zumindest zum Teil −
abfa¨ngt und daher das positive Vorzeichen aufweist. Daneben ist bei der Berechnung des
durchschnittlichen Einkommensteuersatzes nicht eingeflossen, dass Bezieher ho¨herer Lohn-
einkommen wesentlich gro¨ßere Spielra¨ume bei der Ansetzung von Abzugsbetra¨gen haben als
Bezieher geringer Arbeitsentgelte. Nachdem diese steuermindernden Betra¨ge aus Ermange-
lung der hierfu¨r notwendigen Daten bei der Berechnung der Einkommensteuerschuld nicht
beru¨cksichtigt werden konnten, wird der Durchschnittsteuersatz in den ho¨heren Einkom-
mensklassen sehr wahrscheinlich u¨berscha¨tzt. Der wahre Koeffizient du¨rfte von daher eine
etwas sta¨rkere Wirkung des Einkommensteuersatzes auf die Berentungsentscheidung anzei-
gen als in der vorliegenden Scha¨tzung ohne Beru¨cksichtigung dieses Effekts.
Die Summe der Entgeltpunkte als Indikator fu¨r die Rentenho¨he hat einen nicht-linearen und
leicht negativen Effekt auf die Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit in rentennahen Altern. Im
Unterschied zum Bruttolohn u¨ben die Entgeltpunkte sowohl hinsichtlich der entsprechenden
Signifikanzniveaus der Koeffizienten als auch im Hinblick auf den durchgehend negativen aber
abnehmenden marginalen Effekt einen eindeutigen und stabilen Einfluss auf die Partizipati-
onsentscheidung aus, wiewohl der Effekt insgesamt betrachtet relativ gering ist.
Um der im theoretischen Modell spezifizierten Rentenformel Rechnung zu tragen, wurde
die Variable vollwertige Beitragszeiten, im Modell als E bezeichnet, in die Spezifikation mit
aufgenommen. Vollwertige Beitragszeiten sind rentenrechtlich mit Beitra¨gen belegte Mona-
te der Erwerbsta¨tigkeit, die sich nicht mit beitragsfreien oder beitragsgeminderten Zeiten
u¨berschneiden. In einem teilhabea¨quivalenten Alterssicherungssystem kommt den vollwerti-
gen Beitragszeiten als Dauer der uneingeschra¨nkten Beitragszahlung zusammen mit der Ho¨he
des verbeitragten Bruttoarbeitsentgelts eine wesentliche Rolle bei dem Erwerb von Rentenan-
wartschaften zu. Wie zu erwarten, hat dieser beitragsa¨quivalente Teil der Rentenformel einen
u¨ber alle Modelle signifikant positiven Einfluss auf die Ausdehnung der Erwerbsta¨tigenzeit,
weil die geleisteten Beitra¨ge eine Entsprechung im Ruhegehalt finden. Daneben geben voll-
wertige Beitragszeiten die Dauer der Erwerbsta¨tigkeit wieder und sind insoweit ein Indikator
fu¨r die Erwerbsneigung wie fu¨r die Fa¨higkeit permanent, d.h. ohne ha¨ufige und/oder lange
Unterbrechungen durch Arbeitslosigkeits- oder Krankheitsphasen, einer erwerbswirtschaft-
lichen Ta¨tigkeit nachzugehen. Das Vorzeichen des Koeffizienten indiziert damit, dass eine
durch eventuell kleinere Unterbrechungen gekennzeichnete, aber ansonsten intakte Erwerbs-
beteiligung in den sog. Normarbeitsverha¨ltnissen, trotz der rentenrechtlichen Mo¨glichkeit des
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Vorbezuges einer Rente die Wahrscheinlichkeit erho¨ht daru¨berhinaus im Erwerbsprozess zu
verbleiben.
Eine weitere Entsprechung zum Beitragsa¨quivalenzgrad ξ findet sich in den Daten der Deut-
schen Rentenversicherung Bund indirekt u¨ber die Elemente der Rentenfestsetzung, die von
der Beitragsa¨quivalenz abweichen. Hierzu za¨hlen die Entgeltpunkte fu¨r beitragsfreie und bei-
tragsgeminderte Zeiten, die zusa¨tzlichen Entgeltpunkte fu¨r beitragsgeminderte Zeiten und die
Gewa¨hrung von Mindestentgeltpunkten bei weit unterdurchschnittlichem Arbeitsentgelt. Der
Einfluss der Gewa¨hrung von Entgeltpunkten fu¨r beitragsfreie und beitragsgeminderte Zeiten
exklusive der fu¨r berufliche Ausbildung scheint keinen eindeutig negativen Anreizeffekt auf die
Arbeitsmarktbeteiligung in ho¨heren Erwerbsaltern zu haben. Die Koeffizienten weisen u¨ber
die verschiedenen Spezifikationen divergiernde Vorzeichen und Signifikanzen auf. Hingegen
deutet die durchgehende Signifikanz der Koeffizienten und Marginaleffekte der zusa¨tzlichen
Entgeltpunkte fu¨r beitragsgeminderte wie fu¨r Zeiten beruflicher Ausbildung darauf hin, dass
die Bewertung dieser nicht oder nicht vollends beitragsgedeckten Zeiten einen eindeutig ne-
gativen und vom Umfang sta¨rkeren negativen Fehlanreiz auf die Arbeitsmarktpartizipation
in ho¨heren Altern zu entfalten scheint. Die u¨ber alle Scha¨tzmodelle signifikanten und deutlich
negativen Vorzeichen legen also fu¨r die Reaktion des Individuums auf eine Verringerung des
Beitragsa¨quivalenzgrades die Dominanz des Substitutionseffektes u¨ber den Einkommensef-
fekt nahe. Die Rente nach Mindesteinkommen wird gema¨ß RRG 1992 nur noch fu¨r Zeiten
bis zum 31.12.1991 gewa¨hrt. Die vorliegenden Signifikanzen legen nahe, dass von der Anhe-
bung der Entgeltpunkte zumindest kein eindeutiger Fehlanreiz auf die Partizipationsentschei-
dung ausgeht und in Anbetracht der in signifikanten Fa¨llen eher schwachen Koeffizienten aus
Anreizgesichtspunkten nicht kritisch zu bewerten ist. Vielmehr scheint es angemessen, wenn
keine Anreizinkompatibilita¨ten diesbezu¨glich bestehen, wie es die vorliegenden Ergebnisse
nahelegen, dieses sozialgeleitete Element als umverteilende Korrektur im SGB VI zu belas-
sen. Unter Beru¨cksichtigung der fu¨r eine Rente nach Mindestentgeltpunkten erforderlichen
rentenrechtlichen Zeiten von mindestens 35 Jahren (§ 262 Abs. 1 SGB VI) wa¨re es sozial-
politisch geboten, die Mindestentgeltpunkte nach sehr geringem Arbeitsentgelt weiterhin zu
gewa¨hren, wobei sie ordnungspolitisch korrekt durch Steuermittel zu finanzieren wa¨ren.
Selbstversta¨ndlich entha¨lt auch dieser Datensatz keine direkte Angabe zur Wertscha¨tzung
von Freizeit. Die beste verfu¨gbare Proxyvariable fu¨r den im Modell mit v angesetzten Nutzen
aus Freizeit sind die durchschnittlichen Entgeltpunkte. Als relativer Erwerbseinkommensin-
dikator bis zur Beitragsbemessungsgrenze in der GRV im Verha¨ltnis zur gesamten Versicher-
tengemeinschaft stehen die durchschnittlichen Entgeltpunkte gleichermaßen fu¨r das u¨ber das
Erwerbsleben erzielte Erwerbseinkommen wie damit gleichzeitig fu¨r die zur Verfu¨gung ste-
henden Mo¨glichkeiten zum Aufbau von Vermo¨gen, sei es in Form einer privaten Zusatzversi-
cherung im Alter u¨ber eine Annuita¨t, eigenen Wohnraumes oder sonstigen Vermo¨genswerten.
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Vermo¨gen bzw. hier die o¨konomische Fa¨higkeit zum Aufbau eines Vermo¨gens scheint aus
mehreren Gru¨nden der pra¨destinierte Indikator fu¨r die Wertscha¨tzung von Freizeit zu sein:
Der erste Grund ist offensichtlich. Wenn Freizeit ein superiores Gut ist, ist aufgrund des
gewo¨hnlichen Einkommenseffekts zu erwarten, dass mit steigendem Einkommen die Nach-
frage nach Freizeit zunimmt. Daneben sinkt aufgrund des abnehmenden Grenznutzens aus
Einkommen die Wertscha¨tzung vermo¨gender Individuen i.S. einer Inkaufnahme von weiterem
Arbeitsleid fu¨r zusa¨tzliches Einkommen im Vergleich zu Versicherten mit geringem Arbeits-
entgelt. Ferner ist anzunehmen, dass Individuen mit gro¨ßeren Vermo¨gen wesentlich reich-
licher mit Gu¨tern ausgestattet sind, die komplementa¨r zu Freizeit sind. Das u¨ber jegliche
vorgenommene Scha¨tzmodell hochsignifikante negative Vorzeichen steht im Einklang mit der
vorgenommenen Argumentation, dass sich vermo¨gende Individuen mehr Freizeitkonsum er-
lauben ko¨nnen und leisten. Die Variable durchschnittliche Entgeltpunkte, die den Rang der
Entgeltposition im Mittel u¨ber den gesamten Erwerbszyklus des Versicherten angibt, scheint
nach dem Vertrauensschutz und dem SV-Beitragsanteil sowohl im Hinblick auf die Sta¨rke
des Effekts wie auch hinsichtlich der Varianzaufkla¨rung einen bedeutenden Einfluss auf die
Ruhestandsentscheidung zu haben, was angesichts der Interpretation als I´ndikator fu¨r die
Freizeitpra¨ferenz in rentennahen Altern plausibel erscheint.
Die bei der Kontenkla¨rung des Versicherten anerkannten rentenrechtlichen Zeiten decken
sich zu 99,3% mit der Versicherungszeit des Antragstellers (SUF Versichertenrentenzugang
2000−05, Quelle: FDZ-RV). Allerdings sind die rentenrechtlichen Zeiten institutionell maß-
gebend fu¨r die Erfu¨llung der Wartezeiten, die selbst die Voraussetzung fu¨r den Anspruch
auf die verschiedenen Rentenarten darstellen. Daher wurde der Variablen rentenrechtliche
Zeiten gegenu¨ber der Variablen Versicherungsmonate der Vorzug bei der Aufnahme in die
Scha¨tzgleichung gegeben. Die sozialrechtliche Auspra¨gung der Dauer der Versicherungszeit
hat eine u¨ber alle gescha¨tzten Spezifikationen hochsignifikant negativen Einfluss auf die Wahr-
scheinlichkeit zum Regelalter zu berenten. In die gleiche Richtung wirkt auch das Alter des
Versicherten bei der Entrichtung des ersten RV-Beitrags. Je fru¨her der Eintritt in das Erwerbs-
leben erfolgte, umso wahrscheinlicher wird unter Signifikanzgesichtspunkten der Ru¨ckzug aus
der Erwerbsta¨tigkeit vor Erreichen des seit 1957 gesetzlich geltenden Regelrentenalters.
Zeiten mit Pflichtbeitra¨gen, die sich mit beitragsfreien Zeiten u¨berlappen und als beitrags-
geminderte Zeiten nach dem SGB VI gelten, haben sowohl in der Auspra¨gung ohne Zeiten
der beruflichen Ausbildung wie auch in der Auspra¨gung als spezifisch fu¨r die berufliche Aus-
bildung anerkannte beitragsgeminderte Zeiten einen u¨ber alle Scha¨tzspezifikationen durchge-
hend positiven Effekt auf die Wahrscheinlichkeit zu einem spa¨teren Zeitpunkt zu berenten,
wenn auch der Effekt in Anbetracht der u¨brigen Koeffizienten als vernachla¨ssigbar gering
einzustufen ist.
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Dass die Anrechnungszeiten fu¨r den Schul-, Fachschul- sowie Hochschulbesuch die Er-
werbsta¨tigkeit in der potenziellen Vorbezugszeit durchweg u¨ber alle Scha¨tzungen signifikant
begu¨nstigen, ist konform mit der Humankapitaltheorie. Danach ist es o¨konomisch rational,
die geta¨tigten Investitionen in die eigene Qualifikation u¨ber einen la¨ngeren Zeitraum in Form
der Bildungrendite zuru¨ckfließen zu lassen.
Die La¨nge der Erwerbslosigkeitszeiten in der aktiven Phase geben die Anrechnungszeiten we-
gen Arbeitslosigkeit an. Nachdem der Koeffizient fu¨r die kumulierte Arbeitslosigkeitsdauer
wa¨hrend der Erwerbsphase einen signifikant positiven, aber geringen Einfluss auf die Par-
tizipationsentscheidung im hohen Erwerbsalter ausweist, muss angenommen werden, dass
Arbeitslosigkeit fu¨r langja¨hrig Versicherte bei der Berentungsentscheidung kaum von Belang
war. Wie die weit unterdurchschnittliche Arbeitslosenquote unter den langja¨hrig Versicherten
bereits andeutet (s. Tab. 6.8), handelt es sich bei dieser Versichertengruppe unter dem Aspekt
des Erwerbslosigkeitsrisikos um gute Risiken, sodass Bescha¨ftigungsprobleme in der hier ein-
gegrenzten Versichertenpopulation von nachrangiger Bedeutung bei der Ruhestandsentschei-
dung waren. Der unter Bescha¨ftigungsaspekten problembehaftete Teil der Versichertenge-
meinschaft, der mit einer Rente wegen Arbeitslosigkeit in den Ruhestand wechselt, wurde fu¨r
die hier interessierende Fragestellung aufgrund der Nichtbetroffenheit von versicherungsma-
thematischen Abschla¨gen fu¨r die einbezogenen Geburtskohorten ohnehin ausgeklammert.
Anhaltspunkte fu¨r die gesundheitliche Verfassung des Versicherten geben im SUF Versicher-
tenrentenzugang die metrische Variable Anrechnungszeiten aufgrund von Krankheit wa¨hrend
der Erwerbsta¨tigenzeit und die Indikatorvariable Rehabilitationsleistungen innerhalb der letz-
ten 5 Jahre unmittelbar vor Rentenzugang an. Nachdem la¨ngere Ausfallzeiten wegen Krank-
heit nach den vorliegenden Ergebnissen einen u¨ber alle Spezifikationen hochsignifikant positi-
ven Einfluss auf einen spa¨teren Rentenzugang haben, muss davon ausgegangen werden, dass
Krankheitszeiten wa¨hrend des Erwerbslebens keine geeignete Proxy fu¨r gesundheitliche Be-
schwerden am Erwerbszyklusrand sind. Dagegen hat unter Beachtung aller Scha¨tzergebnisse
die Inanspruchnahme mindestens einer Rehabilitationsleistung vor Renteneintritt einen hoch-
signifikanten und wie erwartet negativen Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit in ho¨heren Altern
erwerbsta¨tig zu sein.
Langja¨hrig Versicherte der Kohorten 1937 bis 1940 mit Versicherungszeiten in einem Land
nach dem Fremdrentengesetz haben in allen Spezifikationen ausgenommen die trunkierte
OLS-Scha¨tzung eine niedrigere Wahrscheinlichkeit bis zum regula¨ren Rentenalter einer so-
zialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigung nachzugehen. Bei diesen Versicherten handelt es
sich um deutschsta¨mmige Vertriebene oder Spa¨taussiedler aus osteuropa¨ischen La¨ndern (vgl.
Mika (2006)), deren Erfolgswahrscheinlichkeit auf dem deutschen Arbeitsmarkt aufgrund der
mangelnden marktwirtschaftlichen Orientierung der Unternehmen in den Herkunftsla¨ndern
verha¨ltnisma¨ßig gering ist. Zusammen mit der individuellen Antizipierung der im Durch-
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schnitt deutlich geringeren Lebenserwartung in diesen Herkunftsla¨ndern, scheint es auch in
dieser Hinsicht rational vorzeitig in den Ruhestand u¨berzugehen.
Im Gegensatz dazu haben Versicherte mit Erwerbszeiten in einem Vertragsland15 eine u¨ber
alle Scha¨tzungen signifikant ho¨here Wahrscheinlichkeit bis zum und u¨ber das regula¨re Verren-
tungsalter hinaus am Arbeitsmarkt zu partizipieren. Dies du¨rfte darauf zuru¨ckzufu¨hren sein,
dass Auslandseinsa¨tze das Erlernen von Fremdsprachen, die Verbesserung der bestehenden
Sprachfa¨higkeiten und die Aneignung fremder Problemlo¨sungskompetenzen und Arbeitstech-
niken ermo¨glichen und hieru¨ber die spa¨teren Bescha¨ftigungsmo¨glichkeiten auch in anderen
Einsatzgebieten begu¨nstigen.
Langja¨hrig Versicherte mit ausla¨ndischer Staatsangeho¨rigkeit gehen der Tendenz nach fru¨her
in den Ruhestand als Versicherte mit deutscher Nationalita¨t. Dieser Zusammenhang ist sta-
tistisch ganz u¨berwiegend signifikant. Lediglich in der bina¨ren Logit-Scha¨tzung und in der
trunkierten OLS-Scha¨tzung ist dieser Koeffizient insignifikant.
Unterteilt man die Versicherten nach ihrem Wohnsitz, so offenbaren die vorliegenden Ergeb-
nisse eindeutige Pra¨ferenzunterschiede. Wa¨hrend Versicherte mit Wohnort in Ostdeutschland
im Vergleich zu Versicherten mit Wohnort in Westdeutschland signifikant weniger geneigt
sind ihren Ruhestand vorzuziehen, ziehen Versicherte mit Wohnsitz im Ausland signifikant
ha¨ufiger vor Erreichen der Regelaltersgrenze in ihr Domizil.
Wie im u¨berwiegenden Teil der empirischen Arbeiten zum Ruhestandsverhalten gehen Ver-
sicherte, die verheiratet sind, signifikant spa¨ter in den Ruhestand. Dieser Zusammenhang
ist mit Ausnahme der trunkierten OLS-Scha¨tzung hochsignifikant mit einem relativ starken
Einfluss auf die Arbeits-Freizeit-Wahl in hohen Erwerbsaltern.
Die Tendenz zur Fru¨hverrentung scheint sich u¨ber die Kohorten etwas abzuschwa¨chen. Da
die Altersgrenzenanhebung fu¨r die betrachteten Geburtsjahrga¨nge im Gange ist und damit
die Betroffenheit von Abschla¨gen mit den Jahrga¨ngen zunimmt, gehen die davon sta¨rker
betroffenen ju¨ngeren Kohorten entsprechend spa¨ter in den Ruhestand.
Die Datengrundlage der Versichertenrentenzuga¨nge 2000 bis 2005 beinhaltet, neben den in die
Scha¨tzung aufgenommen Variablen, den Ta¨tigkeitsschlu¨ssel, der eine grobe Verschlu¨sselung
des zuletzt ausgeu¨bten Berufs des Versicherten ist.16 Der Ta¨tigkeitsschlu¨ssel wird in der
Meldung nach der Datenerfassungs- und -u¨bermittlungsverordnung (DEU¨V-Meldung) vom
Arbeitgeber als 5-Steller freiwillig angegeben und gibt an seiner 3. Stelle Auskunft u¨ber den
ho¨chsten erreichten formalen schulischen und beruflichen (Aus-)Bildungsabschluss. Da diese
15Zeiten einer rentenversicherungspflichtigen Ta¨tigkeit im Ausland werden von der GRV als Vertragsren-
tenzeiten anerkannt, wenn ein SV-Abkommen mit dem betreffenden Land besteht, d.h. die wechselseitige
Anerkennung von Leistungen vereinbart wurde (Mika (2007)).
16Zur Verschlu¨sselung des Ta¨tigkeitsschlu¨ssels im SUF Versichertenrentenzugang siehe den Beitrag von
Himmelreicher (2006).
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Angabe aus rein statistischen Gru¨nden und zudem erst mit dem Jahr 2000 erhoben wird,
sind die im Datensatz befindlichen Angaben zu den Bildungsabschlu¨ssen der Versicherten
sehr ungleich u¨ber die ansonsten a¨hnlich stark vertretenen Geburtskohorten verteilt, wie aus
Tabelle 6.13 hervorgeht.
Tabelle 6.13: Verteilung der Angaben zu Bildungsabschlu¨ssen nach Geburtskohorten
Ho¨chster erreichter formaler Bildungsabschluss 1937 1938 1939 1940
Hauptschulabschluss bzw. Mittlere Reife ohne Berufsausbildung (HMRoBa) (%) 9, 95 11, 74 11, 56 10, 74
Hauptschulabschluss bzw, Mittlere Reife mit Berufsausbildung (HMRmBa) (%) 59, 75 68, 63 70, 77 70, 68
Allgemeine Hochschulreife ohne Berufsausbildung (AbioBa) (%) 0, 79 0, 55 0, 50 0, 60
Allgemeine Hochschulreife mit Berufsausbildung (AbimBa) (%) 2, 94 2, 35 2, 29 2, 26
Fachhochschulabschluss (FH) (%) 9, 32 6, 47 6, 17 6, 83
Hochschulabschluss (Uni) (%) 7, 24 10, 27 8, 71 8, 89
Beobachtungen mit Angaben zum Bildungsabschluss 6.182 17.953 22.445 20.122
Beobachtungen insgesamt 24.525 24.949 24.252 21.841
Anteil der Beobachtungen mit Bildungsabschlussangabe (%) 25, 21 71, 96 92, 55 92, 13
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
Bei Einbezug des ho¨chsten erreichten formalen Bildungsabschlusses in die Scha¨tzgleichung
wa¨re der Jahrgang 1937 stark unterrepra¨sentiert und der Jahrgang 1938 gegenu¨ber
den ju¨ngeren Jahrga¨ngen unterdurchschnittlich vertreten (SUF Versichertenrentenzugang
2000−05, Quelle: FDZ-RV). Daher wird von einer Einbeziehung des Bildungsabschlusses abge-
sehen, zumal sowohl das multinomiale wie das bina¨re Logit-Modell nicht scha¨tzbar sind, da in
dem Ausbildungssample die unter vollen Vertrauensschutz fallenden Versicherten ausnahms-
los vor dem Regelrentenalter zugehen und daher die Wahl des Rentenzugangszeitpunktes
durch die Variable Vetrauensschutz perfekt vorausgesagt wird. In der nachfolgenden Un-
tersuchung des Ruhestandsverhaltens der voll von versicherungsmathematischen Abschla¨gen
betroffenen langja¨hrig Versicherten wird aber der Einfluss des Ausbildungsniveaus anhand
verschiedener Spezifikationen in die Betrachtung einbezogen.
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6.5 Empirische Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg.
1939−40
Wie Tabelle 6.9 darlegt, ist die eingegrenzte Grundgesamtheit der langja¨hrig versicherten
Ma¨nner der Jahrga¨nge 1937 bis 1940 sehr unterschiedlich von der versicherungsmathema-
tischen Ku¨rzung der Rentenanspru¨che bei einem Vorziehen des Renteneintritts betroffen.
Um die Wirkung von versicherungsmathematischen Rentenabschla¨gen auf die Ruhestands-
entscheidung bei lohnzentrierter Beitragsbemessung in der Sozialversicherung zu eruieren,
konzentriert sich die folgende empirische Analyse des Rentenzugangsverhaltens auf die Ver-
sicherten der Kohorten 1939 und 1940 ohne Vertrauensschutz als erste Jahrga¨nge, die ver-
sicherungsa¨quivalente Ku¨rzungen ihrer Rentenanwartschaft bei vorzeitiger Beendigung ihrer
Erwerbsta¨tigkeit hinnehmen mu¨ssen.
6.5.1 Deskriptive Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg. 1939−40
Wie fu¨r die gesamte Population der langja¨hrig Versicherten sind auch bei der Verteilung des
Zugangsalters der Kohorten 1939 und 1940 ohne Vertrauensschutz Ballungen zum fru¨hesten
Renteneintrittsalter und dem Regelrentenalter zu beobachten. Daraus geht hervor, dass sich
trotz dauerhafter Ku¨rzungen des Altersruhegeldes, u¨ber die Ha¨lfte der davon erfassten Ver-
sicherten vor dem abschlagsfreien Alter aus der Erwerbsta¨tigkeit zuru¨ckzieht.
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Alter bei Rentenzugang
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Darstellung.
Der bereits bei der gesamten Stichprobe der langja¨hrig Versicherten zu beobachtende Zu-
sammenhang zwischen dem Erwerbsaustritt und der Ho¨he des Anteils der SV-Beitra¨ge am
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Erwerbseinkommen, la¨sst sich auch fu¨r die Subpopulation der voll von den Abschla¨gen be-
troffenen Versicherten feststellen, wie Abbildung 6.6 illustriert.
Abbildung 6.6: Rentenzugangsalter der langja¨hrig Versicherten nach
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Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Darstellung.
Diesem deskriptiven Befund einer offensichtlich negativen Korrelation zwischen der Ho¨he der
SV-Abgaben und der Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit u¨ber das fru¨heste rentenbezugsbe-
rechtigende Alter hinaus wird im Folgenden mit schließenden Methoden nachgegangen.
6.5.2 Induktive Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg. 1939−40
Analog zur Vorgehensweise im vorangehenden Abschnitt werden die vorgenommenen
Scha¨tzverfahren separat fu¨r die langja¨hrig Versicherten der Jahrga¨nge 1939 sowie 1940 ohne
Vertrauensschutz durchgefu¨hrt, die ausnahmsols fu¨r jeden Monat des Zugangs vor der gesetz-
lichen Regelgrenze versicherungstechnische Reduktionen ihrer Rentenanwartschaft erfahren.
Da diese Versichertenpopulation nicht in den Genuss der Vertrauensschutzregelung kommt,
unterscheidet sich die Spezifikation allein durch das Auslassen dieser Ruhestandsdeterminan-
te.
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Wie in der gesamten Stichprobe ist nach dem Bayes‘schen Informationskriterium Spezifikation
2 des multinomialen Logit-Modells gegenu¨ber den Eingruppierungen der Zugangsalter gema¨ß
den Spezifikationen 1 und 3 zu bevorzugen (vgl. Tab. 6.14, Sp. 1-4 mit Tab. E.3 und E.5, Sp.
1-4 im Anhang).
Allerdings indizieren die durchgefu¨hrten Tests auf die Unabha¨ngigkeit von irrelevanten Al-
ternativen auch bei der Subpopulation die Verletzung dieser Annahme, sodass geordnete
Logit-Modelle in den beschriebenen Spezifikationen gescha¨tzt wurden. Vergleicht man die
verschiedenen Spezifikationen des geordneten Modells unter dem Gesichtspunkt des Infor-
mationskriteriums nach Bayes, so lassen sich im Gegensatz zum Gesamtsample konsistente
Ergebnisse zum multinomialen Modell feststellen (Tab. 6.14, Sp. 5-6, im Anhang: Tab. E.5, Sp.
5-6, E.6, E.8 und E.9). Demnach sind in beiden Scha¨tzmodellen beste Gu¨temaße mit Spezifika-
tion 2 zu erzielen. Die Ergebnisse der Gesamtspezifikation 2 des geordneten im Vergleich zum
multinomialen Logit-Modell entha¨lt Tabelle 6.14, wa¨hrend Tabelle 6.15 die Scha¨tzergebnisse
des geordneten Logit-Modells fu¨r verschiedene Spezifikationen der Kovariaten anzeigt.
Der Test auf Parallelita¨t gibt Anlass zu der Annahme, dass Parallelita¨t in den Koeffizien-
ten nicht gegeben ist, wiewohl diese Tests bei Stichproben diesen Umfangs fast immer darauf
schließen. Wie aus den Tabellen 6.14, Sp. 5-6, E.5, Sp. 5-6, E.7, E.8 und E.9 hervorgeht, lassen
sich die Schwellenwerte auch bei Gruppierung der Zugangsalter unter Signifikanzerwa¨gungen
nicht unterscheiden, sodass die Ermittlung des Nettoeffekts der Variation der Abgabenpa-
rameter unter Einbezug der restlichen Determinanten mit einer am fru¨hestmo¨glichen Zu-
gangsalter trunkierten OLS-Scha¨tzung vorgenommen wird.
Die Normalverteilung der Residuen ist zwar nach dem Kolmogorov-Smirnov-Test nicht gege-
ben, jedoch in Anbetracht der vorliegenden Stichprobengro¨ße als unkritisch zu bewerten.
Das leichte und unregelma¨ßige Heteroskedastieproblem wurde unter Verwendung White-
korrigierter Standardfehler behoben, sodass eine Interpretation der Ergebnisse unter sta-
tistischen Gesichtspunkten zula¨ssig ist.
Entgegen den Scha¨tzergebnissen fu¨r die Geburtskohorten 1937 bis 1940 hat das beitrags-
pflichtige Arbeitsentgelt mit Ausnahme der trunkierten OLS-Scha¨tzung einen u¨ber alle
Scha¨tzverfahren und Modelle hochsignifikanten Einfluss mit durchga¨ngig einheitlichen Vor-
zeichen fu¨r den linearen und quadratischen Term. Der wesentlich sta¨rkere positive Effekt
des linearen Terms zusammen mit dem negativen Koeffizienten fu¨r den quadratischen Term
bewirkt, dass ein ho¨herer Arbeitslohn die Fortsetzung der sozialversicherungspflichtigen
Bescha¨ftigung u¨ber das fru¨hestmo¨gliche Rentenalter hinaus begu¨nstigt, was vom theoreti-
schen Standpunkt plausibel ist. Ferner nimmt der insgesamt positive Einfluss des Erwerbs-
einkommens auf die Ausdehnung der Erwerbsphase mit steigendem Lohn ab, was mit dem
abnehmenden Grenznutzen aus Einkommen konform ist.
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Tabelle 6.14: Scha¨tzergebnisse − Multinomiales und geordnetes Logitmodell, Spezifikation 2
MNL OL
Spezifikation 2 Spezifikation 2
Kategorie 2 Kategorie 3
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 0,117VVV (0,023) 0,216VVV (0,025) 0,146VVV (0,020)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,002VVV (0,000) −0,007VVV (0,000) −0,004VVV (0,000)
ø Einkommensteuersatz 0,033 (0,023) 0,278VVV (0,027) 0,203VVV (0,021)
ø Einkommensteuersatz2 0,001? (0,000) 0,001V (0,000) 0,000 (0,000)
SV-Beitragsanteil −18,148VVV (0,999) −42,312VVV (0,970) −27,681VVV (0,775)
SV-Beitragsanteil2 0,448VVV (0,026) 1,027VVV (0,025) 0,672VVV (0,020)
Summe der Entgeltpunkte −0,134VVV (0,020) −0,259VVV (0,021) −0,228VVV (0,015)
Summe der Entgeltpunkte2 0,001VVV (0,000) 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,009 (0,015) 0,488VVV (0,021) 0,359VVV (0,015)
Mindestentgeltpunkte 0,145 (0,157) 0,021 (0,151) −0,007 (0,116)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,373VVV (0,039) 0,369VVV (0,040) 0,282VVV (0,026)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,154VV (0,063) 0,103? (0,058) 0,069 (0,044)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,039 (0,079) −0,743VVV (0,084) −0,540VVV (0,060)
EP fu¨r berufliche Ausbildung 0,093 (0,065) −0,719VVV (0,077) −0,473VVV (0,051)
ø Entgeltpunkte −0,785VVV (0,257) −2,224VVV (0,268) −1,295VVV (0,196)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,072VVV (0,011) 0,158VVV (0,012) 0,107VVV (0,008)
Rentenrechtliche Zeiten −0,142VVV (0,026) −0,654VVV (0,032) −0,459VVV (0,022)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,003 (0,005) 0,110VVV (0,005) 0,089VVV (0,004)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,002 (0,005) 0,064VVV (0,006) 0,045VVV (0,004)
Anrechnungszeiten S, FS, HS −0,000 (0,002) 0,036VVV (0,002) 0,024VVV (0,002)
Anrechnungszeiten AL −0,004 (0,004) 0,039VVV (0,004) 0,029VVV (0,003)
Anrechnungszeiten Krankheit −0,014V (0,007) 0,012? (0,007) 0,008? (0,005)
Medizinische Rehabilitation −0,113 (0,191) −0,400V (0,183) −0,281V (0,140)
Zeiten nach FremdrentenG −0,338VVV (0,118) −0,664VVV (0,113) −0,442VVV (0,084)
Vertragsland 0,280VVV (0,084) 0,723VVV (0,087) 0,522VVV (0,061)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,441VVV (0,125) −0,673VVV (0,133) −0,382VVV (0,091)
Wohnort neue BL 0,481VVV (0,065) 0,911VVV (0,059) 0,731VVV (0,046)
Wohnort Ausland −0,489? (0,290) −0,816VVV (0,290) −0,544VVV (0,193)
verheiratet/wiederverheiratet 0,695VVV (0,216) 3,178VVV (0,308) 2,272VVV (0,225)
Geburtsjahr 0,333VVV (0,036) 0,386VVV (0,034) −0,269VVV (0,026)
Konstante 188,922VVV (9,781) 442,529VVV (9,462)
Schwellenwert 1 (s1) −290,591VVV (7,569)
Schwellenwert 2 (s2) −289,381VVV (7,568)
Anzahl Beobachtungen 28.990 28.990
LL(Konstantenmodell) −30.108,025 −30.108,025
LL(Gesamtmodell) −22.665,575 −23.567,037
Angepasstes (Pseudo) R2 0,245 0,216
BIC’ −14.268,418 −12.773,734
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle 6.15: Scha¨tzergebnisse − Geordnetes Logitmodell, Spezifikationen 2a, 2b und 2c
OL
Spezifikation 2a Spezifikation 2b Spezifikation 2c
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 0,297VVV (0,016) 0,146VVV (0,020) 0,155VVV (0,022)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,005VVV (0,000) −0,004VVV (0,000) −0,005VVV (0,000)
ø Einkommensteuersatz 0,000 (0,010) 0,203VVV (0,021) 0,222VVV (0,023)
ø Einkommensteuersatz2 0,000 (0,000) 0,000 (0,000) 0,000? (0,000)
SV-Beitragsanteil −27,465VVV (0,754) −27,681VVV (0,775) −28,075VVV (0,794)
SV-Beitragsanteil2 0,666VVV (0,019) 0,672VVV (0,020) 0,680VVV (0,020)
Summe der Entgeltpunkte −0,217VVV (0,013) −0,228VVV (0,015) −0,225VVV (0,016)
Summe der Entgeltpunkte2 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,049VVV (0,006) 0,359VVV (0,015) 0,355VVV (0,016)
Mindestentgeltpunkte −0,404VVV (0,103) −0,007 (0,116) 0,122 (0,125)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,333VVV (0,017) 0,282VVV (0,026) 0,265VVV (0,028)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,808VVV (0,026) 0,069 (0,044) 0,031 (0,047)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,427VVV (0,021) −0,540VVV (0,060) −0,581VVV (0,065)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −0,358VVV (0,019) −0,473VVV (0,051) −0,466VVV (0,055)
ø Entgeltpunkte −1,386VVV (0,175) −1,295VVV (0,196) −1,421VVV (0,207)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,107VVV (0,008) 0,113VVV (0,008)
Rentenrechtliche Zeiten −0,459VVV (0,022) −0,450VVV (0,023)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,089VVV (0,004) 0,092VVV (0,004)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,045VVV (0,004) 0,045VVV (0,004)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,024VVV (0,002) 0,025VVV (0,002)
Anrechnungszeiten AL 0,029VVV (0,003) 0,029VVV (0,003)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,008? (0,005) 0,011V (0,005)
Medizinische Rehabilitation −0,281V (0,140) −0,222 (0,158)
Zeiten nach FremdrentenG −0,442VVV (0,084) −0,456VVV (0,090)
Vertragsland 0,522VVV (0,061) 0,477VVV (0,065)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,382VVV (0,091) −0,359VVV (0,097)
Wohnort neue BL 0,731VVV (0,046) 0,733VVV (0,051)
Wohnort Ausland −0,544VVV (0,193) −0,419V (0,203)
verheiratet/wiederverheiratet 2,272VVV (0,225) 2,539VVV (0,260)
Geburtsjahr −0,269VVV (0,026) −0,315VVV (0,027)
Hauptschule/MR mit BA 0,361VVV (0,048)
Hochschulreife ohne BA 0,345? (0,182)
Hochschulreife mit BA 0,533VVV (0,099)
Fachhochschulabschluss 0,299VVV (0,073)
Universita¨tsabschluss 0,174V (0,081)
Schwellenwert 1 (s1) −284,755VVV (7,320) −290,591VVV (7,569) −294,353VVV (7,749)
Schwellenwert 2 (s2) −283,628VVV (7,319) −289,381VVV (7,568) −293,110VVV (7,748)
Anzahl Beobachtungen 28.990 28.990 26.523
LL(Konstantenmodell) −30.108,025 −30.108,025 −27.627,823
LL(Gesamtmodell) −24.620,217 −23.567,037 −21.485,554
Angepasstes (Pseudo) R2 0,182 0,216 0,221
BIC’ −10.821,494 −12.773,734 −11.928,037
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle 6.16: Scha¨tzergebnisse − Trunkiertes OLS, Spezifikationen 0a, 0b und 0c
Trunkiertes OLS
Spezifikation 0a Spezifikation 0b Spezifikation 0c
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 1,096VVV (0,155) 0,173 (0,192) 0,145 (0,214)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,014VVV (0,003) −0,003 (0,003) −0,005 (0,003)
ø Einkommensteuersatz 0,158 (0,110) 0,899VVV (0,190) 1,061VVV (0,213)
ø Einkommensteuersatz2 −0,001 (0,003) −0,002 (0,003) −0,001 (0,003)
SV-Beitragsanteil −85,651VVV (7,132) −75,622VVV (6,154) −76,470VVV (6,426)
SV-Beitragsanteil2 2,023VVV (0,193) 1,812VVV (0,167) 1,819VVV (0,174)
Summe der Entgeltpunkte −2,093VVV (0,112) −1,719VVV (0,115) −1,659VVV (0,126)
Summe der Entgeltpunkte2 0,016VVV (0,001) 0,013VVV (0,001) 0,012VVV (0,001)
Vollwertige Beitragszeiten 0,685VVV (0,054) 3,899VVV (0,133) 3,899VVV (0,143)
Mindestentgeltpunkte −3,939VVV (0,879) −1,080 (0,906) 0,294 (0,970)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 3,675VVV (0,155) 2,682VVV (0,214) 2,402VVV (0,235)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 4,853VVV (0,171) −1,128VVV (0,316) −1,409VVV (0,332)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −3,654VVV (0,207) −5,179VVV (0,478) −5,444VVV (0,504)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −3,849VVV (0,230) −4,884VVV (0,424) −4,782VVV (0,445)
ø Entgeltpunkte −9,860VVV (1,616) −8,469VVV (1,619) −9,901VVV (1,711)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,997VVV (0,056) 1,047VVV (0,060)
Rentenrechtliche Zeiten −4,845VVV (0,191) −4,822VVV (0,205)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,817VVV (0,027) 0,832VVV (0,028)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,494VVV (0,032) 0,490VVV (0,034)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,275VVV (0,014) 0,291VVV (0,015)
Anrechnungszeiten AL 0,288VVV (0,021) 0,299VVV (0,023)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,181VVV (0,045) 0,215VVV (0,048)
Medizinische Rehabilitation −3,416V (1,719) −1,875 (1,782)
Zeiten nach FremdrentenG −3,515VVV (0,728) −3,661VVV (0,777)
Vertragsland 4,709VVV (0,484) 4,330VVV (0,516)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −2,103VVV (0,695) −1,873VV (0,748)
Wohnort neue BL 2,480VVV (0,445) 2,438VVV (0,477)
Wohnort Ausland −4,607VVV (1,686) −4,138VV (1,732)
verheiratet/wiederverheiratet 8,271VVV (1,909) 10,307VVV (2,196)
Geburtsjahr −4,104VVV (0,268) −4,539VVV (0,279)
Hauptschule/MR mit BA 3,099VVV (0,542)
Hochschulreife ohne BA 1,133 (1,301)
Hochschulreife mit BA 3,873VVV (0,821)
Fachhochschulabschluss 3,335VVV (0,685)
Universita¨tsabschluss 0,494 (0,708)
Konstante 1.687,102VVV (65,120) 1.607,366VVV (56,358) 1.615,816VVV (58,838)
Anzahl Beobachtungen 28.990 28.990 26.523
LL(Konstantenmodell) −103.145,16 −101.970,1 −93.081,109
LL(Gesamtmodell) −100.140,84 −99.009,193 −90.332,451
Angepasstes R2 0,280 0,333 0,341
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. White-korrigierte Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Der Einkommensteueranteil am Arbeitseinkommen ist im linearen Term hochsignifikant und
positiv. Beim quadratischen Term variieren die Signifikanzen. Das Vorzeichen des quadrierten
Einkommensteueranteils ist mit Ausnahme der trunkierten OLS-Scha¨tzergebnisse positiv und
in ca. der Ha¨lfte der Spezifikationen insignifikant.
Die Koeffizienten des SV-Beitragsanteils sind u¨ber alle Modellverfahren und -spezifikationen
hochsignifikant. Der saldierte marginale Einfluss einer Erho¨hung der durchschnittlichen SV-
Beitragsbelastung am Erwerbseinkommen um einen Prozentpunkt ist negativ und nimmt mit
steigendem SV-Anteil ab. Ein negativer Nettoeffekt impliziert nach den entgegengerichteten
Einkommens- und Substitutionseffekten der Gleichungen (4.49), (4.51), (4.55), (4.62), (4.64)
und (4.68), dass in rentenberechtigenden Altern der Substitutionseffekt einer Erho¨hung der
Sa¨tze zur Arbeitslosen-, Renten-, Kranken- bzw. Pflegeversicherung den damit verbundenen
Einkommenseffekt deutlich u¨bersteigt und sich die individuell optimale Ruhestandsentschei-
dung in einem vorzeitigen Beenden der Aktivenzeit a¨ußert. Der zusammengefasste Koeffizient
des SV-Anteils hat vom Umfang her einen im Vergleich zum Umfang der Koeffizienten al-
ler u¨brigen Faktoren mit Abstand dominierenden Einfluss. Nimmt man in der trunkierten
OLS-Scha¨tzung lediglich den SV-Beitragsanteil kombiniert mit seiner quadratischen Form in
die Scha¨tzgleichung auf, so leistet diese Variable allein eine Varianzaufkla¨rung von 20% nach
McFadden.
Die steuera¨hnliche Wirkung der SV-Beitra¨ge auf die Entscheidung zum Verbleib im Erwerbs-
prozess resultiert aus der Tatsache, dass Versicherte in rentenbezugsberechtigenden Altern
vor allem die Beitra¨ge zur Arbeitslosen-, Kranken- und Pflegeversicherung als Steuern und
nicht als Pra¨mien empfinden (Sachversta¨ndigenrat (2005)). O¨konomisch gesehen, beinhal-
ten die Arbeitslosen-, Kranken- und Pflegeversicherungsbeitra¨ge in einkommensabha¨ngigen
Beitragssystemen einen Steueranteil, da das Risiko arbeitslos, krank oder pflegebedu¨rftig
zu werden nicht mit dem Lohneinkommen steigt, wie es die Beitragsbemessung suggeriert.
Der an sich partielle Steuercharakter der SV-Beitra¨ge degeneriert in rentenberechtigten Al-
tern ausnahmslos zur Steuer aus Sicht des Individuums, da nach dem Renteneintritt kein
Anspruch auf Lohnersatzleistungen aus der Arbeitslosenversicherung besteht und insofern
Arbeitslosenversicherungsbeitra¨ge vollends als Steuer auf das Erwerbseinkommen vor Ren-
teneintritt empfunden werden. Der Anspruch auf vollen Leistungsumfang bei der Kranken-
und Pflegeversicherung bleibt trotz des beim Standardrentner um 2/3 niedrigeren Beitrags
gegenu¨ber der Erwerbsphase bestehen und la¨sst insoweit die Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeitra¨ge in der potenziellen Rentenvorbezugsphase eine steuera¨hnliche Wirkung auf das
Arbeitsangebot entfalten.
Vom theoretischen Standpunkt wu¨rde man erwarten, dass der Nettoeffekt des durchschnitt-
lichen Einkommensteuersatzes wie beim SV-Anteil negativ ist. Da die Beitragserhebung der
SV-Zweige regressiv und die Einkommensbesteuerung progressiv im Erwebseinkommen ist,
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ist der SV-Beitragsanteil am Arbeitseinkommen negativ mit dem Steueranteil am Arbeitsein-
kommen korreliert. Eine o¨konomisch sinnvolle und plausible Erkla¨rung fu¨r das positive Vorzei-
chen des Einkommensteueranteils am Erwebseinkommen liegt in der Korrektur der impliziten
Unterstellung einer u¨ber die Einkommensklassen a¨hnlichen Wirkung der SV-Beitra¨ge auf die
Entscheidung zur Fortsetzung der Arbeitsmarktpartizipation. Hier ist zu vermuten, dass das
Ausmaß der Reaktionen der Individuen auf Erho¨hungen des SV-Beitrags u¨ber ihr Erwerbsein-
kommen variiert. Nach den Scha¨tzresultaten sollte der per Saldo arbeitsangebotsreduzierende
Effekt des SV-Beitragsteils mit steigender Entlohnung abnehmen. Diesen regressiven Verlauf
des SV-Beitragskoeffizienten in Abha¨ngigkeit des Erwerbseinkommens scheint der positive
Einkommensteuerkoeffizient abzubilden.
Die Koeffizienten der Summe der Entgeltpunkte des linearen und quadratischen Terms sind
u¨ber alle Scha¨tzmodelle hochsignifikant und stu¨tzen in den Vorzeichen und der Sta¨rke der Ko-
effizienten die Interpretation nach dem Opportunita¨tskostenansatz. Wenn Freizeit ein supe-
riores Gut ist, wird das Individuum umso mehr Freizeit nachfragen, d.h. seinen Ruhestands-
zeitpunkt sta¨rker vorziehen, je ho¨her das zur Verfu¨gung stehende Alternativeinkommen in
Freizeit ist. U¨ber den quadratischen Term kommt wohl der abnehmende Grenznutzen aus
Freizeit zum Tragen.
Die Anzahl der vollwertigen Beitragszeiten entspricht im Ruhestandsmodell den Beitragsjah-
ren E, und wirkt signifikant positiv auf die Wahrscheinlichkeit bis zum ordentlichen Alter
einer sozialabgabenpflichtigen Bescha¨ftigung nachzugehen. Die vollwertigen Beitragszeiten
stehen daneben fu¨r eine durchgehende Erwerbsbiographie ohne große Unterbrechungen durch
beitragsfreie oder beitragsgeminderte Zeiten.
Die Bewertung der nicht beitragsgedeckten Zeiten mit Entgeltpunkten scheint insgesamt be-
trachtet einen merklich negativen Einfluss auf die Ausu¨bung der Berufsta¨tigkeit bis zum
Regelrentenalter zu haben. Der Fehlanreiz ist bei den Entgeltpunkten fu¨r beitragsgeminderte
Zeiten, den zusa¨tzlich gewa¨hrten und den Entgeltpunkten fu¨r Zeiten beruflicher Ausbildung
u¨ber alle Spezifikationen des geordneten Logit-Modells und der linearen Regressionen signi-
fikant und relativ stark ausgepra¨gt. An dieser Stelle zeigt sich der negative Einfluss von Ab-
weichungen vom versicherungsmathematischen A¨quivalenzprinzip bei der Rentenfestsetzung
sehr deutlich. Allerdings scheinen von den Mindestentgeltpunkten unter Signifikanzkriterien
keine Fehlanreize auf die Partizipationsentscheidung auszugehen und die Entgeltpunkte, die
aus beitragsfreien Zeiten resultieren, wirken sogar schwach positiv auf die Arbeitsangebots-
entscheidung bis zum regula¨ren Rentenzugangsalter.
Die der Wirkung und dem Erkla¨rungsgehalt nach zweitwichtigste Variable neben dem SV-
Beitragsanteil sind die durchschnittlichen Entgeltpunkte, die der Versicherte u¨ber sein Er-
werbsleben akkumulieren konnte. Da die durchschnittlichen Entgeltpunkte ein sehr gutes
Maß fu¨r das Arbeitseinkommen u¨ber die gesamte Erwerbsbiographie bis zur Beitragsbe-
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messungsgrenze in der GRV sind, bilden sie gleichzeitig die Fa¨higkeit zur Bildung von
Vermo¨gen wa¨hrend der Aktivenzeit ab. Der Koeffizient offenbart, dass Individuen mit im
Mittel ho¨heren Erwerbseinku¨nften geneigt sind ihren Rentenbeginn gegenu¨ber Individuen
mit verha¨ltnisma¨ßig geringen Erwerbseinku¨nften deutlich vorzuziehen. Mit den durchschnitt-
lichen Entgeltpunkten wird, wie in Abschnitt 6.4.2 ausgefu¨hrt, in gewisser Weise die Freizeit-
pra¨ferenz erfasst, die per se nicht beobachtbar ist. Wenn Freizeit ein normales Gut ist, ist die
beste verfu¨gbare Na¨herung fu¨r die Freizeitpra¨ferenz gerade das Einkommen u¨ber die gesamte
Zeit der Berufsta¨tigkeit in Relation zum durchschnittlichen Versichertenentgelt in der GRV,
da mit steigendem Einkommen auch die Nachfrage nach Freizeit zunimmt. Ferner du¨rfte auf-
grund abnehmenden Grenznutzens aus Einkommen die Anstrengung von vermo¨genden Indi-
viduen zur weiteren Einkommenserzielung im Vergleich zu weniger vermo¨genden Versicherten
sta¨rker nachlassen, sodass aus Nutzenzuwachserwa¨gungen eine Ausdehnung der Freizeitphase
von reicheren Individuen pra¨feriert werden sollte.
Die La¨nge der Versicherungszeit des Individuums wirkt signifikant negativ auf die Wahr-
scheinlichkeit zum Regelrentenalter aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. Entsprechend
wirkt auch der fru¨he Eintritt in das Erwerbsleben repra¨sentiert durch das Alter des Ver-
sicherten beim ersten Rentenbeitrag.
Dagegen haben beitragsgeminderte Zeiten ohne Zeiten fu¨r die berufliche Ausbildung sowie
beitragsgeminderte Zeiten aufgrund beruflicher Ausbildung einen geringfu¨gig positiven Effekt
auf die Verrentung zum ordentlichen Rentenalter.
Wie zu erwarten wirken sich Anrechnungszeiten fu¨r den Schul-, Fachschul- sowie Hochschul-
besuch positiv auf die Erwerbswahrscheinlichkeit bis zum regula¨ren Verrentungsalter aus.
Obwohl die Opportunita¨tskosten mit steigender Dauer der Bildungsphase zunehmen, ist der
Effekt insgesamt relativ schwach. Dies du¨rfte wahrscheinlich darauf zuru¨ckzufu¨hren sein, dass
durch den technologischen Fortschritt vor langer Zeit erworbenes Wissen u¨berholt oder vo¨llig
nutzlos wird. Ein hier unberu¨cksichtigter wichtiger Einflussfaktor neben den im Berufsleben
erworbenen fachspezifischen Kenntnissen und Erfahrungen sind fu¨r die Ho¨he des Humanka-
pitals die Weiterbildungsaktivita¨ten des Versicherten u¨ber den Lebenszyklus.
Der Koeffizient fu¨r die Dauer der Arbeitslosigkeitsphasen wa¨hrend der Erwerbsta¨tigenzeit
weist eine vernachla¨ssigbare Gro¨ße auf, sodass davon ausgegangen werden muss, dass die
Arbeitsmarktlage fu¨r diese Versicherten wohl keine Rolle gespielt hat, zumal das Vorzeichen
kontraintuitiv ist. Man wu¨rde erwarten, dass Versicherte mit la¨ngeren Phasen der Arbeitslo-
sigkeit eher geneigt sind vor Vollendung des 65. Lebensjahres zu berenten. Obwohl der Effekt
sehr gering ist, muss vermutet werden, dass es sich bei den langja¨hrig Versicherten bzgl. des
Erwerbslosigkeitsrisikos um gute Risiken handelt und die Zeiten friktioneller Arbeitslosigkeit
als Mitnahmeeffekt der institutionellen Arrangements zu werten ist, zumal dann, wenn die
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Problemgruppe, Personen mit Einstellungshemmnissen, der betrachteten Jahrga¨nge sehr viel
fru¨her mit der Rente nach Arbeitslosigkeit zugegangen ist.
Anrechnungszeiten fu¨r Krankheit haben einen u¨ber alle Spezifikationen signifikant positiven
Einfluss auf einen Verbleib im Erwerbsprozess u¨ber das fru¨hestmo¨gliche Rentenzugangsalter
hinaus. Hier ist zu vermuten, dass Krankheitszeiten wa¨hrend des Berufslebens kein ada¨quater
Indikator fu¨r den Gesundheitszustand in rentennahen Altern sind. Ein offensichtlich besserer
Indikator fu¨r die gesundheitliche Verfassung am Erwerbszyklusende ist die Inanspruchnah-
me von mindestens einer Rehabilitationsmaßnahme innerhalb der letzten 5 Jahre vor Ren-
teneintritt. Sie weist auch unter Signifikanzgesichtspunkten in den zu erwartenden fru¨heren
Abschied aus der Erwebsta¨tigkeit.
Versicherte, die Zeiten nach dem Fremdrentengesetz nachweisen, haben eine leicht vermin-
derte Wahrscheinlichkeit fu¨r eine regula¨re Berentung und Versicherte, die Zeiten in einem
Vertragsland, also internationale Berufserfahrung gesammelt haben, eine ho¨here. Diese Re-
aktionsrichtung ist konform mit theoretischen Erwa¨gungen, wenn angenommen wird, dass
die fu¨r Auslandseinsa¨tze erforderlichen Qualifikationsanforderungen, Sprachfertigkeiten und
Berufserfahrungen eine erfolgreiche Bescha¨ftigung begu¨nstigen und insoweit die Opportu-
nita¨tskosten des Ruhestands zunehmen. Wie in der gesamten Stichprobe weisen ausla¨ndische
Staatsangeho¨rige eine ho¨here Wahrscheinlichkeit auf, ihrer Erwerbsta¨tigkeit nicht bis zum
gesetzlichen Regelalter nachzugehen. Die Reaktion der in Ostdeutschland ansa¨ssigen Versi-
cherten u¨berrascht indes. Sie gehen gegenu¨ber ihren westdeutschen Landsleuten trotz der
preka¨ren Arbeitsmarktlage tendenziell spa¨ter zu. Dies wird wohl darauf zuru¨ckzufu¨hren sein,
dass sie weniger geneigt sind, Abschla¨ge in Kauf zu nehmen, um fru¨her in den Ruhestand zu
treten. Versicherte mit einem Wohnsitz im Ausland scheiden trotz der Abschlagswirkung eher
aus dem Arbeitsleben aus, was im Hinblick auf die hohen Fixkosten eines weiteren Wohnsitzes
relativ einsichtig erscheint.
Vergleichsweise stark wirkt sich das verheiratet sein positiv auf die Erwerbsta¨tigkeit bis zum
Normalzugangsalter aus. Unerwarteterweise zieht der ju¨ngere Jahrgang 1940 trotz der Ren-
tenabschla¨ge gegenu¨ber dem Jahrgang 1939 seinen Ruhestand signifikant sta¨rker vor.
Zusammenfassend la¨sst sich konstatieren, dass die charakterisierenden Merkmale der Versi-
cherten, wie Zeiten nach dem Fremdrentengesetz, Arbeitsaufenthalte in einem Vertragsland,
die Nationalita¨t, der Wohnort oder das Geburtsjahr der Sta¨rke ihres Effekts nach eine a¨hnliche
Wirkung auf die Berentungsentscheidung und damit die Inkaufnahme von versicherungsma-
thematischen Abschla¨gen haben.
Der Erkla¨rungsgehalt der aufgenommenen Variablen liegt in Spezifikation 0b des trunkierten
OLS-Modells bei 33% nach McFadden und damit relativ hoch. Wird zusa¨tzlich das Qua-
lifikationsniveau der Versicherten in die zu scha¨tzende Regressionsgleichung aufgenommen,
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dann erho¨ht sich die Varianzaufkla¨rung auf 34% nach McFadden. Da die Qualifikationsstich-
probe aufgrund fehlender Meldungen der Arbeitgeber u¨ber den ho¨chsten erreichten formalen
Bildungsabschluss etwas kleiner ist (vgl. Tab. 6.13), wurde die kleinere Stichprobe auf Se-
lektionsverzerrungen gepru¨ft. Nach den vorliegenden Ergebnissen scheint es keine Verzerrung
der Stichprobe zu geben. Erwartungsgema¨ß weisen alle Koeffizienten der ho¨heren Bildungs-
abschlu¨sse gegenu¨ber der Referenzkategorie des niedrigsten Bildungsabschlusses Hauptschule
bzw. Mittlere Reife ohne Berufsausbildung ein positives Vorzeichen auf. Allerdings wa¨hlen
Versicherte mit einer Hochschulreife, aber ohne Berufsausbildung u¨ber alle Scha¨tzmodelle
hinweg keinen signifikant spa¨teren Rentenzugang als Versicherte mit einem Hauptschulab-
schluss bzw. Mittlerer Reife und ohne Berufsausbildung. Die Signifikanzergebnisse fu¨r die
Abschlu¨sse Hochschulreife mit Berufsausbildung und Fachhochschulabschluss lassen u¨ber al-
le Scha¨tzungen darauf schließen, dass ein positiver Einfluss des Qualifikationsniveaus auf die
Ausdehnung der Erwerbsphase am Erwerbsrand besteht. Auffa¨llig ist dabei, dass der Koeffizi-
ent fu¨r den Abschluss Hochschulreife mit Berufsausbildung im Vergleich zum Koeffizienten fu¨r
den Fachhochschulabschluss u¨ber alle Spezifikationen gro¨ßer ist. Die Signifikanz des ho¨chsten
formalen Bildungsabschlusses ist durchwachsen. Wa¨hrend der Universita¨tsabschluss in ei-
nigen Spezifikationen des geordneten Logit-Modells schwache Signifikanzen auf dem 5-10%
Niveau aufweist, ist ein gegenu¨ber dem niedrigsten Qualifikationsniveau spa¨terer Ru¨ckzug
aus der Erwerbsta¨tigkeit in der trunkierten KQ-Scha¨tzung statistisch nicht gesichert. Der
Zusammenhang u¨ber alle Ausbildungsniveaus betrachtet, deutet auf einen parabelfo¨rmigen
Einfluss des Qualifikationsniveaus auf den Austrittszeitpunkt hin. Wie in allen gescha¨tzten
Modellen und Spezifikationen kann auch bei diesem die Nullhypothese, dass alle Faktoren
gemeinsam keinen Einfluss auf den Rentenzugangszeitpunkt haben, abgelehnt werden.
Um das individuelle Berentungsverhalten ada¨quat abzubilden, wurden in den Scha¨tzspezi-
fikationen 0b und 0c sozioo¨konomische sowie erwerbsbiographische Variablen neben die im
Modell o¨konomisch relevanten Variablen einbezogen. Die vorgenommene Modellierung nimmt
also explizit an, dass die Handlungen von Arbeitnehmern nicht ausschließlich auf o¨konomische
Anreize zuru¨ckzufu¨hren sind. Mit den Referenzspezifikationen 0b und 0c wird davon ausge-
gangen, dass das Verhalten der Arbeitnehmer von u¨ber das moneta¨re hinausgehenden Motiven
geleitet ist (s. Becker (1993)).
Um den Erkla¨rungsgehalt des theoretischen Modells gegenu¨ber dem empirisch signifikanten
Gesamtmodell abzuscha¨tzen, wurden in Spezifikation 0a nur die Variablen des Ruhestands-
modells einbezogen. Der Vergleich der Signifikanzen, Vorzeichen und Sta¨rke der Koeffizienten
mit dem Gesamtmodell (Spezifikation 0b und 0c) la¨sst darauf schließen, dass das theoretische
Modell bei der Erkla¨rung des Ruhestandsverhaltens sehr gut abschneidet, zumal mit Spezi-
fikation 0a ein omitted variable bias provoziert wird. Mit einer Varianzaufkla¨rung, die nach
McFadden bei 28% liegt, scheint die Arbeitsmarktpartizipation in rentenbezugsberchtigten
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Altern sehr wohl vor allem o¨konomisch geleitet zu sein, wenn auch die empirischen Ergeb-
nisse den sozioo¨konomischen und erwerbsbiographischen Merkmalen der Individuen einen
signifikanten Einfluss bei der Wahl des Ru¨ckzugszeitpunktes attestieren.
Die Konstruktion des Sample wurde so gewa¨hlt, dass in ihm nur Versicherte enthalten sind,
die voll von der Abschlagsregelung betroffen sind. Da die Anzahl der Abschla¨ge invers und
linear vom regula¨ren Renteneintrittsalter mit 65 Jahren abha¨ngt, zeigt das Negative des
Koeffizienten einer Variable auch gleichzeitig die Geneigtheit Abschla¨ge hinzunehmen. Auf-
grund der unterschiedlichen Skalierung ist bei einer Regression auf die Anzahl der Abschla¨ge
lediglich die Konstante kleiner.
6.6 Resume´e zum Rentenzugangsverhalten der Kohorten
1937 bis 1940
Unterschiede im Rentenzugangsverhalten der Kohorten 1937 bis 1940
Vergleicht man die Scha¨tzergebnisse fu¨r die gesamte Population der langja¨hrig Versicher-
ten mit den Ergebnissen der Teilpopulation, der voll von versicherungsmathematischen Ab-
schla¨gen betroffenen Versicherten der Jahrga¨nge 1939 und 1940 ohne Vertrauensschutz,
so la¨sst sich hinsichtlich der Wirkungsrichtung wie auch bezu¨glich der Signifikanzni-
veaus der aufgenommenen Determinanten der Ruhestandsentscheidung eine weitgehende
U¨bereinstimmung konstatieren (vgl. Tab. 6.17, 6.18, 6.19).
Divergierende Scha¨tzresultate lassen sich bei den Signifikanzen fu¨r den linearen wie quadra-
tischen Term des Bruttoentgelts vor Berentung feststellen. Wa¨hrend im gesamten Sample
abwechselnd entweder nur der lineare oder nur quadratische Term, aber auch beide Terme
gleichzeitig insignifikant sind, lassen die Ergebnisse des Subsample keinen Zweifel u¨ber die
funktionale Form der Wirkung des Bruttoerwerbseinkommens auf die Teilnahme am Arbeits-
markt aufkommen. Mit Ausnahme der trunkierten Scha¨tzung ist in der Teilstichprobe der
langja¨hrig Versicherten ohne Vertrauensschutz der lineare Term in jeder Spezifikation signi-
fikant positiv und der quadratische Term signifikant negativ. Der marginale Nettoeffekt des
Bruttoentgelts auf die Partizipationsentscheidung ist in beiden Stichproben eindeutig positiv.
In beiden Stichprobengesamtheiten divergieren gleichermaßen Vorzeichen wie Signifikanzen
fu¨r die Variablen Rente nach Mindestentgeltpunkten, Entgeltpunkte fu¨r beitragsfreie Zeiten
und Entgeltpunkte fu¨r beitragsgeminderte Zeiten u¨ber die verschiedenen Spezifikationen.
Die Insignifikanzen in der jeweils zweiten Kategorie der multinomialen Logit-Scha¨tzung fu¨r
den Wohnsitz im Ausland sind fu¨r das u¨ber 2/3 kleinere Subsample sehr wahrscheinlich dar-
auf zuru¨ckzufu¨hren, dass eine sehr geringe Anzahl an Beobachtungen in die relativ schwach
besetzte Kategorie fa¨llt. Ebenfalls die geringe Fallzahl von nicht einmal 0,8% der Versicherten
mit Rehabilitationsleistungen ist ho¨chstwahrscheinlich fu¨r die schwa¨cheren Signifikanzen der
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Rehaleistungskoeffizienten im kleineren Teilsample verantwortlich (SUF Versichertenrenten-
zugang 2002−05, Quelle: FDZ-RV).
Die u¨berwiegend positiven Vorzeichen fu¨r den Geburtsjahrgang im Gesamtsample der
langja¨hrig Versicherten liegen vornehmlich daran, dass die a¨lteren Jahrga¨nge sta¨rker von
der Vertrauensschutzregelung profitieren und u¨berhaupt in den Genuss der stufenweisen Al-
tersgrenzenanhebung kommen. Da ein fru¨herer Rentenbeginn fu¨r die a¨lteren Kohorten 1937
und 1938 aufgrund der relativ geringeren Betroffenheit von Abschla¨gen gu¨nstiger ist, gehen
sie im Vergleich zu den ju¨ngeren Jahrga¨ngen 1939 und 1940 fru¨her in den Rentenbezug u¨ber.
Werden Versicherte mit nur geringer Betroffenheit von versicherungsmathematischer Ku¨rzung
der vorgezogenen Rente aus dem Datensatz entfernt, wie in dem Teilsample der voll von der
Abschlagsregelung erfassten Versicherten, dann zeigen die durchga¨ngig signifikant negativen
Koeffizienten, dass sich der ju¨ngere Jahrgang 1940 im Vergleich zum a¨lteren Jahrgang 1939
signifikant fru¨her aus der Erwerbsta¨tigkeit zuru¨ckzieht entgegen dem Zusammenhang im Ge-
samtsample. Insoweit u¨berlagert der Effekt der geringeren Betroffenheit der Abschla¨ge unter
den a¨lteren Jahrga¨ngen, das umgekehrte Verha¨ltnis des Rentenzugangs zwischen Versicherten
ohne Vertrauensschutz der beiden ju¨ngsten Kohorten.
Empirische Ergebnisse und Hypothesen
Wie zu erwarten war, begu¨nstigt eine weitgehende Befreiung von Rentenabschla¨gen u¨ber die
Vertrauensschutzregelung einen vorzeitigen Rentenantritt.
Obgleich die funktionale Form des Einflusses des erzielbaren Bruttoentgelts auf die Par-
tizipationsentscheidung im Gesamtsample nicht eindeutig identifizierbar ist, deckt sich der
signifikant positive marginale Nettoeffekt zumindest mit der Erwartung u¨ber das Vorzeichen.
Der u¨ber alle Spezifikationen signifikant positive, aber abnehmende Einfluss des Erwerbsein-
kommens im Teilsample steht hingegen voll im Einklang mit der Theorie des abnehmenden
Grenznutzens aus Einkommen (vgl. Tab. 6.17, 6.18, 6.19).
Der durchschnittliche Einkommensteuersatz hat entgegen steuertheoretischer U¨berlegungen
und den abgeleiteten Reaktionen des Individuums einen positiven und u¨berwiegend signifi-
kanten Einfluss auf die Erwerbswahrscheinlichkeit in rentenbezugsberechtigten Altern. Vo¨llig
kontra¨r dazu, aber theoriekonform verha¨lt sich die individuelle Reaktion auf die Belastung
der Erwerbsarbeit mit SV-Beitra¨gen. Dieser bei der Hypothesenbildung formulierte negative
Zusammenhang ist in beiden Stichproben und zudem u¨ber alle Spezifikationen hochsignifi-
kant.
Durch die vorliegenden Ergebnisse wird die Vermutung gestu¨tzt, dass der SV-Anteil am
Lohneinkommen abnehmend negativ auf die Arbeitsmarktbeteiligung im fortgeschrittenen
Erwerbsalter wirkt, weil bei zuna¨chst progressiver und anschließend regressiver Beitragsbelas-
tung die Bezieher geringer Einkommen sta¨rker auf den Einkommenseffekt reagieren. Analog
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la¨sst sich das in der vorliegenden Scha¨tzungen positive Vorzeichen des durchschnittlichen
Einkommensteuersatzes erkla¨ren. Obwohl der Koeffizient im unteren Einkommensbereich
in der Gro¨ßenordnung unbedeutend ist, wirkt er aufgrund der Progression mit zunehmen-
dem Einkommen sta¨rker positiv auf die Erwerbswahrscheinlichkeit. Dies deutet daraufhin,
dass der Koeffizient des Einkommensteuersatzes die Substitutionswirkung des SV-Anteils in
ho¨heren Einkommensklassen etwas abschwa¨cht. Das Gro¨ßenverha¨ltnis der SV-Koeffizienten
zu den Koeffizienten der u¨brigen Einflussfaktoren indiziert, dass bei der Entscheidung zwi-
schen Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit und U¨bergang in den Rentenbezug die Belastung der
Erwerbseinkommen mit SV-Beitra¨gen die entscheidende Determinante darstellt und zwar
selbst dann, wenn Versicherte bei einem vorzeitigen Rentenzugang versicherungsmathemati-
sche Reduktionen ihrer Anwartschaft hinnehmen mu¨ssen.
Der Einfluss der Rentenanwartschaft (Summe der Entgeltpunkte) wirkt wie die SV-Beitra¨ge
aufgrund der damit verbundenen Senkung der Opportunita¨tskosten fu¨r Freizeit eindeutig
negativ auf den Verbleib in Erwerbsta¨tigkeit.
Die in Abschnitt 6.2.2 angestellte Vermutung zur Einflussrichtung der vollwertigen Beitrags-
zeiten als Indikator fu¨r die La¨nge der Erwerbsbiographie wird unter Signifikanzgesichtspunk-
ten ebenfalls u¨ber alle Scha¨tzungen besta¨tigt.
Hingegen ist die These vom negativen Einfluss des Abweichens von der Beitragsa¨quivalenz
nicht generell haltbar. Bei den Mindestentgeltpunkten ist der Koeffizient zwar ganz u¨berwie-
gend negativ, aber nur sehr selten auch signifikant. Dies ha¨ngt wahrscheinlich damit zusam-
men, dass die Anhebung der Entgeltpunkte nach sehr geringem Arbeitsengelt ausschließlich
bei Vorliegen von mindestens 35 Jahren an rentenrelevanten Zeiten gewa¨hrt wird. Bei den
Entgeltpunkten fu¨r beitragsgeminderte Zeiten variieren in beiden Grundgesamtheiten sowohl
die Signifikanzen wie auch die Vorzeichen u¨ber die Spezifikationen und lassen daher keinen
Ru¨ckschluss auf die Wirkungsrichtung zu. Dies gilt fu¨r die Entgeltpunkte fu¨r beitragsfreie Zei-
ten nur in der gesamten Stichprobe. In der Subpopulation der langja¨hrig Versicherten ohne
Vertrauensschutz der Jahrga¨nge 1939 sowie 1940 ist das Vorzeichen u¨ber alle Spezifikationen
hochsiginifikant positiv und spricht ganz eindeutig gegen den vermuteten negativen Einfluss
des Abweichens von der Teilhabea¨quivalenz auf das sozialversicherungspflichtige Arbeitsan-
gebot. Eine eindeutig negative Wirkung des Abweichens von der Beitragsa¨quivalenz auf die
Arbeitsangebotsentscheidung in ho¨heren Erwerbsaltern ist empirisch nur fu¨r die zusa¨tzlichen
Entgeltpunkte fu¨r beitragsgeminderte Zeiten und die Entgeltpunkte fu¨r berufliche Ausbil-
dung gesichert. Zusammenfassend geht von den nicht oder nicht vollends beitragserworbe-
nen Rentenbestandteilen nicht pauschal ein negativer Anreizeffekt auf die Partizipationsent-
scheidung aus. Dies ist lediglich fu¨r die beiden letztgenannten Elemente festzustellen, wobei
die Ho¨herbewertung der Zeiten einer beruflichen Ausbildung durch Art. 1 Nr. 8 des RV-
Nachhaltigkeitgesetzes mit Wirkung zum 1.1.2005 nicht mehr unabha¨ngig vom Vorliegen
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Tabelle 6.17: Erwarteter und gescha¨tzter Zusammenhang fu¨r die gesamte Stichprobe
(Jg. 1937−40) − Geordnetes Logitmodell, trunkiertes OLS, OLS
Geordnetes Logitmodell tr. OLS OLS
Erw. Spez. 0 Spez. 1 Spez. 2 Spez. 3 Spez. 4 Spez. 0 Spez. 0
Vorz. Vorz. Vorz. Vorz. Vorz. Vorz. Vorz. Vorz.
Vertrauensschutz − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
mtl. Bruttoentgelt 100 + +VVV + +VVV +VVV +? +VVV +VVV
ø Einkommensteuersatz − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
SV-Beitragsanteil − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Summe der Entgeltpunkte − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Vollwertige Beitragszeiten + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Mindestentgeltpunkte − −? − − − − −? −VV
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten − +VV − −? −VVV −VVV +VVV −
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. − − − + + +V −VV −
Zus. EP f. beitragsgemind. Z. − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
EP fu¨r berufl. Ausbildung − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
ø Entgeltpunkte − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Alter bei 1. RV-Beitrag + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Rentenrechtliche Zeiten − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Beitragsgeminderte Zeiten − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Zeiten berufl. Ausbildung + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Anrechnungszeiten S, FS, HS + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Anrechnungszeiten AL − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Anrechnungszeiten Krankh. − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Medizinische Rehabilitation − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Zeiten nach FremdrentenG − −VV −VVV −VVV −VVV −VVV − −VV
Vertragsland + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
ausl. Staatsangeho¨rigkeit − −VVV −VVV −VVV − − − −VV
Wohnort neue BL − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Wohnort Ausland − −VVV −VVV −VVV −VVV −VV −VV −VVV
verheiratet/wiederverh. + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV + +VVV
Geburtsjahr + +VVV +VVV +VVV −VVV −VVV +VVV +VVV
Anzahl Beobachtungen 95.567
LL(Konstantenmodell) −230’ −103’ −101’ −57’ −54’ −315’ −353’
LL(Gesamtmodell) −212’ −88’ −85’ −33’ −30’ −298’ −331’
Angepasstes (Pseudo-)R2 0,077 0,145 0,151 0,419 0,446 0,343 0,366
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau bei White-korrigierten Standardfehlern.
Bei mtl. Bruttoentgelt, ø Einkommensteuersatz, SV-Beitragsanteil und Summe der
Entgeltpunkte ist der Nettoeffekt angegeben. ’=in Tausend, gerundet.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle 6.18: Erwarteter und gescha¨tzter Zusammenhang fu¨r die Teilstichprobe
(Jg. 1939−40) − Geordnetes Logitmodell, trunkiertes OLS, OLS
Geordnetes Logitmodell tr. OLS OLS
Erw. Spez. 0 Spez. 1 Spez. 2 Spez. 3 Spez. 4 Spez. 0 Spez. 0
Vorz. Vorz. Vorz. Vorz. Vorz. Vorz. Vorz. Vorz.
mtl. Bruttoentgelt 100 + +VVV + +VVV +VVV +VVV + +V
ø Einkommensteuersatz − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
SV-Beitragsanteil − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Summe der Entgeltpunkte − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Vollwertige Beitragszeiten + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Mindestentgeltpunkte − − − − − − − −
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. − − − + − − −VVV −VV
Zus. EP f. beitragsgemind. Z. − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
EP fu¨r berufl. Ausbildung − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
ø Entgeltpunkte − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Alter bei 1. RV-Beitrag + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Rentenrechtliche Zeiten − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Beitragsgeminderte Zeiten − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Zeiten berufl. Ausbildung + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Anrechnungszeiten S, FS, HS + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Anrechnungszeiten AL − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Anrechnungszeiten Krankh. − +V +VV +? +VVV +VVV +VVV +VVV
Medizinische Rehabilitation − −V −VVV −V −V −V −V −VV
Zeiten nach FremdrentenG − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Vertragsland + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
ausl. Staatsangeho¨rigkeit − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Wohnort neue BL − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Wohnort Ausland − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
verheiratet/wiederverh. + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Geburtsjahr + −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Anzahl Beobachtungen 28.990
LL(Konstantenmodell) −47’ −31’ −30’ −21’ −20’ −102’ −111’
LL(Gesamtmodell) −41’ −25’ −24’ −15’ −14’ −99’ −105’
Angepasstes (Pseudo-)R2 0,132 0,191 0,216 0,274 0,320 0,333 0,340
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau bei robusten Standardfehlern.
Bei mtl. Bruttoentgelt, ø Einkommensteuersatz, SV-Beitragsanteil und Summe der
Entgeltpunkte ist der Nettoeffekt angegeben. ’=in Tausend, gerundet.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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einer Ausbildung erfolgt, wie fu¨r die hier betrachteten Kohorten. Da die Anhebung der Rente
nach weit unterdurchschnittlichem Arbeitsentgelt bei sehr strengen Voraussetzungen nur fu¨r
Zeiten bis zum 31.12.1991 gewa¨hrt wird, die vorliegenden empirischen Ergebnisse aber von
diesem umverteilenden Element in der GRV keine negative Anreizwirkung erkennen lassen,
scheint es aus sozialpolitischen Erwa¨gungen geboten die Gewa¨hrung der Mindestentgeltpunk-
te auch auf Zeiten nach 1992 auszudehnen, wobei die zur Finanzierung notwendigen Mittel
u¨ber Steuern aufzubringen sind.
Die u¨ber alle Scha¨tzungen und Populationen hochsignifikant negative Wirkung der durch-
schnittlichen Entgeltpunkte auf die Ausdehnung der Erwerbszeit war als Approximation an
die Freizeitpra¨ferenz des Versicherten auch so eingescha¨tzt worden. Ebenso sollte sich die
La¨nge der Versicherungszeit repra¨sentiert durch den fru¨hen Eintritt ins Erwerbsleben wie
auch durch die rentenrechtlichen Zeiten negativ auf eine Verla¨ngerung der Erwerbsta¨tigkeit
u¨ber den Lebenszyklus auswirken. Diese Hypothese wird durch die empirischen Ergebnisse
uneingeschra¨nkt gestu¨tzt.
Das durchgehend signifikant positive Vorzeichen der beitragsgeminderten Zeiten war hingegen
u¨berhaupt nicht vermutet worden. Plausibler erschien, dass Pflichtbeitragszeiten, die sich mit
beitragsfreien Zeiten u¨berschneiden, auf eine unstetige Erwerbsbiographie hindeuten.
Die Zeitinvestitionen in das eigene Humankapital in Form von Zeiten fu¨r berufliche Ausbil-
dung und Anrechnungszeiten wegen Schul-, Fachschul- oder Hochschulausbildung weisen −
in großer U¨bereinstimmung u¨ber die Spezifikationen − die theoretisch erwartete Wirkungs-
richtung auf.
Von den Phasen der Arbeitslosigkeit und Krankheit ist ein negativer Einfluss auf die Partizi-
pationsentscheidung am Erwerbsrand angenommen worden, der sich aber nicht im geringsten
besta¨tigt. Im Gegenteil: Der positive Einfluss ist fu¨r die Krankheitszeiten signifikant und fu¨r
die Arbeitslosigkeitszeiten sogar hochsignifikant. Erwerbslosigkeit hat fu¨r die vorliegende Zu-
sammensetzung der Versicherten, die prinzipiell eine durchgehende Erwerbsbiographie auf-
weisen, wohl keine Rolle gespielt und auch die Zeiten der Krankheit wa¨hrend der Aktivenzeit
scheinen nichts u¨ber die gesundheitliche Konstitution im fortgeschrittenen Alter auszusagen.
Dagegen ist der zweite Gesundheitsindikator, na¨mlich die Inanspruchnahme mindestens einer
medizinischen Rehabilitationsleistung vor dem Rentenzugang, − weil sie den Gesundheits-
zustand vor dem Rentenu¨bergang anzeigt −, versta¨ndlicherweise ein besserer Indikator und
weist auch signifikant in die erwartete Richtung.
Bei den Versicherten mit Auslandsbezug, seien es die Spa¨taussiedler, ausla¨ndische Staats-
angeho¨rige oder Arbeitnehmer mit Arbeitsaufenthalten im Ausland werden die Hypothesen
deutlich gestu¨tzt. Die aufgrund der Arbeitsmarkterfahrung und des Alters benachteiligten
Spa¨taussiedler sind zusammen mit den ausla¨ndischen Staatsangeho¨rigen vor dem Renten-
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zugang wahrscheinlich schlechter entlohnt worden und eher ko¨rperlich schweren Ta¨tigkeiten
nachgegangen. Sie scheiden wohl aufgrund geringerer Opportunita¨tskosten fu¨r Freizeit fru¨her
aus der Erwerbsta¨tigkeit aus. Nachdem auslandserfahrene Versicherte in einer globalisierten
Volkswirtschaft bessere Bescha¨ftigungsmo¨glichkeiten vorfinden, verwundert die signifikant
la¨ngere Erwerbsta¨tigkeit u¨ber den Lebenszyklus kaum.
Bei den im Ausland ansa¨ssigen Versicherten sprechen schon allein die hohen Fixkosten fu¨r
einen weiteren Wohnsitz am Ort der Erwerbsta¨tigkeit gegen eine Ausdehnung der Erwerbs-
zeit. Diese These wird durch die hochsignifikanten Koeffizienten uneingeschra¨nkt bekra¨ftigt.
Dagegen u¨berrascht in Anbetracht der regionalen Arbeitslosenquoten sehr, dass Versicher-
te mit Wohnort in den neuen Bundesla¨ndern im Vergleich zu Versicherten mit Wohnort in
den alten Bundesla¨ndern la¨nger einer sozialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigung nachgehen.
Dieser Zusammenhang ist u¨ber alle Spezifikationen hochsignifikant.
Der in der Literatur u¨berwiegend signifikant la¨ngere Verbleib im Erwerbsprozess von ver-
heirateten Ma¨nnern zeigt sich auch hier. Fu¨r das Geburtsjahr ist vermutet worden, dass
die auslaufende Vertrauensschutzregelung und die voranschreitende Altersgrenzenanhebung
fu¨r einen spa¨teren Erwerbsaustritt der ju¨ngeren Versicherten sorgen. Fu¨r das Gesamtsample
besta¨tigt sich diese Vermutung nur teilweise. Bei der Subpopulation ist das Gegenteil festzu-
stellen. Der ju¨ngere Jahrgang 1940 geht u¨ber alle Modellspezifikationen signifikant fru¨her in
den Ruhestand als der ein Jahr a¨ltere Jahrgang 1939.
Zusammenfassend la¨sst sich aus den Scha¨tzergebnissen ableiten, dass die Partizipationsent-
scheidung in der Erwerbsausstiegsphase u¨berwiegend o¨konomisch geleitet ist und insbeson-
dere von der Belastung des Arbeitseinkommens mit SV-Beitra¨gen abha¨ngt. Die Entlohnung
hat zwar einen signifikant positiven Effekt, der aber insgesamt betrachtet vernachla¨ssigbar ist
ebenso wie der signifikant negative Effekt der Rentenho¨he. Ein dem SV-Beitragsanteil nahe-
kommender Einfluss kann lediglich den durchschnittlichen Entgeltpunkten attestiert werden,
die als Na¨herung fu¨r die Freizeitpra¨ferenz des Versicherten gewa¨hlt wurden.
Gu¨te der Spezifikationen
Insgesamt legen die u¨ber alle Spezifikationen weit u¨berwiegend gleichgerichteten, konsisten-
ten und − zweifellos aufgrund der sehr großen Anzahl an Beobachtungen − hochsignifikan-
ten Scha¨tzresultate nahe, dass die gewonnen Ergebnisse robust gegenu¨ber Modelltypus und
Modellspezifikationen, Variableneinbezug und Eingrenzungen der Untersuchungspopulation
sind. Die fu¨r alle Modelle signifikante F-Statistik fu¨r die joint-Hypothese, das verha¨ltnisma¨ßig
hohe korrigierte R2 und die deutliche Zunahme des Log-Likelihoodwertes bei den Logit-
Scha¨tzungen sprechen fu¨r die Signifikanz und Gu¨te der spezifizierten Modelle.
Nachdem auch der isolierte Einfluss der Variablen des Ruhestandsmodells fu¨r die Wahl des
optimalen Erwerbsaustrittsalters u¨ber alle Scha¨tzspezifikationen hochsignifikant ist und dane-
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Tabelle 6.19: Erwarteter und gescha¨tzter Zusammenhang fu¨r beide Stichproben −
Geordnetes Logitmodell, trunkiertes OLS, OLS
trunkiertes OLS
1937-40 1939-40 1937-40 1939-40 1939-40
Erw. Spez. 0a Spez. 0a Spez. 0b Spez. 0b Spez. 0c
Vorz. Vorz. Vorz. Vorz. Vorz. Vorz.
Vertrauensschutz − −VVV −VVV
mtl. Bruttoentgelt 100 + +VVV +VVV +VVV + +
ø Einkommensteuersatz − +V + +VVV +VVV +VVV
SV-Beitragsanteil − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Summe der Entgeltpunkte − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Vollwertige Beitragszeiten + +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
Mindestentgeltpunkte − −VVV −VVV − − +
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten − +VVV +VVV +VVV +VVV +VVV
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. − +VVV +VVV −VV −VVV −VVV
Zus. EP f. beitragsgemind. Z. − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
EP fu¨r berufl. Ausbildung − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
ø Entgeltpunkte − −VVV −VVV −VVV −VVV −VVV
Alter bei 1. RV-Beitrag + +VVV +VVV +VVV
Rentenrechtliche Zeiten − −VVV −VVV −VVV
Beitragsgeminderte Zeiten − +VVV +VVV +VVV
Zeiten berufl. Ausbildung + +VVV +VVV +VVV
Anrechnungszeiten S, FS, HS + +VVV +VVV +VVV
Anrechnungszeiten AL − +VVV +VVV +VVV
Anrechnungszeiten Krankh. − +VVV +VVV +VVV
Medizinische Rehabilitation − −VVV −V −
Zeiten nach FremdrentenG − − −VVV −VVV
Vertragsland + +VVV +VVV +VVV
ausl. Staatsangeho¨rigkeit − − −VVV −VVV
Wohnort neue BL − +VVV +VVV +VVV
Wohnort Ausland − −VVV −VVV −VV
verheiratet/wiederverh. + + +VVV +VVV
Geburtsjahr + +VVV −VVV −VVV
Hauptschule/MR mit BA + +VVV
Hochschulreife ohne BA + +
Hochschulreife mit BA + +VVV
Fachhochschulabschluss + +VVV
Hochschulabschluss + +
Anzahl Beobachtungen 95.567 28.990 95.567 28.990 26.523
LL(Konstantenmodell) −320’ −103’ −315’ −102’ −93’
LL(Gesamtmodell) −302’ −100’ −298’ −99’ −90’
Angepasstes (Pseudo-)R2 0,286 0,280 0,343 0,333 0,341
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau bei robusten Standardfehlern.
Bei mtl. Bruttoentgelt, ø Einkommensteuersatz, SV-Beitragsanteil und Summe der
Entgeltpunkte ist der Nettoeffekt angegeben. ’=in Tausend, gerundet.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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ben der F-Test die Signifikanz dieses restringierten Modells konstatiert, ist die Annahme des
Ruhestandskalku¨ls im Sinne des entwickelten Theoriegeru¨sts empirisch gerechtfertigt. Zudem
weist der Beitrag der modelltheoretisch relevanten Variablen mit bis zu 29% an aufgekla¨rter
Varianz nach McFadden auf eine im Vergleich zu a¨quivalenten empirischen Scha¨tzungen in
diesem Kontext hohe Modellanpassungsgu¨te.
Im sich anschließenden Kapitel werden vor dem Hintergrund des theoretischen Modells und
der empirischen Ergebnisse zwei verschiedene Reformvorschla¨ge auf ihre Geeignetheit ge-
pru¨ft die nachhhaltigen Finanzierungsgrundlagen der sozialen Sicherungssysteme sicherzu-
stellen. Diskutiert werden unter bescha¨ftigungspolitischen und damit finanzpolitischen Ge-
sichtspunkten eine Erho¨hung der Rentenabschla¨ge auf ein anreizkompatibles Niveau und ein
U¨bergang zu einem Pauschalbeitragssystem in der GKV und SPV bei Steuerfinanzierung
der versicherungsfremden Elemente in den Sozialversicherungen unter Beibehaltung versiche-
rungsmathematischer Abschla¨ge.
Kapitel 7
Finanz- und bescha¨ftigungspolitische Implikationen
7.1 Anreizneutrale Rentenabschla¨ge
Kroker und Pimpertz (2003), Bo¨rsch-Supan et al. (2004) und Werding (2007) kommen auf
unterschiedlichen Wegen zu der Schlussfolgerung, dass zur Reduktion der vorzeitigen Renten-
eintritte, dem vom Rentenversicherungssystem gesetzten Fru¨hverrentungsanreiz durch die zu
niedrig angesetzten versicherungsmathematischen Abschla¨ge nur u¨ber eine Erho¨hung dieser
Rentenabschla¨ge auf ein anreizkompatibles Niveau zu begegnen ist. Bo¨rsch-Supan et al. (2004)
bemu¨hen zur Evaluierung der Fehlanreize des Rentenversicherungssystems den Optionswert-
ansatz, wa¨hrend Kroker und Pimpertz (2003) sowie Werding (2007) die Finanzierungsneu-
tralita¨t der Gesetzlichen Rentenversicherung erst sichergestellt sehen, wenn die vorzeitige
umlagefinanzierte Rente gema¨ß dem Vorgehen bei vorgezogenen kapitalgedeckten Renten
zusa¨tzlich zu den versicherungsmathematischen Abschla¨gen um die Vorfinanzierungskosten
der Versichertengemeinschaft geku¨rzt wird. Die Autoren kommen unabha¨ngig voneinander
zu einer Gro¨ßenordnung der als anreizkompatibel erachteten Rentenabschla¨ge von um die 6%
je Jahr vorgezogenen Renteneintritts.
Aus der in Abschnitt 5.1.2 beschriebenen Funktionsweise dynamischer Ruhestandsmodelle
geht hervor, dass Optionswertmodelle, − obwohl sie den dynamischen Charakter des Ent-
scheidungsprozesses besser abbilden ko¨nnen als statische Mehrperiodenmodelle −, mit dem
schwerwiegenden Nachteil behaftet sind, dass sie nicht offen legen ko¨nnen, wodurch die Ver-
zerrung der Arbeitsangebotsentscheidung in der Erwerbsausstiegsphase hervorgerufen wird.
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Dies liegt an der Konstruktion des Optionswertes als zusammengefasste Anreizgro¨ße des
gesamten Steuer- und Sozialversicherungssystems. Der Optionswert kann zwar − wie auch
Bo¨rsch-Supan et al. (2004) zeigen − den Zeitpunkt des Renteneintritts gut vorhersagen,
er kann aber aufgrund der Verdichtung der o¨konomischen Faktoren fu¨r den Austritt keine
Auskunft daru¨ber geben, welche institutionelle Regelung des Steuer- und Sozialsystems fu¨r die
Verzerrung der Ruhestandsentscheidung verantwortlich ist und in welchem Umfang. Daher
kann der Optionswert auch nicht anzeigen, dass der Fehlanreiz von den vermeintlich zu niedrig
bemessenen Rentenabschla¨ge ausgeht.
Wie in Abschnitt 4.3.1 gezeigt, verzerren versicherungsmathematische Abschla¨ge die Ent-
scheidung zur Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit in einem Absicherungssystem biometrischer
Risiken mit risikoadjustierter Pra¨mienerhebung1 nicht, weil von der Finanzierungsweise des
Sicherungssystems keine Fehlanreize ausgehen. In Sozialsystemen mit erwerbseinkommensbe-
zogener Finanzierung gehen aufgrund des lohnsteuera¨hnlichen Charakters der Beitra¨ge Fehl-
anreize auf die Partizipationsentscheidung aus. Daher erscheint die Wirkungsweise der ver-
sicherungsmathematischen Abschla¨ge, − die eigentlich ein Element der beitragsa¨quivalenten
Pra¨mienerhebung sind −, in einem lohnbezogenen Sozialversicherungssystem als anreizin-
kompatibel. In Tat und Wirklichkeit ko¨nnen versicherungsmathematische Abschla¨ge zwar
in Versicherungssystemen ohne risikoadjustierte Pra¨mienbemessung implementiert werden,
aber keine anreizneutrale Wirkung entfalten. Allerdings ru¨hrt die Verzerrung der Arbeitsan-
gebotsentscheidung am Ende der Erwerbsphase nicht von den angeblich zu niedrig bemes-
senen versicherungstechnischen Abschla¨gen her. Aus den Gleichungen (4.49), (4.51), (4.55),
(4.62), (4.64), (4.68) und den empirischen Ergebnissen geht hervor, dass die Fehlanreize auf
die Partizipationsentscheidung in rentennahen Erwerbsaltern von der lohnzentrierten Bei-
tragserhebung ausgehen. Diese bescha¨ftigungspolitische Anreizinkompatibilita¨t der arbeits-
lohnorientierten Finanzierungsweise der Sozialversicherung besteht selbst dann fort, wenn die
Gesetzliche Rentenversicherung eine beitragsa¨quivalente Rente wie im Kapitaldeckungsver-
fahren anbieten wu¨rde.
Im Ruhestandsmodell wurde der Korrektur des Rentenvorbezuges mit versicherungsmathe-
matischen Abschla¨gen u¨ber die Rentenbezugsdauer im Nenner der Rentenformel Rechnung
getragen (vgl. Gl. (4.35)). Wu¨rden diese Abschla¨ge bei Rentenvorbezug angehoben, wie von
1Modelliert man wie in Abschnitt 4.3.1 die Absicherung der Lebensrisiken freiwillig und privat, dann ist
fu¨r eine volle Versicherung bei der Kranken- und Pflegeversicherung die Annahme absolut fairer Pra¨mien von
No¨ten. Unterstellt man hingegen, dass der Staat eine Vollversicherung bei der Kranken- und Pflegeversicherung
und Kontrahierungszwang vorschreibt, dann wird die Pra¨mienerhebung nach wie vor nach dem individuellen
Risiko erhoben, aber es bedarf nicht der Annahme absolut fairer Pra¨mien. M.a.W. entscheidend fu¨r die Ver-
zerrungsfreiheit bei der Arbeitsangebotsentscheidung ist lediglich die risikoada¨quate Beitragserhebung, d.h.
dass die Pra¨mie der Preis fu¨r die Versicherungsleistung ist. Daraus folgt unmittelbar, dass die risikoadjustierte
Pra¨mie nicht lohnkostenzentriert erhoben wird.
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Bo¨rsch-Supan et al. (2004) sowie Kroker und Pimpertz (2003) vorgeschlagen, dann wu¨rde die
Rentenbemessung in der Gesetzlichen Rentenversicherung nach folgender Formel festgesetzt:
p = ξ
(
1− ζ(E −min(E,E)) EbRVmin(w,BRV )
T − E
wobei ζ den vorgeschlagenen Aufschlag auf die versicherungsmathematischen Abschla¨ge be-
zeichnet mit 0 < ξ, ζ < 1.
Nach Ableitung der Reaktionen des Individuums unter Beachtung dieser vermeintlich an-
reizkompatiblen Abschla¨ge, erga¨ben sich im Fall eines im individuellen Optimum regula¨ren
Ru¨ckzugsalters die gleichen und im Fall eines im individuellen Optimum vorgezogenen Ren-
tenzugangsalters a¨hnliche Verzerrungen der Ruhestandsentscheidung wie bei Anwendung ver-
sicherungsmathematisch kalkulierter Abschla¨ge.
Dies ist auch intuitiv ersichtlich, da die Verzerrungen herru¨hrend aus den lohnzentrier-
ten Sozialversicherungsbeitra¨gen durch eine A¨nderung der Beitragsa¨quivalenz von ξ auf
ξ(1− ζ(E −min(E,E))) nicht beseitigt werden. Diese analytisch abgeleitete Argumentation
stu¨tzen auch die empirischen Ergebnisse von French (2005). Die Scha¨tzung des strukturellen
Modells ergab, dass ausschließlich die Besteuerung und die aktuarisch nach dem Rentenzu-
gangsalter unfaire Ausgestaltung von Betriebsrenten sowie Rentenanwartschaften aus sozialer
Sicherung den abrupten Abfall in der Erwerbsbeteiligung im fru¨hest mo¨glichen und nach dem
Normrentenalter erkla¨ren ko¨nnen. Seine Simulationsergebnisse prognostizieren, dass bei einer
Reduktion der Rentenanwartschaft aus der sozialen Sicherung um 20% die Individuen ihren
Renteneintritt lediglich um drei Monate hinauszo¨gern wu¨rden.
Nach der Argumentation von Bo¨rsch-Supan et al. (2004) sowie Kroker und Pimpertz (2003)
mu¨sste durch die Einfu¨hrung der versicherungstechnischen Abschla¨ge die Arbeitsmarktpar-
tizipation der a¨lteren Arbeitnehmer deutlich gestiegen sein. Wie aus den Erwerbsta¨tigen-
quoten in der Erwerbsausstiegsphase hervorgeht, hat seit der Einfu¨hrung der abschlagsfreien
Fru¨hverrentung die Arbeitsmarktteilnahme der Ma¨nner in Westdeutschland kontinuierlich
abgenommen (s. Abb. 3.15). Bei den a¨lteren Arbeitnehmern in Ostdeutschland liegt nach
dem starken Einbruch in der Umbruchzeit die Erwerbsta¨tigenquote immer noch unter ihrem
Niveau von 1991. Die seit Anfang der 90er Jahre ansteigende Erwerbsbeteiligung von Frauen
in der Erwerbsausstiegsphase ist auf die generelle Zunahme der Arbeitsmarktpartizipation
von Frauen zuru¨ckzufu¨hren (vgl. Kistler et al. (2007)). Der Anteil der Vollzeitbescha¨ftigten
an den a¨lteren Erwerbsta¨tigen ist fu¨r beide Geschlechter und Gebietssta¨nde nach wie vor
ru¨ckla¨ufig (vgl. Abb. 3.16).
180 Kapitel 7. Finanz- und bescha¨ftigungspolitische Implikationen
Zusammen mit dem seit 2002 steigenden Renteneintrittsalter bedeutet eine abnehmende Ar-
beitsmarktbeteiligung in rentennahen Altersgruppen, dass die Einfu¨hrung der versicherungs-
technischen Abschla¨ge den Trend zum fru¨heren Ausstieg aus dem Erwerbsleben kaum ge-
bremst hat und nur ein wenig dazu beigetragen hat, dass der Renteneintritt, um die Abschla¨ge
zu vermeiden, aufgeschoben wird. Beru¨cksichtigt man die Angaben zur Arbeitsmarktteilnah-
me anhand des Versicherungsstatus innerhalb der letzten drei Jahre vor Rentenzugang (vgl.
Tab. 7.1), du¨rften aus den theoretischen U¨berlegungen sowie aus empirischer Sicht ho¨here,
sog. anreizneutrale Rentenabschla¨ge nicht zu einer nennenswerten Erho¨hung der Erwerbsbe-
teiligung in den hier interessierenden Altern fu¨hren. Da der Anreiz den Abschla¨gen auszuwei-
chen mit deren Ho¨he zunimmt, muss davon ausgegangen werden, dass bei einer Anhebung
der Abschla¨ge der Renteneintritt sta¨rker als bisher hinausgeschoben wu¨rde.
Tabelle 7.1: Versicherungsstatus vor dem Rentenzugang, Jg. 1937−40, Zugang 2000−05
Versicherungsstatus vor der Berentung 1 Jahr 2 Jahre 3 Jahre
Sozialversicherungspflichtiges Bescha¨ftigungsverha¨ltnis 24,7 30,6 37,7
Altersteilzeitbescha¨ftigung 4,4 3,6 0,9
Pflichtversichert wegen Leistungsempfang nach dem SGB III 17,2 13,1 9,8
Pflichtversichert wegen sonstiger Leistung nach § 3 Nr. 3 SGB V 1,4 1,1 1,1
Geringfu¨gig Bescha¨ftigter mit/ohne Verzicht auf Versicherungsfreiheit 4,7 4,6 4,7
Sonstige Pflichtversicherte 6,1 6,1 5,2
Keiner der originalen Tatbesta¨nde trifft zu 37,2 36,5 35,9
Freiwillig Versicherter 4,3 4,4 4,7
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
7.2 Versicherungsmathematische Rentenabschla¨ge
Die Beru¨cksichtigung des Renteneintrittszeitpunktes u¨ber versicherungsmathematische Ab-
schla¨ge stellt in einem risikoadjustierten Absicherungssystem die Belastungsneutralita¨t des
Versichertenkollektivs sicher. Entgegen den Ausfu¨hrungen von Ohsmann et al. (2003) wird
die Belastungsneutralita¨t der GRV-Versichertengemeinschaft durch die Anwendung versiche-
rungsmathematischer Abschla¨ge nicht gewa¨hrleistet: Gehen Versicherte vor Vollendung der
Regelaltersgrenze von 65 Jahren in Rente, dann steigt nicht allein der Rentenversicherungsbei-
tragssatz aufgrund der Mindereinnahmen bei gleichzeitigem Mehraufwand fu¨r die Fru¨hrenten
− zumindest fu¨r den Vorziehzeitraum −, sondern zusa¨tzlich auch die Beitragssa¨tze zu den
anderen Sozialversicherungszweigen, weil durch das vorzeitige Ausscheiden aus dem Erwerbs-
prozess die Bemessungsgrundlage geschma¨lert wird oder ga¨nzlich wegfa¨llt. Der bei Nutzung
der Mo¨glichkeiten der vorgezogenen Verrentung hervorgerufene Ausfall von Sozialversiche-
rungsbeitra¨gen und Steuern induziert eine negative Beitrags- und Steuerexternalita¨t auf die
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verbleibenden sozialversicherungspflichtig bescha¨ftigten Arbeitnehmer, sodass die Belastungs-
neutralita¨t der Versichertengemeinschaft durch eine Erhebung von Rentenabschla¨gen in einem
lohnzentrierten SV-System nicht gewa¨hrleistet werden kann.
Wie aus dem Vergleich der Arbeitsangebotsreaktionen des a¨lteren Arbeitnehmers auf eine
A¨nderung der Abgabenparameter im System privater Absicherung der Lebensrisiken mit den
Arbeitsangebotsreaktionen des gleichen Arbeitnehmers bei Absicherung derselben Risiken in-
nerhalb einer Sozialversicherung hervorgeht (Vergleich der Gleichungen (4.32) mit (4.51) und
(4.64), (4.33) mit (4.47) und (4.60), (4.34) mit (4.55) und (4.68)), bringt die lohnzentrierte
Beitragsbemessung im Gegensatz zur risikoadjustierten Pra¨mienerhebung Verzerrungeffek-
te auf die Partizipationsentscheidung in rentenbezugsberechtigtem Alter mit sich. Da die
Pra¨mien zur privaten Versicherung dem individuellen A¨quivalenzprinzip folgen, also einen
Preis fu¨r die Versicherung darstellen, zieht eine Pra¨mienanhebung im privaten Absicherungs-
system lediglich Einkommenseffekte nach sich, die zur Sicherstellung eines sicheren Einkom-
mens hingenommen werden mu¨ssen. Die Beitra¨ge zu den Sozialversicherungszweigen hingegen
werden in Abha¨ngigkeit des Bruttoarbeitsentgelts bis zur jeweils geltenden Beitragsbemes-
sungsgrenze erhoben. Soweit die Sozialversicherungsabgaben nicht dem A¨quivalenzprinzip
folgen, wirken sie auf die sozialversicherungspflichtige Partizipationsentscheidung wie ei-
ne Steuer. Die selbst unter Anwendung versicherungsmathematischer Abschla¨ge verzerren-
den Effekte der lohnzentrierten Beitragserhebung auf das sozialabgabenpflichtige Arbeits-
angebot der a¨lteren Arbeitnehmer ließen sich demnach weitestgehend vermeiden, wenn das
A¨quivalenzprinzip in der Sozialversicherung gesta¨rkt wu¨rde, d.h. der Steueranteil in den Sozi-
alversicherungsbeitra¨gen reduziert wu¨rde. Hierzu mu¨ssten die versicherungsfremden Elemen-
te, die derzeit u¨ber Sozialversicherungsbeitra¨ge finanziert werden und den Steueranteil an den
Sozialversicherungsbeitra¨gen ausmachen, aus allgemeinen Steuermitteln aufgebracht werden.
Im Folgenden wird gezeigt, dass ein Systemwechsel zu einem Pauschalpra¨mienmodell in der
Gesetzlichen Kranken- und Sozialen Pflegeversicherung die versicherungsfremden Elemen-
te im Wesentlichen eliminiert und hieru¨ber der Steuercharakter der Beitra¨ge gesenkt werden
kann. Nachdem, wie in Abschnitt 2.2.2.2 gezeigt, die Leistungen der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung und auch der Arbeitslosenversicherung weitgehend dem A¨quivalenzprinzip folgen und
daher unter Anreizgesichtspunkten einer steuerfinanzierten Grundsicherung vorzuziehen sind,
sollte an der lohnbezogenen Beitragserhebung in den beiden Zweigen festgehalten werden. Al-
lerdings sind auch hier die versicherungsfremden Leistungen u¨ber allgemeine Zwangsabgaben
zu finanzieren, um die Abweichungen von der A¨quivalenz zu eliminieren wie im darauffolgen-
den Abschnitt unter Beru¨cksichtigung einer bescha¨ftigungsfreundlicheren Finanzierung der
hierfu¨r notwendigen Finanzmittel diskutiert wird.
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7.2.1 Beseitigung versicherungsfremder Elemente in der GKV und SPV
7.2.1.1 Beseitigung der versicherungsfremden Elemente in der GKV
Quantifizierung versicherungsfremder Elemente in der GKV
Die Identifizierung der versicherungsfremden Leistungen des Sozialversicherungssystems folgt
dem Sachversta¨ndigenrat (2005): Nach dessen Abgrenzung sind alle Versicherungsleistungen,
die dem Versicherungszweck dienen und unter Vernachla¨ssigung der individuellen Risikomerk-
male zu einem Ex-ante-Ausgleich zwischen hohen und niedrigen Risiken beitragen, konstitutiv
fu¨r eine Sozialversicherung. Risikounabha¨ngige Beitra¨ge sind als Ausdruck des Solidarprinzips
demnach Kennzeichen einer Sozialversicherung. Folglich qualifiziert der Sachversta¨ndigenrat
(2005) diejenigen Leistungen der GKV als versicherungsfremde Elemente, die nicht dem Versi-
cherungszweck dienen oder u¨ber den Ex-ante-Ausgleich zwischen hohen und niedrigen Risiken
unter Vernachla¨ssigung individueller Risikoprofile hinausgehen. Dabei sind erstere als Steuer-
anteil an den GKV-Beitra¨gen aufgrund von versicherungsfremden Leistungen von dem letz-
teren Steueranteil aufgrund der versicherungsfremden Umverteilungselemente zu unterschei-
den. Umverteilung ist nach diesem Konzept sozialversicherungstypisch, solange sie zwischen
guten und schlechten Risiken stattfindet, wa¨hrend die reine Einkommensumverteilung keine
genuine Aufgabe einer Sozialversicherung, namentlich einer sozialen Kranken- oder Pflegever-
sicherung, ist und daher als sozialversicherungsfremd einzustufen ist. Die intraperiodischen
Umverteilungsstro¨me in der Gesetzlichen Krankenversicherung lassen sich demnach wie folgt
abgrenzen:
• Umverteilung von Beziehern hoher Einkommen zu Beziehern niedriger Einkommen: Da
die GKV-Beitra¨ge bis zur Beitragsbemessungsgrenze proportional zum beitragspflichti-
gen Lohn- und Renteneinkommen erhoben werden, steigen die Beitra¨ge bis zur Beitrags-
bemessungsgrenze nach Maßgabe der Erwerbs- und Lohnersatzeinkommen. Abgesehen
vom Krankengeld orientieren sich die Versicherungsleistungen am Bedarf und sind da-
her unabha¨ngig von der entrichteten Beitragssumme. Insoweit leisten die Bezieher hoher
beitragspflichtiger Einkommen im GKV-System einen impliziten Einkommenstransfer
an die Bezieher geringer beitragspflichtiger Einkommen bzw. an die nichterwerbsta¨tigen
Mitversicherten.
• Umverteilung von Personen mit niedrigen Gesundheitsrisiken zu Personen mit hohen
Gesundheitsrisiken: Nachdem die GKV-Beitra¨ge nach Maßgabe der beitragspflichtigen
Einkommen bis zur Beitragsbemessungsgrenze bemessen werden, d.h. unabha¨ngig von
individuellen Ex-ante-Risikofaktoren wie dem Alter, Geschlecht oder der genetischen
Disposition sind, findet eine Umverteilung von Personen mit geringen Gesundheitsrisiken
zu Personen mit ho¨heren Gesundheitsrisiken statt.
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Messung der Umverteilungsstro¨me in der GKV
Das Umverteilungsvolumen zwischen verschiedenen Versicherten- oder Altersgruppen la¨sst
sich anhand von Deckungsbeitra¨gen ausweisen. Der Deckungsbeitrag Di ist die Differenz
zwischen den entrichteten GKV-Beitra¨gen BKVi und den verursachten Leistungsausgaben Ki
der Gruppe i
Di = BKVi −Ki = VibKV yi − Viki (7.1)
mit
Vi Anzahl der Versicherten in der Gruppe i.
Dabei kann die Gruppe i nur aus einem Versicherten bestehen.
Die nachfolgenden Ausfu¨hrungen gelten also auch auf individueller Ebene.
yi Durchschnittliches beitragspflichtiges Einkommen je Versicherten in der Gruppe i.
ki Durchschnittliche Leistungsausgaben je Versicherten in der Gruppe i.
bKV Allgemeiner Beitragssatz in der Gesetzlichen Krankenversicherung.
Der Deckungsbeitrag quantifiziert den Betrag, den die Versichertengruppe i zur Umverteilung




= bKV yi − ki. (7.2)
Der allgemeine Beitragssatz bKV ist bei intraperiodisch ausgeglichenem Budget in der GKV
das Verha¨ltnis der Gesamtausgaben K zum gesamten beitragspflichtigen Einkommen Y bzw.
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∑
i Vi. Fu¨r den Deckungsbeitrag je Mitglied der





Bei einem positiven Deckungsbeitrag leistet die Gruppe in der betrachteten Periode einen
u¨ber die fu¨r sie aufgewandten Leistungsausgaben hinausgehenden Beitrag. Da aus diesem
u¨berschu¨ssigen Betrag keine Gegenleistung erwa¨chst, ist er als eine im GKV-Beitrag enthal-
tene implizite Steuer zu qualifizieren. Der fu¨r Umverteilungsanliegen verwandte Steuerbetrag
entspricht demnach gerade dem Deckungsbeitrag Di.
Der implizite Steueranteil an der Beitragssumme τB,i ist mit Gleichung (7.2) und unter
Beru¨cksichtigung des fiktiven Beitragssatzes bKVi =
ki
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Bezieht man den Deckungsbeitrag auf das beitragspflichtige Einkommen, dann ergibt sich








bKV yi − ki
yi
= bKV − bKVi = τB,ibKV (7.6)
als Differenz zwischen dem allgemeinen und dem gruppenspezifischen Beitragssatz.
Sozialversicherungstypische Umverteilung in der GKV
Die sozialversicherungstypische Umverteilung selbst ließe sich auch durch Beitra¨ge in Ho¨he des
durchschnittlichen Ausgabenrisikos sicherstellen, weil es bei dieser Art der Beitragsbemessung
automatisch zu einer Umverteilung von guten zu schlechten Gesundheitsrisiken kommt. Ein
idealtypisches Pauschalbeitragssystem wu¨rde also die gewu¨nschte sozialversicherungstypische
Umverteilung gewa¨hrleisten. Da der Pauschalbeitrag unabha¨ngig vom Einkommen des Ver-
sicherten ist, unterbindet ein pauschales Beitragssystem gleichzeitig die reine Einkommens-
umverteilung von Beziehern hoher zu Beziehern niedriger Einkommen.
Nachdem der pauschale KV-Beitrag bKV,p in einem umlagefinanzierten idealtypischen Pau-
schalbeitragssystem gerade den Durchschnittsausgaben je Versicherten der gesamten Risiko-
gemeinschaft entspricht
bKV,p = k, (7.7)
ist der Deckungsbeitrag einer Versichertengruppe im Pauschalbeitragssystem
Dpi = B
KV,p






dpi = k − ki = bKV,p − bKV,pi , (7.9)
wobei das hochgestellte p die entsprechende Gro¨ße des Pauschalbeitragssystems kennzeichnet.
Der sozialversicherungstypische Beitrag zur Umverteilung ist demnach die Differenz zwischen
den durchschnittlichen Ausgaben der gesamten Versichertengemeinschaft und den mittleren
gruppenspezifischen Leistungsausgaben respektive die Differenz zwischen dem allgemeinen
Pauschalbeitrag bKV,p und dem gruppenspezifischen risikoa¨quivalenten Pauschalbeitrag bKV,pi .
Der am Beitrag gemessene implizite sozialversicherungstypische Steuersatz ergibt sich analog
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Zum sozialversicherungstypischen Ausgleich zwischen unter- und u¨berdurchschnittlichen Aus-
gabenrisiken kommt es gema¨ß Gleichungen (7.8) bis (7.11) bei einem Abweichen der risiko-
adjustierten Pra¨mie bKV,pi einer Versichertengruppe i von der Durchschnittspra¨mie b
KV,p.
Sozialversicherungsfremde Umverteilung in der GKV
Als sozialversicherungsuntypisch im gegenwa¨rtigen arbeitseinkommenszentrierten Beitrags-
system la¨sst sich derjenige Teil des Deckungsbeitrags ausmachen, der vom Deckungsbeitrag in
einem Pauschalbeitragssystem abweicht. Jegliche Umverteilung, die u¨ber den Ausgleich zwi-
schen guten und schlechten Gesundheitsrisiken hinausgeht, d.h. der Teil der Beitragszahlung,
der vom Pauschalbeitrag abweicht, ist sozialversicherungsfremd. Die sozialversicherungsfrem-
de Leistung V Fi, die Gruppe i leistet bzw. empfa¨ngt, ist damit gerade die Differenz zwischen
dem Deckungsbeitrag dieser Gruppe im derzeitigen Beitragssystem Di und dem Deckungs-
beitrag derselben Gruppe in einem idealtypischen Pauschalbeitragssystem Dpi
V Fi = Di −Dpi = VibKV yi − Vik (7.12)
bzw. derjenige Teil des Beitragsvolumens der Versichertengruppe i, der die durchschnittlichen
GKV-Ausgaben u¨bersteigt. Die versicherungsfremde Umverteilung je Mitglied der Versicher-
tengruppe i ist folglich




Zur versicherungsfremden reinen Einkommensumverteilung an bzw. von Gruppe i kommt es,
wenn das mittlere Einkommen der Gruppe vom Durchschnittseinkommen des gesamten Kol-
lektivs abweicht. Nachdem das mittlere Einkommen der Gruppe der mitversicherten Famili-
enangeho¨rigen Null ist, entspricht der versicherungsfremde Transfer an jeden Mitversicherten
den Durschnittsausgaben bzw. dem Pauschalbeitrag. Die versicherungsfremden Transfers fu¨r
verschiedene Versichertengruppen sind Tabelle E.12 im Anhang zu entnehmen.












= bKV − k
yi
. (7.15)
Ein das mittlere Gesundheitsausgabenrisiko abdeckender Pauschalbeitrag ha¨tte 2.060 Eu-
ro im Jahr 2003 bzw. 172 Euro monatlich betragen. Nachdem die Pflichtmitglieder im ge-
genwa¨rtigen Finanzierungssystem einen ja¨hrlichen Deckungsbeitrag pro Kopf in Ho¨he von
1.497 Euro und mit ja¨hrlich 1.633 Euro unterdurchschnittliche Gesundheitsrisiken aufweisen
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(Tab. E.12, Sp. 4, 2), leisten sie einen weit u¨ber den sozialversicherungstypischen Umvertei-
lungsbeitrag von 427 Euro hinausgehenden versicherungsfremden Beitrag in Ho¨he von 1.070
Euro (Tab. E.12, Sp. 8, 11). Damit bela¨uft sich der versicherungsfremde Steueranteil am
GKV-Beitrag eines Pflichtmitglieds auf 27% (Tab. E.12, Sp. 12). Das gesamte Deckungs-
beitragsvolumen der Pflichtmitglieder von 43,2 Mrd. Euro setzt sich aus dem sozialversiche-
rungstypischen Teil aufgrund unterdurchschnittlichem Gesundheitsrisiko dieser Gruppe (12,3
Mrd. Euro) und dem sozialversicherungsfremden Teil als Ausfluss des ho¨heren beitragspflichti-
gen Einkommens gegenu¨ber dem Durchschnitt der Versichertengemeinschaft zusammen (30,9
Mrd. Euro) (Tab. E.12, Sp. 3, 7 und 10).
Die gesetzlich krankenversicherten Rentner erhalten einen Gesamttransfer in Ho¨he von 32,3
Mrd. Euro, von dem aufgrund des im Durchschnitt geringeren beitragspflichtigen Einkom-
mens lediglich 5,6 Mrd. Euro versicherungsfremd ist, wa¨hrend der weitaus gro¨ßere Teil von
rund 26,7 Mrd. Euro aufgrund des bedeutend ho¨heren Ausgabenrisikos im Alter sozialversi-
cherungstypisch ist (Tab. E.12, Sp. 3, 10 und 7).
Bei den mitversicherten Familienangeho¨rigen u¨bersteigt der versicherungsfremde Transfer be-
tragsma¨ßig den Deckungsbeitrag. Die moneta¨re Begu¨nstigung der Mitversicherten resultiert
aus dem negativen Deckungsbeitrag aufgrund beitragsfrei gewa¨hrter Leistungen und aus dem
nicht geleisteten sozialversicherungstypischen Deckungsbeitrag der vergleichsweise guten Aus-
gabenrisiken der Kinder an u¨berdurchschnittliche Risiken. Kinder empfangen implizite Trans-
fers in Ho¨he von 25,9 Mrd. Euro, wobei 12,8 Mrd. Euro auf den fiktiven Deckungsbeitrag
entfallen (Tab. E.12, Sp. 10, 3). Insgesamt fließen 38,7 Mrd. Euro an mitversicherte Famili-
enangeho¨rige, davon 25,0 Mrd. Euro aufgrund beitragsfrei empfangener Leistungen und 13,7
Mrd. Euro aufgrund des in einem SV-System eigentlich zu leistenden sozialversicherungsty-
pischen Deckungsbeitrags (Tab. E.12, Sp. 10, 3 und 7).
Versicherungsfremde Leistungen in der GKV
Neben der versicherungsfremden Umverteilung, die sich im Wesentlichen aus der Einkom-
mensbezogenheit der Beitra¨ge bei gegebenem Leistungsumfang ergibt, u¨bernimmt der Kata-
log der Gesetzlichen Krankenversicherung Leistungen, die nicht dem origina¨ren Versicherungs-
zweck der Gewa¨hrung von Leistungen bei Krankheit und Pra¨vention dienen und daher versi-
cherungsfremd sind. Die versicherungsfremden Ausgaben beziffern sich in der Summe auf etwa
2,4 Mrd. Euro p.a. und wurden im Jahr 2007 mit dem durch das GKV-Modernisierungsgesetz
eingefu¨hrten Bundeszuschuss in Ho¨he von 2,5 Mrd. Euro abgegolten (vgl. Tab. 7.2). Wu¨rden
auch in Zukunft die versicherungsfremden Leistungen in der GKV durch den Bundeszuschuss
u¨bernommen, ließe sich der verbleibende Steueranteil an den GKV-Beitra¨gen aufgrund ver-
sicherungsfremder Umverteilung durch einen U¨bergang auf ein umlagefinanziertes idealtypi-
sches Pauschalbeitragssystem beseitigen.
7.2 Versicherungsmathematische Rentenabschla¨ge 187
Tabelle 7.2: Versicherungsfremde Leistungen der Gesetzlichen Krankenversicherung
Positionen (in Mio. Euro) 2005
Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft, insgesamt2) 2.400
Davon:
Mutterschaftsgeld 600
Empfa¨ngnisverhu¨tung und Schwangerschaftsabbruch 200
Haushaltshilfe 200
Krankengeld bei Betreuung eines Kindes 100
Beitragsfreiheit fu¨r Erziehungsgeld, Mutterschaftsgeld und bei Inanspruchnahme von Elternzeit2) 1.300
Zuzahlungsbefreiung 330
Summe 2.730
Bundeszuschuss in 2007 2.500
1) Ohne medizinische Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschaft von 2,1 Mrd. Euro. 2) Da es sich um
eine beitragsseitige Erma¨ßigung handelt, wa¨re streng genommen eine Zuordnung zur versicherungsfremden
Umverteilung ada¨quater. Quelle: Sachversta¨ndigenrat (2005).
U¨bergang zu einem Bu¨rgerpauschalensystem in der GKV
Bei der Umstellung auf ein Pauschalpra¨miensystem in der GKV stellt sich die Frage, ob
die bisher praktizierte Abgrenzung des Versichertenkreises nach dem beruflichen Status und
nach der Ho¨he des Einkommens o¨konomisch sinnvoll ist. Fu¨r sozialversicherungspflichtig
Bescha¨ftigte mit einem Verdienst bis zur Pflichtversicherungsgrenze von 46.800 Euro p.a.
besteht Versicherungspflicht in der GKV, wa¨hrend sozialversicherungspflichtigen Arbeitneh-
mern mit daru¨berliegendem Lohneinkommen, Selbsta¨ndigen und Beamten ein Wahlrecht zwi-
schen freiwilliger gesetzlicher und privater Krankenversicherung eingera¨umt wird. Gerecht-
fertigt wird die Pflichtversicherungsgrenze mit dem Argument, dass Lohnbezieher u¨ber der
Pflichtversicherungsgrenze eigenverantwortlich fu¨r ihren Versicherungsschutz sorgen ko¨nnen
und Lohnbezieher darunter einer sozialen Schutzbedu¨rftigkeit unterla¨gen. Nachdem ein be-
deutender Anteil unter den GKV-Versicherten kaum schutzbedu¨rftig sein du¨rfte, und bei
der Begru¨ndung fu¨r eine Schutzbedu¨rftigkeit eine Ausscheidegrenze die angemessene Rege-
lung wa¨re, ist eine Pflichtversicherungsgrenze aus Schutzbedu¨rftigkeitserwa¨gungen nicht halt-
bar. Zudem sichern die mit der Pflichtversicherungsgrenze eingera¨umten Wahl- und Wech-
selmo¨glichkeiten den privaten Krankenversicherern u¨ber die Risikoentmischung eine vorteil-
hafte Spezialisierung auf ”gute“ Risiken. ”Gute“ Risiken wechseln aufgrund risikoadjustierter
und daher niedrigerer Pra¨mien in die private Krankenversicherung (PKV), wa¨hrend ”schlech-
te“ Risiken im risikounabha¨ngigen Beitragssystem der GKV verbleiben, und dies umso eher,
wenn nicht erwerbsta¨tige Familienangeho¨rige schlechte Risiken darstellen und die GKV eine
beitragsfreie Versicherung vorsieht.
Gegen die Pflichtversicherungsgrenze und die Versicherungspflicht nach beruflichem Status
spricht desweiteren, dass sich privat Versicherte als im Mittel Bezieher ho¨herer Einkommen
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dem in der GKV impliziten sozialen Ausgleich (vgl. oben) entziehen ko¨nnen. Gerade die
o¨konomisch Leistungsfa¨higen werden u¨ber die Versicherungspflicht nach beruflichem Status
und die Pflichtversicherungsgrenze nicht zur Einkommensumverteilung herangezogen.
Die bessere Honorierung der Leistungen fu¨r PKV-Patienten verleitet zudem zur Leistungser-
stellung nach Versicherungszugeho¨rigkeit und nicht nach medizinischen Erfordernissen. Damit
fu¨hrt die Segmentierung des Krankenversicherungsmarktes zu Qualita¨tsdefiziten und zu einer
sta¨rkeren Fehlallokation von knappen Ressourcen als ein einheitliches Honorierungssystem.
Ein Staatseingriff, der eine medizinisch notwendige Basisabsicherung garantiert und bei
Ermo¨glichung wettbewerblichen Verhaltens die Effizienzverluste minimiert, besteht in einer
allgemeinen Versicherungspflicht in Kombination mit einem Kontrahierungszwang seitens der
Versicherungsanbieter.
Durch den U¨bergang zu einem allgemeinen Pauschalbeitragssystem bzw. die Herausnahme
der reinen Einkommensumverteilung aus der GKV und U¨berfu¨hrung des sozialen Ausgleichs
in das Steuer-Transfer-System kann dem Leistungsfa¨higkeitsprinzip wie auch dem Solidarprin-
zip besser entsprochen werden als in einer Krankenversicherung, in der ausschließlich Lohn-
und Renteneinkommen bis zu einer Beitragsbemessungsgrenze verbeitragt werden. Da bei ei-
nem U¨bergang zu einem Bu¨rgerpauschalensystem die beitragsfreie Mitversicherung von nicht
erwerbsta¨tigen Ehegatten entfallen wu¨rde und damit das Umverteilungsvolumen insgesamt
verringert wu¨rde und im Steuersystem der zur Finanzierung des sozialen Ausgleichs heran-
gezogene Personenkreis gro¨ßer ist und außerdem eine u¨ber alle Einkunftsarten progressive
Besteuerung ohne eine Bemessungsgrenze erfolgt, ließen sich in einem Pauschalbeitragssys-
tem signifikant bessere allokative wie distributive Wirkungen als im Status quo erzielen.
Das vom Sachversta¨ndigenrat (2004) entwickelte Modell der Bu¨rgerpauschale fu¨r das KV-
System sieht konkret vor:
• Die Versicherungspflicht im neuen Krankenversicherungssystem ist auf die gesamte
Wohnbevo¨lkerung auszudehnen.
• In diesem Basistarif werden lediglich medizinisch notwendige Leistungen wie im gegen-
wa¨rtigen Leistungskatalog der Gesetzlichen Krankenversicherung u¨bernommen.
• Die Umlagefinanzierung soll beibehalten werden.
• Die Pauschalbeitra¨ge bemessen sich nach den durchschnittlichen Gesundheitskosten der
jeweiligen Krankenkasse und sind daher kassenindividuell. Da der sozialversicherungsty-
pische Ausgleich erhalten bleiben soll, ist keine Beitragsdifferenzierung nach individuel-
lem Krankheitsrisiko, Alter oder Geschlecht erlaubt.
• Wa¨hrend die beitragsfreie Mitversicherung von nicht erwerbsta¨tigen Ehegatten entfa¨llt,
wird sie fu¨r die Kinder beibehalten.
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• Fu¨r die gesetzlichen und privaten Anbieter der Basisversicherung besteht Kontrahie-
rungszwang. Dies fu¨hrt zu Wettbewerb auf einem einheitlichen Versicherungsmarkt mit
einer Angleichung von Privater und Gesetzlicher Krankenversicherung hinsichtlich dieses
Versicherungsprodukts.
• Ein morbidita¨tsorientierter Risikostrukturausgleich zwischen den teilnehmenden Kran-
kenversicherungen soll einen fairen Wettbewerb sicherstellen.
• Bezieher geringer Einkommen erhalten einen steuerfinanzierten Zuschuss, soweit die
Krankenversicherungspauschale einen bestimmten Prozentsatz (Eigenanteilssatz) des
Haushaltseinkommens u¨bersteigt.
• Der derzeitige Arbeitgeber-Anteil am KV-Beitrag wird als Bruttoarbeitsentgelt ausge-
zahlt und damit der Besteuerung und Verbeitragung unterworfen. Der KV-Zuschuss der
Rentenversicherungstra¨ger fließt in Form von Rente direkt an die Rentenbezieher.
• Das Krankengeld wird aus der Basisversicherung herausgenommen, weil es eine Lohner-
satzleistung darstellt, die in einer gesonderten Pflichtversicherung u¨ber lohnabha¨ngige
Beitra¨ge zu finanzieren ist.
Die aufgrund der Alterung und des medizinisch-technischen Fortschritts absehbaren Ausga-
bensteigerungen in der Krankenversicherung sprechen zudem fu¨r eine erga¨nzende Kapitalde-
ckungskomponente, um eine Gla¨ttung des Beitragspfades u¨ber den Lebenszyklus der Versi-
cherten zu erreichen. Prinzipiell besteht die Mo¨glichkeit der Bildung eines kollektiven oder
eines externen individuellen Kapitalstocks im Rahmen des allgemeinen Altersvorsorgesparens.
Gegen eine kollektive Lo¨sung lassen sich mehrere Einwa¨nde anfu¨hren: Die Zweckentfremdung
des angesammelten Kapitals fu¨r eine großzu¨gigere Leistungsgewa¨hrung oder die Ausweitung
der Verschuldung anderer Fiski durch die Politik ko¨nnte nicht unterbunden werden. Daneben
wu¨rden bei der kollektiven Kapitalbildung die in den Genuss des Kapitalverzehrs kommenden
zuku¨nftigen Generationen gegenu¨ber der Einfu¨hrungsgeneration, die den Kapitalstock durch
Konsumverzicht aufgebaut hat, aber nicht mehr von der Beitragsentlastungsphase profitiert,
stark bevorzugt. Dies wa¨re erst recht der Fall, wenn durch die kollektive Kapitalbildung auch
die Beitragserho¨hungen vermieden wu¨rden, die aufgrund des medizinisch-technischen Fort-
schritts als qualitativ bessere Gesundheitsversorgung zuku¨nftigen Kohorten zugute ka¨me.
Nach Auflo¨sung der kollektiven Alterungsru¨ckstellungen entfiele der Entlastungseffekt fu¨r die
dann lebenden Generationen vollends. Bei der individuellen externen Variante des Kapitalauf-
baus wu¨rde die intergenerative Umverteilung aus der Umlagefinanzierung unvera¨ndert blei-
ben, allerdings u¨ber den Lebenszyklus gleichma¨ßig verteilt. Um den zuku¨nftigen Zuschussbe-
darf zu begrenzen, mu¨ssten Bezieher niedriger Einkommen den Sparanteil des KV-Zuschusses
zusammen mit dem staatlich gefo¨rderten Altersvorsorgeanteil obligatorisch in einem zertifi-
zierten Rentenversicherungsprodukt anlegen.
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7.2.1.2 Beseitigung der versicherungsfremden Elemente in der SPV
Quantifizierung der versicherungsfremden Elemente in der SPV
Nachdem in der Sozialen Pflegeversicherung die Art der Beitragsbemessung der in der Ge-
setzlichen Krankenversicherung entspricht und der Kreis der Versicherten nahezu identisch
ist, findet auch in der SPV eine entsprechende versicherungsfremde Umverteilung zugunsten
unterdurchschnittlicher Einkommen statt.
Aufgrund der starken Altersabha¨ngigkeit der Pflegeausgaben wird u¨berwiegend von jungen
Alterskohorten zu alten umverteilt. Im Jahr 2003 leisteten die Pflichtversicherten und freiwil-
lig Versicherten einen Umverteilungsbeitrag von 10,0 Mrd. Euro an die versicherten Rentner
(Tab. E.13, Sp. 3). Die Rentner selbst trugen lediglich 28% der von ihnen verursachten Aus-
gaben durch eigene Beitragszahlung, die u¨ber 65-Ja¨hrigen nur 24% (vgl. Sachversta¨ndigenrat
(2005)). Dementsprechend liegt der Steueranteil an den Beitra¨gen zur SPV bei den 20- bis
60-Ja¨hrigen mit 82% bzw. bei den Pflichtmitgliedern mit 83% deutlich ho¨her als in der GKV.
Mit 4,6 Mrd. Euro geht der gro¨ßte versicherungsfremde Umverteilungsposten auch in der So-
zialen Pflegeversicherung an die beitragsfrei mitversicherten Familienangeho¨rigen, wenn ein
Pauschalbeitrag in Ho¨he der Durchschnittsausgaben von rund 249 Euro im Jahr 2003 (20,75
Euro im Monat) in der SPV angesetzt wird. Analog zur Berechnungsweise in der GKV setzt
sich der versicherungsfremde Transfer an die beitragsfrei Mitversicherten aus den fu¨r sie
u¨bernommenen Leistungsausgaben zuzu¨glich der aufgrund unterdurchschnittlicher Pflegeri-
siken eigentlich zu leistenden sozialversicherungstypischen Deckungsbeitra¨ge zusammen.
Versicherungsfremde Leistungen in der SPV resultieren zumeist aus dem engen Zusammen-
hang zwischen Krankheit und Pflegebedu¨rftigkeit, insbesondere im Alter. Im Bereich der
Behandlungspflege erhalten Personen Leistungen der Pflegeversicherung, obwohl hierfu¨r Leis-
tungen der Krankenversicherung in Anspruch zu nehmen wa¨ren. Da eine genaue Abgrenzung
zwischen den Leistungen der beiden SV-Zweige bei a¨lteren Menschen kaum durchfu¨hrbar ist,
lassen sich diese zweigfremden Ausgaben nicht beziffern (Sachversta¨ndigenrat (2005)).
U¨bergang zu einem Bu¨rgerpauschalensystem in der SPV
Wie im KV-System segmentiert eine Pflichtversicherungsgrenze den Markt in gesetzliche Pfle-
gekassen und private Pflegeversicherungen mit entsprechender Risikoentmischung. Wa¨hrend
in der Privaten Pflegeversicherung 1,3% der Versicherten Pflegeleistungen in Anspruch neh-
men, sind es mit 2,7% der Versicherten in der Sozialen Pflegeversicherung mehr als doppelt so
viele. Daher mu¨sste eine Reform der Finanzierungsseite der Pflegeversicherung die Pflichtver-
sicherungsgrenze und die Versicherungszugeho¨rigkeit nach beruflichem Status aufheben sowie
Kontrahierungszwang bei vom Einkommen unabha¨ngigen Pflegeversicherungsbeitra¨gen vor-
sehen, um einen einheitlichen Pflegeversicherungsmarkt herzustellen.
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Da in der Sozialen Pflegeversicherung die Altersabha¨ngigkeit der Pflegeausgaben sehr stark
ausgepra¨gt ist und daru¨berhinaus ein vo¨lliger Umstieg auf das Kapitaldeckungsverfahren
(KDV) eher mo¨glich ist, sollen nachfolgend zwei Modelle vorgestellt werden, die durch eine
arbeitskostenunabha¨ngige Beitragserhebung gekennzeichnet sind. In Anlehnung an das vor-
geschlagene KV-Pauschalbeitragssystem beruht die naheliegende Reformoption in der Pflege-
versicherung auf einem U¨bergang zu einer Bu¨rgerpauschale unter Beibehaltung des Umlage-
systems. Die weitergehende und vorzuziehende Reformoption basiert auf einem Ausstieg aus
dem Umlageverfahren (UV) und Umstieg auf ein kohortenspezifisches, voll kapitalfundiertes
System.
U¨bergang zu einem Bu¨rgerpauschalensystem unter Beibehaltung des UV
Das vom Sachversta¨ndigenrat (2004) entwickelte umlagefinanzierte Pauschalbeitragssystem
fu¨r die Krankenversicherung kann u¨berwiegend auf die PV u¨bertragen werden:
• Es besteht wie bisher eine allgemeine Versicherungspflicht fu¨r eine Pflegeversicherung,
allerdings ist aufgrund der Aufhebung der Pflichtversicherungsgrenze die freie Wahl der
Pflegekasse erlaubt.
• Die Beitragsbemessung erfolgt pauschal nach Maßgabe der durchschnittlichen Ausgaben
in der jeweiligen Pflegekasse. Eine Anpassung des Pauschalbeitrags nach individuellem
Pflegerisiko, Alter oder Geschlecht ist nicht vorgesehen. Da der Pauschalbeitrag je nach
Pflegekasse differiert, stellt er den strategischen Wettbewerbsparameter dar.
• Der derzeitige Leistungsumfang der Sozialen Pflegeversicherung wird ebenso beibehalten
wie der Teilkaskocharakter.
• Diese Versicherung bieten gesetzliche und private Pflegekassen an und fu¨r die Pflegever-
sicherer besteht Kontrahierungszwang.
• Ein Risikostrukturausgleich soll einen risikoselektionsfreien Wettbewerb zwischen den
Kassen sicherstellen.
• Der bisherige Arbeitgeberbeitrag wird als Bruttolohnbestandteil ausgezahlt und zusam-
men mit dem u¨brigen Einkommen besteuert.
• Die Beitragsfreiheit von nichterwerbsta¨tigen Ehegatten wird nicht mehr gewa¨hrt. Die
beitragsfreie Mitversicherung der Kinder kann erhalten bleiben. Ein gesonderter Beitrag
fu¨r Kinder wa¨re aber ebenso denkbar wie ein ho¨herer Beitrag fu¨r Rentner.
• Da die PV-Ausgaben in starkem Umfang altersabha¨ngig sind, kommt es bei alternder
Bevo¨lkerung im Umlageverfahren zu einer starken intergenerativen Umverteilung. Aller-
dings werden durch den U¨bergang zu einem Pauschalbeitragssystem die intergenerativen
Transfers von den Jungen zu den Alten verringert, da in einem Pauschalbeitragssys-
tem die Rentner einen ho¨heren Anteil der selbst verursachten Pflegekosten als bei lohn-
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und rentenorientierter Beitragserhebung u¨bernehmen. Wenn die intergenerativen Trans-
fers weiter abgesenkt werden sollen, mu¨ssten Rentner gegenu¨ber Erwerbsta¨tigen einen
ho¨heren Pauschalbeitrag entrichten.
• Bezieher geringer Einkommen erhalten einen steuerfinanzierten Zuschuss fu¨r den Teil des
Pauschalbeitrags, der u¨ber einen Belastungssatz am Haushaltseinkommen hinausgeht.
• Das absehbar steigende Beitragsprofil sollte durch eine erga¨nzende Kapitalbildungskom-
ponente gegla¨ttet werden.
Finanzierung des sozialen Ausgleichs
Bei einem U¨bergang zu einem Pauschalbeitragssystem in der PV ist analog zur Vorgehens-
weise in der KV der Eigenanteilssatz der PV-Pra¨mie am Einkommen festzulegen, ab dem
ein Anspruch auf einen staatlichen Zuschuss besteht. Wu¨rde der Eigenanteilssatz bei einer
Pra¨mie von 25 Euro monatlich auf 2% festgesetzt, erga¨be sich nach Beru¨cksichtigung der
Mehreinnahmen aus der Versteuerung des ausgezahlten Arbeitgeberbeitrags ein Finanzbe-
darf von rund 1 Mrd. Euro und bei zusa¨tzlicher Kapitaldeckung von 2 Mrd. Euro.
Wird eine Reduktion der im Umlageverfahren impliziten Umverteilung von jungen zu den
alten Kohorten durch eine sta¨rkere Beteiligung der Rentner an den von ihnen verursachten
Kosten angestrebt, d.h. ein Teil des Einfu¨hrungsgewinns durch einen ho¨heren Eigenanteilssatz
fu¨r Rentner von z.B. 3,5% zuru¨ckgenommen, dann erga¨be sich ein Defizit von nur noch 500
Mio. Euro.
U¨bergang zu einem Bu¨rgerpauschalensystem und Ausstieg aus dem UV
Die weitergehende, aber vorzuziehende Reformalternative des Sachversta¨ndigenrats (2004)
sieht bei einem U¨bergang zu einer Bu¨rgerpauschale einen vollsta¨ndigen Ausstieg aus der
Umlagefinanzierung und Aufbau einer kohortenspezifischen Kapitalfundierung in der SPV
vor. Wa¨hrend in der Krankenversicherung die hohen Umstiegskosten fu¨r die Beibehaltung
des Umlagesystems sprechen, legen die ausgepra¨gte Altersabha¨ngigkeit, das vergleichswei-
se geringere anzusparende Kapitalvolumen und der Tatbestand, dass die SPV erst seit 1995
existiert, einen Umstieg zu einer Kapitaldeckung wie in der Privaten Pflegeversicherung nahe.
Zum U¨bergang auf ein kapitalgedecktes System gibt es mehrere Vorschla¨ge, die fu¨r ju¨ngere
Versicherte eine private kapitalgedeckte Pflegeversicherung mit risikoadjustierten Pra¨mien
empfehlen, wa¨hrend sich die Behandlung a¨lterer Versicherter aufgrund der ku¨rzeren Zeitspan-
ne fu¨r die Bildung tragfa¨higer Altersru¨ckstellungen als schwierig erweist. Das Konzept des
Sachversta¨ndigenrates (2004) versucht diesem Problem u¨ber eine einkommensunabha¨ngige
Pra¨mienerhebung mit kohortenabha¨ngiger Kapitalfundierung beizukommen, wobei der ge-
genwa¨rtig umlagefinanzierte Teil der Pra¨mienbemessung in der SPV nicht abrupt entfa¨llt,
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sondern nur allma¨hlich ausla¨uft. Der Umstieg auf die kapitalfundierte Reformvariante des
Sachversta¨ndigenrates (2004) fu¨r die SPV sieht folgende Vorgehensweise vor:
• Alle nach 1951 geborenen Versicherten scheiden aus der Sozialen Pflegeversicherung aus
und sind verpflichtet eine kapitalunterlegte kohortenspezifische Pflegeversicherung abzu-
schließen.
• Die kohortenspezifische Pra¨mie setzt sich aus den erwarteten durchschnittlichen Pflege-
ausgaben je Geburtsjahrgang und einem zur Pra¨miengla¨ttung u¨ber den Lebenszyklus
dienenden kapitalbildenden Teil zusammen. In der Ansparphase ist der kapitalbildende
Teil der Pra¨mie positiv und wird im Alter der jeweiligen Kohorte u¨ber den sukzessiven
Verzehr des Kapitalstocks negativ. Nachdem der Ansparzeitraum fu¨r a¨ltere Geburts-
jahrga¨nge ku¨rzer ist, fa¨llt ihr Sparbetrag und damit auch die Pra¨mie ho¨her aus. Demnach
variieren die Pra¨mien in der U¨bergangsphase nach dem Eintrittsalter.
• Die durchschnittlichen Alterungsru¨ckstellungen sind beim Versicherungswechsel porta-
bel. Dabei soll ein Risikostrukturausgleich adverse Selektion unterbinden.
• Die Pra¨mien werden ausschließlich nach dem Alter bzw. Geburtsjahrgang differenziert
und Kontrahierungszwang fu¨r die Pflegeversicherungen vorgeschrieben.
• Die bis einschließlich 1950 geborenen Kohorten bleiben im Umlagesystem der Sozialen
Pflegeversicherung versichert und zahlen fortan einen einheitlichen Pauschalbeitrag von
50 Euro, der sich jedes Jahr um nominal 1 Euro erho¨ht. Da das generierte Beitragsvolu-
men nicht zur Ausgabendeckung in der SPV ausreicht, werden ju¨ngere Geburtskohorten
neben der Finanzierung der eigenen kohortenspezifischen Pra¨mie zur Finanzierung des
Umlagebeitrags (Altenpauschale) herangezogen. Dieser Umlagebeitrag erho¨ht sich bei
beitragsfreier Kindermitversicherung gleichma¨ßig um die daraus resultierenden durch-
schnittlichen Kosten (Kinderpauschale).
• Nachdem der kohortenspezifische Tarif von allen Pflegeversicherern angeboten werden
muss, entsteht in diesem Marktsegment Wettbewerb zwischen privaten und gesetzlichen
Tarifanbietern. Da fu¨r die Altbesta¨nde in der Sozialen Pflegeversicherung der einheitliche
Pauschalbeitrag Wettbewerb ausschließt, mu¨ssen die gesetzlichen Pflegekassen diesen
Versichertenbestand auslaufen lassen.
• Der bisherige Leistungskatalog soll als Teilkaskoversicherung fu¨r alle Pflegeversicherun-
gen bei der Leistungsgewa¨hrung maßgeblich sein, sodass der Wettbewerb nicht u¨ber den
Leistungsumfang, sondern ausschließlich u¨ber die Pra¨mie stattfindet.
• Der Arbeitgeberbeitrag zur Pflegeversicherung wird dem Bruttolohn zugeschlagen und
versteuert.
• U¨bersteigt die pauschale Pflegepra¨mie einen noch festzulegenden Eigenanteils-
satz am Haushaltseinkommen, wird ein steuerfinanzierter Zuschuss gewa¨hrt. Das
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Einfu¨hrungsgeschenk an die A¨lteren ko¨nnte u¨ber einen ho¨heren Eigenanteilssatz oder
einen ho¨heren Beitrag z.T. wieder zuru¨ckgenommen werden, um die intergenerative
Umverteilung zu reduzieren.
Die Geburtskohorte 1951, ab der die Versicherten in ein kohortenspezifisches kapitalfundier-
tes PV-System wechseln, und auch die Pauschale fu¨r die im Umlagesystem verbleibenden
Altbesta¨nde wurden vom Sachversta¨ndigenrat (2004) so gewa¨hlt, dass beim U¨bergang von
den jungen zu den a¨lteren Kohorten ein mo¨glichst gleichma¨ßiger Pra¨mienverlauf erzielt wird.
Bei Einbezug der gesamten Wohnbevo¨lkerung der Bundesrepublik Deutschland, der Annahme
von Pflegewahrscheinlichkeiten des Jahres 2002 und einer Zunahmerate der Pflegefallausga-
ben von 2,25% p.a. ha¨tten sich die kohortenspezifischen monatlichen Pra¨mien fu¨r das Jahr
2005 auf 20,50 Euro fu¨r die 20-Ja¨hrigen, auf 40 Euro fu¨r die 50-Ja¨hrigen und auf 50 Euro fu¨r
die Bevo¨lkerung u¨ber 55 Jahre belaufen. Bei einer monatlichen Pra¨mie von 50 Euro fu¨r die
Bevo¨lkerung u¨ber 55 Jahre wu¨rde das Beitragsaufkommen von rund 15,2 Mrd. Euro nicht
zur Deckung der Leistungsausgaben fu¨r diesen Versichertenkreis in Ho¨he von 17,8 Mrd. Euro
ausreichen. Eine gleichma¨ßige Aufteilung des Defizits von 2,6 Mrd. Euro auf die Bevo¨lkerung
unter 55 Jahre impliziert eine monatliche Altenpauschale von 5 Euro je erwachsenen Versi-
cherten zuzu¨glich einer Kinderpauschale von ca. 2 Euro bei Beibehaltung der beitragsfreien
Mitversicherung der Kinder. Der monatliche Gesamtbeitrag zur jeweiligen Pflegeversicherung
nach diesem Modell ha¨tte sich im Jahr 2005 differenziert nach Geburtskohorte zwischen 27
und 50 Euro bewegt (s. Sachversta¨ndigenrat (2005)).
Da die Pflegefallzahlen bei den bis 1950 Geborenen zunehmen, wa¨hrend gleichzeitig die Zahl
der Beitragszahler abnimmt, muss die Altenpauschale fu¨r die Ju¨ngeren kontinuierlich bis auf
39 Euro im Jahr 2030 angehoben werden, um das Defizit in der SPV zu decken. Ab dem
Jahr 2030 reduziert sich mit den Leistungsfa¨llen in der SPV die Altenpauschale sukzessive
auf Null bis 2045, wenn die Mitglieder des Umlagesystems verstorben sind.
Finanzierung des sozialen Ausgleichs
Der U¨bergang zu einem kohortenspezifisch kapitalgedeckten PV-System erfordert auf-
grund ho¨herer Pra¨mien ein ho¨heres Zuschussvolumen als das umlagefinanzierte Pauschal-
pra¨mienmodell. Bei einem Eigenanteilssatz von einheitlich 2% ha¨tte sich im Jahr 2005 nach
Saldierung mit den Mehreinnahmen aus der Versteuerung des Arbeitgeberanteils ein Zu-
schussbetrag von immerhin 8,5 Mrd. Euro ergeben. Wu¨rde hingegen fu¨r die in der umlage-
finanzierten SPV verbleibenden a¨lteren Kohorten der ho¨here Eigenanteilssatz von 3,5% ange-
setzt, dann wu¨rde sich der Zuschussbedarf nach den Steuermehreinnahmen auf 5 Mrd. Euro
reduzieren, was einen zusa¨tzlichen proportionalen Einkommensteuersatz von 0,7% bzw. eine
Erho¨hung des Normalsatzes der Umsatzsteuer um 0,7 Prozentpunkte erforderlich machen
wu¨rde.
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Bei einem U¨bergang zu dem Kohortenmodell steigt in der U¨bergangsphase die Belastung mit
Pflegeversicherungsbeitra¨gen gegenu¨ber dem Status quo, allerdings wird der Lohnsteuercha-
rakter beseitigt, die Pflegekosten werden von den Arbeitskosten abgekoppelt und langfristig
gela¨nge der Ausstieg aus dem demographieanfa¨lligen Umlagesystem mit seinen gravierenden
intergenerativen Umverteilungswirkungen.
Reformen auf der Leistungsseite
Neben der Finanzierungsseite sind A¨nderungen auch auf der Leistungsseite angezeigt. Die
gegenu¨ber der stationa¨ren Pflege niedrigeren Leistungspauschalen fu¨r die ambulante Pflege
begu¨nstigen die Inanspruchnahme der kostenintensiveren stationa¨ren Pflege und verdra¨ngen
hierdurch die von den Pflegebedu¨rftigen bevorzugte ha¨usliche Pflege.
Daneben mu¨sste eine Dynamisierung der Leistungspauschalen vorgenommen werden, um das
Pflegerisiko auch zuku¨nftig ada¨quat abzusichern. Bei einer unterstellten Preissteigerungsra-
te von 1,5% p.a. kumuliert sich die reale Entwertung der Pflegeversicherungsleistungen bis
zum Jahr 2050 auf die Ha¨lfte des Status quo und impliziert damit eine Benachteiligung
zuku¨nftiger Generationen auf der Ausgabenseite, fu¨hrt zudem zu einer Zunahme der Sozial-
hilfeausgaben und kommt der Absicherung des Pflegebedu¨rftigkeitsrisikos nicht mehr nach.
Die Dynamisierungsrate soll nach dem Vorschlag der Ru¨rup-Kommission dem Durchschnitt
aus allgemeiner Inflation und Lohnsteigerung folgen, da im Pflegebereich nicht die gleiche
Produktivita¨tsentwicklung wie in der O¨konomie erzielt werden kann und bei einer unterhalb
der Nominallohnentwicklung liegenden Dynamisierung die Anreize zur Kosteneffizienz auf der
Anbieterseite bestehen bleiben.
7.2.2 Steuerfinanzierung versicherungsfremder Elemente in der ALV und
GRV
7.2.2.1 Quantifizierung versicherungsfremder Elemente in der ALV
Charakterisierung der ALV
Die Arbeitslosenversicherung (ALV) ist eine obligatorische Risikoversicherung fu¨r alle
abha¨ngig bescha¨ftigten Arbeitnehmer ausgenommen Beamte und geringfu¨gig Bescha¨ftigte.
Bei Erwerbslosigkeit des Versicherten entsteht nach einer Mindestversicherungszeit ein Lohn-
ersatzanspruch nach Maßgabe des mit Beitra¨gen belegten Lohneinkommens. Die Lohnersatz-
leistung der ALV folgt daher dem A¨quivalenzprinzip. Neben der passiven Arbeitsmarktpo-
litik leistet die ALV auch aktive Arbeitsmarktpolitik, wie die Arbeitsvermittlung und Ar-
beitsfo¨rderungsmaßnahmen. Allerdings erwirbt der Versicherte selbst bei Erfu¨llung der Vor-
aussetzungen z.T. keinen Rechtsanspruch auf Leistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik und
ihre Gewa¨hrung erfolgt u¨berwiegend unabha¨ngig von den entrichteten Beitra¨gen, sie weicht
also vom A¨quivalenzprinzip ab. Als versicherungsfremde Leistungen in der ALV gelten ana-
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log zur Abgrenzung in der GKV und SPV diejenigen Leistungen, die nicht dem Ausgleich
zwischen Personen mit hohem und niedrigem Arbeitslosigkeitsrisiko dienen, dem Versiche-
rungszweck oder die Nichtversicherten zugute kommen.
Versicherungszweckfremde Leistungen in der ALV
Die Bestimmung der Fremdleistungen erfolgt nach der weiteren Abgrenzung des Versiche-
rungszwecks der Arbeitslosenversicherung (vgl. Sachversta¨ndigenrat (2005)). Hierzu za¨hlt
neben der prima¨ren Aufgabe des teilweisen Lohnersatzes bei kurzfristiger Arbeitslosigkeit
die Arbeitsvermittlung, weil sie die Einhaltung der ”Versicherungsvertra¨ge“ kontrolliert und
Moral-Hazard-Verhalten unterbinden kann.
Unvereinbar mit dem Versicherungszweck ist nach dieser Spezifikation eine Differenzierung
der Lohnersatzquote nach dem Familienstand. Wa¨hrend fu¨r Arbeitslose mit unterhaltspflich-
tigen Kindern ein Leistungssatz von 67% des Nettoarbeitsengelts beim Bezug von Arbeits-
losengeld gilt, betra¨gt er fu¨r Kinderlose 60%. Der u¨ber den normalen Lohnersatzanspruch
von 60% hinausgehende kindbezogene Teil des Arbeitslosengelds wird aus sozialpolitischen
Erwa¨gungen gewa¨hrt und ist daher versicherungsfremd.2 Das versicherungsfremde Transfer-
volumen an Erwerbslose mit Kindern bela¨uft sich in der Summe auf etwa 700 Mio. Euro (s.
hierzu Sachversta¨ndigenrat (2005)).
Die Differenzierung der Dauer des Lohnersatzanspruchs nach der Vorversicherungszeit und
dem Alter des Versicherten gema¨ß § 127 Abs. 2 SGB III, stellt eine weitere versicherungsfrem-
de Leistung in einer Risikoversicherung dar. Die Sichtweise, dass bei der Arbeitslosenversi-
cherung ein Zusammenhang zwischen den insgesamt geleisteten Beitra¨gen und den insgesamt
gewa¨hrten Lohnersatzleistungen beizubehalten sei, widerspricht dem Versicherungszweck ei-
ner Sozialversicherung. Wenn als Folge eines unterdurchschnittlichen Arbeitslosigkeitsrisikos
ein u¨ber den Erwerbszyklus permanenter Umverteilungsbeitrag in Form von ALV-Beitra¨gen
an Personen mit u¨berdurchschnittlichem Arbeitslosigkeitsrisiko fließt, dann ist dieser Trans-
fer lediglich Ausfluss des sozialversicherungstypischen Solidarprinzips. Werden die Beitra¨ge −
wie bisher − als implizit angespartes Kapital an a¨ltere Erwerbslose mit unterdurchschnittli-
chem Arbeitslosigkeitsrisiko ausgezahlt, dann wird das Prinzip des Ausgleichs zwischen guten
und schlechten Risiken durchbrochen, ganz abgesehen davon, dass bei Umlagefinanzierung
u¨berhaupt kein Kapital akkumuliert wird und die Koppelung der Ho¨he der Lohnersatzleis-
tung an die Vorversicherungszeit unter Anreizgesichtspunkten grundsa¨tzlich abzulehnen ist.
2Außerdem ist die Form der Familienfo¨rderung in der ALV nicht zweckdienlich ausgestaltet: Der kindbe-
zogene Aufschlag auf das Arbeitslosengeld ist unabha¨ngig von der Kinderzahl. Da das Arbeitslosengeld be-
tragsma¨ßig vom zuvor bezogenen Nettoeinkommen des Versicherten abha¨ngt, erhalten Bezieher eines ho¨heren
Arbeitslosengelds auch einen ho¨heren Kinderzuschlag. Mithin diskriminiert die Arbeitslosenleistung kinderrei-
che Erwerbslose sowie Erwerbslose mit geringen Arbeitseinku¨nften (Sachversta¨ndigenrat (2005)).
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Ferner ist der zum 1. Januar 2005 eingefu¨hrte Aussteuerungsbetrag, den die Bundesagentur
fu¨r Arbeit nach § 46 Abs. 4 SGB II an den Bund fu¨r die Fa¨lle abzufu¨hren hat, die innerhalb
von drei Monaten nach dem Bezug von Arbeitslosengeld I einen Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld II erworben haben, als eine Beteiligung der Risikoversicherung an den Kosten der
Langzeitarbeitslosigkeit eine weitere Benachteiligung des Beitragszahlers in der ALV. Die
Zusammenlegung der Arbeitslosenhilfe mit der Sozialhilfe und die Finanzierung des Arbeits-
losengelds II aus allgemeinen Steuermitteln sprechen offensichtlich gegen einen beitragsfinan-
zierten Aussteuerungsbetrag von rund 6,7 Mrd. Euro im Jahr 2005.
Die Gewa¨hrung von Kurzarbeiter- und Winterausfallgeld ist entgegen Ro¨mer und Borell
(2002) prinzipiell nicht zu bema¨ngeln, steht sie doch im Einklang mit dem Versicherungs-
zweck der Arbeitslosenversicherung, soweit die Alternative zur Kurzzeitarbeit Arbeitslosig-
keit darstellt und keine ho¨here Leistung als bei Erwerbslosigkeit gezahlt wird. Allerdings
betra¨gt das Kurzarbeitergeld fu¨r Bescha¨ftigte ohne Kinder 60% der Differenz zwischen dem
Nettoentgelt ohne Kurzarbeit und dem Nettoentgelt mit Kurzarbeit. Die sozialversicherungs-
konforme Ho¨he des Kurzarbeitergelds liegt aber bei 60% des Nettoentgelts ohne Kurzarbeit
abzu¨glich des Nettoentgelts in Kurzarbeit. Bei den u¨ber der u¨blichen Leistungsho¨he an einen
Arbeitslosen gewa¨hrten Zahlungen handelt es sich um versicherungsfremde Leistungen, die
nicht genau quantifiziert werden ko¨nnen, aber einen zweistelligen Millionenbetrag ausmachen
du¨rften (Sachversta¨ndigenrat (2005)).
Nach dem zugrunde gelegten weiteren Versicherungszweck besteht die Aufgabe der Arbeits-
losenversicherung auch in der Wiedereingliederung der Ewerbslosen in den Arbeitsmarkt, wo-
bei lediglich diejenigen Versicherungsleistungen als versicherungstypisch anzusehen sind, die
die Wahrscheinlichkeit zur Bescha¨ftigungsaufnahme auf dem ersten Arbeitsmarkt erho¨hen.
Hierzu geho¨ren berufsspezifische Weiterbildungs- und Berufsausbildungsmaßnahmen, Maß-
nahmen zur Fo¨rderung der regula¨ren Bescha¨ftigung, wie bspw. Existenzgru¨ndungszuschu¨sse
(Ich-AGs) oder das U¨berbru¨ckungsgeld (Fo¨rderung selbsta¨ndiger Ta¨tigkeit), da sie die
Ru¨ckkehrwahrscheinlichkeit in die Erwerbsta¨tigkeit positiv beeinflussen und das zuku¨nftige
Arbeitslosigkeitsrisiko verringern (vgl. Stephan et al. (2006), Fitzenberger und Speckesser
(2007)). Allerdings impliziert die Qualifizierung einer Maßnahme als Versicherungsleistung
nicht auch ihre Geeignetheit und Wirksamkeit. Daher sind die Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik, fu¨r die im Jahr 2004 rund 19 Mrd. Euro aufgewandt wurden, im Hinblick
auf ihre Wirksamkeit zu u¨berpru¨fen.
Da Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) hauptsa¨chlich aus sozialpolitischen Gru¨nden
durchgefu¨hrt werden, stellen sie eine versicherungsfremde Leistung der Arbeitslosenversiche-
rung dar. Auch das ha¨ufig vorgebrachte Argument, die ABM beugten einer Dequalifizierung,
der ”Gewo¨hnung an das Nichtstun“ und damit einer Verfestigung der Arbeitslosigkeit vor,
ist nach den vorliegenden Evaluationsstudien der Wirkung dieses Arbeitsmarktinstruments
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kaum haltbar. Die empirischen Ergebnisse sprechen vielmehr dafu¨r, dass die Teilnahme an
einer ABM die Wahrscheinlichkeit fu¨r eine Bescha¨ftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt eher
senkt als erho¨ht (vgl. Hujer et al. (2004), Hujer und Zeiss (2006), Lechner und Wunsch
(2006), Stephan et al. (2006)). Insoweit sind ABM nicht nur versicherungsfremd, sondern
auch bescha¨ftigungspolitisch scha¨dlich und daher zuru¨ckzufu¨hren.
Desweiteren sind die Berufsausbildungsbeihilfe, die in Abha¨ngigkeit von Fahrtkosten, der
Aufwendungen fu¨r Arbeitskleidung oder Kinderbetreuung an Auszubildende gewa¨hrt wird,
die Ausbildungsfo¨rderung sozial Benachteiligter u¨ber die sozialpa¨dagogische Begleitung oder
Zuschu¨sse zu ausbildungsbegleitenden Hilfen (Stu¨tzunterricht), die Fo¨rderung von behinder-
ten Menschen und ihre Eingliederung in den Arbeitsmarkt, die Darlehen und Zuweisungen zur
Fo¨rderung von Einrichtungen der beruflichen Aus- und Weiterbildung oder der beruflichen
Rehabilitation nach §§ 248 bis 251 SGB III und die Entgeltsicherung fu¨r a¨ltere Arbeitnehmer
Sozialleistungen, fu¨r deren Aufkommen die Allgemeinheit verantwortlich ist und daher u¨ber
Steuern und nicht allein von den Beitragszahlern in der ALV aufzubringen ist.
Leistungen an Nichtversicherte in der ALV
Leistungen an Nichtversicherte stellen ebenfalls eine versicherungsfremde Leistung dar und
sind daher in die Finanzierungsverantwortung der gesamten Gesellschaft zu u¨berfu¨hren. Hier-
zu geho¨ren die Beratungs- und Vermittlungsleistungen fu¨r Berufsanfa¨nger und Auszubilden-
de, die der Versichertengemeinschaft (noch) nicht angeho¨ren, ebenso wie die Maßnahmen zur
vertieften Berufsorientierung nach § 33 SGB III fu¨r Schu¨ler an allgemein bildenden Schu-
len, die Erstattung von Lehrgangskosten berufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen und die
Ersteingliederung fu¨r behinderte Menschen.
Zusammenfassend la¨sst sich konstatieren, dass selbst bei Anwendung des weiten Versiche-
rungszwecks noch immer ein nicht unerheblicher Teil der passiven Arbeitsmarktpolitik und
viele Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik als versicherungsfremd einzustufen sind
und sich auf ein Volumen von insgesamt 19 Mrd. Euro im Jahr 2005 kumulierten (vgl. Tab.
7.4). Nach Abzug des vom Bund zur Defizitdeckung geleisteten Betrages von 4 Mrd. Euro,
kam es im Jahr 2005 zu fehlfinanzierten Fremdleistungen von 15 Mrd. Euro bzw. den Versi-
cherten in der Arbeitslosenversicherung zu viel aufgebu¨rdeten zwei Beitragssatzpunkten.
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Tabelle 7.3: Versicherungsfremde Leistungen der Arbeitslosenversicherung
Positionen (in Mio. Euro) 2005
Leistungen zum Ersatz des Arbeitsentgelts
Kinderzuschlag beim Arbeitslosengeld 700,00
Differenzierte Bezugsdauer des Arbeitslosengelds 4.000,00
Aussteuerungsbetrag (§ 46 Abs. 4 SGB III) 6.717,00
U¨berho¨hte Zahlungen im Rahmen des Kurzarbeitergelds n.q.1)





Maßnahmen zur vertieften Berufsorientierung 1,90
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) 225,87
Zuschu¨sse zu Bescha¨ftigung schaffenden Infrastrukturmaßnahmen 8,37
Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM) 135,83
Sonstige Leistungen der aktiven Arbeitsfo¨rderung
Berufsausbildungsbeihilfe 654,00
Lehrgangskosten berufsvorbereitender Bildungsmaßnahmen 471,10
Berufliche Rehabilitation (Pflichtleistungen) 2.530,00
Berufliche Rehabilitation (Kannleistungen) 170,00
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) 225,87
Leistungen an schwerbehinderte Menschen 216,00
Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung 30,00
Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeitslosigkeit 34,50
Entgeltsicherung fu¨r a¨ltere Arbeitnehmer 1.000,00
Altersteilzeit 1.000,00




Verwaltungsausgaben fu¨r versicherungsfremde Leistungen n.q.2)
Summe 18.847,56
1) Nicht quantifizierbar. Quelle: Sachversta¨ndigenrat (2005).
7.2.2.2 Quantifizierung versicherungsfremder Elemente in der GRV
Charakterisierung der GRV
Der sozialversicherungstypische Ausgleich in der Gesetzlichen Rentenversicherung impliziert
hinsichtlich der Altersrenten einen Ausgleich zwischen Versicherten mit einer geringen und
Versicherten mit einer ho¨heren Lebenserwartung. A¨hnlich wie in den u¨brigen Sozialversiche-
rungszweigen sind alle Leistungen versicherungsfremd, die nicht zu diesem Ausgleich bei-
tragen, die nicht dem Versicherungszweck − Absicherung des Langlebigkeitsrisikos, des Er-
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werbsunfa¨higkeitsrisikos und der Hinterbliebenenversorgung − dienen sowie Leistungen an
Nichtversicherte. Demnach ist auch die durch die Alterung der Versichertengemeinschaft zu-
nehmende intergenerative Umverteilung zwischen jungen und a¨lteren Versicherten system-
immanent fu¨r eine umlagefinanzierte Rentenversicherung und kann von daher nicht als Be-
gru¨ndung fu¨r staatliche Zuschu¨sse angefu¨hrt werden. Da die Rentenho¨he in der GRV nach
Maßgabe des verbeitragten Erwerbseinkommens des Versicherten in Relation zum Durch-
schnittsverdienst des Versichertenkollektivs u¨ber die gesamte Zeit seiner Erwerbsbiographie
bemessen wird, fu¨hrt ein Abweichen von diesem Prinzip zur Umverteilung, die grundsa¨tzlich
versicherungsfremd ist.
Versicherungszweckfremde Leistungen in der GRV
Die mit den Kriterien des Sachversta¨ndigenrats (2005) weitgehend u¨bereinstimmende Ab-
grenzung versicherungsfremder Leistungen wurde 1995 vom Verband Deutscher Rentenver-
sicherungstra¨ger (VDR) fu¨r die Arbeiterrenten- und Angestelltenversicherung (ArV/AnV)
entwickelt. Nach dem Konzept des VDR sind jene Leistungen der GRV als versicherungs-
fremd einzustufen, fu¨r die keine Beitra¨ge entrichtet wurden und die in die gesamtgesell-
schaftliche Verantwortung fallen (vgl. Ruland (1995)). Zu den von der GRV wahrgenom-
menen gesamtgesellschaftlichen Aufgaben geho¨ren demnach Leistungen des Familienlasten-
ausgleichs (z.B. Kindererziehungsleistungen, Kinderzuschla¨ge bei Witwen- und Witwerrenten
oder Waisenrenten), sozial- und gesellschaftspolitisch motivierte Leistungen wie die Anrech-
nung beitragsfreier Ersatzzeiten (z.B. Zeiten des milita¨rischen Dienstes, der Kriegsgefangen-
schaft oder der Flucht), die Integration von Vertriebenen und Spa¨taussiedlern in die Gesetzli-
che Rentenversicherung (Leistungen nach dem Fremdrentengesetz) und die soziale Sicherung
von Geringverdienern (Rente nach Mindesteinkommen) (s. hierzu Bundesregierung (2004),
Ru¨rup (2004) sowie Sachversta¨ndigenrat (2005)). In der Arbeiterrenten- und Angestellten-
versicherung beliefen sich diese versicherungsfremden Leistungen auf 57 Mrd. Euro im Jahr
2003. Dennoch unterscha¨tzt dieser Betrag die Gesamtausgaben der Gesetzlichen Rentenver-
sicherung fu¨r Fremdleistungen etwas, weil die versicherungsfremden Leistungen der anderen
Versorgungswerke der GRV wie die Bundesknappschaft und die Seekasse nicht einbezogen
wurden.
Ersatzzeiten, in denen Versicherte aus kriegsbedingten Gru¨nden an der Entrichtung von
Beitra¨gen gehindert waren, die Anrechnung und Bewertung von Zeiten nach dem Fremd-
rentenrecht, die Beru¨cksichtigung von Ausbildungszeiten als Anrechnungszeiten sowie fu¨r
Ho¨herbewertungen, die Anhebung niedrig entlohnter Erwerbszeiten vor 1992 im Rahmen der
Rente nach Mindesteinkommen sowie die Gewa¨hrung von abschlagsfreien vorgezogenen Al-
tersrenten erho¨hen ohne eine entsprechende Beitragsleistung den Rentenanspruch und stellen
insofern einen versicherungsfremden Transfer dar. Fu¨r Rentenzuga¨nge ab dem Jahr 2001
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leistet die Bundesagentur fu¨r Arbeit eine teilweise Erstattung fu¨r volle Erwerbsminderungs-
renten aufgrund der Arbeitsmarktlage an die GRV. Diejenigen Teile an diesen arbeitsmarkt-
bedingten Erwerbsminderungsrenten, die von der ALV nicht erstattet wurden, sind somit
sozialversicherungszweigfremd. Da die Fo¨rderung der Familie in den Verantwortungsbereich
der gesamten Gesellschaft fa¨llt, ist die rentenerho¨hende Anrechnung von Kindererziehungs-
zeiten fu¨r Geburten bis 1992 versicherungsfremd. Fu¨r Geburten ab 1992 u¨bernimmt der Bund
die anwartschaftsbegru¨ndende Beitragszahlung fu¨r die Kindererziehung, wodurch die sachge-
rechte Finanzierung aus allgemeinen Haushaltsmitteln sichergestellt ist. Der Wanderungsaus-
gleich, der von der Arbeiterrenten- und Angestelltenversicherung an die Bundesknappschaft
zur Kompensation des dortigen Mitgliederru¨ckgangs geleistet wird, dient nicht dem Versiche-
rungszweck. Wu¨rde die U¨bernahme des Wanderungsausgleichs durch die GRV unterbleiben,
mu¨sste der Bund aufgrund seiner Haftungsgarantie den Bundeszuschuss an die Bundesknapp-
schaft im Umfang des Defizits erho¨hen. Auf diese nicht beitragserworbenen Rentenbestand-
teile entfiel ein anteiliger Zuschuss der Rentenversicherungstra¨ger zur Krankenversicherung
der Rentner und bis zum 1. April 2004 zur Pflegeversicherung der Rentner von u¨ber 4 Mrd.
Euro.
Obwohl die Hinterbliebenenversorgung und der West-Ost-Transfer nicht in den VDR-Katalog
der nicht beitragserworbenen Leistungen aufgenommen wurden, sprechen einige Argumente
fu¨r ihren versicherungsfremden Charakter. Die Einstufung der Hinterbliebenenabsicherung als
versicherungsfremde Leistung wird mit der neuen Rechtslage und der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes begru¨ndet. Mit dem 1986 in Kraft getretenen Hinterbliebenenrenten-
und Erziehungszeitengesetz (HEZG) werden die Erwerbs- und Erwerbsersatzeinkommen ober-
halb eines dynamischen Freibetrages von 40% auf die Witwen- und Witwerrenten angerech-
net und seit dem 1. Januar 1992 auch eigene Einkommen von Waisen u¨ber 18 Jahre. Mit
Wirkung ab dem 1. Januar 2002 wurde die Einkommensanrechnung − allerdings mit langen
U¨bergangsfristen − auf alle Einkommensarten ausgedehnt. Die Feststellung der Einkommens-
anrechnung als verfassungskonform begru¨ndete das Bundesverfassungsgericht 1998 mit dem
fu¨rsorgerischen Motiv hinter der Gewa¨hrung einer Hinterbliebenenrente, die ohne eigene Bei-
tragsleistung des Rentenbeziehers und ohne eine erho¨hte Beitragsleistung des Versicherten
zugestanden wird. Als bedarfsgepru¨fte Transferzahlung kann die Hinterbliebenenversorgung
damit nicht mehr als Versicherungsleistung der Gesetzlichen Rentenversicherung gelten und
ist daher − soweit gesellschaftspolitisch erwu¨nscht − durch die Allgemeinheit aufzubringen
(vgl. Bundesregierung (2004)).
Auch wenn der West-Ost-Transfer prinzipiell als regionaler versicherungskonformer Ausgleich
innerhalb des RV-Systems zu werten ist, trifft dies nur insoweit zu wie in beiden Regionen die
gleichen Regelungen und institutionellen Rahmenbedingungen gelten. Dieses ist aber schon im
Hinblick auf die unterschiedlichen Beitragsbemessungsgrenzen und die gesonderte Rentenan-
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passung in den neuen Bundesla¨ndern nach Maßgabe der dortigen Lohnentwicklung nicht
gegeben und insofern ko¨nnte die GRV in Ostdeutschland als gesonderte umlagefinanzierte
Rentenversicherung gesehen werden. In dieser Interpretation wa¨re die Defizitdeckung eine
versicherungsfremde Leistung der westdeutschen an die ostdeutsche Rentenversicherung. Ei-
ne Umfinanzierung dieser Transferzahlungen ko¨nnte durch einen ho¨heren Beitragssatz in den
neuen La¨ndern oder wie im Einigungsvertrag von 1990 vorgesehen durch eine Defizithaftung
des Bundes vorgenommen werden (Ruland (1995)). Allerdings ist dabei zu beachten, dass
das Defizit der Rentenversicherung Ost auch auf Ausgaben beruht, die versicherungsfremd
sind. Die nach dem VDR-Konzept nicht beitragsgedeckten Leistungen (ohne den West-Ost-
Transfer) beliefen sich auf 1/3 der Rentenausgaben der Arbeiterrenten- und Angestellten-
versicherung von 196 Mrd. Euro. Daher sind bei der Qualifizierung des West-Ost-Transfers
auch nur 2/3 des Gesamtvolumens, also 9,2 Mrd. Euro als versicherungsfremde Ausgaben
anzusetzen (Sachversta¨ndigenrat (2005)).
Folgt man nicht der Interpretation der Rentenversicherung Ost als gesondertes Rentensystem,
sind die nicht durch Beitra¨ge erworbenen Ostrenten prinzipiell als ”Einfu¨hrungsgeschenk“ zu
werten, das bei jeder Einrichtung eines Umlagesystems entsteht. Allerdings bergen sie einen
versicherungsfremden Anteil insoweit als sie nach anderen Regeln als in Westdeutschland
festgesetzt werden und dadurch ho¨her ausfallen. Ausschließlich bei der Rentenfestsetzung
Ost erfolgt eine Ho¨herbewertung der Entgelte mit dem Ziel der Angleichung der verfu¨gbaren
Eckrenten an das westdeutsche Niveau. Nachdem der Anpassungsprozess bei den Renten
schneller voranschritt als bei den Lo¨hnen, wurden gemessen an der der Rentenanpassung
zugrunde liegenden Lohnentwicklung mehr Entgeltpunkte sowohl fu¨r den Rentenbestand als
auch fu¨r ku¨nftige Rentenzuga¨nge gewa¨hrt (Bundesregierung (2004)). Da die Anwendung die-
ser Sonderregelungen sozial- bzw. verteilungspolitisch motiviert ist, ist der darauf entfallende
Teil der Ostrentenzahlungen nicht von den Beitragszahlern, sondern vom Kreis der Steuer-
zahler zu tragen.
Die in der VDR-Abgrenzung eindeutig zu klassifizierenden versicherungsfremden Leistungen
verursachten im Jahr 2003 zusa¨tzliche Ausgaben von 57 Mrd. Euro fu¨r die Gesetzliche Ren-
tenversicherung. Bezieht man zudem die Waisenrenten in Ho¨he von 0,8 Mrd. Euro, den das
Splitting u¨bersteigenden Teil der Witwen- und Witwerrenten in Ho¨he von 6 Mrd. Euro ein
und ein nicht genau quantifizierbares Volumen fu¨r die Ho¨herbewertung der Ostrenten in die
Abgrenzung ein, dann wa¨ren die versicherungsfremden Leistungen auf 60 bis 70 Mrd. Euro
bzw. bei Klassifizierung der Rentenversicherung Ost als eigensta¨ndiges System auf 73 Mrd.
Euro zu veranschlagen. Nach Abzug des Bundeszuschusses von 53,9 Mrd. Euro verbliebt fu¨r
das Jahr 2003 allein fu¨r die Arbeiterrenten- und Angestelltenversicherung ein fehlfinanziertes
Fremdleistungsvolumen von mindestens 6 bis 19 Mrd. Euro (s. Tab. 7.4).
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Tabelle 7.4: Versicherungsfremde Leistungen der Arbeiterrenten- und
Angestelltenversicherung sowie Bundeszuschu¨sse
Positionen (in Mrd. Euro) 2003 2007
Ersatzzeiten 4,1 1,6
Zeiten nach dem Fremdrentengesetz 5,6 5,2
Anrechnungszeiten 8,9 8,5
Altersrenten vor Vollendung des 65. Lebensjahres (ohne Abschlag) 14,0 11,9
Kindererziehungszeiten (fu¨r Geburten vor 1992) 5,2 6,2
Kindererziehungsleistungen 0,8 0,5
Erwerbsminderungsrenten wegen Arbeitsmarktlage 1,5 0,6
Renten nach Mindesteinkommen 3,3 2,6
Ho¨herbewertung der Berufsausbildung 4,7 4,1
Wanderungsausgleich (1,7) (2,0)
Anteiliger Zuschuss zur KVdR + PVdR 4,1 2,7
Nachgezahlte Beitra¨ge 1,3 1,1
Sonstige 1,8 1,2
Summe gema¨ß der Abgrenzung des VDR aus dem Jahr 19951) 57,0 48,2
Waisenrenten 0,8 0,8
Das Splitting u¨bersteigender Anteil der Witwen-/Witwerrenten 6,0 8,0
Zwischensumme 63,8 57,0
West-Ost-Transfer2) (9,2) (9,2)
Darunter: U¨berho¨ht festgesetzte Ostrenten n.q.3) n.q.3)
Insgesamt (maximal) 73,0 66,2
Bundeszuschu¨sse 53,9 56,8
Nachrichtlich: Zweckgebundene Zahlungen des Bundes an die GRV
Beitra¨ge fu¨r Kindererziehungszeiten (fu¨r Geburten ab 1992) 11,9
Defizitausgleich der Knappschaftlichen Rentenversicherung 7,2
fu¨r U¨berfu¨hrung von Zusatzversorgungssystemen in die Rentenversicherung
in den neuen La¨ndern 2,5
Werksta¨tten fu¨r behinderte Menschen 0,9
fu¨r einigungsbedingte Leistungen an ArV/AnV 0,7
Sonstige 0,2
1) Mit Beru¨cksichtigung des Wanderungsausgleichs. − 2) Defizit der Rentenversicherung Ost ohne Beru¨ck-
sichtigung der versicherungsfremden Leistungen. Im Jahr 2003 betrug das Defizit 13,6 Mrd Euro, fu¨r 2007
wird es von der Bundesregierung auf 12,8 Mrd Euro gescha¨tzt. Die Rentenausgaben der ArV/AnV fu¨r das
Jahr 2003 betrugen 196 Mrd Euro, fu¨r das Jahr 2007 werden sie auf 204 Mrd. Euro veranschlagt.
3) Nicht quantifizierbar. Quelle: Sachversta¨ndigenrat (2007).
Gesamtvolumen der versicherungsfremden Elemente in den SV-Zweigen
Zusammengefasst summieren sich die versicherungsfremden Elemente in den Zweigen der
Sozialversicherung auf einen Betrag von u¨ber 130 Mrd. Euro, wobei auf die Gesetzliche
Rentenversicherung mit 60 bis 70 Mrd. Euro ungefa¨hr die Ha¨lfte entfa¨llt. In der Gesetzli-
chen Krankenversicherung werden die versicherungsfremden Leistungen seit 2007 durch den
Bundeszuschuss gedeckt, d.h. den fehlfinanzierten und weit u¨berwiegenden Teil der versi-
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cherungsfremden Elemente in der GKV macht die versicherungsfremde Umverteilung mit
u¨ber 40 Mrd. Euro aus. Die entsprechende versicherungsfremde Umverteilung in der Sozialen
Pflegeversicherung betra¨gt rund 5 Mrd. Euro und die Arbeitslosenversicherung finanziert ver-
sicherungsfremde Elemente von insgesamt 19 Mrd. Euro. Abzu¨glich der Bundeszuweisungen
von gut 60 Mrd. Euro an das Sozialversicherungssystem verbleibt eine bescha¨ftigungspolitisch
unvertretbare Belastung der beitragspflichtigen Arbeitnehmer mit Fremdleistungen von min-
destens 65 Mrd. Euro, wobei − wie in Abschnitt 7.2.1 gezeigt − ein U¨bergang zu einem
Pauschalpra¨mienmodell in der GKV und SPV die versicherungsfremde Einkommensumver-
teilung in Ho¨he von 45 Mrd. Euro aufgabenada¨quat dem Steuer-Transfer-System u¨bertragen
wu¨rde. Der auf die ALV und GRV entfallende versicherungsfremde Teil in Ho¨he von 20
bis 30 Mrd. Euro mu¨sste ordnungspolitisch korrekt und − wie nachfolgend ero¨rtert wird
− unter Beachtung bescha¨ftigungs- und verteilungspolitischer Wirkungen durch geeignete
Steuererho¨hungen aufgebracht werden.
7.2.2.3 Umfinanzierung versicherungsfremder Elemente in der ALV und
GRV
Im Gegensatz zur Kranken- und Pflegeversicherung herrscht in der Arbeitslosen- und der
Rentenversicherung bezogen bzgl. der Lohnersatzleistungen prinzipiell das A¨quivalenzprinzip,
da die Leistungen u¨berwiegend nach Maßgabe des der Beitragszahlung zugrunde liegenden
Lohneinkommens gewa¨hrt werden. Eine A¨nderung der Beitragsregeln ist in diesen beiden
SV-Zweigen daher nicht geboten. Da die versicherungsfremden Elemente u¨ber eine ho¨here
Beitragsbelastung sowohl auf Seiten des Arbeitsangebots wie auch auf Seiten der Arbeits-
nachfrage zu Ausweichreaktionen zu Lasten der sozialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigung
insbesondere der A¨lteren fu¨hren (s. Abb. 3.18 und 3.6), da hier Alternativeinkommen in
Form la¨ngerer ALG-Bezugsdauern fu¨r A¨ltere, der Altersteilzeit und vorgezogenen Altersren-
ten verfu¨gbar sind (vgl. Tabelle 6.8), muss zur Senkung des Fru¨hverrentungsanreizes dieser
versicherungsfremde Steueranteil in den Beitra¨gen zur ALV und GRV beseitigt werden. Aller-
dings sind vor einer Umfinanzierung, − die auch sozialabgabenpflichtig Bescha¨ftigte belasten
wu¨rde −, die versicherungsfremden Leistungen einer kritischen Pru¨fung auf Wirksamkeit und
Notwendigkeit zu unterziehen, um neben einer Erho¨hung des A¨quivalenzgrades auch eine Ver-
minderung der Abgabenbelastung insgesamt zu erreichen.
U¨berpru¨fung der Wirksamkeit und Notwendigkeit der Leistungen
Das bisher ordnungs- und verteilungspolitisch nicht ada¨quat finanzierte versicherungsfremde
Leistungsvolumen in der Arbeitslosenversicherung und der Gesetzlichen Rentenversicherung
bewegt sich zwischen 20 und 30 Mrd. Euro im Jahr. Darunter ist die in der ALV u¨ber eine
ho¨here Lohnersatzquote des Arbeitslosengelds intendierte Kinderfo¨rderung ungeeignet gerade
kinderreiche Familien und Niedrigeinkommensbezieher zu unterstu¨tzen. Die Aufwendungen
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fu¨r diese Sozialleistung sind demnach nicht einfach nur umzufinanzieren, sondern vielmehr
zielfu¨hrend auszugestalten, z.B. in Form eines ho¨heren Kindergeldes fu¨r Arbeitslose. Gleich-
sam ungeeignet und z.T. bescha¨ftigungspolitisch scha¨dlich erweisen sich empirisch viele In-
strumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Diese Maßnahmen sind daher aus bescha¨ftigungs-
und finanzpolitischen Erwa¨gungen einzustellen. Wird ferner die Hinterbliebenenversorgung
als versicherungsfremde Leistung eingestuft und entsprechend steuerfinanziert, mu¨sste die
bisherige Abha¨ngigkeit des Hinterbliebenenanspruchs von den Beitragsleistungen des Ver-
storbenen aufgehoben werden (Sachversta¨ndigenrat (2005)).
Die als notwendig befundenen versicherungsfremden Leistungen ko¨nnen u¨ber einen ho¨heren
Bundeszuschuss lediglich finanziell oder u¨ber eine Herausnahme aus dem Verantwortungsbe-
reich des betroffenen Sozialversicherungszweigs und Zuordnung zum allgemeinen Staatshaus-
halt auch institutionell ausgegliedert werden. Wa¨hrend die Erho¨hung der Transparenz und
auch die Ausweitung des berechtigten Anspruchskreises auf die gesamte Bevo¨lkerung fu¨r eine
institutionelle Ausgliederung sprechen, ko¨nnte mit einer finanziellen Ausgliederung eine Ver-
waltungsvereinfachung und Verwaltungskostenersparnis erzielt werden. Die Zielgenauigkeit
eines steuerfinanzierten Zuschusses sollte in beiden Sozialversicherungszweigen gewa¨hrleistet
sein, weil in der Arbeitslosenversicherung wie in der Gesetzlichen Rentenversicherung vor-
wiegend Personen in den Genuss der versicherungsfremden Leistungen und Umverteilung
kommen, die keine Beitra¨ge entrichten und dementsprechend auch nicht von der zuschussin-
duzierten Beitragssatzsenkung profitieren wu¨rden.
Bescha¨ftigungsfreundliche Gegenfinanzierung
Finanzpolitisch maßgebend bei der Ersetzung der bescha¨ftigungsfeindlichen und verteilungs-
politisch fragwu¨rdigen Steueranteile in den Sozialversicherungsbeitra¨gen durch allgemeine
Steuern ist, wie die alternativen Gegenfinanzierungsvarianten im Vergleich zur bestehenden
Finanzierung zu beurteilen sind und welche der Gegenfinanzierungsvarianten unter allokati-
ven und distributiven Gesichtspunkten zu bevorzugen ist. Daher sind die Gegenfinanzierungs-
optionen: eine Erho¨hung der Einkommensteuer, eine Erho¨hung der Umsatzsteuer und eine
Senkung der Staatsausgaben im Hinblick auf ihre bescha¨ftigungs- und verteilungspolitischen
Wirkungen zu vergleichen.
Eine Senkung des allgemeinen Beitragssatzes in der Arbeitslosenversicherung um einen Pro-
zentpunkt erfordert ein Gegenfinanzierungsvolumen von rund 7,3 Mrd. Euro. Da die Bei-
tragsbemessungsgrundlage in der Gesetzlichen Rentenversicherung wegen der Empfa¨nger von
Arbeitslosengeld I, Arbeitslosengeld II, der Selbsta¨ndigen und freiwilligen Mitglieder gro¨ßer
ist, bedarf es fu¨r die gleiche Beitragssatzsenkung in der GRV eines Finanzvolumens von 8,7
Mrd. Euro. Finanzierte man in der Arbeitslosenversicherung versicherungsfremde Leistungen
in Ho¨he von 15 Mrd. Euro und in der Gesetzlichen Rentenversicherung von 6 Mrd. Euro
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um, ko¨nnte der Beitragssatz in der Arbeitslosenversicherung um 2 Prozentpunkte und in der
Gesetzlichen Rentenversicherung um 0,7 Prozentpunkte gesenkt werden.
Da die Arbeitsnachfrageelastizita¨ten bzgl. einer A¨nderung der Arbeitskosten im unte-
ren Bereich der Lohnskala vergleichsweise ho¨her sind, ließe sich durch eine Konzen-
tration der Beitragssatzsenkung auf Lohnempfa¨nger bis zu einer Grenze eine sta¨rkere
Bescha¨ftigungsausweitung durch die Umfinanzierung erreichen als bei symmetrischer Bei-
tragssatzsenkung (vgl. Kaltenborn et al. (2003b) sowie Kaltenborn et al. (2003a)). Das ent-
scheidende Argument gegen einen Freibetrag bzw. eine Stufe mit niedrigerem Beitragssatz
besteht darin, dass neue Umverteilungselemente in die SV eingefu¨hrt wu¨rden, die in das
Steuer-Transfer-System geho¨ren und damit die gebotene Ru¨ckfu¨hrung des Steueranteils in
den SV-Beitra¨gen zunichte machen wu¨rden.
Bescha¨ftigungs- und Verteilungswirkungen einer Umfinanzierung durch eine
Umsatzsteuererho¨hung
Bescha¨ftigungswirkungen einer umsatzsteuerfinanzierten Beitragssatzsenkung
Eine Senkung des Beitragssatzes zu den SV wirkt aufgrund des Steueranteils in den Beitra¨gen
wie eine Steuersenkung. Nachdem dadurch der Freizeitkonsum gegenu¨ber der Arbeit kostspie-
liger wird, sollte es zu einer Ausdehnung des Arbeitsangebots kommen soweit der Substitu-
tionseffekt den Einkommenseffekt dominiert. Die Beitragssatzsenkung fu¨hrt bei parita¨tischer
Finanzierung zugleich dazu, dass die durchschnittlichen Arbeitskosten je Bescha¨ftigten wie
auch die Grenzkosten je Arbeitsstunde sinken, m.a.W. die sozialversicherungspflichtige Arbeit
im Vergleich zu anderen Bescha¨ftigungsformen und anderen Produktionsfaktoren gu¨nstiger
wird. Unter sonst gleichen Bedingungen sollte insoweit auch die Arbeitsnachfrage nach sozi-
alversicherungspflichtiger Bescha¨ftigung zunehmen (vgl. Abschnitt 3.4).
Diese isolierten Effekte der Beitragssatzreduktion konterkariert eine Umsatzsteuererho¨hung,
weil eine Konsumsteuer die Arbeitseinkommen in a¨hnlicher Weise belastet wie die SV-
Abgaben (vgl. Homburg (2003)). Allerdings ist eine vollsta¨ndige A¨quivalenz von SV-Beitra¨gen
und Konsumsteuern nicht gegeben, weil eine Mehrwertsteuererho¨hung nicht nur sozialversi-
cherungspflichtige Arbeitseinkommen bis zu einer Beitragsbemessungsgrenze erfasst, sondern
sa¨mtliche Arbeitseinku¨nfte sowie Transfer- und Gewinneinkommen.
Die Anhebung der Umsatzsteuer werden die Unternehmen auf die Konsumenten vorzuwa¨lzen
versuchen. Die Erho¨hung der Bruttopreise kann aber nur soweit durchgesetzt werden wie
die Nachfrageseite preisunelastischer reagiert als die Angebotsseite. Gela¨nge die Vorwa¨lzung
vollsta¨ndig, wu¨rden die Unternehmen voll von der Senkung der Arbeitskosten infolge der
Beitragssatzreduktion profitieren. Infolgedessen wa¨ren positive Bescha¨ftigungseffekte zu er-
warten. Konterkariert wird die Ausweitung der Arbeitsnachfrage, wenn mit der Begru¨ndung
des allgemeinen Preisniveauanstiegs ho¨here Lo¨hne durchgesetzt werden. In dem Ausmaß wie
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die Vorwa¨lzung der Umsatzsteuererho¨hung nicht gelingt, sinken die Produzentenpreise und
mit ihnen die Einkommen aus Unternehmerta¨tigkeit, die zu einem Ru¨ckgang der Arbeits-
nachfrage fu¨hren ko¨nnen.
Bei Annahme eines nach der Umsatzsteuererho¨hung unvera¨nderten Lohnniveaus indi-
ziert die makroo¨konometrische Simulation der Senkung um einen Beitragspunkt mit dem
IAB/RWI-Modell eine positive Bescha¨ftigungswirkung in einer Gro¨ßenordnung von etwa
30.000 Bescha¨ftigten zusa¨tzlich. Wird hingegen eine endogene Entwicklung der Lo¨hne mo-
delliert, bei der die Lo¨hne im Umfang der Umsatzsteueranhebung steigen, dann geht die
Bescha¨ftigtenzahl gegenu¨ber dem Basisszenario um -20.000 Bescha¨ftigte zuru¨ck (Kaltenborn
et al. (2003b)). Der gleiche Transmissionsmechanismus la¨sst auch im Bundesbankmodell bei
endogener Lohnanpassung und einem Umfinanzierungsbetrag von 20 Mrd. Euro nur gerin-
ge Bescha¨ftigungswirkungen aufkommen. Geht man wie in den Modellsimulationen des DIW
von dem realistischeren Fall der nur teilweisen U¨berwa¨lzung der Umsatzsteuererho¨hung in die
Preise aus, dann fu¨hrt eine exogene Lohnbildung bei einem Gegenfinanzierungsbetrag von 20
Mrd. Euro zu langfristigen Bescha¨ftigungsgewinnen von bis zu 1% und bei endogener Lohn-
bildung von bis zu 0,8% (Meinhardt und Zwiener (2005)). Mit dem numerischen allgemeinen
Gleichgewichtsmodell PACE-L bzw. mit dem makroo¨konometrischen IAB/INFORGE- Mo-
dell stellt sich bei einer Senkung der Sozialabgaben um einen Prozentpunkt eine Zunahme
der Bescha¨ftigtenzahl um 65.000 bzw. 90.000 in der langen Frist ein (Feil und Zika (2005a)).
Die bisher durchgefu¨hrten mikro- und makroo¨konometrischen Simulationsstudien zur
Bescha¨ftigungswirksamkeit einer Beitragssatzreduktion in der SV kommen grundsa¨tzlich
auf einen positiven Bescha¨ftigungseffekt, jedoch ha¨ngt der Umfang von der Modellierung der
Reaktionen der Preise und Lo¨hne auf die Beitragssatzsenkung einerseits und die Umsatzsteu-
ererho¨hung andererseits ab (Buscher et al. (2001), Feil et al. (2006)). Bei Zugrundelegung
exogener, d.h. im Vergleich zum Referenzszenario unvera¨nderter Lo¨hne, ergeben sich die
gro¨ßten Bescha¨ftigungseffekte, weil die Arbeitskostensenkung voll durchwirkt. Legt man den
realistischeren Fall endogener Lo¨hne zugrunde, wird der Bescha¨ftigungseffekt aufgrund der
lohnerho¨hend ru¨ckwirkenden Reduktion der Arbeitslosigkeit geringer ausfallen.
Insgesamt du¨rften die Bescha¨ftigungswirkungen etwas unterscha¨tzt werden, weil die vorlie-
genden Simulationsmodelle allesamt davon ausgehen, dass es zu keiner Abnahme der Re-
allo¨hne kommt. Zumindest zeitigt die Lohnentwicklung der ju¨ngsten Vergangenheit, dass in
den Tarifverhandlungen die Lo¨hne nicht im Ausmaß der Preisentwicklung angepasst wurden.
Obwohl die Auswirkungen der umsatzsteuerfinanzierten Beitragssatzsenkung auf den privaten
Verbrauch nicht eindeutig sind, ha¨tte eine Umfinanzierung den Vorteil, dass die Umsatzsteu-
ererho¨hung gema¨ß dem Bestimmungslandprinzip zu einer sta¨rkeren Belastung der Einfuhren
fu¨hrt bei gleichzeitig abnehmender Belastung der Ausfuhren mit den Kosten der sozialen
Sicherung (Meinhardt und Zwiener (2005)). Da dies in der Europa¨ischen Wa¨hrungsunion
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nicht zu Anpassungen des nominalen Wechselkurses fu¨hrt und der Handel mit der EU den
u¨berwiegenden Anteil am Außenhandel ausmacht3 ko¨nnen sich die Lohnstu¨ckkostenvorteile
voll zugunsten des Außenbeitrags in der EU und damit des BIP entfalten. Daneben weist die
Umsatzsteuer den Vorteil auf, dass sie die intertemporale Konsum-Spar-Entscheidung nicht
beeinflusst und damit im Unterschied zur Einkommensteuer weder die Ersparnis noch die
Investitionen belastet. Soweit mit der Umfinanzierung eine Senkung der Arbeitskosten und
eine Zunahme der Exporte verbunden sind, wirkt sich die umsatzsteuerfinanzierte Abnahme
der Beitragsbelastung positiv auf die gesamtwirtschaftliche Investitionsta¨tigkeit aus.
Verteilungswirkungen einer umsatzsteuerfinanzierten Beitragssatzsenkung
In periodenbezogener Betrachtung belasten die Beitragssa¨tze zu den Sozialversicherungen
die beitragspflichtigen Einkommen bis zu den jeweils geltenden Beitragsbemessungsgrenzen
proportional. Mit steigenden Einkommen u¨ber den Bemessungsgrenzen nimmt die relati-
ve Belastung ab. Die relative Beitragsbelastung des gesamten Haushaltseinkommens ha¨ngt
außerdem von dessen Zusammensetzung ab. Im unteren Einkommensbereich speist sich ein
beachtlicher Anteil am Haushaltseinkommen aus Transferzahlungen, die nicht der Beitragser-
hebung unterliegen. Mit steigendem Einkommen nimmt der Haushaltseinkommensbestand-
teil aus Arbeit zu und mit ihm die relative Beitragsbelastung. Im oberen Einkommensbe-
reich wirken neben den Beitragsbemessungsgrenzen die nicht beitragspflichtigen Einku¨nfte
am Gesamteinkommen regressiv auf die Belastung mit SV-Beitra¨gen. Der Belastungsverlauf
der Beitragssatzsenkung impliziert in der Periodenbetrachtung ausschließlich eine Entlastung
der Arbeitnehmerhaushalte und hier insbesondere Bezieher mittlerer Arbeitseinkommen. Be-
zieher hoher Einkommen profitieren weniger von einer Beitragssatzsenkung und Haushalte
mit geringen Einkommen kaum, wie Abbildung 7.1 veranschaulicht.
Die periodenspezifische Verteilung der Umsatzsteuerbelastung wird durch die Aufteilung des
verfu¨gbaren Einkommens in Konsumausgaben und Ersparnisse determiniert sowie aufgrund
der unterschiedlichen Umsatzsteuersa¨tze durch die Konsumstruktur mitbestimmt. Der mit
dem verfu¨gbaren Einkommen zunehmende Sparanteil sorgt in der Periodenbetrachtung fu¨r
eine regressive Wirkung der Umsatzsteuer. Dieser regressive Effekt der Umsatzsteuer wird
aber durch die im unteren Einkommensbereich relativ sta¨rkere Nachfrage nach umsatzsteu-
ererma¨ßigten Gu¨tern etwas abgemildert. Von den Verteilungswirkungen der Umsatzsteuer
an sich sind die Verteilungswirkungen einer Erho¨hung des Normalsatzes zu trennen. Wie
aus Abbildung 7.1 hervorgeht, verteilt sich die Belastung aus der Anhebung des Normalsat-
zes gleichma¨ßig u¨ber die Einkommensklassen. Lediglich fu¨r Bezieher sehr hoher Einkommen
32005 machten die Importe aus EU-La¨ndern 59% der Gesamtimporte aus und die Exporte in die EU-La¨nder
62% der Gesamtexporte (Bleses et al. (2008)).
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nimmt sie ab, sodass eine Mehrwertsteuererho¨hung die regressive Wirkung am oberen Rand
etwas versta¨rken wu¨rde.
Abbildung 7.1: Verteilungswirkungen einer Beitragssatzsenkung in der
Arbeitslosenversicherung und einer Umsatzsteuererho¨hung
Quelle: Sachversta¨ndigenrat (2005).
Einer Beitragssatzsenkung in der Arbeitslosenversicherung um 2 Prozentpunkte gegenfinan-
ziert durch die gleiche Prozentpunkteerho¨hung des Normalsatzes der Mehrwertsteuer wu¨rde
die Haushalte insgesamt belasten. Da Haushalte mit niedrigen Einkommen kaum in den Ge-
nuss der Beitragssatzsenkung kommen, wu¨rden sie sta¨rker belastet (vgl. Abbildung 7.2).
Abbildung 7.2: Verteilungswirkungen einer gegenfinanzierten Beitragssatzsenkung in der
Arbeitslosenversicherung um zwei Prozentpunkte
Quelle: Sachversta¨ndigenrat (2005).
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Allerdings basiert die Belastung aufgrund der Umfinanzierung lediglich auf der formalen
Inzidenz, bei der die Arbeitnehmerhaushalte nur um die ha¨lftige Beitragssatzsenkung entlas-
tet werden, wa¨hrend sie aufgrund der unterstellten vollsta¨ndigen Vorwa¨lzung mit der vollen
Mehrwertsteuererho¨hung belastet werden. Daneben du¨rfte die in einer Einperiodenbetrach-
tung auftretende regressive Verteilungswirkung einer Konsumsteuer in einer Lebenszyklus-
betrachtung insoweit an Bedeutung verlieren wie die Auflo¨sung der Ersparnisse u¨ber den
Lebenszyklus zu einer Besteuerung auch der hohen Einkommen fu¨hrt.
Bescha¨ftigungs- und Verteilungswirkungen einer Umfinanzierung durch eine
Einkommensteuererho¨hung
Bescha¨ftigungswirkungen einer einkommensteuerfinanzierten Beitragssatzsenkung
A¨hnlich wie die Umsatzsteuererho¨hung wirkt auch eine Einkommensteuererho¨hung den positi-
ven Bescha¨ftigungswirkungen einer Beitragssatzsenkung entgegen, weil mit der Abnahme des
Nettolohns der Abstand zum Alternativ- bzw. Transfereinkommen vermindert wird und so-
mit der Anreiz zum Verbleib in sozialversicherungspflichtiger Bescha¨ftigung bzw. zur Aufnah-
me einer Ta¨tigkeit abnimmt. Unattraktiver wird durch die gestiegene Grenzbelastung auch
eine Ausweitung der Arbeitszeit, sodass das Arbeitsangebot aufgrund der Einkommensteu-
ererho¨hung eingeschra¨nkt wird. Daneben wirkt sich die gestiegene Steuerbelastung einkom-
mensteuerpflichtiger Unternehmen nachteilig auf die Arbeitsnachfrage und die Standortent-
scheidung aus und sie verzerrt die intertemporale Konsum- und die Investitionsentscheidung
mit negativen Ru¨ckwirkungen auf Wachstum und Bescha¨ftigung (vgl. Sachversta¨ndigenrat
(2005)).
Die sich ergebenden gesamtwirtschaftlichen Effekte der Einkommensteuererho¨hung unter-
scheiden sich je nach Vera¨nderung der Grenzabgabenbelastung. Denkbar ist neben einer pa-
rallelen Verschiebung des Grenzsteuersatztarifs ab dem Grundfreibetrag ein Zuschlag auf die
Einkommensteuerschuld, bei dem der Progressionsgrad auch relativ zunimmt. Nachdem die
Einkommensteuer nicht nur Lohneinkommen bis zu einer Beitragsbemessungsgrenze erfasst,
ist ihre Bemessungsgrundlage grundsa¨tzlich breiter als die Beitragsbemessungsgrundlage. Al-
lerdings gestattet das Einkommensteuerrecht die Ansetzung von diversen Abzugsbetra¨gen
(z.B. Werbungskosten, Verlustverrechnungen, Abschreibungen, Sonderausgaben), sodass die
zu versteuernde Einkommensbasis nicht unbedingt gro¨ßer als die beitragspflichtige Lohn-
summe ausfa¨llt. Eine proportionale Anhebung des Steuertarifs du¨rfte die Grenzbelastung
des Lohneinkommens daher kaum a¨ndern. Ein Zuschlag auf die Steuerschuld vermindert
die Grenzbelastung im unteren Lohnbereich und erho¨ht sie im oberen mit entsprechend ge-
genla¨ufigen Effekten auf das Arbeitsangebot. Die Wirkung auf den Nettolohn ist bei bei-
den Tarifverschiebungen nicht eindeutig. Die ha¨lftige Beitragssatzsenkung kann zwar sicher
in Ansatz gebracht werden, jedoch sind die Ergebnisse der Lohnverhandlungen nur schwer
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einzuscha¨tzen. Daneben bleibt theoretisch wie empirisch unklar, welche Marktseite die SV-
Beitra¨ge o¨konomisch tra¨gt.
Je nach Lohnsetzungsannahme la¨sst die Simulation einer Umfinanzierung von einem Bei-
tragspunkt durch eine Erho¨hung des Solidarita¨tszuschlags um 3 Prozentpunkte mit dem
IAB/RWI-Modell 20.000 bis 25.000 zusa¨tzliche Bescha¨ftigungsverha¨ltnisse erwarten (Kalten-
born et al. (2003b)). Das DIW-Modell kommt bei Gegenfinanzierung von Beitragsminderein-
nahmen im Umfang von 20 Mrd. Euro durch die Zuschlagslo¨sung ebenfalls zu einer Zunahme
der Bescha¨ftigtenzahl, allerdings fa¨llt der Zuwachs mit 0,4% um die Ha¨lfte niedriger aus als
bei einer Erho¨hung des Normalsatzes der Umsatzsteuer (Meinhardt und Zwiener (2005)). Fu¨r
das gleiche Umfinanzierungsvolumen rechnet das Bundesbankmodell bei exogener Lohnbil-
dung mit einer Zunahme der Bescha¨ftigung um 29.000 Personen (0,1%) und bei endogener
Lohnbildung mit einer Zunahme um 95.000 Personen (0,27%). Einschra¨nkend gilt: Da in der
Mehrheit der makroo¨konometrischen Modelle die Wirkung von Vera¨nderungen der Grenz-
und Durchschnittsteuersa¨tze gema¨ß der finanzwissenschaftlichen Steuerwirkungslehre nicht
modelliert ist, bleiben ihre negativen Anreizeffekte und die mit ihnen einhergehenden Aus-
weichreaktionen unberu¨cksichtigt. Die positiven Bescha¨ftigungswirkungen werden v.a. von
der beitragsbedingten Senkung der Arbeitskosten getrieben. Da die Lohnstu¨ckkosten dabei
sinken, nimmt die Arbeitsnachfrage ebenso zu wie die Investitionen. Nachdem die Zunahme
der Einkommensteuerbelastung bei den privaten Haushalten nicht durch die Senkung der
SV-Beitra¨ge kompensiert wird, nimmt ihr verfu¨gbares Einkommen ab und in der Folge auch
der private Verbrauch. Die gegenla¨ufigen Effekte auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage er-
lauben nur eine schwache Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts.
Die Nettowirkung der einkommensteuerfinanzierten Umfinanzierung auf die marginalen Zu-
satzlasten ist grundsa¨tzlich unbestimmt. Der Verminderung der Zusatzlast beim Lohnein-
kommen durch die Beitragsreduktion steht die Zunahme der Zusatzlasten beim Lohn- und
Kapitaleinkommen durch die Einkommensteuererho¨hung entgegen. Allerdings ist anzuneh-
men, dass die Besteuerung von Kapitaleinkommen sta¨rkere Verzerrungen hervorruft, sodass
die Zusatzlast bei Gegenfinanzierung durch die Einkommensteuer wahrscheinlich nicht ab-
nimmt. Aus allokativer Sicht du¨rfte diese Gegenfinanzierungsvariante der derzeitigen Fi-
nanzierung versicherungsfremder Leistungen zumindest nicht u¨berlegen sein. Insbesondere
die Zuschlagslo¨sung sollte Effizienzverluste generieren, weil die Zusatzlast quadratisch mit
dem Steuersatz wa¨chst. Eine Parallelverschiebung des Einkommensteuertarifs sollte mit ins-
gesamt geringeren Effizienzverlusten verbunden sein. Da die Beitra¨ge bis zu bestimmten
Ho¨chstgrenzen als Sonderausgaben abzugsfa¨hig sind, steigt die Einkommensteuerschuld in-
folge einer Beitragssenkungen im untersten Einkommensbereich, und dies umso mehr, wenn
die Einkommensteuersa¨tze zur Gegenfinanzierung angehoben werden.
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Verteilungswirkungen einer einkommensteuerfinanzierten Beitragssatzsenkung
Die SV-Beitra¨ge belasten das gesamte Haushaltseinkommen zuna¨chst progressiv und ab den
Bemessungsgrenzen regressiv. Da die Einkommensteuer das zu versteuernde Einkommen
durchgehend und sta¨rker progressiv besteuert, stiege bei einer Umfinanzierung die relati-
ve Belastung mit dem Einkommen an. Bei ausschließlicher Beachtung dieser formalen Inzi-
denz wu¨rden die privaten Haushalte in ihrer Gesamtheit durch die Umfinanzierung belastet,
wa¨hrend die Unternehmen, − da sie weniger von der Einkommensteuererho¨hung betroffen
sind −, von der Beitragssatzsenkung profitieren wu¨rden. Dabei unterstellt die formale Be-
lastungsverteilung, dass die Beitragssatzsenkung die Arbeitnehmereinkommen nur zur Ha¨lfte
entlastet, wa¨hrend sie die Einkommensteuererho¨hung in vollem Umfang trifft. Beamte, Pen-
siona¨re, Selbsta¨ndige und Bezieher von Kapitaleinkommen wu¨rden sta¨rker belastet, weil sie
nicht an der Beitragssenkung partizipieren. Die Belastungswirkung auf die Renteneinkommen
ha¨ngt davon ab, in welchem Sozialversicherungszweig der Beitragssatz reduziert wird.
Bescha¨ftigungs- und Verteilungswirkungen einer Umfinanzierung durch eine
Mischfinanzierung
Die Ergebnisse der makroo¨konometrischen Studien lassen insgesamt darauf schließen, dass ei-
ne Gegenfinanzierung durch eine Kombination aus Einkommen- und Mehrwertsteuererho¨hung
zu bevorzugen ist, weil sich die allokativen und verteilungspolitischen Nachteile der Ein-
zelinstrumente ausgleichen ko¨nnen. Die Umsatzsteuerfinanzierung beeintra¨chtigt u¨ber die
Vorwa¨lzung den privaten Verbrauch und u¨ber die Ru¨ckwa¨lzung auf das Lohnniveau die Ar-
beitsnachfrage. Insoweit die Umsatzsteuererho¨hung in das verhandelte Lohnniveau einfließt,
steigen mit der Beitragssenkung die Nettolo¨hne, wa¨hrend die Einkommensteuererho¨hung die
Nettolo¨hne schma¨lert und in der Folge auch die Konsumnachfrage und die Verbraucherpreise
zuru¨ckgehen. Die Versteilerung des Grenzsteuertarifs der Einkommensteuer schwa¨cht im Ge-
genzug die regressiven Wirkungen der Umsatzsteuerfinanzierung ab. Mit dem DIW-Modell
rechnen Meinhardt und Zwiener (2005) bei einer gemischten Gegenfinanzierung von 40 Mrd.
Euro mit einem Zuwachs von bis zu 1,5% bei der Bescha¨ftigung und einem Zuwachs von
bis zu 0,8% beim BIP gegenu¨ber der Status quo-Finanzierung. Bei besseren Bescha¨ftigungs-
und BIP-Ergebnissen als bei reiner Mehrwertsteuerfinanzierung fu¨hrt die kombinierte Umfi-
nanzierungsvariante daneben nur zu einem leichten Anstieg des Preisniveaus sowie der Net-
tolo¨hne. Wa¨hrend die reine Mehrwertsteuerfinanzierung im Bundesbankmodell kaum positi-
ve Bescha¨ftigungswirkungen erwarten la¨sst, dafu¨r aber eine positivere BIP-Entwicklung und
die Einkommensteuerfinanzierung bessere Bescha¨ftigungswirkungen, aber schlechtere BIP-
Werte mit sich bringt, entfaltet die gemischte Gegenfinanzierung positive Effekte auf die
Bescha¨ftigung und das BIP. Obwohl das Bundesbankmodell der kombinierten Finanzierung
die besten allokativen Ergebnisse attestiert, fallen sie insgesamt betrachtet deutlich niedriger
aus als in der DIW-Simulation. Die Analyse der formalen Inzidenz zeigt bei der kombinierten
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Finanzierung einen bis zu den mittleren Einkommensklassen gleichma¨ßigen Belastungsverlauf
an, bei deutlich progressiver Wirkung in ho¨heren Einkommensklassen.
Bescha¨ftigungs- und Verteilungswirkungen einer Umfinanzierung durch Ausga-
bensenkungen
Bescha¨ftigungswirkungen einer Umfinanzierung durch Ausgabensenkungen
Eine weitere Finanzierungsalternative versicherungsfremder Leistungen in der ALV und GRV
stellt die Ku¨rzung des staatlichen Konsums, der o¨ffentlichen Investitionen, der Transferaus-
gaben und der Subventionen dar. Die gesamtwirtschaftlichen Effekte eines Umlenkens von
o¨ffentlichen Mitteln zur Finanzierung versicherungsfremder Leistungen ha¨ngen davon ab, ob
v.a. konsumtive oder investive Ausgaben des Staates zuru¨ckgefahren werden. Die zur Deckung
der Beitragsausfa¨lle simulierten Ku¨rzungen des Staatskonsums fu¨hren in den Makro-Modellen
zu Nachfrageausfa¨llen, die durch den beitragsbedingt gestiegenen privaten Verbrauch nicht
kompensiert werden. Dementsprechend wirkt sich die Staatsausgabensenkung kontraktiv auf
das Bruttoinlandsprodukt und die Bescha¨ftigung aus. Die Senkung um einen Beitragspunkt
fu¨hrt im IAB/INFORGE-Modell zu einem Ru¨ckgang des Bruttoinlandsprodukts um −1,09%
und zu einem Ru¨ckgang der Bescha¨ftigung um −0,71% im ersten Jahr. Wa¨hrend das Brut-
toinlandsprodukt u¨ber den gesamten Simulationszeitraum unter dem Referenzpfad bleibt,
dreht der negative Bescha¨ftigungsverlauf bei endogener Lohnsetzung im Zeitverlauf in den
positiven Bereich (Feil und Zika (2005a)). Dies deshalb, weil der nachfragebedingte Anstieg
der Arbeitslosigkeit eine Phase der Lohnzuru¨ckhaltung einleitet, die in der mittleren und lan-
gen Frist eine positive Bescha¨ftigungsentwicklung erlaubt. Da dieser Anpassungsmechanismus
bei einer exogenen Lohnentwicklung unterbleibt, kann sich der Bescha¨ftigungstrend in die-
sem Lohnregime nicht umkehren (Feil und Zika (2005b)). Im mikroo¨konometrisch fundierten
allgemeinen Gleichgewichtsmodell PACE-L kann sich die wachstumsfo¨rdernde Wirkung einer
Reduktion der steuera¨hnlichen Beitra¨ge und konsumtiver Staatsausgaben zu einer Zunahme
des Bruttoinlandsprodukts (0,48%) und der Bescha¨ftigung (0,44% oder 150.000 Personen)
entfalten (Feil und Zika (2005a)).
Verteilungswirkungen einer Umfinanzierung durch Ausgabensenkungen
Die Verteilungswirkungen differieren je nach Art der Ausgabenku¨rzung, sodass keine allgemei-
nen Aussagen bei dieser Umfinanzierungsalternative vorgenommen werden ko¨nnen. Generell
werden Transferku¨rzungen regressive Wirkungen entfalten, wa¨hrend ein Subventionsabbau
progressiv wirken du¨rfte.
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7.3 Schlussfolgerung
Wie die Simulationsergebnisse zeitigen, ist die Umfinanzierung gesellschaftspolitisch
als notwendig befundener versicherungsfremder Leistungen und Umverteilungsmaßnah-
men aus wachstums- und bescha¨ftigungspolitischen wie auch aus verteilungspolitischen
Erwa¨gungen angezeigt. Wiewohl die zu erwartenden Bescha¨ftigungseffekte fu¨r alle Gegen-
finanzierungsalternativen moderat ausfallen, wird durch die Beseitigung des Steueranteils
in den SV-Beitra¨gen die sozialversicherungspflichtige Bescha¨ftigung gegenu¨ber anderen
Bescha¨ftigungsformen attraktiver und der Erosion der Beitragsbasis der Sozialversicherungs-
systeme entgegengewirkt.
Wie die empirische Analyse der Rentenzugangsentscheidung ergeben hat, wu¨rde eine Sen-
kung der SV-Beitra¨ge die Entscheidung zugunsten einer Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit
in rentenbezugsberechtigten Altern beeinflussen. Dies bei einer Senkung der Beitra¨ge zur
Arbeitslosen- und Rentenversicherung umso mehr, als das sozialabgabenpflichtige Erwerbs-
einkommen entlastet, das Renteneinkommen hingegen durch eine Gegenfinanzierung u¨ber
eine Umsatzsteuererho¨hung sta¨rker als bei Einkommensteuer belastet wird und insofern so-
wohl Substitutionseffekte wie auch Einkommenseffekte auf eine Ausdehnung der Erwerbszeit
hinwirken. Ginge man zudem zu einem Pauschalpra¨mienmodell in der GKV und in der SPV
u¨ber, wu¨rde der Anreiz zur vorzeitigen Berentung vollends beseitigt, denn dann wu¨rden bzgl.
der KV- und PV-Beitra¨ge nur noch Einkommenseffekte wirken, die sich in einem Aufschub der
Verrentung bemerkbar machen wu¨rden. Zutra¨glich fu¨r den Verbleib in sozialversicherungs-
pflichtiger Bescha¨ftigung in ho¨heren Altern wa¨re auch ein Streichen der staatlichen Vorru-
hestandsprogramme in Form der la¨ngeren Bezugsdauer des Arbeitslosengelds fu¨r A¨ltere und
der Altersteilzeit.
Gema¨ß den vorliegenden Simulationsrechnungen, sind die besten Ergebnisse mit einer Kom-
bination aus Mehrwertsteuer und Einkommensteuer als Gegenfinanzierung zu erzielen. Ein
Abbau unwirksamer Leistungen wu¨rde das Gegenfinanzierungsvolumen reduzieren und da-




Die Abscha¨tzung der Wirkungen aller im theoretischen Modell relevanter Parameter des
Steuer- und Abgabensystems auf die Partizipationsentscheidung im ruhestandfa¨higen Alter
hat ergeben, dass die Entscheidung zur Fortsetzung der Erwerbsta¨tigkeit ganz u¨berwiegend
von der Belastung der Arbeitsmarktpartizipation mit Sozialversicherungsbeitra¨gen abha¨ngt.
Dieses Ergebnis ist in dieser Eindeutigkeit und Sta¨rke gegenu¨ber der Wirkung der anderen
Einflussgro¨ßen nicht erwartet worden, denn die analytisch abgeleiteten Reaktionen des In-
dividuums auf eine Erho¨hung der Beitragssa¨tze zu den einzelnen Sozialversicherungszweigen
ließen zuna¨chst nicht erkennen, ob der Einkommens- oder der Substitutionseffekt dominiert.
Alle Scha¨tzergebnisse der verschiedenen Regressionsmodelle und Spezifikationen legen eine
sehr starke Substitutionswirkung der Sozialversicherungsbeitra¨ge auf die Erwerbsbeteiligung
in rentenbezugsberechtigten Altern nahe.
Um eine sich fortsetzende Abnahme der Erwerbsbeteiligung in sozialversicherungspflichti-
ger Bescha¨ftigung aufgrund des zu erwartenden demographisch bedingten weiteren Anstiegs
der Sozialversicherungsbeitra¨ge ganz generell und insbesondere in Altern, wo das Alterna-
tiveinkommen GRV-Rente zur Verfu¨gung steht, zu verhindern, ist es vor diesem Hintergrund
bescha¨ftigungspolitisch und damit finanzpolitisch nicht sinnvoll − wie von mehreren Sei-
ten vorgeschlagen − die Rentenabschla¨ge zu erho¨hen. Bleibt der Umfang der Belastung mit
Sozialabgaben bestehen oder steigt weiter an, wird es aufgrund der relativen Attraktivita¨t
sozialabgabenfreier bzw. sozialabgabengeminderter Bescha¨ftigung oder des Bezuges von Al-
ternativeinkommen weiterhin zu der Erosion der Beitragsbasis kommen mit der Folge eines
zum demographisch hinzukommenden weiteren Beitragssatzerho¨hungsdrucks in den Sozial-
versicherungszweigen. Ho¨here Abschla¨ge ko¨nnen nicht zu einer Ausweitung der sozialversiche-
rungspflichtigen Bescha¨ftigung fu¨hren, weil sie die sozialversicherungspflichtige Bescha¨ftigung
gegenu¨ber anderen Bescha¨ftigungsformen oder dem Bezug von Alternativeinkommen nicht
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attraktiver machen. Wie der Versicherungsstatus der Arbeitnehmer innerhalb der drei Jahre
vor Renteneintritt andeutet, setzen ho¨here Abschla¨ge nur einen ho¨heren Anreiz, den Renten-
zugang bis zum abschlagsfreien Alter aufzuschieben, sei es u¨ber eine sozialabgabenreduzierte
Erwerbsta¨tigkeit, den Bezug von Arbeitslosengeld, eine Fru¨hverrentung mit der Altersteilzeit
oder dem vo¨lligen Verzicht auf eine Erwerbsbeteiligung.
Finanzpolitisch unabdingbar ist aber bei einem starken Absinken des Erwerbspersonenpoten-
zials bei gleichzeitig stark steigendem Beitragsbedarf aufgrund der wachsenden Zahl an Leis-
tungsemfa¨ngern, eine Steigerung des sozialversicherungspflichtigen Bescha¨ftigungsvolumens.
Die zuungunsten der sozialabgabenpflichtigen Erwerbsta¨tigkeit insbesondere in ho¨heren Al-
tern verzerrende lohnabha¨ngige Beitragserhebung in der Kranken- und Pflegeversicherung
ließe sich durch eine Umstellung auf ein Pauschalpra¨mienmodell weitestgehend vermeiden. Zu-
sammen mit einer Absenkung des Beitragsbedarfs durch Finanzierung versicherungsfremder
Elemente u¨ber Steuern wu¨rde die Substitutionswirkung der Sozialabgaben stark vermindert
werden ko¨nnen und einen Anreiz zu einem la¨ngeren Verbleib in sozialversicherungspflichtiger
Bescha¨ftigung der A¨lteren setzen.
Flankiernd mu¨sste, um auch ein Matching mit der Arbeitsnachfrage zu ermo¨glichen, die
Weiterbildung der a¨lteren Bescha¨ftigten forciert werden. Weiterbildungsanstrengungen sind
aber auch notwendig, um zu vermeiden, dass es aufgrund der effizenzlohntheoretisch be-
gru¨ndbaren Entlohnung u¨ber der Produktivita¨t am Ende der Erwerbsphase nicht zu einem fu¨r
A¨ltere weiteren bescha¨ftigungshemmenden Auseinanderdriften des Entlohnungsprofils von ih-
rer Produktivita¨tsentwicklung kommt. In die gleiche Richtung zielt auch die Abschaffung von
la¨ngeren Bezugsdauern fu¨r a¨ltere Erwerbslose, da die mit der Arbeitslosigkeitsdauer voran-
schreitende Dequalifizierung die Bescha¨ftigungsperspektiven a¨lterer Arbeitnehmer nur weiter
verringert. Beschreitet man den Weg der Investition in das Humankapital a¨lterer Arbeitneh-
mer, dann macht es natu¨rlich u¨berhaupt keinen Sinn weiterhin Vorruhestandsprogramme wie
die Altersteilzeit u¨ber Sozialversicherungsbeitra¨ge zu subventionieren. Im Gegenteil. Staatlich
gewa¨hrte Transfereinkommen veranlassen das Individuum aufgrund des Einkommenseffekts
wie auch aufgrund des Substitutionseffekts seinen Ruhestandszeitpunkt vorzuziehen. Außer-
dem setzen Alternativeinkommen einen Anspruchslohn, unter dem kein a¨lterer Arbeitnehmer
bereit ist einer Erwerbsta¨tigkeit nachzugehen. Wie die vergangenen Erfahrungen gezeigt ha-
ben, sorgen Vorruhestandsprogramme auch nicht dafu¨r, dass der Arbeitsmarkt angebotsseitig
entlastet wird und es von daher zu einer Abnahme der Jugendarbeitslosigkeit kommt. Dies
vor allem, weil kein negativer Zusammenhang zwischen der Bescha¨ftigungsquote A¨lterer und
Jungendlicher besteht. Insoweit sind alle Arten von Vorruhestandsprogrammen wie z.B. die
Altersteilzeit zuru¨ckzunehmen, da sie aufgrund des erho¨hten Finanzbedarfs nur die Abgaben-
belastung erho¨hen und damit die Wahrscheinlichkeit fu¨r Arbeitslosigkeit eher erho¨hen als sie
zu senken.
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Dass eine Erho¨hung der Arbeitsmarktpartizipation A¨lterer in Deutschland kein aussichtsloses
Unterfangen darstellt, wenn die finanzpolitischen Empfehlungen umgesetzt werden, zeigen
sowohl die Erwerbsquoten 55-65-Ja¨hriger von 1960, als Erwerbsta¨tigkeit oft noch wesentlich
sta¨rker zur Abnutzung des Ko¨rpers und der ko¨rperlichen Leistungsfa¨higkeit gefu¨hrt hat als
dies heute der Fall ist, als auch die heutigen Erwerbsquoten derselben Altersgruppen in Japan
oder den skandinavischen La¨ndern.
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Anhang A
Implikationen fu¨r eine nachhaltige Finanzierung
Tabelle A.1: Annahmen fu¨r die Modellrechnungen
2005 2010 2020 2030 2040 2050
Annahmen zur Demographie
Wohnbevo¨lkerung (Mio.) 82,9 83,1 82,8 81,2 78,5 75,1
Altenquotient (%) 28,5 30,0 33,8 43,7 49,1 50,5
Annahmen zur Arbeitsmarktentwicklung (Ausgangsvariante)
Erwerbsbeteiligung (%):
Ma¨nner (15-64) 82,6 83,7 83,8 84,6 85,3 84,9
Frauen (15-64) 68,4 69,8 71,0 74,2 75,2 74,6
Erwerbsta¨tige (Mio.) 38,3 39,3 39,1 37,7 36,1 34,0
Erwerbslosenquote (%) 8,4 7,3 3,9 3,9 3,3 3,3
Annahmen zur Arbeitsmarktentwicklung (Risikovariante)
Erwerbsbeteiligung (%):
Ma¨nner (15-64) 82,7 83,6 82,8 83,2 84,1 84,0
Frauen (15-64) 68,7 70,6 71,8 73,0 74,2 73,9
Erwerbsta¨tige (Mio.) 38,4 39,5 38,8 36,1 34,5 32,7
Erwerbslosenquote (%) 8,5 7,2 7,0 6,5 6,2 5,9
Annahmen zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Arbeitsproduktivita¨t (%) +1,45 +1,69 +1,74 +1,74 +1,75 +1,75
Erwerbsbeteiligung (%):
Ma¨nner (15-64) +1,8 +2,2 +1,6 +1,4 +1,3 +1,1
Frauen (15-64) +2,1 +2,2 +1,3 +1,1 +1,3 +1,1
Erwerbsta¨tige (Mio.) 3,5 3,5 3,5 3,5 3,5 3,5
Quelle: Werding und Kaltschu¨tz (2004).
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Anhang B
Implikationen fu¨r das Arbeitsangebot
Tabelle B.1: Lohn- sowie Einkommenselastizita¨ten des Arbeitsangebots
Quelle Charakterisierung Lohn- Einkommens-
elastizita¨t elastizita¨t
Franz und Kawasaki(1981) Verheiratete Frauen 1,08 −0,20
Franz (1985) Verheiratete Frauen 1,37 −0,29
Leu und Kugler (1986) (Schweiz) Ma¨nner 0,26 −0,07
Verheiratete Frauen 2,85 −0,19
Unverheiratete Frauen 2,85 −0,19
Zweimu¨ller (1987) (O¨sterreich) Frauen 0,17 −0,02
Merz (1990) Verheiratete Frauen −0,10 −0,02
Unverheiratete Frauen 2,85 −0,19
Stobernack (1991) Alle 0,01 −0,00
Ma¨nner 0,03 0,00
Frauen 0,01 0,00
Strom und Wagenhals (1991) Verheiratete Frauen 0,96 −0,06
Kaiser et al. (1992) Verheiratete Ma¨nner −0,00 −0,22
Unverheiratete Frauen 0,37 −0,01
Dreger et al. (1998) (Sachsen-Anhalt) Frauen 0,60 −
Ma¨nner 0,19 −
Quellen: Franz und Kawasaki(1981), Franz (1985), Leu und Kugler (1986), Zweimu¨ller (1987), Merz (1990),
Quellen: Stobernack (1991), Strom und Wagenhals (1991), Kaiser et al. (1992), Dreger et al. (1998).
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Tabelle B.2: Lohnelastizita¨ten des Arbeitsangebots im Haushaltskontext
Quelle Charakterisierung Lohn-
elastizita¨t
Buslei et al. (1999) Arbeitsstunden
Alleinstehende: Ma¨nner 0,08
Frauen 0,11
Paare: A¨nderung des Lohnsatzes des Mannes Ma¨nner 0,12
Frauen −0,06





Paare: A¨nderung des Lohnsatzes des Mannes Ma¨nner 0,08
Frauen −0,01
Paare: A¨nderung des Lohnsatzes der Frau Ma¨nner −0,00
Frauen −0,08
Steiner (2000) Arbeitsstunden (in Prozent)
Alleinstehende: Ma¨nner 0,085
Frauen 0,105
Paare: A¨nderung des Lohnsatzes des Mannes Ma¨nner 0,103
Frauen −0,024





Paare: A¨nderung des Lohnsatzes des Mannes Ma¨nner 0,066
Frauen −0,003
Paare: A¨nderung des Lohnsatzes der Frau Ma¨nner 0,001
Frauen −0,066
Quellen: Buslei und Steiner (1999), Steiner (2000).
Anhang C
Implikationen fu¨r die Arbeitsnachfrage
Tabelle C.1: Elastizita¨ten der Arbeitsnachfrage
Quelle Charakterisierung Gering- Mittlere Hoch- Gesamt
qualifiziert Qualifikation qualifiziert
Buslei und Steiner (1999) Gesamtwirtschaft:
Arbeitsvolumen (Std.)
Ma¨nner −0,67 −0,24 − −
Frauen −0,47 −0,48 − −
Bescha¨ftigte (Pers.)
Ma¨nner −0,61 −0,05 − −
Frauen −0,19 −0,18 − −
Niedriglohnbereich:
Arbeitsvolumen (Std.)
Ma¨nner −0,67 −0,20 − −
Frauen −0,45 −0,40 − −
Bescha¨ftigte (Pers.)
Ma¨nner −0,65 −0,05 − −
Frauen −0,17 −0,15 − −
Flaig und Steiner (1989) Verarbeitendes Gewerbe − − − −0,06
Kraft (1991) Verarbeitendes Gewerbe − − − −0,50V
Addison und Teixeira (2001) Verarbeitendes Gewerbe − − − −0,566V
Flaig und Rottmann (2001) Verarbeitendes Gewerbe − − − −0,375
FitzRoy und Funke (1998) Verarb. Gewerbe (Ostdtl.) −0,91 −0,60 −2,42 −
Verarb. Gewerbe (Westdtl.) −0,12 −0,38V −1,00V −
Falk und Koebel (1999) Verarbeitendes Gewerbe −0,276V −0,056V −0,048 −
Falk und Koebel (2001) Verarbeitendes Gewerbe −0,212 −0,101V −0,206V −
Addison et al. (2005) Verarbeitendes Gewerbe −0,496VVV −1,051VVV −0,600VVV −
Dienstleistungssektor1 −2,086VVV −0,508 0,326 −
Anmerkung: VVV1%-, V5%-Signifikanzniveau. 1Excl. Banken und Versicherungen.
Quellen: Flaig und Steiner (1989), Kraft (1991), FitzRoy und Funke (1998), Buslei und Steiner (1999), Falk und Koebel (1999),
Addison und Teixeira (2001), Falk und Koebel (2001), Flaig und Rottmann (2001), Addison et al. (2005).
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Tabelle D.1: Deskriptive Statistik fu¨r die Jg. 1937 bis 1940
Variable Mittelw. Std.abw. Min. 5%-Perz. Median 95%-Perz. Max.
Alter bei Rentenzugang p.m. 766,35 9,70 757 757 762 781 811
Vertrauensschutz 0,42 0,49 0 0 0 1 1
mtl. Bruttoentgelt 100 32,16 9,85 4 17 31 46 46
mtl. Bruttoentgelt 1002 1.131,39 625,01 16 282 973 2.089 2.136
ø Einkommensteuersatz 12,98 6,42 0 2 14 23 29
ø Einkommensteuersatz2 209,59 175,36 0 2 192 537 866
SV-Beitragsanteil 20,18 1,06 16 18 21 21 21
SV-Beitragsanteil2 408,45 41,94 256 324 441 441 441
Summe der Entgeltpunkte 56,41 10,99 11 37 57 70 70
Summe der Entgeltpunkte2 3.303,29 1.189,07 121 1.369 3.249 4.900 4.900
Vollwertige Beitragszeiten 42,52 3,16 10 36 44 45 45
Mindestentgeltpunkte 0,02 0,15 0 0 0 0 1
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,70 0,98 0 0 0,2 2,5 5
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,40 0,50 0 0 0,3 1,3 4
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. 1,27 0,73 0 0 1,5 2,2 3
EP fu¨r berufliche Ausbildung 0,85 0,68 0 0 0,7 2,2 5
ø Entgeltpunkte 1,17 0,24 0,2 0,8 1,2 1,5 1,6
Alter bei 1. RV-Beitrag 15,93 3,02 14 14 15 23 30
Rentenrechtliche Zeiten 44,54 1,51 35 41 45 45 45
Beitragsgeminderte Zeiten 4,51 8,38 0 0 2 20 84
Zeiten beruflicher Ausbildung 34,44 12,01 0 0 36 47 96
Anrechnungszeiten S, FS, HS 11,41 24,28 0 0 0 81 96
Anrechnungszeiten AL 1,68 6,56 0 0 0 10 120
Anrechnungszeiten Krankheit 0,76 2,64 0 0 0 4 48
Medizinische Rehabilitation 0,01 0,12 0 0 0 0 1
Zeiten nach FremdrentenG 0,04 0,19 0 0 0 0 1
Vertragsland 0,06 0,24 0 0 0 1 1
ausl. Staatsangeho¨rigkeit 0,03 0,16 0 0 0 0 1
Wohnort alte BL 0,86 0,34 0 0 1 1 1
Wohnort neue BL 0,13 0,34 0 0 0 1 1
Wohnort Ausland 0,00 0,05 0 0 0 0 1
verheiratet/wiederverheiratet 0,86 0,35 0 0 1 1 1
Geburtsjahr 1,45 1,10 0 0 1 3 3
Anmerkung: Anzahl der Beobachtungen=95.567.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
Anhang D. Induktive Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg. 1937 bis 1940 227




Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
Vertrauensschutz 1,707VVV (0,020) −36,218VVV (0,044) −5,057VVV (1,005)
mtl. Bruttoentgelt 100 0,033VVV (0,013) 0,048VVV (0,017) 0,126 (0,099)
mtl. Bruttoentgelt 1002 0,000 (0,000) −0,000 (0,000) −0,001 (0,001)
ø Einkommensteuersatz 0,021? (0,012) 0,117VVV (0,017) 0,006 (0,084)
ø Einkommensteuersatz2 0,000 (0,000) 0,000 (0,000) 0,001 (0,001)
SV-Beitragsanteil −6,442VVV (0,606) −29,095VVV (0,735) −25,392VVV (3,003)
SV-Beitragsanteil2 0,162VVV (0,015) 0,725VVV (0,019) 0,620VVV (0,080)
Summe der Entgeltpunkte −0,112VVV (0,011) −0,259VVV (0,013) −0,175VVV (0,050)
Summe der Entgeltpunkte2 0,001VVV (0,000) 0,002VVV (0,000) 0,001VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,108VVV (0,009) 0,565VVV (0,014) 0,516VVV (0,062)
Mindestentgeltpunkte −0,213VV (0,085) −0,187V (0,095) 0,148 (0,369)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,349VVV (0,022) 0,019 (0,026) −0,060 (0,093)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,072V (0,033) 0,122VVV (0,039) 0,396VVV (0,151)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,469VVV (0,042) −0,790VVV (0,051) −0,397? (0,210)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −0,258VVV (0,037) −0,497VVV (0,044) −0,328? (0,191)
ø Entgeltpunkte −0,175 (0,135) −1,654VVV (0,171) −1,931VVV (0,670)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,138VVV (0,007) 0,179VVV (0,008) 0,200VVV (0,025)
Rentenrechtliche Zeiten −0,204VVV (0,015) −0,618VVV (0,020) −0,637VVV (0,080)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,018VVV (0,003) 0,103VVV (0,003) 0,091VVV (0,012)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,040VVV (0,003) 0,078VVV (0,004) 0,058VVV (0,015)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,008VVV (0,001) 0,059VVV (0,002) 0,057VVV (0,007)
Anrechnungszeiten AL 0,006VVV (0,002) 0,062VVV (0,003) 0,067VVV (0,008)
Anrechnungszeiten Krankheit −0,006? (0,004) 0,045VVV (0,004) 0,054VVV (0,016)
Medizinische Rehabilitation −0,229VVV (0,062) −1,096VVV (0,113) −0,834 (0,587)
Zeiten nach FremdrentenG −0,022 (0,065) −0,256VVV (0,075) 0,191 (0,299)
Vertragsland 0,248VVV (0,047) 0,685VVV (0,054) 0,383? (0,202)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,552VVV (0,081) −0,439VVV (0,086) 0,168 (0,236)
Wohnort neue BL 0,696VVV (0,033) 1,156VVV (0,041) 0,256 (0,222)
Wohnort Ausland −0,664VVV (0,183) −0,821VVV (0,206) −0,247 (0,545)
verheiratet/wiederverheiratet 0,312VV (0,126) 1,225VVV (0,180) −0,326 (0,898)
Geburtsjahr 0,520VVV (0,009) 0,167VVV (0,011) −0,084? (0,051)






Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 4
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
Vertrauensschutz 30,964VVV (1,005) 32,671VVV (1,004) 25,907VVV (1,005)
mtl. Bruttoentgelt 100 −0,048VVV (0,017) −0,015 (0,016) 0,078 (0,098)
mtl. Bruttoentgelt 1002 0,000 (0,000) 0,000 (0,000) −0,001 (0,001)
ø Einkommensteuersatz −0,117VVV (0,017) −0,096VVV (0,016) −0,110 (0,083)
ø Einkommensteuersatz2 −0,000 (0,000) −0,000 (0,000) 0,000 (0,001)
SV-Beitragsanteil 29,095VVV (0,735) 22,653VVV (0,709) 3,703 (2,951)
SV-Beitragsanteil2 −0,725VVV (0,019) −0,563VVV (0,018) −0,105 (0,079)
Summe der Entgeltpunkte 0,259VVV (0,013) 0,147VVV (0,011) 0,083? (0,049)
Summe der Entgeltpunkte2 −0,002VVV (0,000) −0,001VVV (0,000) −0,001? (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten −0,565VVV (0,014) −0,457VVV (0,013) −0,050 (0,061)
Mindestentgeltpunkte 0,187V (0,095) −0,025 (0,093) 0,335 (0,363)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten −0,019 (0,026) 0,330VVV (0,023) −0,078 (0,091)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. −0,122VVV (0,039) −0,050 (0,037) 0,274? (0,149)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. 0,790VVV (0,051) 0,321VVV (0,047) 0,393? (0,206)
EP fu¨r berufliche Ausbildung 0,497VVV (0,044) 0,239VVV (0,040) 0,169 (0,188)
ø Entgeltpunkte 1,654VVV (0,171) 1,479VVV (0,163) −0,277 (0,661)
Alter bei 1. RV-Beitrag −0,179VVV (0,008) −0,041VVV (0,006) 0,021 (0,024)
Rentenrechtliche Zeiten 0,618VVV (0,020) 0,414VVV (0,017) −0,019 (0,079)
Beitragsgeminderte Zeiten −0,103VVV (0,003) −0,085VVV (0,003) −0,011 (0,012)
Zeiten beruflicher Ausbildung −0,078VVV (0,003) −0,038VVV (0,003) −0,020 (0,015)
Anrechnungszeiten S, FS, HS −0,059VVV (0,002) −0,051VVV (0,001) −0,003 (0,006)
Anrechnungszeiten AL −0,062VVV (0,003) −0,056VVV (0,002) 0,005 (0,008)
Anrechnungszeiten Krankheit −0,045VVV (0,004) −0,051VVV (0,005) 0,009 (0,016)
Medizinische Rehabilitation 1,096VVV (0,113) 0,866VVV (0,120) 0,262 (0,596)
Zeiten nach FremdrentenG 0,256VVV (0,075) 0,235VVV (0,074) 0,447 (0,295)
Vertragsland −0,685VVV (0,054) −0,437VVV (0,049) −0,302 (0,199)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit 0,439VVV (0,086) −0,113 (0,071) 0,607VVV (0,227)
Wohnort neue BL −1,156VVV (0,041) −0,460VVV (0,038) −0,900VVV (0,220)
Wohnort Ausland 0,821VVV (0,206) 0,157 (0,183) 0,574 (0,545)
verheiratet/wiederverheiratet −1,225VVV (0,180) −0,912VVV (0,167) −1,551? (0,889)
Geburtsjahr −0,167VVV (0,011) 0,353VVV (0,012) −0,251VVV (0,050)






Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle D.4: Scha¨tzergebnisse − Multinomiales und geordnetes Logitmodell, Spezifikation 3
MNL OL
Spezifikation 3 Spezifikation 3
Kategorie 2 Kategorie 3
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
Vertrauensschutz −48,408VVV (0,067) −6,209VVV (1,011) −10,236VVV (1,001)
mtl. Bruttoentgelt 100 0,028? (0,016) 0,106 (0,098) −0,002 (0,015)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,000 (0,000) −0,001 (0,001) 0,001VVV (0,000)
ø Einkommensteuersatz 0,099VVV (0,015) −0,009 (0,083) 0,062VVV (0,014)
ø Einkommensteuersatz2 0,000 (0,000) 0,000 (0,001) 0,000 (0,000)
SV-Beitragsanteil −23,536VVV (0,674) −19,757VVV (2,970) −15,522VVV (0,516)
SV-Beitragsanteil2 0,586VVV (0,017) 0,479VVV (0,079) 0,390VVV (0,014)
Summe der Entgeltpunkte −0,205VVV (0,011) −0,125VVV (0,048) −0,185VVV (0,010)
Summe der Entgeltpunkte2 0,002VVV (0,000) 0,001VV (0,000) 0,001VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,498VVV (0,012) 0,448VVV (0,062) 0,483VVV (0,012)
Mindestentgeltpunkte −0,076 (0,083) 0,253 (0,364) −0,071 (0,081)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten −0,171VVV (0,021) −0,243VVV (0,091) −0,158VVV (0,020)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,071V (0,035) 0,345VV (0,150) 0,018 (0,031)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,526VVV (0,044) −0,137 (0,207) −0,467VVV (0,041)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −0,334VVV (0,037) −0,166 (0,189) −0,297VVV (0,035)
ø Entgeltpunkte −1,494VVV (0,152) −1,767VVV (0,665) −1,347VVV (0,142)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,089VVV (0,006) 0,111VVV (0,024) 0,092VVV (0,005)
Rentenrechtliche Zeiten −0,495VVV (0,017) −0,514VVV (0,079) −0,483VVV (0,016)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,092VVV (0,003) 0,081VVV (0,012) 0,089VVV (0,003)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,054VVV (0,003) 0,034VV (0,015) 0,052VVV (0,003)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,053VVV (0,001) 0,050VVV (0,006) 0,051VVV (0,001)
Anrechnungszeiten AL 0,058VVV (0,002) 0,063VVV (0,008) 0,057VVV (0,002)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,048VVV (0,004) 0,057VVV (0,016) 0,047VVV (0,004)
Medizinische Rehabilitation −1,009VVV (0,111) −0,748 (0,588) −0,936VVV (0,107)
Zeiten nach FremdrentenG −0,228VVV (0,067) 0,216 (0,296) −0,176VVV (0,064)
Vertragsland 0,535VVV (0,046) 0,234 (0,200) 0,502VVV (0,044)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,045 (0,066) 0,562VV (0,229) −0,006 (0,064)
Wohnort neue BL 0,777VVV (0,036) −0,121 (0,220) 0,620VVV (0,033)
Wohnort Ausland −0,409VV (0,169) 0,159 (0,534) −0,339V (0,162)
verheiratet/wiederverheiratet 0,996VVV (0,158) −0,527 (0,883) 0,559VVV (0,146)
Geburtsjahr −0,112VVV (0,010) −0,363VVV (0,050) −0,092VVV (0,009)
Konstante 237,501VVV (6,589) 203,294VVV (27,695)
Schwellenwert 1 (s1) −156,105VVV (4,910)
Schwellenwert 2 (s2) −150,171VVV (4,877)
Anzahl Beobachtungen 95.567 95.567
LL(Konstantenmodell) −56.517,125 −56.517,125
LL(Gesamtmodell) −32.162,108 −32.788,119
Angepasstes Pseudo-R2 0,430 0,419
BIC’ −48.010,511 −47.102,516
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle D.5: Scha¨tzergebnisse − Geordnetes Logitmodell, Spezifikationen 0, 1 und 4
OL
Spezifikation 0 Spezifikation 1 Spezifikation 4
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
Vertrauensschutz −0,596VVV (0,016) −0,620VVV (0,016) −10,566VVV (1,006)
mtl. Bruttoentgelt 100 0,007 (0,012) 0,020 (0,012) 0,029? (0,016)
mtl. Bruttoentgelt 1002 0,000VVV (0,000) 0,000 (0,000) −0,000 (0,000)
ø Einkommensteuersatz 0,059VVV (0,011) 0,056VVV (0,011) 0,097VVV (0,015)
ø Einkommensteuersatz2 0,000VVV (0,000) 0,001VVV (0,000) 0,000 (0,000)
SV-Beitragsanteil −11,976VVV (0,324) −12,048VVV (0,348) −23,463VVV (0,672)
SV-Beitragsanteil2 0,301VVV (0,008) 0,303VVV (0,009) 0,584VVV (0,017)
Summe der Entgeltpunkte −0,192VVV (0,008) −0,183VVV (0,008) −0,203VVV (0,011)
Summe der Entgeltpunkte2 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,409VVV (0,008) 0,386VVV (0,009) 0,497VVV (0,012)
Mindestentgeltpunkte −0,123? (0,063) −0,077 (0,067) −0,069 (0,083)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,031VV (0,014) −0,016 (0,015) −0,172VVV (0,021)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. −0,000 (0,021) −0,005 (0,023) 0,076V (0,035)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,508VVV (0,028) −0,539VVV (0,030) −0,520VVV (0,044)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −0,293VVV (0,025) −0,343VVV (0,026) −0,331VVV (0,037)
ø Entgeltpunkte −0,964VVV (0,095) −0,909VVV (0,102) −1,499VVV (0,151)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,157VVV (0,005) 0,142VVV (0,005) 0,090VVV (0,006)
Rentenrechtliche Zeiten −0,440VVV (0,012) −0,403VVV (0,012) −0,496VVV (0,016)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,073VVV (0,002) 0,073VVV (0,002) 0,092VVV (0,003)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,053VVV (0,002) 0,053VVV (0,002) 0,054VVV (0,003)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,044VVV (0,001) 0,042VVV (0,001) 0,053VVV (0,001)
Anrechnungszeiten AL 0,047VVV (0,002) 0,047VVV (0,002) 0,058VVV (0,002)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,032VVV (0,002) 0,032VVV (0,003) 0,048VVV (0,004)
Medizinische Rehabilitation −0,450VVV (0,045) −0,439VVV (0,050) −1,003VVV (0,110)
Zeiten nach FremdrentenG −0,107VV (0,044) −0,127VVV (0,047) −0,219VVV (0,067)
Vertragsland 0,483VVV (0,033) 0,474VVV (0,035) 0,529VVV (0,046)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,342VVV (0,062) −0,294VVV (0,062) −0,027 (0,066)
Wohnort neue BL 0,655VVV (0,021) 0,655VVV (0,023) 0,767VVV (0,036)
Wohnort Ausland −0,550VVV (0,145) −0,511VVV (0,150) −0,394VV (0,168)
verheiratet/wiederverheiratet 0,688VVV (0,122) 0,698VVV (0,126) 0,967VVV (0,158)
Geburtsjahr 0,285VVV (0,006) 0,189VVV (0,006) −0,116VVV (0,010)
Konstante 236,936VVV (6,574)
Anzahl Beobachtungen 95.567 95.567 95.567
LL(Konstantenmodell) −229.986,175 −102.841,206 −54.389,061
LL(Gesamtmodell) −212.180,500 −87.928,487 −30.111,784
Angepasstes Pseudo-R2 0,077 0,145 0,446
BIC’ −35.255,854 −29.469,942 −48.199,059
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle D.6: Schwellenwerte − Geordnetes Logitmodell, Spezifikationen 0, 1 und 3
OL
Spezifikation 0 Spezifikation 1 Spezifikation 3
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
Schwellenwert 1 (s1) −122,047VVV (3,161) −122,300VVV (3,388) −156,105VVV (4,910)
Schwellenwert 2 (s2) −121,753VVV (3,161) −119,687VVV (3,388) −150,171VVV (4,877)
Schwellenwert 3 (s3) −121,476VVV (3,161) −114,206VVV (3,365)
Schwellenwert 4 (s4) −121,240VVV (3,161)
Schwellenwert 5 (s5) −120,995VVV (3,161)
Schwellenwert 6 (s6) −120,803VVV (3,161)
Schwellenwert 7 (s7) −120,598VVV (3,161)
Schwellenwert 8 (s8) −120,389VVV (3,161)
Schwellenwert 9 (s9) −120,225VVV (3,162)
Schwellenwert 10 (s10) −120,057VVV (3,162)
Schwellenwert 11 (s11) −119,981VVV (3,162)
Schwellenwert 12 (s12) −119,910VVV (3,162)
Schwellenwert 13 (s13) −119,779VVV (3,162)
Schwellenwert 14 (s14) −119,715VVV (3,162)
Schwellenwert 15 (s15) −119,652VVV (3,162)
Schwellenwert 16 (s16) −119,596VVV (3,162)
Schwellenwert 17 (s17) −119,546VVV (3,162)
Schwellenwert 18 (s18) −119,505VVV (3,162)
Schwellenwert 19 (s19) −119,462VVV (3,162)
Schwellenwert 20 (s20) −119,427VVV (3,162)
Schwellenwert 21 (s21) −119,393VVV (3,162)
Schwellenwert 22 (s22) −119,361VVV (3,162)
Schwellenwert 23 (s23) −119,338VVV (3,162)
Schwellenwert 24 (s24) −113,782VVV (3,137)
Schwellenwert 25 (s25) −113,477VVV (3,137)
Schwellenwert 26 (s26) −113,224VVV (3,138)
Schwellenwert 27 (s27) −112,926VVV (3,138)
Schwellenwert 28 (s28) −112,659VVV (3,139)
Schwellenwert 29 (s29) −112,403VVV (3,139)
Schwellenwert 30 (s30) −112,099VVV (3,139)
Schwellenwert 31 (s31) −111,839VVV (3,140)
Schwellenwert 32 (s32) −111,599VVV (3,141)
Schwellenwert 33 (s33) −111,339VVV (3,141)
Schwellenwert 34 (s34) −111,254VVV (3,142)
Schwellenwert 35 (s35) −110,863VVV (3,145)
Schwellenwert 36 (s36) −110,672VVV (3,145)
Schwellenwert 37 (s37) −110,560VVV (3,145)
Schwellenwert 38 (s38) −110,500VVV (3,146)
Schwellenwert 39 (s39) −110,212VVV (3,148)
Schwellenwert 40 (s40) −109,924VVV (3,152)
Schwellenwert 41 (s41) −109,806VVV (3,156)
Schwellenwert 42 (s42) −109,336VVV (3,170)
Schwellenwert 43 (s43) −109,113VVV (3,178)
Schwellenwert 44 (s44) −108,420VVV (3,213)
Schwellenwert 45 (s45) −107,727VVV (3,291)
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN00−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle E.1: Deskriptive Statistik fu¨r die Jg. 1939 und 1940 ohne Vertrauensschutz
Variable Mittelw. Std.abw. Min. 5%-Perz. Median 95%-Perz. Max.
Alter bei Rentenzugang p.m. 769,74 11,30 757 757 771 781 796
mtl. Bruttoentgelt 100 33,34 10,67 4 15 33 46 46
mtl. Bruttoentgelt 1002 1.225,45 679,04 16 240 1.111 2.101 2.136
ø Einkommensteuersatz 13,72 6,76 0 0,6 15 25 29
ø Einkommensteuersatz2 234,00 188,79 0 0,3 237 639 866
SV-Beitragsanteil 19,89 1,30 16 18 21 21 21
SV-Beitragsanteil2 397,14 50,63 256 324 441 441 441
Summe der Entgeltpunkte 56,37 11,78 12 35 58 70 70
Summe der Entgeltpunkte2 3.316,60 1.257,09 144 1.225 3.364 4.900 4.900
Vollwertige Beitragszeiten 41,74 3,58 12 35 43 45 45
Mindestentgeltpunkte 0,03 0,16 0 0 0 0 1
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,88 1,08 0 0 0,3 2,6 5
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,50 0,66 0 0 0,4 2 4
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. 1,14 0,76 0 0 1,3 2,2 3
EP fu¨r berufliche Ausbildung 0,76 0,70 0 0 0,6 2,2 5
ø Entgeltpunkte 1,18 0,26 0,2 0,7 1,2 1,5 1,6
Alter bei 1. RV-Beitrag 16,54 3,55 14 14 15 25 30
Rentenrechtliche Zeiten 44,41 1,65 35 40 45 45 45
Beitragsgeminderte Zeiten 6,47 11,36 0 0 2 36 84
Zeiten beruflicher Ausbildung 31,01 14,96 0 0 36 45 96
Anrechnungszeiten S, FS, HS 18,43 30,94 0 0 0 95 96
Anrechnungszeiten AL 2,04 7,85 0 0 0 13 120
Anrechnungszeiten Krankheit 0,74 2,77 0 0 0 4 48
Medizinische Rehabilitation 0,01 0,09 0 0 0 0 1
Zeiten nach FremdrentenG 0,04 0,20 0 0 0 0 1
Vertragsland 0,08 0,27 0 0 0 1 1
ausl. Staatsangeho¨rigkeit 0,04 0,19 0 0 0 0 1
Wohnort alte BL 0,85 0,36 0 0 1 1 1
Wohnort neue BL 0,15 0,36 0 0 0 1 1
Wohnort Ausland 0,00 0,07 0 0 0 0 1
verheiratet/wiederverheiratet 0,84 0,37 0 0 1 1 1
Geburtsjahr 0,51 0,50 0 0 1 1 1
Anmerkung: Anzahl der Beobachtungen=28.990.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle E.2: Deskriptive Statistik fu¨r die Jg. 1939 und 1940 ohne Vertrauensschutz
mit Qualifikationsangabe
Variable Mittelw. Std.abw. Min. 5%-Perz. Median 95%-Perz. Max.
Alter bei Rentenzugang p.m. 769,67 11,30 757 757 770 781 796
mtl. Bruttoentgelt 100 33,78 10,51 4 16 34 46 46
mtl. Bruttoentgelt 1002 1.251,35 675,02 16 266 1.163 2.101 2.136
ø Einkommensteuersatz 13,94 6,66 0 1 16 26 29
ø Einkommensteuersatz2 238,76 188,43 0 2 247 653 866
SV-Beitragsanteil 19,85 1,30 16 18 21 21 21
SV-Beitragsanteil2 395,61 50,86 256 324 441 441 441
Summe der Entgeltpunkte 56,81 11,61 12 36 58 70 70
Summe der Entgeltpunkte2 3.362,30 1.246,46 144 1.296 3.364 4.900 4.900
Vollwertige Beitragszeiten 41,76 3,57 12 35 43 45 45
Mindestentgeltpunkte 0,02 0,15 0 0 0 0 1
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,89 1,08 0 0 0,3 2,6 5
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,48 0,64 0 0 0,4 2 4
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. 1,16 0,76 0 0 1,4 2,2 3
EP fu¨r berufliche Ausbildung 0,76 0,69 0 0 0,6 2,2 5
ø Entgeltpunkte 1,19 0,25 0,2 0,8 1,2 1,5 1,6
Alter bei 1. RV-Beitrag 16,55 3,57 14 14 15 25 30
Rentenrechtliche Zeiten 44,43 1,62 35 40 45 45 45
Beitragsgeminderte Zeiten 6,15 10,99 0 0 2 36 84
Zeiten beruflicher Ausbildung 31,11 14,92 0 0 36 45 96
Anrechnungszeiten S, FS, HS 19,05 31,34 0 0 0 96 96
Anrechnungszeiten AL 1,96 7,70 0 0 0 12 120
Anrechnungszeiten Krankheit 0,72 2,74 0 0 0 4 48
Medizinische Rehabilitation 0,01 0,08 0 0 0 0 1
Zeiten nach FremdrentenG 0,04 0,19 0 0 0 0 1
Vertragsland 0,07 0,26 0 0 0 1 1
ausl. Staatsangeho¨rigkeit 0,04 0,19 0 0 0 0 1
Wohnort alte BL 0,85 0,36 0 0 1 1 1
Wohnort neue BL 0,15 0,36 0 0 0 1 1
Wohnort Ausland 0,00 0,07 0 0 0 0 1
verheiratet/wiederverheiratet 0,84 0,37 0 0 1 1 1
Geburtsjahr 0,50 0,50 0 0 1 1 1
Hauptschule/MR ohne BA 0,11 0,31 0 0 0 1 1
Hauptschule/MR mit BA 0,64 0,48 0 0 1 1 1
Hochschulreife ohne BA 0,01 0,09 0 0 0 0 1
Hochschulreife mit BA 0,03 0,16 0 0 0 0 1
Fachhochschulabschluss 0,08 0,27 0 0 0 1 1
Hochschulabschluss 0,13 0,34 0 0 0 1 1
Anmerkung: Anzahl der Beobachtungen=26.523.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
236 Anhang E. Induktive Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg. 1939 bis 1940




Kategorie 2 Kategorie 3 Kategorie 4
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 0,117VVV (0,023) 0,215VVV (0,025) 0,330? (0,178)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,002 (0,000) −0,007VVV (0,000) −0,009VVV (0,002)
ø Einkommensteuersatz 0,033 (0,023) 0,278VVV (0,027) 0,257 (0,170)
ø Einkommensteuersatz2 0,001? (0,000) 0,001V (0,000) 0,001 (0,001)
SV-Beitragsanteil −18,148VVV (0,999) −42,406VVV (0,972) −35,769VVV (3,878)
SV-Beitragsanteil2 0,448VVV (0,026) 1,029VVV (0,025) 0,846VVV (0,104)
Summe der Entgeltpunkte −0,134VVV (0,020) −0,259VVV (0,021) −0,273VVV (0,070)
Summe der Entgeltpunkte2 0,001VVV (0,000) 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,001)
Vollwertige Beitragszeiten 0,009 (0,015) 0,489VVV (0,021) 0,431VVV (0,092)
Mindestentgeltpunkte 0,145 (0,157) 0,017 (0,151) 0,360 (0,558)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,373VVV (0,039) 0,370VVV (0,040) 0,307VV (0,132)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,154VV (0,063) 0,099? (0,058) 0,465VV (0,203)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,040 (0,079) −0,749VVV (0,084) −0,180 (0,353)
EP fu¨r berufliche Ausbildung 0,093 (0,065) −0,720VVV (0,077) −0,532 (0,342)
ø Entgeltpunkte −0,785VVV (0,257) −2,233VVV (0,268) −1,649? (0,966)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,072VVV (0,011) 0,157VVV (0,012) 0,162VVV (0,035)
Rentenrechtliche Zeiten −0,142VVV (0,026) −0,655VVV (0,032) −0,588VVV (0,127)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,003 (0,005) 0,111VVV (0,005) 0,087VVV (0,018)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,002 (0,005) 0,064VVV (0,006) 0,023 (0,025)
Anrechnungszeiten S, FS, HS −0,000 (0,002) 0,036VVV (0,002) 0,030VVV (0,010)
Anrechnungszeiten AL −0,004 (0,004) 0,039VVV (0,004) 0,049VVV (0,013)
Anrechnungszeiten Krankheit −0,014V (0,007) 0,011? (0,007) 0,018 (0,025)
Medizinische Rehabilitation −0,113 (0,191) −0,412VV (0,183) 0,282 (0,746)
Zeiten nach FremdrentenG −0,338VVV (0,118) −0,668VVV (0,114) −0,342 (0,441)
Vertragsland 0,280VVV (0,084) 0,726VVV (0,087) 0,529? (0,278)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,441VVV (0,125) −0,687VVV (0,133) −0,061 (0,362)
Wohnort neue BL 0,481VVV (0,065) 0,918VVV (0,059) −0,161 (0,373)
Wohnort Ausland −0,488? (0,290) −0,824VVV (0,291) −0,379 (0,778)
verheiratet/wiederverheiratet 0,695VVV (0,216) 3,182VVV (0,307) 2,557 (1,947)
Geburtsjahr 0,333VVV (0,036) −0,376VVV (0,035) −1,208VVV (0,178)






Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Kategorie 1 Kategorie 2 Kategorie 4
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 −0,215VVV (0,025) −0,099VVV (0,027) 0,115 (0,177)
mtl. Bruttoentgelt 1002 0,007VVV (0,000) 0,005VVV (0,000) −0,002 (0,002)
ø Einkommensteuersatz −0,278VVV (0,027) −0,245VVV (0,028) −0,021 (0,168)
ø Einkommensteuersatz2 −0,001V (0,000) −0,000 (0,000) 0,000 (0,001)
SV-Beitragsanteil 42,406VVV (0,972) 24,258VVV (1,081) 6,638? (3,815)
SV-Beitragsanteil2 −1,029VVV (0,025) −0,582VVV (0,028) −0,183? (0,102)
Summe der Entgeltpunkte 0,259VVV (0,021) 0,126VVV (0,018) −0,014 (0,068)
Summe der Entgeltpunkte2 −0,002VVV (0,000) −0,001VVV (0,000) 0,000 (0,001)
Vollwertige Beitragszeiten −0,489VVV (0,021) −0,480VVV (0,020) −0,058 (0,090)
Mindestentgeltpunkte −0,017 (0,151) 0,127 (0,149) 0,343 (0,546)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten −0,370VVV (0,040) 0,004 (0,035) −0,062 (0,128)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. −0,099? (0,058) 0,055 (0,061) 0,366? (0,196)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. 0,749VVV (0,084) 0,709VVV (0,081) 0,569? (0,345)
EP fu¨r berufliche Ausbildung 0,720VVV (0,077) 0,813VVV (0,072) 0,188 (0,336)
ø Entgeltpunkte 2,233VVV (0,268) 1,448VVV (0,265) 0,585 (0,943)
Alter bei 1. RV-Beitrag −0,157VVV (0,012) −0,086VVV (0,010) 0,004 (0,033)
Rentenrechtliche Zeiten 0,655VVV (0,032) 0,512VVV (0,029) 0,067 (0,123)
Beitragsgeminderte Zeiten −0,111VVV (0,005) −0,107VVV (0,005) −0,023 (0,017)
Zeiten beruflicher Ausbildung −0,064VVV (0,006) −0,062VVV (0,005) −0,041? (0,024)
Anrechnungszeiten S, FS, HS −0,036VVV (0,002) −0,036VVV (0,002) −0,006 (0,010)
Anrechnungszeiten AL −0,039VVV (0,004) −0,043VVV (0,004) 0,010 (0,012)
Anrechnungszeiten Krankheit −0,011? (0,007) −0,026VVV (0,007) 0,006 (0,025)
Medizinische Rehabilitation 0,412VV (0,183) 0,299 (0,199) 0,694 (0,738)
Zeiten nach FremdrentenG 0,668VVV (0,114) 0,331VVV (0,120) 0,326 (0,434)
Vertragsland −0,726VVV (0,087) −0,446VVV (0,079) −0,197 (0,269)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit 0,687VVV (0,133) 0,247V (0,116) 0,627? (0,344)
Wohnort neue BL −0,918VVV (0,059) −0,437VVV (0,064) −1,079VVV (0,370)
Wohnort Ausland 0,824VVV (0,291) 0,336 (0,260) 0,446 (0,738)
verheiratet/wiederverheiratet −3,182VVV (0,307) −2,487VVV (0,304) −0,625 (1,921)
Geburtsjahr 0,376VVV (0,035) 0,709VVV (0,036) −0,833VVV (0,176)






Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle E.5: Scha¨tzergebnisse − Multinomiales und geordnetes Logitmodell, Spezifikation 3
MNL OL
Spezifikation 3 Spezifikation 3
Kategorie 2 Kategorie 3
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 0,164VVV (0,023) 0,277 (0,177) 0,100VVV (0,021)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,006VVV (0,000) −0,008VVV (0,002) −0,003VVV (0,000)
ø Einkommensteuersatz 0,253VVV (0,024) 0,233 (0,167) 0,175VVV (0,021)
ø Einkommensteuersatz2 0,001 (0,000) 0,001 (0,001) 0,000 (0,000)
SV-Beitragsanteil −30,753VVV (0,936) −24,084VVV (3,871) −20,077VVV (0,859)
SV-Beitragsanteil2 0,742VVV (0,024) 0,558VVV (0,104) 0,483VVV (0,022)
Summe der Entgeltpunkte −0,212VVV (0,017) −0,226VVV (0,068) −0,181VVV (0,015)
Summe der Entgeltpunkte2 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,001) 0,001VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,479VVV (0,019) 0,421VVV (0,090) 0,468VVV (0,017)
Mindestentgeltpunkte −0,057 (0,128) 0,288 (0,552) −0,082 (0,120)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,191VVV (0,032) 0,131 (0,128) 0,170VVV (0,029)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,026 (0,051) 0,391? (0,200) −0,070 (0,044)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,743VVV (0,073) −0,175 (0,350) −0,667VVV (0,066)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −0,767VVV (0,068) −0,578? (0,338) −0,707VVV (0,060)
ø Entgeltpunkte −1,754VVV (0,232) −1,167 (0,955) −1,302VVV (0,207)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,117VVV (0,010) 0,121VVV (0,034) 0,118VVV (0,008)
Rentenrechtliche Zeiten −0,572VVV (0,027) −0,506VVV (0,125) −0,554VVV (0,026)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,109VVV (0,004) 0,086VVV (0,017) 0,106VVV (0,004)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,064VVV (0,005) 0,022 (0,025) 0,061VVV (0,005)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,034VVV (0,002) 0,029VVV (0,010) 0,034VVV (0,002)
Anrechnungszeiten AL 0,041VVV (0,003) 0,051VVV (0,012) 0,042VVV (0,003)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,019VVV (0,006) 0,025 (0,025) 0,021VVV (0,006)
Medizinische Rehabilitation −0,367V (0,165) 0,330 (0,741) −0,302V (0,154)
Zeiten nach FremdrentenG −0,493VVV (0,101) −0,168 (0,437) −0,374VVV (0,093)
Vertragsland 0,578VVV (0,073) 0,380 (0,275) 0,547VVV (0,067)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,398VVV (0,108) 0,228 (0,352) −0,324VVV (0,103)
Wohnort neue BL 0,733VVV (0,052) −0,348 (0,371) 0,439VVV (0,049)
Wohnort Ausland −0,546VV (0,231) −0,101 (0,759) −0,479VVV (0,221)
verheiratet/wiederverheiratet 2,779VVV (0,279) 2,151 (1,912) 1,852VVV (0,229)
Geburtsjahr −0,520VVV (0,030) −1,356VVV (0,177) −0,508VVV (0,028)
Konstante 321,864VVV (9,175) 258,239VVV (36,026)
Schwellenwert 1 (s1) −156,105VVV (4,910)
Schwellenwert 2 (s2) −150,171VVV (4,877)
Anzahl Beobachtungen 28.990 28.990
LL(Konstantenmodell) −21.094,554 −21.094,554
LL(Gesamtmodell) −14.601,443 −15.281,531
Angepasstes Pseudo-R2 0,305 0,274
BIC’ −12.369,739 -11.317,804
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle E.6: Scha¨tzergebnisse − Geordnetes Logitmodell, Spezifikationen 0a, 0b und 0c
OL
Spezifikation 0a Spezifikation 0b Spezifikation 0c
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 0,226VVV (0,015) 0,097VVV (0,019) 0,104VVV (0,021)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,004VVV (0,000) −0,003VVV (0,000) −0,003VVV (0,000)
ø Einkommensteuersatz −0,001 (0,010) 0,156VVV (0,019) 0,172VVV (0,021)
ø Einkommensteuersatz2 0,000 (0,000) 0,000 (0,000) 0,000 (0,000)
SV-Beitragsanteil −20,294VVV (0,713) −19,839VVV (0,733) −20,418VVV (0,770)
SV-Beitragsanteil2 0,492VVV (0,018) 0,481VVV (0,019) 0,494VVV (0,020)
Summe der Entgeltpunkte −0,200VVV (0,012) −0,203VVV (0,014) −0,199VVV (0,015)
Summe der Entgeltpunkte2 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,042VVV (0,006) 0,358VVV (0,014) 0,356VVV (0,015)
Mindestentgeltpunkte −0,381VVV (0,100) −0,033 (0,112) 0,090 (0,120)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,335VVV (0,016) 0,283VVV (0,024) 0,264VVV (0,026)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,696VVV (0,023) −0,017 (0,040) −0,049 (0,042)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,405VVV (0,019) −0,496VVV (0,056) −0,537VVV (0,060)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −0,341VVV (0,019) −0,426VVV (0,048) −0,416VVV (0,051)
ø Entgeltpunkte −1,130VVV (0,163) −1,053VVV (0,183) −1,193VVV (0,193)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,111VVV (0,007) 0,116VVV (0,008)
Rentenrechtliche Zeiten −0,467VVV (0,021) −0,462VVV (0,022)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,090VVV (0,003) 0,092VVV (0,003)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,044VVV (0,004) 0,044VVV (0,004)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,025VVV (0,001) 0,026VVV (0,002)
Anrechnungszeiten AL 0,030VVV (0,003) 0,030VVV (0,003)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,009V (0,005) 0,012VVV (0,005)
Medizinische Rehabilitation −0,265V (0,134) −0,182 (0,152)
Zeiten nach FremdrentenG −0,380VVV (0,079) −0,397VVV (0,084)
Vertragsland 0,508VVV (0,058) 0,469VVV (0,061)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,350VVV (0,089) −0,326VVV (0,096)
Wohnort neue BL 0,496VVV (0,044) 0,494VVV (0,048)
Wohnort Ausland −0,526VVV (0,187) −0,430V (0,200)
verheiratet/wiederverheiratet 1,748VVV (0,203) 1,977VVV (0,234)
Geburtsjahr −0,267VVV (0,024) −0,308VVV (0,025)
Hauptschule/MR mit BA 0,351VVV (0,046)
Hochschulreife ohne BA 0,272 (0,171)
Hochschulreife mit BA 0,531VVV (0,092)
Fachhochschulabschluss 0,328VVV (0,068)
Hochschulabschluss 0,127? (0,074)
Anzahl Beobachtungen 28.990 28.990 26.523
LL(Konstantenmodell) −46.778,961 −46.778,961 −43.060,423
LL(Gesamtmodell) −41.570,792 −40.549,943 −37.193,565
Angepasstes Pseudo-R2 0,110 0,132 0,135
BIC’ −10.262,218 −12.149,794 −11.377,214
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
240 Anhang E. Induktive Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg. 1939 bis 1940
Tabelle E.7: Schwellenwerte − Geordnetes Logitmodell, Spezifikationen 0a, 0b und 0c
OL
Spezifikation 0a Spezifikation 0b Spezifikation 0c
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
Schwellenwert 1 (s1) −211,875VVV (6,890) −210,719VVV (7,127) −216,436VVV (7,493)
Schwellenwert 2 (s2) −211,693VVV (6,890) −210,527VVV (7,127) −216,242VVV (7,493)
Schwellenwert 3 (s3) −211,533VVV (6,889) −210,359VVV (7,126) −216,067VVV (7,492)
Schwellenwert 4 (s4) −211,386VVV (6,889) −210,203VVV (7,126) −215,906VVV (7,492)
Schwellenwert 5 (s5) −211,272VVV (6,889) −210,082VVV (7,126) −215,780VVV (7,492)
Schwellenwert 6 (s6) −211,188VVV (6,889) −209,991VVV (7,126) −215,684VVV (7,492)
Schwellenwert 7 (s7) −211,119VVV (6,889) −209,917VVV (7,125) −215,607VVV (7,491)
Schwellenwert 8 (s8) −211,067VVV (6,889) −210,860VVV (7,125) −215,549VVV (7,491)
Schwellenwert 9 (s9) −211,023VVV (6,888) −209,813VVV (7,125) −215,501VVV (7,491)
Schwellenwert 10 (s10) −210,993VVV (6,888) −209,780VVV (7,125) −215,468VVV (7,491)
Schwellenwert 11 (s11) −210,973VVV (6,888) −209,758VVV (7,125) −215,446VVV (7,491)
Schwellenwert 12 (s12) −210,950VVV (6,888) −209,733VVV (7,125) −215,421VVV (7,491)
Schwellenwert 13 (s13) −210,883VVV (6,888) −209,660VVV (7,125) −215,348VVV (7,491)
Schwellenwert 14 (s14) −210,863VVV (6,888) −209,639VVV (7,125) −215,327VVV (7,491)
Schwellenwert 15 (s15) −210,839VVV (6,888) −209,612VVV (7,125) −215,299VVV (7,491)
Schwellenwert 16 (s16) −210,827VVV (6,888) −209,599VVV (7,125) −215,285VVV (7,491)
Schwellenwert 17 (s17) −210,812VVV (6,888) −209,582VVV (7,125) −215,268VVV (7,491)
Schwellenwert 18 (s18) −210,797VVV (6,888) −209,566VVV (7,125) −215,252VVV (7,491)
Schwellenwert 19 (s19) −210,785VVV (6,888) −209,553VVV (7,125) −215,238VVV (7,491)
Schwellenwert 20 (s20) −210,773VVV (6,888) −209,540VVV (7,125) −215,225VVV (7,491)
Schwellenwert 21 (s21) −210,763VVV (6,888) −209,529VVV (7,125) −215,214VVV (7,491)
Schwellenwert 22 (s22) −210,756VVV (6,888) −209,521VVV (7,125) −215,206VVV (7,491)
Schwellenwert 23 (s23) −210,750VVV (6,888) −209,515VVV (7,125) −215,200VVV (7,491)
Schwellenwert 24 (s24) −203,361VVV (6,776) −201,761VVV (7,000) −207,289VVV (7,354)
Schwellenwert 25 (s25) −203,039VVV (6,777) −201,439VVV (7,000) −206,945VVV (7,354)
Schwellenwert 26 (s26) −202,732VVV (6,777) −201,134VVV (7,001) −206,664VVV (7,355)
Schwellenwert 27 (s27) −202,363VVV (6,779) −200,765VVV (7,003) −206,305VVV (7,357)
Schwellenwert 28 (s28) −201,976VVV (6,779) −200,379VVV (7,003) −205,913VVV (7,357)
Schwellenwert 29 (s29) −201,666VVV (6,781) −200,069VVV (7,005) −205,593VVV (7,359)
Schwellenwert 30 (s30) −201,215VVV (6,779) −199,620VVV (7,002) −205,122VVV (7,357)
Schwellenwert 31 (s31) −200,852VVV (6,772) −199,256VVV (7,006) −204,764VVV (7,361)
Schwellenwert 32 (s32) −200,158VVV (6,776) −198,562VVV (7,010) −204,070VVV (7,364)
Schwellenwert 33 (s33) −199,688VVV (6,793) −198,092VVV (7,018) −203,511VVV (7,372)
Schwellenwert 34 (s34) −199,465VVV (6,795) −197,869VVV (7,019) −203,223VVV (7,374)
Schwellenwert 35 (s35) −199,078VVV (6,862) −196,483VVV (7,086) −202,124VVV (7,437)
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle E.8: Scha¨tzergebnisse − Geordnetes Logitmodell, Spezifikationen 1a, 1b und 1c
OL
Spezifikation 1a Spezifikation 1b Spezifikation 1c
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 0,226VVV (0,014) 0,102VVV (0,019) 0,110VVV (0,021)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,004VVV (0,000) −0,003VVV (0,000) −0,003VVV (0,000)
ø Einkommensteuersatz −0,000 (0,010) 0,151VVV (0,019) 0,166VVV (0,021)
ø Einkommensteuersatz2 0,000 (0,000) 0,000 (0,000) 0,000 (0,000)
SV-Beitragsanteil −19,844VVV (0,714) −19,314VVV (0,734) −19,881VVV (0,771)
SV-Beitragsanteil2 0,480VVV (0,019) 0,468VVV (0,019) 0,481VVV (0,020)
Summe der Entgeltpunkte −0,199VVV (0,012) −0,201VVV (0,014) −0,197VVV (0,015)
Summe der Entgeltpunkte2 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,051VVV (0,006) 0,362VVV (0,014) 0,360VVV (0,015)
Mindestentgeltpunkte −0,369VVV (0,100) −0,026 (0,111) 0,098 (0,120)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,322VVV (0,016) 0,260VVV (0,024) 0,243VVV (0,026)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,696VVV (0,023) −0,018 (0,040) −0,052 (0,043)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,393VVV (0,020) −0,500VVV (0,056) −0,542VVV (0,060)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −0,346VVV (0,019) −0,448VVV (0,047) −0,441VVV (0,051)
ø Entgeltpunkte −1,146VVV (0,164) −1,036VVV (0,184) −1,163VVV (0,194)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,110VVV (0,007) 0,115VVV (0,008)
Rentenrechtliche Zeiten −0,460VVV (0,021) −0,453VVV (0,022)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,089VVV (0,003) 0,091VVV (0,003)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,045VVV (0,004) 0,045VVV (0,004)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,025VVV (0,001) 0,026VVV (0,002)
Anrechnungszeiten AL 0,030VVV (0,003) 0,031VVV (0,003)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,011VV (0,005) 0,013VVV (0,005)
Medizinische Rehabilitation −0,251VVV (0,134) −0,181 (0,151)
Zeiten nach FremdrentenG −0,359VVV (0,080) −0,379VVV (0,086)
Vertragsland 0,504VVV (0,058) 0,466VVV (0,062)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,347VVV (0,089) −0,326VVV (0,095)
Wohnort neue BL 0,512VVV (0,044) 0,510VVV (0,048)
Wohnort Ausland −0,500VVV (0,189) −0,385? (0,201)
verheiratet/wiederverheiratet 1,678VVV (0,202) 1,885VVV (0,232)
Geburtsjahr −0,272VVV (0,025) −0,315VVV (0,026)
Hauptschule/MR mit BA 0,352VVV (0,046)
Hochschulreife ohne BA 0,305? (0,171)
Hochschulreife mit BA 0,529VVV (0,093)
Fachhochschulabschluss 0,316VVV (0,068)
Hochschulabschluss 0,137? (0,075)
Schwellenwert 1 (s1) −206,998VVV (6,892) −204,854VVV (7,119) −210,395VVV (7,490)
Schwellenwert 2 (s2) −205,907VVV (6,890) −203,688VVV (7,118) −209,199VVV (7,488)
Schwellenwert 3 (s3) −198,596VVV (6,781) −196,034VVV (6,997) −201,395VVV (7,355)
Anzahl Beobachtungen 28.990 28.990 26.523
LL(Konstantenmodell) −31.129,882 −31.129,882 −28.542,227
LL(Gesamtmodell) −26.130,988 −25.136,936 −22.904,553
Angepasstes Pseudo-R2 0,160 0,191 0,196
BIC’ −9.843,669 −11.677,652 −10.918,846
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle E.9: Scha¨tzergebnisse − Geordnetes Logitmodell, Spezifikationen 3a, 3b und 3c
OL
Spezifikation 3a Spezifikation 3b Spezifikation 3c
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 0,232VVV (0,017) 0,100VVV (0,021) 0,114VVV (0,024)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,004VVV (0,000) −0,003VVV (0,000) −0,004VVV (0,000)
ø Einkommensteuersatz 0,008 (0,010) 0,175VVV (0,021) 0,193VVV (0,024)
ø Einkommensteuersatz2 0,000 (0,000) 0,000 (0,000) 0,000 (0,000)
SV-Beitragsanteil −20,685VVV (0,835) −20,077VVV (0,859) −20,645VVV (0,908)
SV-Beitragsanteil2 0,498VVV (0,022) 0,483VVV (0,022) 0,495VVV (0,023)
Summe der Entgeltpunkte −0,183VVV (0,013) −0,181VVV (0,015) −0,179VVV (0,017)
Summe der Entgeltpunkte2 0,002VVV (0,000) 0,001VVV (0,000) 0,001VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,083VVV (0,006) 0,468VVV (0,017) 0,470VVV (0,019)
Mindestentgeltpunkte −0,470VVV (0,102) −0,082 (0,120) 0,044 (0,130)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,308VVV (0,018) 0,170VVV (0,029) 0,153VVV (0,032)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,716VVV (0,025) −0,070 (0,044) −0,108VV (0,047)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,409VVV (0,022) −0,667VVV (0,066) −0,718VVV (0,071)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −0,479VVV (0,024) −0,707VVV (0,060) −0,704VVV (0,065)
ø Entgeltpunkte −1,612VVV (0,184) −1,302VVV (0,207) −1,400VVV (0,220)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,118VVV (0,008) 0,126VVV (0,009)
Rentenrechtliche Zeiten −0,554VVV (0,026) −0,550VVV (0,027)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,106VVV (0,004) 0,110VVV (0,004)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,061VVV (0,005) 0,062VVV (0,005)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,034VVV (0,002) 0,035VVV (0,002)
Anrechnungszeiten AL 0,042VVV (0,003) 0,043VVV (0,003)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,021VVV (0,006) 0,024VVV (0,006)
Medizinische Rehabilitation −0,302V (0,154) −0,185 (0,169)
Zeiten nach FremdrentenG −0,374VVV (0,093) −0,402VVV (0,100)
Vertragsland 0,547VVV (0,067) 0,509VVV (0,072)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,324VVV (0,103) −0,308VVV (0,111)
Wohnort neue BL 0,439VVV (0,049) 0,438VVV (0,054)
Wohnort Ausland −0,479VVV (0,221) −0,355 (0,238)
verheiratet/wiederverheiratet 1,852VVV (0,229) 2,110VVV (0,269)
Geburtsjahr −0,508VVV (0,028) −0,553VVV (0,029)
Hauptschule/MR mit BA 0,405VVV (0,053)
Hochschulreife ohne BA 0,301 (0,195)
Hochschulreife mit BA 0,603VVV (0,105)
Fachhochschulabschluss 0,295VVV (0,082)
Hochschulabschluss 0,114 (0,090)
Schwellenwert 1 (s1) −214,664VVV (8,059) −156,105VVV (4,910) −217,804VVV (8,843)
Schwellenwert 2 (s2) −207,149VVV (7,932) −150,171VVV (4,877) −209,710VVV (8,685)
Anzahl Beobachtungen 28.990 28.990 26.523
LL(Konstantenmodell) −21.094,554 −21.094,554 −19.270,907
LL(Gesamtmodell) −16.374,576 −15.281,531 −13.797,499
Angepasstes Pseudo-R2 0,223 0,274 0,282
BIC’ −9.285,835 −11.317,804 −10.590,316
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. Robuste Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle E.10: Scha¨tzergebnisse − Geordnetes Logitmodell, Spezifikationen 4a, 4b und 4c
OL
Spezifikation 4a Spezifikation 4b Spezifikation 4c
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 0,334VVV (0,019) 0,165VVV (0,023) 0,182VVV (0,026)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,006VVV (0,000) −0,006VVV (0,000) −0,006VVV (0,000)
ø Einkommensteuersatz 0,006 (0,011) 0,253VVV (0,025) 0,281VVV (0,028)
ø Einkommensteuersatz2 0,000 (0,000) 0,000 (0,000) 0,001V (0,000)
SV-Beitragsanteil −30,204VVV (0,903) −30,658VVV (0,934) −31,189VVV (0,960)
SV-Beitragsanteil2 0,730VVV (0,023) 0,740VVV (0,022) 0,750VVV (0,025)
Summe der Entgeltpunkte −0,206VVV (0,014) −0,212VVV (0,017) −0,213VVV (0,018)
Summe der Entgeltpunkte2 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000) 0,002VVV (0,000)
Vollwertige Beitragszeiten 0,083VVV (0,007) 0,478VVV (0,019) 0,479VVV (0,020)
Mindestentgeltpunkte −0,535VVV (0,107) −0,053 (0,128) 0,083 (0,139)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 0,322VVV (0,020) 0,190VVV (0,032) 0,175VVV (0,035)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 0,856VVV (0,029) 0,030 (0,050) −0,011 (0,054)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −0,459VVV (0,025) −0,736VVV (0,073) −0,788VVV (0,079)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −0,512VVV (0,027) −0,765VVV (0,068) −0,762VVV (0,073)
ø Entgeltpunkte −2,022VVV (0,204) −1,744VVV (0,232) −1,845VVV (0,246)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,117VVV (0,009) 0,126VVV (0,010)
Rentenrechtliche Zeiten −0,571VVV (0,027) −0,563VVV (0,029)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,109VVV (0,004) 0,112VVV (0,005)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,063VVV (0,005) 0,064VVV (0,005)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,034VVV (0,002) 0,035VVV (0,002)
Anrechnungszeiten AL 0,041VVV (0,003) 0,041VVV (0,003)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,019VVV (0,006) 0,022VVV (0,006)
Medizinische Rehabilitation −0,355V (0,164) −0,257 (0,180)
Zeiten nach FremdrentenG −0,488VVV (0,100) −0,515VVV (0,109)
Vertragsland 0,575VVV (0,073) 0,529VVV (0,077)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −0,383VVV (0,108) −0,366VVV (0,116)
Wohnort neue BL 0,725VVV (0,052) 0,738VVV (0,057)
Wohnort Ausland −0,537VV (0,231) −0,398 (0,249)
verheiratet/wiederverheiratet 2,775VVV (0,279) 3,189VVV (0,333)
Geburtsjahr −0,531VVV (0,030) −0,582VVV (0,032)
Hauptschule/MR mit BA 0,422VVV (0,056)
Hochschulreife ohne BA 0,348 (0,216)
Hochschulreife mit BA 0,619VVV (0,117)
Fachhochschulabschluss 0,250VVV (0,092)
Hochschulabschluss 0,145 (0,101)
Konstante 311,833VVV (8,779) 321,019VVV (9,154) 326,288VVV (9,418)
Anzahl Beobachtungen 28.990 28.990 26.523
LL(Konstantenmodell) −20.072,696 −20.072,696 −18.356,504
LL(Gesamtmodell) −14.782,595 −13.624,723 −12.289,011
Angepasstes Pseudo-R2 0,263 0,320 0,329
BIC’ −10.426,082 −12.587,705 −11.778,483
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. White-korrigierte Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
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Tabelle E.11: Scha¨tzergebnisse − Unrestringiertes OLS, Spezifikationen 0a, 0b und 0c
OLS
Spezifikation 0a Spezifikation 0b Spezifikation 0c
Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw. Koeffizient Std.abw.
mtl. Bruttoentgelt 100 0,647VVV (0,060) 0,168V (0,080) 0,175V (0,088)
mtl. Bruttoentgelt 1002 −0,010VVV (0,001) −0,005VVV (0,001) −0,006VVV (0,001)
ø Einkommensteuersatz 0,031 (0,044) 0,516VVV (0,078) 0,573VVV (0,086)
ø Einkommensteuersatz2 0,001 (0,001) 0,000 (0,001) 0,001 (0,001)
SV-Beitragsanteil −66,056VVV (2,857) −60,345VVV (2,735) −61,290VVV (2,839)
SV-Beitragsanteil2 1,594VVV (0,077) 1,460VVV (0,073) 1,477VVV (0,076)
Summe der Entgeltpunkte −0,875VVV (0,052) −0,792VVV (0,058) −0,756VVV (0,063)
Summe der Entgeltpunkte2 0,007VVV (0,000) 0,006VVV (0,000) 0,006VVV (0,001)
Vollwertige Beitragszeiten 0,261VVV (0,025) 1,749VVV (0,076) 1,736VVV (0,082)
Mindestentgeltpunkte −1,909VVV (0,450) −0,613 (0,477) −0,011 (0,514)
EP fu¨r beitragsfreie Zeiten 1,645VVV (0,073) 1,295VVV (0,108) 1,159VVV (0,117)
EP fu¨r beitragsgeminderte Z. 2,717VVV (0,083) −0,400VV (0,157) −0,536VVV (0,165)
Zus. EP fu¨r beitragsgemind. Z. −1,815VVV (0,087) −2,485VVV (0,230) −2,617VVV (0,244)
EP fu¨r berufliche Ausbildung −1,799VVV (0,089) −2,350VVV (0,198) −2,282VVV (0,209)
ø Entgeltpunkte −5,136VVV (0,741) −4,290VVV (0,811) −5,006VVV (0,854)
Alter bei 1. RV-Beitrag 0,510VVV (0,030) 0,533VVV (0,031)
Rentenrechtliche Zeiten −2,235VVV (0,106) −2,205VVV (0,114)
Beitragsgeminderte Zeiten 0,408VVV (0,013) 0,414VVV (0,014)
Zeiten beruflicher Ausbildung 0,227VVV (0,016) 0,224VVV (0,017)
Anrechnungszeiten S, FS, HS 0,124VVV (0,008) 0,131VVV (0,009)
Anrechnungszeiten AL 0,134VVV (0,012) 0,138VVV (0,013)
Anrechnungszeiten Krankheit 0,059VVV (0,022) 0,073VVV (0,023)
Medizinische Rehabilitation −1,406VV (0,610) −0,826 (0,670)
Zeiten nach FremdrentenG −1,666VVV (0,345) −1,679VVV (0,366)
Vertragsland 2,294VVV (0,246) 2,075VVV (0,260)
ausl. Staatsangeho¨rigkeit −1,402VVV (0,362) −1,304VVV (0,388)
Wohnort neue BL 1,222VVV (0,192) 1,178VVV (0,206)
Wohnort Ausland −2,352VVV (0,835) −2,053VV (0,870)
verheiratet/wiederverheiratet 5,289VVV (0,801) 6,081VV (0,899)
Geburtsjahr −1,703VVV (0,113) −1,885VVV (0,117)
Hauptschule/MR mit BA 1,507VVV (0,208)
Hochschulreife ohne BA 0,682 (0,666)
Hochschulreife mit BA 2,129VVV (0,389)
Fachhochschulabschluss 1,628VVV (0,307)
Hochschulabschluss 0,194 (0,322)
Konstante 1.462,272VVV (26,494) 1.418,722VVV (25,450) 1.427,670VVV (26,417)
Anzahl Beobachtungen 28.990 28.990 26.523
LL(Konstantenmodell) −111.440,516 −111.440,516 −101.941,933
LL(Gesamtmodell) −106.529,979 −105.402,904 −96.257,797
Angepasstes R2 0,287 0,34 0,348
Anmerkung: VVV1%-, VV2,5%-, V5%-, ?10%-Signifikanzniveau. White-korrigierte Standardfehler in Klammern.
Quelle: FDZ-RV − SUFRTZN02−05XVSTGa, eigene Berechnungen.
Anhang E. Induktive Befunde zum Rentenzugangsverhalten der Jg. 1939 bis 1940 245
Tabelle E.12: Umverteilungsstro¨me und sozialversicherungsfremde Umverteilung in der
Gesetzlichen Krankenversicherung1)
Einkommensorientiertes Pauschal- Sozialversicherungs-
GKV-System beitragssystem fremde Umverteilung
An- ø Deckungs- impl. Deckungs- impl. vers.fremd. vers.
zahl Ausg. beitrag St.- beitrag St.- Umvert. fremd.
Gruppe je ins- pro satz ins- pro satz ins- pro St.-
Mitgl. ges. Kopf ges. Kopf ges. Kopf






B,i V Fi vfi τ
vf
B,i
(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9) (10) (11) (12)
Versicherte 70.422 2.060 0,0 0 0 0 0,0 0 0 0,0 0 0
Mitglieder/Mitversicherte
Pflichtmitgl. 28.842 1.633 43,2 1.497 48 7 12,3 427 21 30,9 1.070 27
Freiw. Mitgl. 5.046 2.047 10,5 2.094 51 7 0,1 14 1 10,4 2.080 50
Mitgl.-Rentner 16.696 3.622 -28,7 -1.721 -91 -13 -26,1 -1.562 -76 -2,7 -159 -15
Mitversicherte2) 19.839 1.369 -25,0 -1.260 -1.152 -165 13,7 691 34 -38,7 -1.951 -1.185
Versichertenstatus
In der AKV:
Pflichtvers. 42.900 1.510 27,1 630 29 4 23,6 550 27 3,5 80 3
Freiw. Vers. 9.323 1.732 5,2 559 24 3 3,1 329 16 2,1 231 8
Rentner (KVdR) 18.199 3.526 -32,3 -1.773 -101 -14 -26,7 -1.465 -71 -5,6 -307 -30
Geschlecht
Ma¨nner 33.009 1.949 15,5 470 19 3 3,7 111 5 11,8 359 14
Frauen 37.413 2.159 -15,5 -415 -24 -3 -3,7 -98 -5 -11,8 -316 -19
Alter
Unter 20-Ja¨hrige 14.357 1.109 -12,8 -891 -409 -59 13,7 952 46 -26,5 -1.843 -456
20 bis 60-Ja¨hrige 37.480 1.635 43,3 1.154 41 6 15,9 425 21 27,4 728 21
U¨ber 60-Ja¨hrige 18.584 3.654 -30,5 -1.639 -81 -12 -29,6 -1.593 -77 -0,9 -45 -4
Unter 25-Ja¨hrige 18.476 1.103 -9,7 -524 -90 -13 17,7 957 46 -27,4 -1.481 -137
25 bis 65-Ja¨hrige 38.161 1.836 37,5 982 35 5 8,6 224 11 28,9 758 24
U¨ber 65-Ja¨hrige 13.785 3.965 -27,8 -2.017 -104 -15 -26,3 -1.904 -92 -1,5 -113 -11
Kinder
Mitversicherte
unter 20 Jahren 13.284 1.114 -13,3 -1.005 -919 -131 12,6 946 46 -25,9 -1.951 -964
Mitversicherte
unter 25 Jahren 14.489 1.113 -14,5 -1.004 -918 -131 13,7 947 46 -28,2 -1.951 -964
Anmerkung: 1) Bezogen auf das Jahr 2003. − 2) Mitversicherte sind beitragsfrei. In den Berechnungen wurden sonstige
Einnahmen und Kredite aber auf alle Versicherten verteilt, so dass auch den Mitversicherten ein geringer
”
Beitrag“
angerechnet wird mit der Folge, dass sich rechnerisch (beitragsma¨ßig hohe) implizite Steuersa¨tze ergeben.
Quelle: Sachversta¨ndigenrat (2005).
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Tabelle E.13: Umverteilungsstro¨me und sozialversicherungsfremde Umverteilung in der
Sozialen Pflegeversicherung1)
Einkommensorientiertes Pauschal- Sozialversicherungs-
GKV-System beitragssystem fremde Umverteilung
An- ø Deckungs- impl. Deckungs- impl. vers.fremd. vers.
zahl Ausg. beitrag St.- beitrag St.- Umvert. fremd.
Gruppe je ins- pro satz ins- pro satz ins- pro St.-
Mitgl. ges. Kopf ges. Kopf ges. Kopf






B,i V Fi vfi τ
vf
B,i
(1) (2) (3) (4) (5) (6) (7) (8) (9) (10) (11) (12)
Versicherte 70.422 249 0,0 0 0 0 0,0 0 0 0,0 0 0
Mitglieder/Mitversicherte
Pflichtmitgl. 28.842 65 9,0 312 83 1,4 5,3 185 74 3,7 127 9
Freiw. Mitgl. 5.046 145 1,8 351 71 1,2 0,6 104 42 1,2 247 29
Mitgl.-Rentner 16.696 806 -9,6 -576 -250 -4,3 -9,3 -557 -223 -0,3 -19 -27
Mitversicherte2) 19.839 76 -1,2 -58 -331 -5,6 3,4 1747 70 -4,6 -232 -401
Versichertenstatus
Pflichtvers. 42.900 63 8,4 196 76 1,3 8,0 186 75 0,4 9 1
Freiw. Vers. 9.323 110 1,6 167 60 1,0 1,3 139 56 0,3 27 4
Vers. Rentner 18.199 760 -10,0 -547 -257 -4,4 -9,3 -510 -205 -0,7 -37 -52
Geschlecht
Ma¨nner 33.009 173 3,9 119 41 0,7 2,5 77 31 1,4 43 10
Frauen 37.413 317 -3,9 -105 -50 -0,8 -2,5 -68 -27 -1,4 -38 -23
Alter
Unter 20-Ja¨hrige 14.357 60 -0,4 -29 -96 -1,6 2,7 190 76 -3,1 -219 -172
20 bis 60-Ja¨hrige 37.480 61 10,3 275 82 1,4 7,1 189 76 3,2 86 6
U¨ber 60-Ja¨hrige 18.584 777 -9,9 -533 -218 -3,7 -9,8 -527 -211 -0,1 -5 -7
Unter 25-Ja¨hrige 18.476 57 0,3 16 22 0,4 3,6 192 77 -3,3 -176 -55
25 bis 65-Ja¨hrige 38.161 74 10,1 266 78 1,3 6,7 176 70 3,4 90 8
U¨ber 65-Ja¨hrige 13.785 993 -10,4 -757 -321 -5,5 -10,3 -744 -298 -0,1 -13 -23
Kinder
Mitversicherte
unter 20 Jahren 13.284 60 -0,6 -42 -240 -4,1 2,5 190 76 -3,1 -232 -316
Mitversicherte
unter 25 Jahren 13.284 59 -0,6 -41 -234 -4,0 2,8 191 76 -3,4 -232 -311
Anmerkung: 1) Bezogen auf das Jahr 2003. − 2) Mitversicherte sind beitragsfrei. In den Berechnungen wurden sonstige
Einnahmen und Kredite aber auf alle Versicherten verteilt, so dass auch den Mitversicherten ein geringer
”
Beitrag“
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